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Vorbemerkung

Nach dem Fall der Mauer wurde rasch offenkundig, daß das Hochschul-
und Forschungssystem der DDR verändert und neu strukturiert werden
mußte. Die Regierung de Maiziöre sowie die Regierungen der Bundesre-
publik Deutschland und der damals noch elf Länder baten im Sommer
1990 den \[issenschaftsrat, die Akademie der Wissenschaften, die Aka-
demie der Landwirtschaftswissenschaften und die Bauakademie zu be-
gutachten, Vorschläge für ihre Einpassung aus dem Wissenschaftssy-
stem eines Zentralstaates in ein Wissensehaftssystem eines foderalen
Staates zu machen und zugleich Empfehlungen fiir die ktinltige Struk-
tur der Hochschulen vorzubereiten. Ausdrücklich bestätigt wurde dieser
Auftrag an den Wissenschaftsrat in dem Vertrag über die Herstellung
der Deutschen Einheit (Einigungsvertrag) vom 23. September 1990. Dar-
in wurde den Akademien eine Finanzierungszusage des Bundes bis zum
31. Dezember 1991 gegeben. Diese Bestandsgarantie sollte den Institu-
ten bis zur Vorlage der Gutachten und der Entscheidungen über Struk-
tunreformen die Weiterarbeit ermöglichen. F\ir die Hochschulen sah der
Einigungsvertrag bereits ein Jahr früher die Entscheidung über Fort-
bestand oder Schließung (,,Abwicklung") der ganzen Hochschule oder
einzel:rer Sektionen vor. Der Wissenschaftsrat hat sich an diesen Ent-
scheidungen nicht beteiligt.

I. Arbeitsweise

Die Arbeit an den Empfehlungen zu den Hochschulen wurde im Som-
mer 1990 aufgenommen. Die erste Empfehlung wurde im November
1990 verabschiedet, die letzte im Juli 1992. Die Vorgehensweise des Wis-
senschaftsrates war die übliche:

- Von den Hochschulen wwden statistische Daten über Personal, Stu-
denten, Absolventen sowie Informationen zur künftigen Entwick-
lung, d. h. eigene Konzepte, angefordert. Die Antworten gingen im
September 1990 bei der Geschäftsstelle des Wissenschaftsrates ein'

- Für die einzelnen Fächergruppen wurde im Wissenschaftsrat jeweils
eine Arbeitsgruppe aus Mitgliedern des Wissenschaftsrates, extetnen
Sachverständigen aus dem In- und Ausland sowie Vertretern der Ver-
waltung aus Bund und Ländern gebildet. Immer waren Wissenschaft-
ler und später auch Verwaltungsangehörige aus den neuen Ländern
dabei. Es gab für den Hochschulsektor Arbeitsgruppen für Juristische
Fakultäten, Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche Fakultäten,
Medizinische Fakultäten, Lehrerbildung, Ingenieurwissenschaften,
Fachhochschulen, Agrarwissenschaften und Veterinärmedizin, Gei-
steswissenschaften, Naturwissenschaften sowie ftir die Kunst- und
Musikhochschulen. Die Arbeitsgruppen sind an die Hochschulen ge-

reist und haben dort mit der Leitung, den Professoren der betreffen-
den Fakultäten, den wissenschaftlichen Mitarbeitern und den Studen-
ten Gespräche geftiürrt und sich im Rundgang durch die Institute und
Bibliotheken über Forschungsvorhaben r.rnd Ausstattung informiert.



Nachdem die Fakultäten besucht worden waren, legten die Arbeits-
gruppen Berichte vor. Darin wurden die Ausgangslage geschildert,
Probleme analysiert und Empfehlungen vorgeschlagen. Diese Berich-
te wurden in einem fächerübergreifend zusammengesetzten Aus-
schuß des Wissenschaftsrates (,,Strukturausschuß") diskutiert, in dem
auch der Präsident der Hochschulrektorenkonferenz und mehrere
Rektoren und Wissenschaftler aus den neuen und alten Ländern mit-
wirkten.

Der Wissenschaftsrat, in dem Bund und Länder zusammen die Hälfte
der Stimmen haben, hat die nach den Beratungen im Strukturaus-
schuß modifizierten Berichte dann beraten und verabschiedet. Alle
Berichte wurden unverzüglich vervielfültigt und der öffenttichkeit
zugänglich gemacht.

II. Probleme

1. Die Hochschulen der ehemaligen DDR, die mit der III. Hochschul-
reform von 1968 eine Reihe forschungsaktiver Institute an die Akade-
mien abgeben mußten, haben unter den privilegierten Akademien
gelitten. Das sou{etische Modell zentralistisch geftihrber Forschr.mgs-
akademien hatte zur weitgehenden Abschottung gegeniiber den
Hochschulen und in einigen Fächern zu einem erheblichen For-
schungsdefizit in den Hochschulen geflihrt. Dort gab es auch For-
schung, doch vielfach dominierten Lehre und Erziehung. Rund 20
Prozent des Lehrdeputats entfielen auf Marxismus-Leninismus,
Wehrerziehung und Sport. Häufrg wanderten gute Forscher in die
Akademien ab.

2. 1990 waren an Hochschulen (einschließlich der Hochschulkliniken)
der DDR rund 38 000 Wissenschaftler (einschließlich der befristet
Beschäftigten sowie der Lektoren und Lehrer im Hochschuldienst)
beschäftigt. Die Hochschulen (ohne Fachhochschulen) der viermal
größeren Bundesrepublik hatten dagegen nur rund 72 000 Stellen für
Wissenschaftler. Auch wenn man zu diesen 72 000 Stellen noch rund
20 000 aus Drittmitteln beschäftigte Wissenschaftler (vielfach Dokto-
randen) hinzuzählt, ändert sich am Ergebnis des Vergleichs nichts:
Die Hochschulen der DDR waren relativ zur Bevölkerung und noch
stärker relativ ztllr Zahl der Studenten sehr gut mit Personal ausge-
stattet.

3. Die DDR praktizierte einen rigorosen planerischen Numerus clausus,
der seit den 70er Jahren kein Wachstum der Studentenzahlen zuließ.
1989 durften alle Hochschulen zusammen nur 26 100 Studienanfän-
ger zulassen (110 000 Studenten insgesamt), die Studienanftingerquo-
te (Anteil am Altersjahrgang) lag zwischen 11 und 12 Prozent. Die
Vergleichszahl von 26 bis 27 Prozent füLr die Bundesrepublik belegt
die ,,Unterakademisierung" und damit auch den Nachholbedarf auf
dem Weg der Angleichung der Lebensverhältnisse. Zugleich hatte die
DDR die Studenten auch gegen deren Präferenzen überproportional
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in ,,nützliche" Studiengänge gelenkt: Es gab überproportional viele
Studenten in den Ingenieur- und Agrarwissenschaften, in den ökono-
mischen Studiengängen und in der Lehrerbildung. Umgekehrt war
die Zahl der Studenten in den Geisteswissenschaften, der Rechtswis-
senschaft, in Psychologie, Physik, Biologie, den Geowissenschaften,
Informatik und Architektur relativ gering.

Da jedoch die Anftinger gezielt ausgewählt wurden, dank guter Be-
treuung und verschultem Lehrbetrieb kurz studiert wurde (werden
mußte, denn Lernfreiheit gab es nicht) und der Plan den Studienmiß-
erfolg nicht vorsah, ist die Unterakademisierung bei den Absolventen
längst nicht so groß wie bei den Anftingern. 1989 hatte die DDR 26 500
Absolventen, 16 pro 10 000 Einwohner. In der Bundesrepublik waren
es 125 000 Absolventen, 22 pto 10 000 Einwohner - eine keineswegs
so spektakuläre ,,Unterakademisierung" der DDR, wie häufig ange-
nommen wird.

4. Die Vorstellungen des Bruderlandes sowjetunion hatten sich auch in
der Hochschulstruktur durchgesetzt. seit Kriegsende hatte es nicht
eine einzige Universit'ätsneugriiLndung gegeben: Die Humboldt-Uni-
versität und die Universitäten in Rostock, Greifswald, Halle, Jena und
Leipzig wurden weitergeführt, jedoch nicht nennenswert ausgebaut'
statt dessen grtimdete die DDR Spezialhochschulen: für schwer-
maschinenbau in Magdeburg, ftir Elektrotechnik in Ilmenau, für Che-
mietechnik in Merseburg, fiil LPG-Leiter in Meißen, für die leitenden
Verwaltungskader und Diplomaten in Potsdam-Babelsberg etc. Cha-

rakteristisch füLr: die praxisorientierte Berufsausbildung, die in den be-
rufsorientierten Studiengängen vermittelt wurde, waren die enge
Bindung an eine Branche, die Monokultur eines oder zweier Fächer

und die Bindung der Forschung an die BedüLrfnisse der Industriebe-
triebe.

Auch aus einem anderen Grund unterschied sich das Hochschulsy-
stem völtig von dem im westen: Fachhochschulen existierten nicht,
statt dessen hatte man Ende der 60er Jahre aus einigen Ingenieur-
schulen Ingenieurhochschulen gegründet, die im Laufe der Zeit bis

auf drei zu Technischen Hochschulen umgewandelt wurden. Diese
kleinen, spezialisierten Hochschulen erhielten im Laufe der Ze\t,

einige erst 1988, auch das Fromotions- und Habilitationsrecht.

5. Ein weiteres Problem lag in der Notwendigkeit für den grundlegen-
den Neuaufbau vieler Fächer. Rechts- und Wirtschaftswissenschaf-
ten, um nur zwei Fächer prototypisch zu nennen, hatten ganz andere
Inhalte als im Westen. Mit dem Zusammenbruch der Gesellschafts-
und Wirtschaftsordnung der DDR gingen in diesen Fächern auch Ge-
genstände und Inhalte verloren. Viele dieser Fächer wurden ,,abge-
wickelt", andere nicht, z. B. die Agfarökonomie. In all diesen Fächern
war ein grundlegender inhaltlicher Neuaufbau erforderlich, der nur
mit einer weitgehenden oder völligen personellen Erneuerung er-
reicht werden konnte.



III. Überblick über die Empfehlung

Die enge spezialisierung zahlreicher Hochschulen erwies sich als ein
gravierendes strukturdefrzit, das rasch durch Arrondierung, Fusion oder
schließung überwunden werden mußte. Im Ergebnis sehen die Empfeh-
lungen des wissenschaftsrates vor, aus den b4 Hochschulen, die es zur
Zeit der DDR gab, 12 universitäten mit einem verbreiterten Fächerspek-
trum sowie 12 Kunst- und Musikhochschulen und 20 Fachhochschulen
mit teilweise mehreren standorten zu gnirrden. Mit dieser ftideral kom-
patiblen Hochschulstruktur wurden Rahmenbedingungen ftiLr leistungs-
und konkurrenzfähige Hochschulen in den neuen Ländern gesetzt.

Der wissenschaftsrat hat vorgeschlagen, anstelle der eng spezialisierten
Technischen Hochschulen und Ingenieurhochschulen unter Einbezie-
hung einiger Fachschulen durch Neugr{.iLndung ein System von Fach-
hochschulen aufzubauen. Dabei war es ein wichtiges Ziel, die zumeist
auf einzelne ingenieurwissenschaftliche Disziplinen beschränkten Ein-
richtungen durch fachlich erweiterte Fachhochschulen zu ersetzen. Als
neue studiengänge wurden z. B. sozialwesen, Betriebswirtschaft und
Design empfohlen.

An den universitäten mußten einzelne Fächerbereiche grundlegend neu
aufgebaut werden, weil es sie entweder in der DDR nicht gab oder die
vorhandenen Disziplinen mit dem politischen system des sED-staates
allzu eng verquickt waren. so war mit den tiefgreifenden veränderun-
gen und dem Ausbau des Rechtssystems ein grundlegender Neuaufbau
der Rechtswissenschaft und damit auch der Juristischen Fakultät unab-
weisbar geworden. Gleiches gilt fl.ir die wirtschafts- und sozialwissen-
schaften, die mit dem systembruch in wirtschaft und Gesellschaft ihre
soziale Entsprechung verloren hatten und damit ebenfalls einer grundle-
genden Erneuerung bedurft,en. Bei der Neustrukturierung der Lehrer-
ausbildung mußte nicht nur darauf geachtet werden, sie aus der früheren
politischen Instrumentalisierung zu lösen, sondem auch darauf, daß der
Anschluß an die in den westlichen Ländern etablierten standards gefun-
den wurde, die ftir alle Lehrer eine Ausbildung an Hochschulen,rorse-
hen. In den Geisteswissenschaften war eine, wenngleich differenzierte
Beeinträchtigung der wissenschaftlichen standards durch den, zumal
doktrinär verknöcherten, marxistisch-leninistischen Monopolanspruch
in der Theorie festzustellen; dies galt beispielsweise füLr die historisch-
philosophischen Fächer in stärkerem Maße als für die Sprachwissen-
schaften. An vielen universitäten ist eine verbreiterung des zuweilen
eng spezialisierten Fächerspektrums der Geisteswissenschaften erJ'or-
derlich.

Die Ausbildungsbedingungen an den Kunst-, Musik- und rheaterhoch-
schulen der DDR waren in weiten Bereichen vorbildlich. Dies betraf ins-
besondere die intensive Betreuung der studierenden und die Ausrich-
tung auf den späteren Beruf als KüLnstler, Musiker oder Schauspieler.
Lediglich ftir einzelne Teile der Ausbildungskonzepte hat der wissen-
schaftsrat Korrekturen empfohlen. Dagegen wurden ftir die Bildenden
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Künste inhaltliche Neuorientierungen und Neuberufungen füT die
Hochschulen als notwendig angesehen, die in ihrem kü,nstlerischen Ent-
wicklungsstand vielfach stehengeblieben waren und in ihrer Isolierung
den Anschluß an die kü'nstlerische Entwicklung verloren hatten'

Die agrarwissenschaftliche Ausbildung war stark an der ihrerseits spe-

zialisierten landwirtschaftlichen Betriebsstruktur orientiert, die eine

scharfe Tlenmrng nach Tier- und Pflanzenproduktion praktizierte. Der
Wissenschaftsrat hat die Zusammenführung dieser getrennten Bereiche
und darüber hinaus, wie auch in der veterinärmedizin, eine Konzentra-
tion der Ausbildungskapazitäten vorgeschlagen. Dies wurde insbesonde-
re in Berlin erforderlich, da es hier durch die Wiedervereinigung zur
Doppelung der,,grti,nen" Disziplinen gekommen war.

Für die Hochschulmedizin war im Hinblick auf die medizinische Ausbil-
dung unter anderem die Flage von Bedeutung, wie die medizinischen
Akademien, die über keine vorklinische Ausbildung verfügten, zuzword-
nen sind. Hier wurde die Integration der Medizinischen Akademien in
benachbarte Universitäten als längerfristig sinnvolle Lösung angesehen.

Die Naturwissenschaften spielten in den Hochschulen der DDR eine ge-

ringere Rolle als die ,,nützlichen" Technikwissenschaften, vor allem galt
dies ftiLr die Molekularbiologie und die auf wenige Standorte konzentrier-
ten Geowissenschaften. Die Informatik war erst spät als eigenständige
Disziplin gefiirdert worden und konnte nur vergleichsweise wenige Stu-
dienplätze anbieten. Angesichts des immensen Investitionsbedarfs für
die Naturwissenschaften und der anzustrebenden fachlichen Breite in
der Ausbildung empfahl der Wissenschaftsrut, nicht an jeder Techni-
schen Universität einer fachlieh unbegrüLndeten Vollständigkeitsvorstel-
lung zu folgen, wonach jedes naturwissenschaftliche Fach auch einen
eigenständigen Diplomstudiengang anbieten muß. An den Technischen
Universitäten sollen die dort ftir die Ausbildung der Ingenieure notwen-
digerweise tätrgen Naturwissenschaftler sich auch in der Forschung an
den Aufgaben der Technik orientieren.

Es war im Hinblick auf den Umfang der gestellten Aufgabe unvermeid-
lich, daß die Empfehlungen in mancher Hinsicht einen vorläuflgen Cha-
rakter tragen. Zum Teil wurden bewußt nur kurz- oder mittelfristige
Ausbauziele anvisiert; vielfach ging es zunächst auch darum, vorhande-
ne wissenschaftspotentiale zu sichern und eine zukunf'tsorientierte Ent-
wicklung aufzuzeigen. Allzu enge Vorgaben hätten den Entwicklungs-
spielraum unnötig eingeschränkt; in manchen Fällen konnte es auch nur
darum gehen, allgemeine Rahmenbedingungen zu setzen, deren Ausfül-
lung der kürnftigen Entwicklung vorbehalten bleiben muß und kann.



fV. Leitlinien der Empfehlung

Die Empfehlungen des Wissenschaftsrates frir die Neustruktwierung
der Hochschullandschaft in den neuen Ländern folgen sieben Leitlinien:

Leitlinie 1: Stärkung der Forschung durch Integration von Akademie-
wissenschaftlern in die Hochschulen

Diese naheliegen{g Leitlinie stößt auf Schwierigkeiten, vor allem wegen
der personellen Überbesetzung der Hochschulen und der immensen
Finanznot der neuen Länder. Aber es gibt noch weitere Hemmnisse: so
der Umstand, daß in der DDR nicht selten Wissenschaftler die Hoch-
schulen in Richtung Akademie verlassen haben, um befreit von den Mü-
hen der Lehre sich unter Inanspruchnahme der Akademie-Privilegien
ausschließlich der Forschung widmen zu können.

Leitlinie 2: Zusammenarbeit von außeruniversitären Forschungsein-
richtungen und Hochschulen

Angesichts des Umstandes, daß der Überftiürrung außeruniversitärer
Forschung in die Hochschulen enge, vor allem finanzpolitische Grenzen
gezogen sind, kommt der Kooperation von Hochschulen und den auf
Empfehlung des \[issenschaftsrates entstandenen neuen außeruniversi-
tären Forschungseinrichtungen besondere Bedeutung zu. Hier liegt in
den neuen Ländern struktr.ubedingt das Schwergewicht bei den gemein-
sarn von Bund und Sitzland finanzierten sogenannten Blaue Liste-Insti-
tuten.

Leitlinie 3: Spezialhochschulen integrieren

Im realsozialistischen System aus Wirtschaftsplanung, Arbeitskräfte-
bedarfsplanung und Hochschulplanung hatten Spezialhochschulen und
spezialisierte Studiengänge Platz und Rechtfertigung. Mit dem Zusam-
menbruch des Systems wurde auch die Leitidee der Spezialhochschule
in Frage gestellt. Das Konzept der Spezialhochschulen widerspricht den
Vorstellungen der ,,universitas" einer Universität mit breitem Fächer-
spektrum und grundlagenorientierter Forschung. Von daher liegt es
nahe, Spezialhochschulen grundsätzlich als Technische Fakultäten,
Wirtschaft,swissenschaftliche Fakultäten, Juristische Fakulttiten oder
Medizinische Fakultäten in die bestehenden Hochschulen zu inte-
grieren.

Leitlinie 4: Leistungsftihige Fachhochschulen gründen

In den alten Bundesländern haben sich Fachhochschulen bewährt, sie
bilden inzwischen 70 Prozent der Ingenieure, 50 Prozent der Informati-
ker und knapp 50 Prozent der Betriebswirte aus. Deswegen hat der Wis-
senschaftsrat ein besonderes Augenmerk auf die rasche Gründung von
Fachhochschulen in den neuen Ländern gelegt. Dabei sollen diese Fach-
hochschulen in erster Linie aus bestehenden Hochschulen entstehen.
Jedenfalls nicht durch Überfrihrung der über 200 Ingenieur- und ande-
ren Fachschulen, die diesen Statusschub verständlicherweise gerne
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sehen würden r.rnd entsprechend rtihrig bei den Anträgen zur Gründung
von Fachhochschulen waren. Ftir die Umwandlung bestehender Hoch-
schulen in Fachhochschulen spricht, daß füI weitere universitäre Inge-
nieurwissenschaften neben Dresden, Freiberg, Chemnitz, Ilmenau, Mag-
deburg und Rostock weder Bedarf noch Geld vorhanden ist.

Leitlinie 5: Entspezialisierung der Studiengänge

Hochspezialisierte Studiengänge, wie sie es in der DDR an vielen Fakul-
täten gab, paßten zu einer Planwirtschaft mit detaillierter Arbeitskräfte-
bedarfsplanung. Diese Voraussetzung ist mit der Einführung der Markt-
wirtschaft entfallen. Ftir die Hochschulabsolventen kommt es jetzt dar-
auf an, eine breite Ausbildung zu bekommen, die sie flexibel einsetzbar
macht. Das Profil der Studiengänge muß deswegen breiter werden, die
Grundlagen müssen stärker betont werden und die ftiLr den Beruf erfor-
derliche Spezialisierung muß vielfach in die erste Berufsphase verlegt
werden.

Leitlinie 6: Erneuerung vor Neugri.iLndung

Wer die Hochschulen in den neuen Ländern bereist hat, weiß von den
gewaltigen Investitionsbedarfen. Um auch nur annäiherungsweise West-
standard bei Gebäuden, Geräten und Bibliotheken zu erreichen, sind
Milliarden erforderlich. In den neu aufzubauenden Fächern kommt die
Schwierigkeit hinzu, für die in großer Zalal ru besetzenden Professuren
geeignete Bewerber zu finden. Angesichts vorerst noch schwieriger
Arbeits- und Lebensumstände (Wohnungen!) ist es auf absehbare Zeit
nicht einfach, qualifizierte Bewerber aus dem Westen auf die Professu-
ren zum Beispiel für Rechtswissenschaft oder Volkswirtschaftslehre zu
berufen. FriLr den Wissenschaftsrat hat die Erneuerung der bestehenden
Hochschulen daher Vorrang vor der GrüLndung neuer Universitäten, was
nicht ausschließt, daß einzelne mit Hochschulen unterversorgte Länder
Neugfündungen errichten.

Leitlinie 7: Zwei Phasen füLr den Hochschulausbau

In der ersten Phase, die etwa bis 1995/1996 anzusetzen ist, sollen die
Konsolidierung der bestehenden Hochschulen und der Ausbau der
Fachhochschulen im Vordergrund stehen. Wenn dann finanziell neue
Spielräume bestehen, kann man auch an weiteren Ausbau und zusätz-
liche Neugründungen denken.

V. Vorläufiger Abschluß

Mit der Verabschiedung der Empfehlungen zu den Geistes- und Natur-
wissenschaften im Juli 1992, die in enger Kooperation mit den auf Emp-
fehlung des'Wissenschaftsrates in allen neuen Ländem 1991 eingesetz-
ten Landeshochschulstrukturkommissionen entstanden, ist die in Um-
fang und Komplexität historisch einmalige Aufgabe des Wissenschafts-
rates weitgehend abgeschlossen. Es folgen noch Stellungnahmen zu den
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iT ha Brandenburg beabsichtigten Hochschurgnindungen. Darüber
hinaus wird es in den nächsten Jahren eine Reihä von Eirzelstellung-
nahmen zu standorten, Baumaßnahmen und zur umsetzung der struk-
turempfehlungen des Wissenschaftsrates geben.

An den in diesem Band zusammengefaßten Empfehrungen haben in 16
Arbeitsgruppen insgesamt ca. 200 sachverständige --auch aus den
neuen Ländern sowie aus dem Ausland - mitgewirkt, die in der Mehr-
zahl nicht dem wissenschaftsrat angehörten. ohne ihr Engagement wä-
ren diese Empfehlungen weder in der erforderlichen zeit noch in der er-
reichten Qualität möglich gewesen. Ihnen gilt es zu danken. Mit ihrem
das übliche Maß weit überschreitenden Einsatz haben alle, die im wis-
senschaftsrat und in seinen Arbeitsgnrppen mitgewirkt haben, ein Bei-
spiel für uneigennützigkeit und praktizierte selbstverwaltung in der
wissenschaft gegeben, Prinzipien, die ftir das deutsche Hochscf,ul- und
Forschungssystem konstitutiv sind.
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Empfehlungen
zur Bildung von Hochschulstrukturkommissionen

und zur Berufungspolitik an den Hochschulen
in den neuen Läindern und in Berlinl)

vomNovember 1990

1. Für die wirtschaftliche und soziale Entwicklung in den neuen Län-
dern spielen die Hochschulen eine wichtige Rolle. Um ihre l,ei-
stungsf?ihigkeit zu stärken, sind strukturelle Veränderungen und per-

sonelle Erneuerungen erforderlich. Der Wissenschaftsrat wird im
Laufe des Jahres 1991 Empfehlungen fiir eine überregional koor-
dinierte, institutionell differenzierte und in ihrer Fächerstruktur den
veränderten wirtschaftlichen und sozialen Gegebenheiten entspre-
chende Hochschulentwickltrng vorlegen, die von den Ländern trnd
Hochschulen umgesetzt werden müssen.

Zur Vorbereitung dieser und anderer hochschulpolitischer Maßnah-
men, insbesondere bei der Berufung von Professoren, empfiehlt der
Wissenschaftsrat den neuen Ijändern, jeweils eine Hochschulstruk-
turkommission aus unabhängigen Sachverständigen einzusetzen. In
den alten Bundesllindern haben sich solche Kommissionen bei der
Grtindung neuer Hochschulen und bei der Ausarbeitung von Hoch-
schulentwicklungsplänen bewährt. Dieses Instrument wird deshalb
als Hilfe für Land und Hochschulen bei der Lästrng der anstehenden
Aufgaben empfohlen.

2. Diese Kommissionen sollen die Landesregierungen auf der Basis der
Empfehlungen des Wissenschaftsrates beraten. Aufgaben sind u. a.:

- Beratung bei der Neu- und Umgrtindung von Hochschulen, insbe-
sondere bei der Gründung von Universittiten und Fachhoch-
schulen,

- Beratungbeim Auf- und Ausbau neuer Fächer und bei der inhalt-
lichen Neustrukturierung vorhandener Fächer,

- Beratung bei größeren Investitionen in Hochschulen und For-
schr.mgsinstituten,

- Beratung bei der Einsetzung von Berufungskommissionen.

Die Mitglieder der Hochschulstrukturkommission sollen nach Anhö-
rung der jeweiligen Landesrektorenkonferenz durch die Landesre-
gierung berufen werden. Im Interesse effektiver Arbeit sollen es nicht
mehr als zehn bis zwölf Mitglieder sein. Die Mehrzahl der Mitglieder

jEJ-e-pr"rrlungen gelten nur für den Teil des Landes Berlin, in dem das Gmnd-
gesetz vor dem 3. Oktober 1990 nicht galt.
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3.

sollen anerkannte Wissenschaftler sein. Hinzu treten der Wissen-
schaft verbundene Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens. Die
Mitglieder sollen nicht aus dem jeweiligen Bundesland stammen.

Unabhängig davon, ob die Hochschulen aufgrund des Einigungsver-
trages ganz oder in Teilen überführt oder abgewickelt werden, sind
künftig zahlreiche Berufungsverfahren erforderlich. Hierfi.ir emp-
fiehlt der Wissenschaftsrat nachfolgend Regebr, die sich bei der Neu-
gni,ndung von Hochschulen und Fakultäten bewährt haben:

- In einer Übergangszeit sollen grundsätzlich alle Berufungskom-
missionen vom zuständigen Landesminister im Benehmen mit
der Hochschulstrukturkommission eingesetzt werden. Ftir die
Einrichtung und Besetzung der Berufungskommissionen kann die
Hochschule Vorschläge unterbreiten.

- Die Berufungskommissionen sollen im Regelfall aus sechs Profes-
soren, einem Vertreter aus der Gruppe der Assistenten, Oberassi-
stenten und Dozenten sowie einem Vertreter der Studenten beste-
hen. Mindestens drei Professoren müssen von auswärts kommen.

- Die Berufungslisten werden in die Fakulttit/den Fachbereich und
den Senat sowie direkt an den zuständigen Landesminister gelei-
tet. Fakultät/Fachbereich und Senat können dazu Stellung
nehmen.

- Bei neu aufzubauenden Fächern/Disziplinen soll jeweils nur eine
Berufungskommission eingerichtet werden, die im Einvernehmen
mit der Hochschulstrukturkommission des Landes zunächst einen
Strukturplan erstellt. Auf dieser Basis sollen die zu besetzenden
Professorenstellen ausgeschrieben werden.

- In einer Übergangszeit können Angehörige der eigenen Hoch-
schule bei entsprechender Qualifikation bei der Besetzung von
Professorenstellen benicksichtigt werden. In der Regel soll jedoch
das,,Hausberufungsverbot" gelten.

Insbesondere in den Geistes-, Sozial- und Wirtschaftswissenschaften
ist vielfach ein grundlegender Neuaufbau erforderlich, um eine den
internationalen Standards entsprechende Professionalität zu errei-
chen. Im Zuge dieses Neuaulbaus mtissen Berufi.rngsgebiete neu ein-
gerichtet werden. Für einige andere bisher an den Hochschulen ver-
tretene Berufungsgebiete wird kein Bedarf mehr bestehen.

Die Überpnifung der fachlichen Qualifikation und der persönlichen
Integrität der Wissenschaftler und ihres Verhaltens in der Vergangen-
heit ist Angelegenheit des Dienstherrn und der Hochschule.

Bei der Umdefrnition von Lehr- und Forschungsgebieten in den
Hochschulen muß geprüft werden, ob das Qualifrkationsprofrl des
Stelleninhabers der Anforderung der Stelle in ihrer neuen Definition
entspricht.

4.
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5. Die derzeitige Rechtslage (Verordnung über Hochschulen, insbeson-
dere 12. Abschnitt, § 106, Abs' 4) läßt die hier vorgeschlagenen Rege-

lungen nicht zu. Der Wissenschaftsrat empfrehlt daher den neuen
Ländern und dem Land Berlin, durch Novellierung der Hochschul-
verordnung auf gesetzlicher Grundlage die Voraussetzungen zu

schaffen, die es erlauben, insbesondere bei den Berufungen nach den
hier vorgeschlagenen Regeln zu verfahren.
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I. Anlaß und Gegenstand

An den Hochschulen der neuen Länder hat der prozeß der umstruktu-
rierung der Fächer und der Erneuerung von Teilen der Lehrinhalte be-
gonnen. Insbesondere in den Geistes-, sozial-, Rechts- und wirtschafts-
wissenschaften ist vielfach ein grundlegender Neuaufbau erforderlich.
Zur Erleichterung des Neuaufbaus haben die neuen Länder entspre-
chend den Regelungen des Einigrmgsvertrages einige Bereiche der
Hochschulen nicht übernommen und damit das bisher dort tätige perso-
nal nicht in den Landesdienst aufgenommen.

Nach den Erfahrungen, die die Arbeitsgruppen des wissenschaftsrates
bei ihren Besuchen von Hochschulen und Forschungsinstituten der
neuen Länder gewonnen haben, müssen rasch und gezielt Förderungs-
maßnahmen ergriffen werden, die

a) diesen Umstrukturierungsprozeß stützen und beschleunigen,

b) Defizite in der Lehre beheben und insbesondere in den Geistes-,
Sozial-, Rechts- und Wirtschaftswissenschaften ein mit wesilichen
Hochschulen kompatibles Lehrangebot gewährleisten, damit den
Studierenden schon in der Umbruchphase eine qualifizierte Ausbil-
dung ermöglicht wird,

c) den wissenschaftlichen Nachwuchs ftirdern, damit sich die besonders
leistungsfähigen Nachwuchswissenschaftler durch Aufenthalte an
Hochschulen und Forschungsinstituten in den westlichen Ländern
oder im Ausland dem internationalen Wettbewerb stellen und ftir
spätere Berufungen auf Professorenstellen qualifizieren können.

Der Wissenschaftsrat sieht auf diesen Gebieten einen dringenden Hand-
lungsbedarf fi.ir die Hochschulpolitik. Es gilt, die Leistungsfühigkeit der
Hochschulen in den neuen Ländern rasch zu erhöhen, damit sie in allen
Fächern im nationalen und intemationalen wettbewerb bestehen kön-
nen. Nachdem der Wissenschaftsrat schon im November 1g90 ,,Empfeh-
lungen zr.rr Bildung von Hochschulstrukturkommissionen und zur Be-
rufungspolitik an den Hochschulen in den neuen Llindern" verabschie-
det hat, legt er jetzt ,,Empfehlungen zur Erneuerung der Lehre und zur
Fördenrng des wissenschaftlichen Nachwuchses" vor und bittet Bund
und Länder, die hierfi.iLr notwendigen Finanzmittel bereitzustellen.

Er ist sich bewußt, daß es zahlreiche weitere Frobleme gibt, vor denen
die Hochschulen der neuen Länder stehen und mit deren Lösung rasch
begonnen werden muß. Bund rmd Länder bereiten deswegen auch Vor-
schläge ftir notwendige Maßnahmen ftir die Hochschulen der neuen
Länder und im ostteil von Berlin vor. Dabei werden neben den hier vom
Wissenschaftsrat ftir vordringlich angesehenen Maßnahmen zur Emeu-
erung der Lehre und zur Förderung des wissenschaftlichen Nachwuch-
ses u. a. Maßnahmen ftir Gerätebeschaffungen, Bauvorhaben und Gäste-
häuser erörtert, zu denen der wissenschaftsrat bereits in den im Juli 1gg0
verabschiedeten ,,Perspektiven für Wissenschaft und Forschung auf
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dem Weg zur deutschen Einheit" Stellung genommen hat. Der Wissen-
schaftsrat htilt diese Maßnahmen weiterhin für außerordentlich wichtig.
Darüber hinaus ist es nach seiner Auffassung unabdingbar, im Flahmen
der geplanten Maßnahmen Finanzierungsmöglichkeiten für qualifiziert'e
Wissenschaftler, Arbeitsgruppen und Institute vorzusehen, die bislang
an der Akademie der Wissenschaften oder der Akademie der Landwirt-
schaftswissenschaften angesiedelt waren und die nach den Vorstellun-
gen des Wissenschaftsrates in oder an die Hochschulen verlagert werden
sollen. Er hat hierzu im FLahmen der Begutachtungen der außeruniversi-
tären Forschungseinrichtungen Stellung genommen.

Der Wissenschaftsrat bittet Bund und Länder, alsbald zur Umsetzung
dieser Empfehlungen Verhandlungen aufzunehmen und dabei auch die
Finanzierung und die rechtlich zulässige Ausgestaltung im einzelnen zu
klären.

II. Erneuerung der Lehre

In vielen Fächern sind Defizite in der Lehre zu beheben oder Lücken zu
schließen. In den Rechts-, Sozial- und Wirtschaftswissenschaften sowie
in zahlreichen Geisteswissenschaften ist eine grundlegende Erneuemng
der Studiengänge und Lehrinhalte erforderlich. Diese Maßnahmen sind
besonders dringlich, um den Studierenden dieser Fächer Nachteile beim
Berufseintritt gegenüber den Studierenden der westdeutschen Hoch-
schulen zu ersparen und eine Abwanderung vieler Studierender von ost-
deutschen an westdeutsche Hochschulen zu vermeiden. Beides wird
sich ohne Beteiligung von l,ehrpersonal aus den alten Ländern, womög-
lich auch aus dem Ausland, nicht erreichen lassen, da eine Qualifizie-
rung des bisherigen Lehrpersonals in den neuen Lehrgebieten längere
Zeit in Anspruch nehmen wird und Neuberufungen in großem Umfang
kurzfristig nicht zu erwarten sind.

Eine Einstellung oder auch nur längere Unterbrechung des Lehrbetriebs
seheidet im Interesse der Studierenden aus. In dieser Situation wäre es

unverantwortlich, die Hochschulen sich selbst zu überlassen. Sie brau-
chen dringend Unterstützung, und zwar voraussichtlich fi.ir eine Reihe
von Jahren. Der Wissenschaftsrat spricht sich deshalb nachdrücklich fi.ir
eine,,Durchmischung" der Lehrkörper der ostdeutschen Universitäten
mit Wissenschaftlern aus dem Westen aus. Hierfi.ir mü§sen rasch organi-
satorische Vorkehrungen getroffen und frnanzielle Mittel bereitgestellt
werden.

Die Beteiligung von Wissenschaftlern aus den alten Ländern und aus

dem Ausland wird um so höher sein müssen, je gIößer der Erneuerungs-
bedarf in der Lehre ist. Er ist in der Regel nicht durch die lJbernahme
einzelner Lehrveranstaltungen durch Gastprofessoren zu decken, schon
gar nicht durch Gastvorträge. Erforderlich ist vielmehr ein intensives,
kontinuierliches und inhaltlich koordiniertes Engagement westlicher
Wissenschaftler in der Lehre.
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Bund und Länder haben im vergangenen Jahr bereits erhebliche An-
strengungen unternommen, geeignete Gnrndlagen für die Erneuerung
der Lehre zu schaffen. Nach Auffassung des Wissenschaftsrates sollten
diese Bemtihungen insbesondere auf folgenden Wegen weitergeführt
werden:

1. Beurlaubung oder Abordnung von Professoren und Assistentenl)
westdeutscher Hochschulen mit vollem Lehrdeputat oder Teilen
hiervon fi.ir mehrere Semester an eine ostdeutsche Hochschule. Hier-
mit wiirden die Betreffenden verpflichtet, sich auf die Lehr- und Frü-
fungsaufgaben sowie die Betreuung von Doktoranden stärker zu kon-
zentrieren und sich häufrger und länger an der ostdeutschen Hoch-
schule aufzuhalten, als dies bei Gastprofessoren und Lehrbeauftrag-
ten die Regel sein kann.

Erforderlich hierfüLr werden angemessene Aufwandsentsehädigun-
gen in der Höhe, wie sie derzeit den in die neuen Länder entsandten
Beamten und Angestellten gezahlt werden, ferner Mittel ftir Reise-
kosten. Als Kompensation ftir die (Teil-)Abordnungen sollten den be-
troffenen westlichen Hochschulen entsprechende Mittel für Gast-
und Vertretungsprofessuren, Lehraufträge und die befristete Einstel-
lung wissenschaftlicher Mitarbeiter zugewiesen werden. Zur Unter-
stützr.rng der abgeordneten Professoren sollten ferner Mittel fiiLr wis-
senschaftliche und studentische Hilfskräfte bereitgestellt werden,
damit ihre Vorlesungen an den ostdeutschen Hochschulen durch
Tutorien und Übungen ergänzt werden können.

2. Einsatz emeritierter Professoren. Dieser Personenkreis bietet sich vor
allem deshalb an, weil er über lange Lehr- und Forschungserfahrun-
gen verftigt, zudem in der Regel von anderweitigen Verpflichtungen
entlastet und materiell gesichert ist und nicht als Konkurrenz bei
künftigen Stellenbesetzungen empfunden wtirde. Er sollte deshalb
gezielt angesprochen und vor allem ftiLr einführende Veranstaltungen
gewonnenwerden.

Erforderlich werden hierfür ebenfalls Aufwandsentschädigungen,
Mittel ftir Reisekosten, ftir studentische und wissenschaftliche Hilfs-
kräfte sowie Sachmittel fiin die Lehre.

3. Lehrstuhlvertretungen für mehrere Semester durch Nachwuchswis-
senschaftler aus westlichen Hochschulen und Forschungseinrichtun-
gen. Sie erlauben es, notwendige Neuberufungen über einen längeren
Zeitraum zu verteilen und tragen dazu bei, die Berufungschancen fi.ir
Nachwuchswissenschaftler aus den Hoehschulen der neuen Länder
zu erhalten, welche sich zunächst vielfach noch durch einige Jahre
Forschung an Hochschulen und Forschungsinstituten in den alten
Ländern oder im Ausland qualifizieren sollten.

1) Wenn hier von ,Assistenten" gesprochen wird, so geschieht dies aus Gninden der
sprachlichen vereinfachung. Eingeschlossen sind immer Dozenten, oberassistenten,
Akademische Räte, wissenschaftliche Mitarbeiter eüc.
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Erforderlieh werden hierfüLr neben den üblichen Vergtitungen
Lehrstuhlvertretungen Mittel ftir Reisekosten sowie Sachmittel
dieLehre.

4. Einsatz von Lehrbeauftragten aus Forschungsinstituten und der Be-

rufspraxis. Erforderlich hierftir werden Aufipandsentschädigungen
und Reisekosten.

Fi.ir die Realisierung dieser Maßnahmen muß rasch ein wirksames In-
strument entwickelt werden. Eine Möglichkeit hierfüLr wäre, ftir einige

Jahre einen zentralen Fonds einzurichten, aus dem die vorgenannten
Maßnahmen frnanziert werden. Anträge sollten alle ostdeutschen Hoch-
schulen stellen können.

Für diejenigen Fächer, die vor einem grundlegenden Neuaufbau stehen

- una iwar sowohl ftir solche, die an die Stelle ,,abgewickelter" Einrich-
tungen treten, als auch ftir solche, die ohne solche Vorgängereinrichlun-
gen neu eingerichtet werden -, empfiehlt der wissenschaftsrat die uber-
.r"t -" rro.r ,,Pate.rschaften" durch Hochschulen in den alten Ländern.
In mehreren FäIlen ist es bereits zu entsprechenden vereinbarungen
zwischen Hochschulen der neuen und alten Länder gekommen. Diesen

begrüßenswerben Initiativen sollten rasch weitere folgen.

Für die betroffenen Fächer oder,,Fachbereiche in NeugrtiLndung" sollten
die Hochschulstrukturkommissionen, deren Bildung der Wissenschafts-

rat im November 1990 empfohlen hat, dem zuständigen Landesminister
die Bestellung eines fachlich renommierten und organisatorisch erfahre-
nen Wissenschaftlers einer westdeutschen Hochschule oder Forschungs-

einrichtung zum,,GniLndungsdekan"2) vorschlagen. Im Einvernehmen
mit diesem sollte das Ministerium sodann eine ,,Patenfakultät" zur si-
cherung der Lehre und Abhaltung der Prüfungen benennen. Im übrigen
ist diesär Vorschlag mit dem gleichen Instrumentarium zu realisieren,
das im vorigen Abschnitt beschrieben wurde.

,) Dt B.g.tff" ,,Dekan" und ,,Fakultät' werden hier nicht im hochschulrechtlichen,
ündern le-cliglicü in einem funktionalen Sinn verstanden. Mit "Gnindungsdekan" 

ist

äLr:""ig" Wüsenschaftler gemeint, der temporär die maßgebliche_Initiative fi.ir die

i"frlatfäf," Konzeption einei neuen oder emeuerben Studiengangs, die Abhaltung der

hierzu nötigen Lei.rrveranstaltungen und die Zusammenstellung des Personals hierfüLr

ribernimmi- vergleichbar den sogenannten Grtiindungsdekanen in manche-n-westdeut-

schen HochschulneugrtiLndungenäer 60er und ?Oer Jahre. Der ,,GnindungSdekan' kann

- und sollte wohl auch in vielen FäIlen - weiterhin Mitglied einer westdeutschen Hoeh-

schule oder Forschung§eiffichtung bleiben, in Einzelfällen aber auch Mitglied einer ost-

äeutschen Hochschulä sein, wobei in der Regel an Neuberufene zu denken ist. - Der Be-

griif ,eatenfamltät" meint die Gesamtheit der WissenschafUer, die sich unter Leitung
ä"r ,,b.ti.artg"dekans" an der Sicherstellung der Lehre in einem neu eingerichtet€n
oder emeuertä Studiengang an einer ostdeutschen Hochschule beteiligen. Sie kann

identisch sein mit dem Fäch-bereich der westdeutschen Hochschule, dem der ,,Grtin-
ä.-S"a"ka.," angehört oder entstammt, aber auch aus einem Verbgnd von Wissen-

r"n#tt".., mehreier Hochschulen und Forschungseinrichtungen bestehen, wobei eine

Hochschule die Federftihrung übernimmt. Die ,,Patenfakultät" sollte die neugegnlndete
Fakultät in der l-ehre unterstützen und in allen FYagen des Aufbaus, der Einrichtung der

Studiengänge sowie in Berufungsangelegenheiten beraten.

für
für
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III. Berufungvon Professoren

Zur inhaltliehen trnd personellen Erneuerung vieler Disziplinen müssen
neben den genannten Maßnahmen auch Neuberufungen durchgeführt
werden. Sie werden in den nächsten Jahren ohnehin in großem Umfang
erforderlich, weil ein großer Teil der Professoren aus Altersgrtirrden aus-
scheidet.

Arbeitsbedingungen (Literatuwersorgung, Geräteausstattung, Kommu-
nikationsmöglichkeiten), Wohnungsversorgung und Gehälter machen
Professuren an den Hochschulen der neuen Länder für qualifizierte Be-
werber aus den alten Ländern einstweilen unattraktiv. Dies erschwert
die ,,Durchmischung" des Lehrkörpers und enthiilt die Gefahr, daß neue
Professuren nicht mit erstklassigen Bewerbern besetzt werden können.
Eine Besetzung mit zweitklassigen Bewerbern wtirde das Fach jedoch
auf lange Zeit belasten, da in diesem Fall kaum mit einer Mobilität zu
rechnenwäre.

Das Angebot an qualifizierten Nachwuchswissenschaftlern und damit
auch die Chance, erstklassige Bewerber auf Professuren an den Hoch-
schulen der neuen Länder berufen zu können, ist indessen von Fach zu
Fach unterschiedlich. In vielen Fächern ist der Professorennachwuchs
knapp, wenn auch aus unterschiedlichen Grü,nden. In den Fächern, die
vor einem grundlegenden Neuaufbau stehen, ist das vorhandene poten-
tial an Nachwuchswissenschaftlern (noch) nicht für die neuen Lehr-
inhalte qualifiziert. In anderen Fächern, z. B. Informatik, Natur- und
Ingenieurwissenschaften, besteht bei den gegenwärtigen Arbeits- und
Einkommensbedingungen die Gefahr, daß die besten Nachwuchswis-
senschaftler und ebenso Professoren an Hochschulen, Forschungsinsti-
tute und in die Wirtschaft der alten Länder abwandern, umgekehrt
jedoch keine qualifizierten Wissenschaftler frir Professuren in den neuen
Ländern gewonnen werden können.

Einerseits müssen jedoch ftir zentrale Fachgebiete, insbesondere in den
neugegrüLndeten Fachbereichen, so bald wie möglich professoren
(,,Gnirrdungsprofessoren") berufen werden, damit die Hochschulen sich
rasch zu konkurrenzfähigen Einrichtungen entwickeln und die Rolle
übernehmen können, die sie für die wirtschafttiche, soziale, geistige und
kulturelle Entwicklung der neuen Länder spielen sollten. Andererseits
muß vermieden werden, daß jetzt durch eine Welle von Neuberufungen
aus dem Westen womöglich weniger qualifizierte Bewerber auf Dauer an
die ostdeutschen Hochschulen kommen und die mittel- und längerfristi
gen Chancen des wissenschaftlichen Nachwuchses in den neuen Län-
dem nachhaltig beeinträchtigt werden.

In dieser Situation empfiehlt der Wissenschaftsrat dreierlei:

a) die Bereitstellung von Mitteln durch Bund und Länder, um unver-
züglich Professuren ftiLr zentrale Fachgebiete (,,GrüLndungsprofes-
suren") an den Hochschulen der neuen Länder ausreichend attraktiv
ausstatten zu können,
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b) die Bereitstellung von Mitteln durch Bund und Länder, um im Ein-
zelfall gezielt der Abwanderung qualifizierter wissenschaftler aus

den Hoöhschulen der neuen Länder entgegenwirken zu können und

c) die Besetzung eines Teils der freiwerdenden Professorenstellen nur
auf Zelt.

Zua):

Die Angleichung der Beamtengehälter in den alten und neuen Ländem
ist aufgrund des Einigungsvertrages erst fiir 1993 vorgesehen. So lange

kann mit der Besetzung der ,,Gnirrdungsprofessuren" nicht gewartet
werden. Da unter den bisher geltenden Konditionen hochqualiftzierte
Wissenschaftler schwer zu gewinnen sind, empfrehlt der Wissenschafts-
rat ein Programm,,Grtirrdr.rngsprofessuten"'

Derartige Professuren sollten vom zust'ändigen Landesminister auf
Empfehlung der Hochschulstrukturkommission benannt werden' In
Frage kommen hierflir grundsätzlich alle Fächer, insbesondere jedoch

die Geistes-, sozial-, Rechts- und wirtschaftswissenschaften. Das Pro-
gramm selbst könnte in Analogie zum ,,Überregionalen Forschungspro-
gramm Informatik" durchgeftihrt werden, mit dem gemeinsam von
Bund und Ländern der Aufbau der Informatik an den universitäten der
alten Länder bis 197? geftirdert wurde. Im FLahmen dieses Programms
wurden Personalkosten sowie sach- und Gerätekosten finanziert. Das

neue Programm sollte in den Jahren 1991 bis 1995 die Einrichtung von

,,Gründungsprofessuren" einschließlich der dazugehörigen Sach- und
Personalausstattung ermÖglichen und ftir je zehn Jahre sichern. An-
schließend mi.ißten die Professuren und ihre Ausstattung von den Län-
dern übernommen werden.

Der Wissenschaftsrat wüLrde es begrüßen, wenn in Ergänzgng dieses Pro-
gramms auch Stiftungsprofessuren von einzelnen stiftungen und von
der Wirtschaft finanziert wtirden.

Zub):

An den universitäten der alten Länder haben die Professoren die Mög-
lichkeit, über ihre Ausstattung und über ihre vergtitung zu verhandeln,
wenn sie einen Ruf an eine andere Hochschule oder auf eine entspre-

chende stelle eines Forschungsinstituts etc. erhalten haben (Bleibever-
handlungen). Der Wissenschaftsrat empfiehlt, daß dieses Instrumentari-
um auch in den neuen Ländern Anwendung frndet, um damit irn Einzel-
fall gezielt die Arbeits- und Einkommensbedingungen der Professoren
verbessern zu können.

Zuc):

Der Wissenschaftsrat empfrehlt, einen TeiI der in den neuen Ländern
zur Neubesetzung anstehenden Professuren nur auf zeit zu besetzen.
Die Beruftrng auf zeit erhält die Fleibilität füLr Profilierungen und
Schwerpunktsetzungen, über die erst im Laufe längerer Diskussionen
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und Planungsprozesse entschieden werden kann, und verbaut nicht die
Aussichten des wissenschaftlichen Nachwuchses, der in einigen Jahren
in den neuen Ländern in größerer zahlzw verfügung stehen wird. Da-
fliLr müßten die Zeitprofessuren so ausgestattet werden, daß sie insbeson-
dere füLr jüngere Wissensehafiler attraktiv sein können.

fV. Förderung von Studenten und Doktoranden

Ein Programm zur Emeuerung der Lehre muß auch die studierenden
berücksichtigen, die das Ende der DDR während ihres studiums über-
raschte. Je nach Fach sind hierdurch ihr bisheriges Studium und der bis-
her angestrebte oder soeben erreichte Abschlußmehr oder weniger ent-
wertet worden. Am gravierendsten sind die probleme ftir diejenigen, die
kurz vor oder schon im Examen stehen. ob sie ihr studiumlm iresent-
lichen nach den bis 1989 geltenden studienplänen abschließen und sich
anschließend weiterqualifizieren; ob sie ihr studium abbrechen und ein
neues aufnehmen; ob sie es im westen fortsetzen oder ob die Studien-
gänge rasch auf die in den westlichen Ländern üblichen Inhalte umge-
stellt werden - jeder dieser wege ist mit einer verlängerung der stu-
dienzeiten verbunden. Zur sozialen Absicherung dieser §tudie-renden ist
daher eine weiterftirderung über die ursprtinglich vorgesehenen Förde-
rungszeiträume hinaus erforderlich. Dies gilt ftir inllindische studieren-
de, die nach dem BAftrG gefordert werden, ebenso wie für ausländische
studierende, die von einer anderen stelle ein stipendium erhalten. Das
geltende BAföG bietet ausreichende rechtliche Möglichkeiten für die
weiterftirderung3). Der wissenschaftsrat empfiehlt, diese Möglichkeiten
zu nutzen und auch die weiterftirderung der ausländischen studieren-
den sicherzustellen.

Fi.iLr studierende höherer semester sowie fliLr Absolventen der Geistes-,
Sozial-, Rechts- ,nd wirtschaftswissenschaften sind Angebote zur
(Nach-)Qualifikation erforderlich, weil sie mit ihrer bisheri§en Ausbil-
dung im wettbewerb mit Absolventen westdeutscher Hochichulen be-
nachteiligt sind. Hierfür kommen spezielle Aufbaustudiengänge und
sommerakademien in Fbage. Der wissenschaftsrat bereitet ftir den Neu-
auJbau der Rechtswissenschaften sowie der wirtschafts-, sozial- und po-
litikwissenschaften Empfehlungen vor und wird in diesem Zusammen-
hang vorschläge fiir entsprechende Maßnahmen unterbreiten (vgl. in
diesem Band, Teil I, S. 56ff.).

Übergangsprobleme entstehen auch fiir Forschungsstudenten und wis-
senschaftliche Mitarbeiter auf zeit, die sich auf die promotion vorberei-
ten (Doktoranden). sie müssen sich vielfach mit dem Teil der intematio-
nalen wissenschaft,lichen Diskussion vertraut machen, der ihnen bisher

s) .E fr:i.rr.r.rg.studium-nach einem bereits abgeschlossenen Erststudium (z Abs. 2)
9431 $ur^c!r vgrlängemng der Förderung eines noch nicht abgeschlossenen St di.r^.
(]5.$bs.3 Nr. l), gegebenenfalls auch nach einem erforderlichei Fachrichtungswechsel
(7 Abs.3).
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kaum zugänglich war, und deshalb nicht selten wohl ebenfalls Verzöge-
mngen sowie thematische und methodische Umorientierungen in Kauf
nehmen; in manchen Fiillen dtirfte auch ein Abbruch der Arbeit ratsam
oder unumgänglich sein. Möglicherweise sind sie auch - etwa durch Kün-
digungen befristeter Beschäftigungsverhältnisse - von sozialer Unsicher-
heit bedroht, die eine Fortführung und Beendigung der Dissertation be-
einträchtigt oder verhindert. Der Wissenschaftsrat bittet die für die Dok-
torandenforderung Verantwortlichen, diesem Problem besondere Auf-
merksamkeit zu widmen und, falls nötig, Hilfsmaßnahmen zu ergreifen.

Vor besonderen Problemen stehen die Doktoranden und Habilitanden,
die in Instituten der Akademie der Wissenschaften und der Akademie
der Landwirtschaftswissenschaften arbeiten. Diesen jungen Wissen-
schaftlem, bei denen es sich vielfach um besonders qualifizierte Hoch-
schulabsolventen handelt, muß die Fortführung ihrer Forschungsarbei-
ten und der Abschluß ihrer Promotion bzw. Habilitation an einer Hoch-
schule ermöglicht werden. Der Wissenschaftsrat bittet die Hochschulen
in den neuen Ländern, diese Nachwuchswissenschaftler aufzunehmen
und ihnen den Erwerb der angestrebten akademischen Qualifikation zu
ermöglichen. Der Wissenschaftsrat häilt es ftir erforderlich, daß diese
Nachwuchswissenschaftler ein Stipendium einschließlich der fl.iLr ihre
Arbeit erforderlichen Sachmittel erhalten, so daß sie sich zur Fortset-
zung ihrer Arbeit an einer Hochschule bewerben können.

V. Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses

In den 90er Jahren scheidet ein großer Teil der Professoren an den Hoch-
schulen der neuen Länder wegen Erreichens der Altersgrenze aus.
Gleichzeitig wird hier eine Reihe neuer Professuren zu besetzen sein.
Auch in den alten Ländern wird im selben Zeitraum eine erhebliche
Zahl von Professuren aus Altersgründen vakant und neu zu besetzen
sein. Es wird daher nicht möglich sein, die Lücken in den neuen Ijlin-
dern vorrangig durch jüLngere Wissenschaftler aus den alten Ländern
oder aus dem Ausland zu schließen. Dies gilt nicht nur ftir die eingangs
besonders genannten Geistes-, Sozial-, Wirtschafts- und Rechtswissen-
schaften, sondem auch fi.ir die Natur- und Ingenieurwissenschaften.

Das Reservoir an Wissenschaftlern, die ftir eine Berufrrng in Frage kom-
men, ist in den neuen Ijändern gegenwärtig zu klein, um den absehbaren
Ersatzbedarf decken zu können. Gerade jürrgere Wissenschaftler und
solche, die im zweiten Glied standen, waren in der Vergangenheit auf-
gmnd der eingeschränkten oder völlig fehlenden Auslandskontakte, des
begrenzten Zugangs zur westlichen Literatur und der vielfach schlech-
ten apparativen Ausstattung in ihrer Forschungsarbeit benachteiligt. In
vielen Fächern befinden sie sich deshalb gegenüber dem internationalen
Forschungsstand in mehr oder weniger deutlichem Rückstand.

Damit in einigen Jahren in den neuen Ländem ein gentigend großes Po-
tential ftir die anstehenden Berufungen zur Verfügung steht, ist ein So-
fortprogramm zur Förderung des dortigen wissenschaftlichen Nach-
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wuchses erforderlich. sein vorrangiges Ziel muß darin bestehen, iiirrgere
wissenschaftler in intensiven Kontakt mit der internationalen For-
schung zu bringen und ihnen anschließend die Möglichkeit zu bieten,
eine größere Forschungsarbeit weiterzuführen und abzuschließen. In
Analogie zum ,,Stipendienprogramm zw Verstärkung der AIDS-For-
schung", das aus Mitteln des Bundesministers für Forschung und Tech-
nologie finanziert wird, schlägt der Wissenschaftsrat ein Stipendienpro-
grarnm vor, das aus zwei Teilen besteht, nämlich der Förderung eines
Forschr.rngsaufenthalts an einem renommierten Hochschul- oder For-
sehungsinstitut in den alten Ländern oder im Ausland und einer An-
schlußfiirderung in einem Hochschul- oder Forschungsinstitut in den
neuen Ländern. Vorzusehen sind deshalb Mittel für einen in der Regel
zweijährigen Aufenthalt in einem Institut zur Durchführung eines
selbstbestimmten Forschungsvorhabens und danach zur Fortführung
der Arbeit eine Förderung um weitere zwei - in begrtindeten Fällen z. B.
zum Abschluß von Habilitationsverfahren - drei Jahre an einer Hoch-
schule oder einem Forschungsinstitut in einem der fiirrf neuen Länder.
Erforderlich hierfür sind Stipendien, die die auswärtigen Lebenshal-
tungskosten decken und die Mitnahme von Familienangehörigen gestat-
ten, ferner Sachkosten für die Beschaffung von Literatur und Geräten
sowie Reisekosten, auch füLr den Besuch anderer wissenschaftlicher Ein-
richtungen, Symposien und Kongresse. Die Mittel sollten so bemessen
sein, daß den aufnehmenden Institutionen keine zusätzlichen Kosten
durch die Aufnahme der Stipendiaten entstehen. Die Stipendienhöhe
sollte sich wie beim AlDS-Forschungsprogramm nach den jeweils gi.ilti-
gen Sätzen der Deutschen Forschungsgemeinschaft richten.

Die Stipendien sollten zur Bewerbung ausgeschrieben und im Wettbe-
werb ausschließlich nach der wissenschaftlichen Leistung der Bewerber
vergeben werden. Die Entscheidungen über die Stipendien sollten von
einer zentralen Kommission getroffen werden, die nach dem Vorbild der
Auswahlkommission für das Heisenberg-Programm zusammengesetzt
sein könnte, aber auch Vertreter der Wissenschaftsverwaltungen der
neuen Länder zumindest als Berater umfassen sollte.

Das Förden:ngsprogramm sollte grundsätzlich ftir alle Fromovierten
und Habilitierten aus den neuen Ländern offen sein, auch für solche, die
zum Zeitpunkt der Bewerbung nicht an einer Hochschule oder einem
Forschungsinstitut tätig sind. Eine Artersgrenze wird ausdrticklich nieht
empfohlen. Mit diesem Förderungsprograrnm könnten insbesondere
promovierte Nachwuchswissenschaftler aus Instituten der Akademie
der Wissenschaften und der Akademie der Landwirtschaft ihre For-
schungsarbeit fortsetzen und sich ftiLr eine spätere Berufung qualifi-
zieren.

Nachwuchswissenschaftlern mit Kleinkindern, insbesondere Flauen,
sollten unterbrechungen des stipendiums bis zu einer Gesamtdauer von
zwei Jahren gestattet werden, denn ihre wissenschaftlichen Karriere-
chancen laufen Gefahr, sich unter den veränderten Bedingungen zu ver-
schlechtern. Das westliche System der Nachwuchsftirderung nimmt auf
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die besondere situation von trYauen nicht ausreichend Rücksicht, so daß

viele sich gedrängt sehen, sich in einer bestimmten Lebensphase zwi-

schen wissänschaftlicher Karriere und Kindererziehung zu entscheiden.

Demgegenüber machten es die überwiegend unbefristeten Arbeitsver-
hliltnisse in der DDR dem promovierten wissenschaftlichen Mittelbau
Ieichter, wissenschaftliche Karriere und Kindererziehqng miteinander
zu verbinden, aber zeitlich zu entzerren.

Mit einem weiteren Förderinstrument sollte wissenschaftlem aus den
neuen Ländern die Möglichkeit gegeben werden, für bis zu zwölf Mona-
te an eine Hochschule in den alten Ländem oder im Ausland zu gehen,

um dort neue Forschungs- und studieninhalte kennenzulernen und
Lehrerfahrungen zu salnmeln. Dabei kann es sich sowohl um die Mitar-
beit in Fachbereichen oder Instituten als auch um die Teilnahme an zeit-

Iich begrenzten Kursen (2.B. Sommerakademien, Kollegs) handeln.
Hierftir müssen die notwendigen Mittel (Stipendien, Reise- und
Aufenthaltskosten, sachmittel für Lehr- und Forschungsmaterial) be-

reitgestellt werden.

In den zwölf Empfehlungen ,,Perspektiven fiir wissenschaft und For-

schung auf dem weg zur deutschen Einheit" vom Juli 19904) hat der
wissenschaftsrat die Bildung von Nachwuchs- und Proiektgruppen all-
geregt, wie sie insbesondere die Max-Planck-Gesellschaft seit längerem
ämri"frtet, um ohne institutionelle Festlegung jtiLngeren Wissenschaft-

lern die Mögliehkeit zu eröffnen, selbständig kleinere Arbeitsgruppen zu

leiten. Der Wissenschaftsrat wiederholt diese Empfehh.rng, denn Nach-

wuchs- und Projektgmppen sind ein geeigneter Weg, um in den neuen
Ländern jü,ngere und auch in der Vergangenheit benachteiligle Wissen-

schaftler, die bisher nur geringe Entscheidungsspielräume und begrenz-

t en zugarrg zuRessourcen hatten, zu eigenständiger Forschungsarbeit zu

beftihigen. Damit könnten zugleich der Hochschullehremachwuchs ge-

ftirdert und in Einzelftillen auch der Nukleus füLr ein neues Forschungs-

institut geschaffen werden. Die Nachwuchs- und Projektgruppen sollten
grundsatzhch nach etwa ftirrf bis seehs Jahren evaluiert werden, bevor
über ihre ki.iueftige Weiterentwicklung entschieden wird.

4) Vgl. Wissenschaftsrat: Empfehlungen und stellungnahmen 1990, Köln 1991, S. 7 ff.
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Vorbemerkung

Nach Artikel 38 (1) des vertrages über die Herstellung der Einheit
Deutschlands hat der wissenschaftsrat den Auftrag, ,,eine äegutachtung
von öffentlich getragenen Einrichtungen" ftir wissenschaff und For-
schung vorzunehmen. Diese Begutachtung soll der ,,notwendigen Er-
neuerung" dieser Einrichtungen dienen, denn ,,wissenschaft und ror-
schung bilden auch im vereinten Deutschland wichtige Grundlagen für
Staat und Gesellschaft".

Die Rechtswissenschaft gehört zu jenen Fächern, in denen in den neuen
Ländem eine grundlegende personelle und inhalfliche umstrukturie-
rung und Neuorientierung erforderlich ist. Denn die verpflichtung des
Rechts auf die sicherung und Durchsetzung der Staatsziele der ehäali-
gen DDR hat dazu gefi.ihrt, daß Jurisprudenz und Juristen mit den vor-
aussetzungen und Anforderungen des demokratischen Rechts- und so-
zialstaates westeuropäscher Prägung nicht vertraut sind. Der Beitritt der
ehemaligen DDR zur Bundesrepublik am B. oktober 19g0 ist mit einer
grundsätzlichen Übernahme der bundesrepublikanischen Rechtsord-
nung verbunden gewesen (Artikel 8 Einigungsvertrag). Die alte Rechts-
ordnung und damit der Gegenstand rechtswissenschaftlicher Lehre und
Forschung in der ehemaLigen DDR ist damit entfallen. In der Lehre des
Rechts und in der Pflege der Rechtswissenschaft ist deswegen ein
grundlegender Neuaufbau unvermeidlich und vordringlich, uÄ rasch
die rechts- und sozialstaatlichen Grundlagen ftir die freiheiilich-demo-
kratische ordnung in den neuen Ländern abzusichern und zu verbrei-
tern.

Die Empfehlungen wurden von der Arbeitsgruppe ,,Juristische Fakultä-
ten" vorbereitet, welche die vier Juristischen Fakuttäten an den univer-
sitäten in ost-Berlin, Halle-rvittenberg, Jena und Leipzig sowie die
Hochschule fi.ir Recht und verwaltung (ehemals Akademiä für staats-
und Rechtswissenschaft) in Potsdam-Babelsberg besucht, Gespräche
mit Hochschullehrern, Assistenten und studenten geführt una äie rtir
Folschung und Lehre bestehenden Einrichtungen beiichtigt hat.

In der Arbeitsgruppe wirkte eine Reihe von sachverständigen mit, die
nicht Mitglied des wissenschaftsrates sind. Ihnen ist der wiisenschafts-
rat zu besonderem Dank verpflichtet.

Der wissenschaftsrat hat die Empfehlungen am 13. März 1g91 verab-
schiedet.
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I. Ausgangslage

In der ehemaligen DDR diente die rechtswissenschaftliche Lehre dem

Zweck,,,sozia[Jtische Juristen" auszubilden, die in der Lage sein sollten,
das staatliche Recht im Rahmen der von der Partei formulierten gesamt-

gesellschaftlichen Ziele zu interpretieren und anzuwenden. Dement-
Jprechend war auch die Forschung, die an den Juristischen Fakultäten
eine untergeordnete Rolle spielte, auf die Staatsziele ausgerichtet und
fü,r Zwecke von Partei und staat instnrmentalisiert. Aus den Juristi-
schen Fakultäten war die Forschung weitgehend ausgelagert und in der
Akademie für Reehts- und staatswissenschaft in Potsdam-Babelsberg
sowie im Institut der Rechtswissenschaft der Akademie der wissen-
schaften in Berlin-Ost konzentriert worden. Partei und Staat hatten sich
damit einen direkten zugnff auf die juristische Forschung (zumal auch

die Forschungsrahmenplanung zentralisiert war) und die juristische

Lehre gesichert.

I. 1. ZurAusbildung

An den Hochschulen der DDR war die Erziehung zut ,,sozialistischen
Persönlichkeit.' wesentliche Aufgabe, gleichberechtigt neben der Quali-
fikation für einen Beruf: ,,Die Aufgabe der Universitäten und Hochschu-
len besteht darin, hochqualifizierte sozialistische Persönlichkeiten zu er-
ziehen und auszubilden. Der Absolvent einer sozialistischen Hochschule
zeichnet sich durch einen festen Klassenstandpunkt aus und handelt auf
der Grundlage des Marxismus-Leninismus... Die gesamte Ausbildung
der studenten und das gesellschaftliche Leben an den Hochschulen sind
so zu gestalten, daß die sozialistische Ideologie den gesamten Erzie-
hungs- und Ausbildungsprozeß durchdringt." (III. Hochschulreform,
Gesetzblatt der DDR, Teil I, vom 3. 4. 1969).

Die Ausbildungsziele und -inhalte für das studium zum ,sozialistischen
Juristen" wqrden zentral von der Partei- und Staatsführung sanktioniert
und den Fakultäten vorgegeben, die weder Lehr- und Forschungsfrei-
heit noch Lemfreiheit kannten, vielmehr den vorgegebenen Erzie-
hungszielen, Ctrrricula und Lehrbüchern zu folgen hatten. Die Zulas-

sung zum Jurastudium war zahlenmäßig auf den ,,gesellschaftlichen
Bedarf,, an Juristen abgestimmt. viele Interessenten für das juristische
Studium, die sich bei den Beztksgerichten bewerben mußten, wurden
abgewiesen. Die Auslese der Bewerber erfolgte nach kistung, sozialer
Herkunft und politischer Zuverlässigkeit, fiir deren Einschätzung ein
freiwiltiger wehrdienst trnd Engagements in den staatlich gelenkten
Jugendorganisationen wichtig waren: ,,Die Zulassung z,ulr, Studium er-
folgt nach den erforderlichen fachlichen und gesellschaftlichen I-eistun-
gen in übereinstimmung mit den Bedürfnissen der sozialistischen Ge-

iellschaft und unter Berücksichtigung der sozialen Struktur der Bevöl-
kerung." (Jugendgesetz der DDR 1974, § 22).
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Der studiengang Rechtswissenschaft dauerte vier Studienjahre, die ein-
zuhalten waren und auch eingehalten wwd.en. von wenigen Ausnah-
men abgesehen, kamen alle studenten zurn studienerfolg. Dies wurde
erreicht durch geringe Gruppengrößen, die eine individuelle Betreuung
erlaubten, durch verschulung des unterrichts, im Einzelfall auch durch
Begrenzung der Leistungsanforderungen derart, daß der studienerfolg
nicht geftihrdet wurde. Der unterricht erfolgte in vorlesungen, die im
verhältnis zu der Rechtslehre in den westlichen Ländem entsprechend
dem einfachen und übersichtlichen sozialistischen R,echt auf schmale
Bereiche begrenzt waren. vorlesungen wurden von den professoren und
Dozenten gehalten und orientierten sich an Einheitslehrbüchern, die im
Auftrage des Forschungsrates der DDR von einem Autorenkollektiv ver-
faßt worden waren. Die vorlesungen wurden durch Seminare ergänzt,
die von den auf Dauer angestellten oberassistenten und Assisienten
durehgeftihrt wurden. Die seminare waren für die studenten verpflich-
tend, sie wiederholten und vertieften den vorlesungsstoff, dienten aber
auch dem Erziehungsziel zur,sozialistischen Persönlichkeit". Gleichzei-
tig ermöglichten sie die Kontrolle der studenten und bewirkten einen
Druck zur Anpassung an die vorgegebenen Studien- und Erziehungs-
ziele.

Das studium wurde mit einer universitären juristischen Hauptprüfung
beendet. Fast alle Absolventen verfaßten im letzten Semester eine Di-
plom-Arbeit, welche vor oder im Anschluß an die Hauptpnifung vertei-
digt wurde, und schlossen ihre Ausbildung als Diplom-Juristenab. Be-
sonders qualifizierten Studenten wurde die Aufnahme eines For-
schungsstudiums angeboten, das zur Promotion führte. Examen und
Diplomverteidigung qualifizierüen ftir einen juristischen Beruf. Diese
Assistenzzeit entsprach nicht dem in den alten Ländern üblichen vorbe-
reitungsdienst (Referendariat), ebensowenig wie die daran anschließen-
de Berufseingangsprtifirng der Zweiten Juristischen Staatsprüfung ent-
sprach, denn im Unterschied zur bundesdeutschen Ausbildung, bei der
Justizjuristen im vordergrund stehen und die auf einen Einheisuristen
abzielt, war die juristische Ausbildung in der DDR schwerpunktmäßig
an Berufsgebieten orientiert. Die Assistenzzeit setzte die bereits im stu-
dium angelegte Spezialisierung fort und bereitete auf einen von mehre-
ren juristischen Berufen (Richter, Staatsanwalt, Notar) vor. Der formal
einheitliche Abschluß des Diplom-Jtrristen schloß jedoch die berufliche
verwendung in einem anderen als dem gewählten schwerpunkt nicht
aus.

Zwischen den auf schwerpunkte spezialisierten Juristischen Fakultäten
gab es eine durch den Staat geplante Arbeitsteilung. So bildete die
Humboldt-Universität in Ost-Berlin, die die gfößte Juristische Fakultät
hatte, Richter, Anwälte und Notare aus. In Jena wurden Staatsanwlilte
und in Halle und Leipzig Diplom-Juristen mit dem Schwerpunkt
wirtschaftsrecht ausgebildet. Die direkt dem Ministerrat unterstehende
Akademie flir Staats- und Rechtswissenschaft, in potsdam-Babelsberg,
die 1990 in Hochschule für R€cht und Verwaltung umbenannt wurdä,
bildete Diplom-staatswissenschaftler ftir die Innere verwaltung insbe-
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sondere der Kommunen und für den Diplomatischen Dienst aus. An der
Hochschule füLr Ökonomie ,,Bruno Leuschner" in Berlin-Karlshorst
wurden neben Ökonomen auch spezialisierte Diplom-Wirtschafts-
juristen ausgebildet. Außerdem hatte das Ministerium füI stäats-
iicherheit in potsdam-Eiche eine eigene Hochschule mit Promotions-
und Habilitationsrecht, an der auch Diplom-Juristen ausgebildet
wurden. schließlich gab es an vielen Hochschulen im Iüahmen der wirt-
schaftswissenschaften, des Wirtschaftsingenieurwesens und agrar-
wissenschaftlicher Studiengänge einzelne rechtswissenschaftliche Lehr-
veranstaltungen.

An der Humboldt-universität wurde ftir Absolventen von naturwissen-
schaftlichen und technischen studiengängen ein zweijähriges Aufbau-
studium auf dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes angeboten,
das füLr den Beruf des Patentingenieurs qualifizierte.

Die Zulassungszahlen wurden nach den Ergebnissen der Arbeitskräfte-
bedarfsplanung festgelegt, die für alle Ausbildungs- und Studiengänge
durchgefi.ihrt wurde. In den 70er und 80er Jahren wurden die Zulas-

sungszahlen zum Hochschulstudium insgesamt und auch zum juristi-
schen Studium aufgrund eines angenommerten verringerten ,,Akademi-
kerbedarfs,, gegenüber den Zulassungszahlen bis Mitte der 70er Jahre
spürbar reduziert. Zwischen 1980 und 1990 schlossen an den oben ge-

nannten vier universitäten im Durchschnitt zusarnmen jährlich rund
460 Juristen ihre Ausbildung ab (ohne Absolventen der Akademie für
Rechts- und Staatswissenschaft in Potsdam-Babelsberg, die nicht mit
dem Diplom in Rechtswissenschaft abschlossen, sowie ohne Absolven-
ten der Juristischen Hochschule Potsdam-Eiche oder vergleichbarer
nicht-öffentlicher Einrichtungen). Die entsprechende Vergleichszahl füLr

das alte Bundesgebiet, das eine vierfache Bevölkerungszahl hat, beträgt
rund 6 000.

Bis Anfang der 70er Jahre spielte das Fernstudium in der DDR in
vielen Fächern eine bedeutende Rolle. Es wurde als Qualifrkations-
chance ftir Berufstätige und als kostengüLnstige Studienform vom Staat
propagiert und von den Betrieben und Behörden durch eine Freistellung
der Betriebsangehörigen gefördert. Mit der ab 1972 verordneten ver-
ringerung der Zulassungszahlen verlor es jedoch generell seine frühere
Bedeutung als zweite studienform. Fi.ir das rechtswissenschaftliche
Fernstudium wurden allerdings auch in den 80er Jahren noch im
zweijährigen T\rrnus 300 bis 350 Studienanfänger zugelassen. Es wr.rde
von der Humboldt-Universität koordiniert, als tageweises Präsenz-
studium in den Bezirken durch die vier Juristischen Fakultäten durch-
geführt und fütrrte zum Diplom. Dagegen gab es im Femstudium der
Staats- und Verwalttrngswissenschaften, das von der Akademie ftir
staats- und Rechtswissenschaft in Potsdam-Babelsberg durchgeführt
wurde, wesentlich mehr Studenten und auch Absolventen im Fern-
studium (1988 290 Absolventen) als im Präsenzstudium (1988 19 Absol-
venten).
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I. 2. ZutForschung

Nach der in der ehemaligen DDR herrschenden Ausbildungs- und For-
schungsdoktrin hatten an den Hochschulen Erziehung unä Lehre im
vordergrund zu stehen. Die Forschung erhielt dagegen eine nachrangige
Bedeutung. HierfüLr hatte die DDR dem sovrjetischen Modell entspre-
chend mit den Akademien eigene Institutionen außerhalb der Hoch-
schulen aufgebaut. wenn es auch in der Realität nicht zu einer völligen
AuswanderungderForschung aus den universitätengekommen ist - die
verhältnisse waren hier von Fach zu Fach außerordentlich unter-
schiedlich -, so bleibt generell und in besonderem Maße für die sozial-
und Geisteswissenschaften zu konstatieren, daß die universitäten nicht
entsprechend dem Humboldtschen Ideal der Ort waren, an dem For-
schung und Lehre eine Einheit bildeten und die Lehre aus der For-
schtmg und anhand der Forschung erfolgte. In der universitären praxis
waren Forschung und Lehre häufrg entkoppelt, da sich ein Teil der
Hochschullehrer und insbesondere der auf Dauer beschäftigten Assi-
stenten und oberassistenten nicht an der Forschung beteiligte. Die For-
schungsthemen wurden üblicherweise vom Forschungsrat zentral vor-
gegeben, vielfach handelte es sich um die Mitarbeit in einem Autoren-
kollektiv, das ein neues Lehrbuch verfaßte. Nur in Ausnahmefällen
konnten die wissenschaftler an den Fakultäten sich einem selbstbe-
stimmten Thema widmen. Dies führte vielfach zu geringen oder gar kei-
nen Aktivitäten in der Forschung, zumal Forschungsleistungen oft ohne
Anerkennung blieben und bei Personalbeurteilungen im Rahmen der
,,Kaderentwickh.rngsplanung" eine nachrangige Rolle spielten.

Auch die äußeren Bedingungen ftir die juristische Forschung waren arl
den universitäten ungtirrstig. Die Literaturwersorgung war defizitär, der
zugang zu Akten schwierig, r.rnd die Kommunikationsmöglichkeiten zu
Kollegen im In- und Ausland waren behindert oder nicht gegeben. Vor
allem die jüngeren wissenschaftler waren von der internttio;alen wis-
senschaftlichen Kommunikation über Zeitschriften, Kongresse und Be-
suehe abgeschnitten. wegen der verpflichtung der wissenschaftler auf
das sozialistische Bildungs- und Erziehungsziel fehlte vielfach die für die
Forschung wesentliche Freiheit, abweichende Interpretationen vorzu-
nehmen und konkurrierende Ideen vorzutragen. rmmer wieder gerieten
wissenschaftler in Gefahr, von der herrschenden Linie abzuweichen.
Dies konnte zur Folge haben, daß ihre ,,Fähigkeit zur sozialistischen Er-
ziehung der studenten" bezweifelt wurde, was möglicherweise den ver-
Iust der beruflichen Existenz nach sich zog. Mehrfach mußten wissen-
schaftler, die mit ihren Forschungsarbeiten Kritik an Zuständen und Be-
schlüssen in der DDR geübt hatten, die universität verlassen. Manche
fanden in Instituten der Akademie der wissenschaften eine neue wir-
kungsstätte; hier waren sie fiiLr den staat eher akzeptabel, weil sie nicht
mehr verantwortlich an der fi.iLr den staat besonders sensiblen Ausbil-
dung von studenten beteiligt waren und sich auf Forschung konzentrie-
ren konnten.
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Die juristische Forschung, soweit sie an den Hochschulen stattfand, war

eineiseits stark spezialisiert, andererseits handelte es sich vor allem um

,,Lehrforschung,i die z. B. zu Unterrichtsmaterialien und zu.r Beteiligung

än einem Autoienkollektiv fi.itrrte, das ein Lehrbuch verfaßte. Ungeach-

tet der ungi.i,nstigen materiellen und geistigen situation in den Juristi-
schen Fakültäten gab es indessen einige wenige Wissenschaftler, die auf
ihren Spezialgebiäten international bedeutsame Beiträge zur juristi-

schen Forschung geleistet haben.

An den Juristischen Fakultäten gab es von 1987 bis 1989 im Durch-
schnitt insgesamt 30 bis 35 Promotionen jährlich, was einer Relation von
7 bis I Promotionen auf 100 Diplomprüfungen entspricht. In den alten
Ländern lag diese Relation mit bis zu 10 Promotionen auf 100 staats-
exarnen etwas höher. Dagegen lagen die Habilitationszahlen (im Durch-
schnitt der Jahre 1987 bis 1989 insgesamt 8- bis l0jährlich) relativ zur
Zahl der Promotionen und zur Zahl der Professoren höher als in den al-

ten Ländem. Dabei muß hier - wie auch generell - offen bleiben, inwie-
weit diese quantitativen Indikatoren lediglich wissenschaftliche Aktivi-
täten auswäisen oder zugleich auch fiir Erkenntnisfortschritte in der
Wissenschaft stehen.

Eine Besonderheit der Akademie fiiLr Rechts- und staatswissenschaften
(1990 umbenannt in Hochschule fi.ir Recht und verwaltung) in Pots-

dam-Babelsberg waren Aufgaben in der Politikberatung und die Betei-

ligung an der Gesetzgebung. Die Bibliothek dieser Hochschule wal we-

r"-ntli"h besser ausgestattet als die Bibliotheken der Universitäten und
sektionen für Rechiswissenschaft. In Babelsberg stand den dazu berech-

tigten Wissenschaftlern auch juristische und sozialwissenschaftliche

Literatur aus dem Westen zur Verfügung.

Abgesehen von der Akademie für Rechts- und staatswissenschaft

in 
"Potsdam-Babelsberg war das Institut füLr Rechtswissenschaft der

Akademie der wissenschaften in Berlin das einzige außeruniversitäre
juristische Forschungsinstitut in der DDR. Es galt als ort der
-Grundlagenforschung in den Rechtswissenschaften. Das Institut ver-

ftigte 1990 über 89 Planstellen, damnter 59 Stellen frir wissen-

,"i.ftl"r. Es sah seinen Schwerpunkt in der Erforschung rechtswis-

senschaftlicher Gnrndlagen, indem - ausgehend von der marxistisch-

leninistischen Grundpoiition - Forschtrngsthemen zur Staats- und
Rechtstheorie bearbeitet wurden. Im Unterschied zu den Juristischen
Fakultäten an den universitäten, deren Arbeiten im Regelfall eng auf
einzelne Gebiete spezialisiert walen, walen die Bedingungen ftir rechts-

zweigtibergreifende Arbeiten arn Institut ftil' Rechtswissenschaft
günstig.

Der wissenschaftsrat bereitet eine stellungnahme zu den wirtschafts-

und sozialwissenschaftlichen Instituten der Akademie der wissenschaft

vor, in der die Arbeit des Instituts ftiLr Rechtswissenschaft beschrieben

,nd bewertet wird sowie Vorschläge ftir die ktinftige Organisation



rechtswissenschaftlicher Forschung gemacht werden. Auf diese stel-
lungnahme wird verwiesen-

I. 3. Personal

Anfang oktober 1990 waren an den ftinf Juristischen Lehr- und For-
schungsstätten in den neuen Ländern rund 300 wissenschaftler tätig:

Professoren 63

Dozenten b0

Assistenten auf Dauer I52
Assistenten auf Zeit 97.

In den letzten Monaten des Jahres 1gg0 hat noch eine kleine, im einzel-
nen nieht bekannte Zahl von wissenschaftlern die Hochschulen verlas-
sen' Einige wurden entlassen, einige traten in den (vorzeitigen) Ruhe-
stand und andere wechselten in den Anwaltsberuf. Dieser prozeß der
personellen Erneuerung lief im Laufe des Jahres 1gg0 an den einzelnen
Fakultäten in unterschiedlichem umfang ab. Es haben jedoch - gemes-
sen arn Bestand - nur wenige Hochschullehrer und Assiitenten di-e Juri-
stischen Fakultäten verlassen.

Die Personalstruktur der Juristischen Fakultäten war, wie allgemein fijLr:
die Hochschulen der DDR typisch, durch den hohen Anteil äer zu g0 7o
auf Dauer angestellten Assistenten und oberassistenten charakterisiert.
Zwischen Professoren und Dozenten, die in mancher Hinsicht mit den
c3-Professoren an den westdeutschen Hochschulen verglichen werden
können, bestand im Herbst 1gg0 ein Verhältnis von fast 1:1.

Zwischen Professoren einerseits und Assistenten und oberassistenten
andererseits bestand ein verhältnis von 1:8. Andere Fächer hatten rela-
tiv zum Professorenbestand eine noch größere Zahl von Assistenten und
oberassistenten. Die Personalstruktur der universitäten, die unter-
schiedlichen Mitwirkungsrechte der Dozenten und Assistenten und die
verteilung der Aufgaben zwischen den professoren, Dozenten und Assi-
stenten ähnelten in mancher Hinsicht den verhältnissen an den univer-
sitäten in der Bundesrepublik vor der Hochschulreform Ende der 60er
Jahre.

Ein Grund für diese flir bundesrepublikanische universitäten unge-
wöhnliche Personalstruktur ist die den DDR-Hochschulen gestellte Aus-
bildungs- und Erziehungsaufgabe und der hiermit zusamäenhängende
umfang studienorganisatorischer gesellschafilicher Aktivitäten] Der
Lehrkörper der Hochschulen war u. a. für die seminar- und studienjah-
resbetreuung, die wohnheime, die Ferienlager und die militärische wei-
terbildung der studenten verantworilich. Ftir eine derart intensive Be-
treuung der studenten waren viele Assistenten r.rnd oberassistenten er_
forderlich. Die in der DDR geringe örtliche und beruJliche Mobilität und
die in der sozialistischen wirischafts- und Gesellschaftsordnung rroo.r-
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gig angestrebte Arbeitsplatzsicherheit erklären zudem die große Zahlauf
Dauer beschäftigter Assistenten und Oberassistenten. Aus denselben
Grürrden wäre es unzutreffend, alle diese Wissensehaftler undifferen-
ziert als ,,wissenschaftlichen Nachwuchs" zu bezeichnen. Nur ein TeiI
dieser Gruppe hatte Aussiehten auf eine Dozentur oder Professur und
blieb wissenschaftIich aktiv. Bei anderen standen die Lehr- und Erzie-
hungsaufgaben im Vordergmnd, sie waren ,,Lehrer im Mittelbau".

Die Altersstruktur der Professoren ist in allen Fächern unausgewogen;
die meisten wurden in den 60er und 70er Jahren berufen und werden in
den 90er Jahren ausscheiden. In Rechtswissenschaft waren im Oktober
1990 5? % der Professoren und 32 % der Dozenten über 55 Jahre alt. Auch
bei den Assistenten und Oberassistenten, die zu 80 % auf Dauer beschäf-
tigt waren, gab es einen hohen Anteil von Wissenschaftlem in den obe-

ren Altersgruppen. Ein großer Teil von ihnen hätte auch bei Fortbestand
der DDR keine Aussicht auf eine Dozentur oder Professur gehabt.

Art des Pemonals

Prcfsren
Dozenten
Asistenten (mbefristet)
Assistent€n (befristet)

Iektoren md Iphrer

Quelle: Erhebung des Wissenschaftsrates bei den Hochschulen der neuen Llinder,
Herbst 1990.

I. 4. Entwicklungen im Jahre 1990

a) Vor der Übernahme der Hochschulen durch die neuen Länder

Der Prozeß der Vereinigung der beiden deutschen Staaten hat die Juri-
stischen Fakultäten der DDR in vielerlei Hinsicht vor die Notwendigkeit
gestellt, grundlegende Veränderungen vorzunehmen. Die Fakultäten,
die in diese, zeltineinem weitgehend rechtsfreien Raum bei fehlender
staatlicher Autorität handelten, haben auf die neue Lage unterschiedlich
reagiert. Im hier behandelten Zusammenhang erscheint folgendes
wichtig:

- Unter Beteiligung von westdeutschen Professoren wurden neue Stu-
dien- und Prüfungsordnungen entworfen, die sich formal an den
Studiengang Rechtswissenschaft an westdeutschen Hochschulen an-
lehnen. Diese Studienordnungen wwden zum Wintersemester
1990/91 in Kmft gesetzt, ohne daß alle Fächer von Lehrenden vertre-
ten werden, die hierfüLr hinreichend qualifiziert sind.

1) Das wissenschaftliche Personal der Hochschulen im Fach Rechtswissenschaft
(Stana t. f0. 1gg0) verteilte sich wie folgt auf die einzelnen Altersgruppen (Angaben

in %):

0

0

6

82

0

0

1

18

13

0

7

t7
13

0

25

0

11

23

5

l3

25

20

15

0

25

10

18

10

0

25

t4
6

0

0

30

18

10

0

13

100

100

100

100

100
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- Die Fakultäten haben sich um Lehrbeauftragte und Gastprofessoren
aus den alten Ländern bemüht, die einzelne Fachgebiete oder veran-
staltungen übernommen haben, die in der Rechtswissenschaft der
DDR nicht vertreten waren oder grundlegend neu aufgebaut werden
müssen. Diese Gastdozenten konnten nicht in allen Fällen zugleich in
den Lehr- und Prtifungsbetrieb integriert werden; teilweisJbheben
ihre veranstaltungen freiwillige Ergänzungen des l,ehrangebots der
Fakultät.

- vielfach blieben die Gastdozenten nur stunden- oder tageweise an der
ostdeutschen Hochschure. Manchmal faßten sie vorles,ngen zu
Blockveranstaltungen an mehreren Tagen hintereinander rusa-men.
So blieb den Studenten und Doktoranden wenig Gelegenheit zum
Diskurs mit den Gastdozenten. Auch konnten diese Lehrkräfte ver-
ständlicherweise keine Prüfungen abnehmen, weil ihre veranstaltun-
gen vielfach (noch) nicht Gegenstand der (alten) hifungsordnung
waren. Insgesamt konnten diese Aktivitäten nicht ausreichen, um den
Studenten eine den neuen Anforderungen genügende Lehre anzu_
bieten.

- Für Studenten höherer Semester, deren bisherige Ausbildung mit
dem Ende der DDR entwertet worden ist, wurden spezielle Studien-
angebote entworfen, die unter verlängerung der studienzeit einen
den westdeutschen standards vergleichbaren Abschluß ermöglichen
sollen. Auch hier konnte keine personelle Absicherung der neuen
Lehrprogramme erreicht werden.

- zum wintersemester 1990/91 haben die Jr-rristischen Fakultäten ihre
Zulassungszahlen spüLrbar angehoben und sehr viel mehr studenten
zugelassen als in der vergangenheit. Dies geschah im Einvernehmen
mit den Hochschulen der alten Länder r-rnd den Regierungen der
Bundesrepublik und der DDR, die auf die Kapazitätsverordnung ver-
wiesen, welche bei dem hohen personalbestand zu erheblich höheren
Zulassungszahlen ftihrt. Die Fakultäten verbanden mit den höheren
Zulassungszahlen auch die Absicht, ihren Bestand und ihre personal-
ausstattung mittels hoher studentenzahlen abzusichern. Da die Nach-
frage nach einem studienplatz auch aufgrund aufgestauter Bewer-
bungen aus den vorjahren und der verl«iLrzung des wehrdienstes
sehr hoch war, stiegen die Anftingerzahlen im vergteich mit dem vor-
jahr (446) auffast das Vierfache (1 644).

- Der Prozeß der personellen Erneuerung und der Herausbildung eines
einheitlichen Lehrkörpers mit professoren und wissenschaftlichen
Mitarbeitern aus west und ost, ohne den nach Auffassung des wis-
senschaftsrates ein grundlegender Neuaufbau der Juristisclien Fakul-
täten nicht möglich ist, kam höchst zögerlich in Gang. Dies lag an feh-
lenden politischen vorgaben, einem nur partiellen innerunivärsitären
Druck durch die Studenten, der knappen Zeit und insbesondere am
fehlenden Interesse vieler Professoren, die überwiegend der Meinung
waren (und sind), daß die Erneuerung des Faches dank der jetzt zw
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Verfügung stehenden Literatur und der Westkontakte auf dem Wege

aer WelterUildung des vorhandenen Lehrpersonals erfolgen-könne

und es lediglich notwendig sei, einzelne neue Fächer durch Gastdo-

zenten vertreten zu lassen und einige Neuberufungen durchzuftitrren'

b) Übernahme der Hochschulen durch die neuen Länder

Die Regierungen der neuen Länder und des Landes Berlin haben im De-

zember-tgg0 beschlossen, die Juristischen Fakultäten nicht als Landes-

einrichtungen zu übernehmen, sondem zum 1' 1' 1991 gemäß Artikel 13

Absatz t und etsatz 3 des Einigungsvertrages abzuwickeln'

Teilbereiche der Hochschule ftir Recht und verwaltung in Potsdam-Ba-

belsberg wurden zum Jahresende 1990 aufgelöst. Die sektionen ,,Theo-

retischJGrundlagen des Rechts und öffentliches Recht" und ,,Privat-

recht« sowie einige andere Bereiche dieser Hochschule wurden in die

Brandenburgischä Landeshochschule Potsdam überführt. Zum Jahres-

beginn fggitrat diese einen Fachbereich Rechtswissenschaft neu ge-

ffia"t. Die überfi.ihrten Bereiche der friiiheren Hochschule bilden da-

f,ei nicht die Organisationsgrundlage dieses neuen Fachbereichs. Der

neue Fachbereich besteht aus einer Griimdungskommission, deren Mit-
glieder, bei einer Ausnahme, nicht aus der Hochschule kommen, und ei-

ie- CrUnaungsdekan als Vorsitzendem. A11e Professuren sollen bun-

desweit 
"..rg"ihri"ben 

und im ordentlichen Berufungsverfahren be-

setzt werden. Die studierenden wurden neu immatrikuliert. Ihnen wur-

de, überwiegend von Lehrenden aus den alten Ländem, von Januar bis

März 1gg1 aas in aen alten Ländern übliche Lehrangebot fti'r Erstseme-

ster bereitgestellt.

Die Länder haben allen studenten die Fortsetzung und den Abschluß ih-

rer Ausbildung an der jeweiligen Hochschule zugesichert. Hierzu sollen

mit einem Teil des f"dh"r"n Lehrpersonals in der Reget bis zum 31. B.

1991 befristete Beschäftigungsverhältnisse abgeschlossen werden. Das

LehrangebotsolldurchLehrbeauftragteundGastdozentenergiinzt
werden.

Die Länder beabsichtigen, an den universitäten in ost-Berlin, Halle,

Leipzig und Jena .r",ru J*i"ti"che Fakultäten zu gründen' Es wurde in
Ä"r"iÄt gestellt, daß ein Teil des früLheren Lehrpersonals nach Ein-

schätzunfder fachlichen Kompetenz und der persönlichen Integrität

neue Beschäftigungsverhältnisse erhält'

über diese Wiedererrichtung Jgristischer Fakultäten hinaus gibt es fi.i'r

mehrere Hochschulen und orte Pläne füLr die Neugrümdung Juristischer

Fakultäten: Greifswald und Rostock in Mecklenbr'rg-Vorpommern'
frrnf.n ttlOder in Brandenburg, Magdeburg in Sachsen-Anhalt' Erfirrt

inThüringen sowie Chemnitzund Dresden in Sachsen'
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II. Empfehlungen

Als vorrangiges Ziel der Hochschulpolitik in den neuen Ländem sieht es
der wissenschaftsrat an, ebenso wie andere Fächer der Geistes-, sozial-
und wirtschaftswissenschaften, insbesondere das Fach Rechtswissen-
slhaft grundlegend neu aufzubauen. Der Aulbau der rechtsstaailichen
ordnung in den neuen Ländern führt in Justiz, verwaltung, Äwart-
schaft und wirtschafr. nt einem großen Bedari an Juristei, die das
(west)deutsche Recht beherrschen. Es wäre eine Fehleinschätzung,
wenn man annlihme, daß die in der früheren DDR in einem gänzlich an-
derenRechtssystem ausgebildeten Juristen in der r,age seiei, ohne eine
grundlegende Erneuerung ihrer eualifrkation, diese tti, d", Äufbau von
staat und Gesellschaft entscheidenden Funktionen zu tibernehmen. nr-
forderlich ist nicht allein die Kenntnis der neuen Rechtsnormen, son-
dern ein neues Grundverständnis der Funktionen des Rechts in einer
freiheitlichen Gesellschaft, für die die Gewaltenteilung konstitutiv ist.
um diesem Bedarf an Juristen bard nachkommen zu können, aber auch,
weil viele Abiturienten in den neuen Ländern Rechtswissenschaft stu-
dieren wollen, müssen die dortigen Hochschulen rasch eine quarifizierte
Lehre anbieten, damit die studenten eine juristische Ausbiläung errrat-
ten können, die der Ausbildung an den Hächschulen der alten-Länder
gleichwertig ist. Hieran reicht es nicht aus, wenn die studiengänge inAufbau und Bezeichnungen den Anfordenrngen entsprechen, ai" ar"
Dgutsghe Richtergesetz für die juristische auiulaungro.mutiert. nnt-
scheidend ist, daß die entsprechenden Lehrinhalte irr-perso.rJer Konti
nuität und auf qualitativ vergleichbarem Niveau angeboten werden. Nur
dann werden die an den neuen Juristisehen tr'axu-iuiten ,*glblia"t""
J-uristen die gleichen Berufschancen haben wie die Absolvänten von
Hoehschulen der alten Länder.

Die nachfolgenden Empfehlungen geben Leiilinien und detairierte vor-
schläge für den Aufbau der Juristischen Fakultäten. sie lerrerr"t* c"-
bot der Fleiheit von Forschung und Lehre aus, das im cänager"L,r".-
ankert ist und von den Entwürfen fi.ir die verfassunge., aer.r?,r"r, r,ärr-
9sr bekräftigt wird. xine weitere prämisse dieser rÄpr"rrr"''s"" i-.t ai"uberzeugung des wissenschaftsrates, daß die Hochsähuren is stätten
von Forschung und Lehre gestärkt werden müssen.

Im einzelnen äußert sich der Wissenschaftsrat zu der

- Gesamtkapazität fl.ir die Ausbildung von Juristen, wieder- und Neu-gnindung Juristischer Fakultäten,

- fachlichen Struktur JuristischerFakultäten,

- Berufrrng von Professoren,

- Sicherung des Lehrbetriebs in der übergangszeit,

- künftigen Struktur des Studienangebots,

- Forschung an den Juristischen Fakultäten,
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- Ausbildung des wissenschaftlichen Nachwuchses,

- bibliothekarischen Versorgung.

Diese Empfehlungen berücksichtigen die im November 1990 vorgeleg-
ten,Empfehlungen zur Bildung von Hochschulstrukturkommissionen
und zur Berufungspolitik", greifen die im Januar 1991 vorgelegten
,,Empfehlungen zur Erneuerung der Lehre und zur Förderung des wis-
senschaftlichen Nachwuchses" auf und formulieren ein Gesamtkonzept
für die Rechtswissensehaft an den Hochschulen der neuen Länder.

II. 1. Gesamtkapazität für die Ausbildung von Juristen

In den neuen Ländem bestehtjetzt und in absehbarer Zukunft ein gro-
ßer Bedarf an Jr.rristen füLr den Aufbau des Sozial- und Rechtsstaates. Es
ist für die gesellschaftliche Entwicklung der Bundesrepublik Deutsch-
tand wichtig, daß Justiz, Verwaltung, Anwaltschaft und Wirtschaft in
den neuen Ländern nach einer Übergangszeit, in der sie umständehalber
auf Juristen aus den alten Ländern zurückgreifen mi.issen, ihren Nach-
wuchs vorrangig von ihren eigenen Hochschulen gewinnen können.
Deswegen, aber auch weil viele Abiturienten in den neuen Ländern-
Rechtswissenschaft studieren wollen und hierfür nicht in die alten Län-
der abwandern wollen und sollten, ist ein rascher Aulbau Juristischer
Fakultäten notwendig.

Es ist indes nicht möglieh, den künftigen Bedarf an Juristen und juristi-
schen Studienplätzen verläßlich zu berechnen. Ein Anhattspr.rnkt sind
die Verhältnisse in den alten Ländern, wobei jedoch zu bedenken ist, daß
die Fakultäten dort seit Jahren überlastet sind und nach weitverbreiteter
Meinung mehr Juristen ausgebildet werden, als dies vom Bedarf her
notwendig und sinnvoll wäre. Wie ambivalent diese Orientierung an den
Verhältnissen in Westdeutschland ist, macht schon der Vergleich der
dortigen Ausbildungsleistungen in den 60er, 70er und 80er Jahren deut-
lich. Ende der 60er Jahre beendeten jährlich rund 3 500 Juristen erfolg-
reich ihr Studium, Ende der 70er Jahre waren es rund 5000 und Ende
der 80er Jahre waren es bereits 8400. Zwar könnte man die Planung fLir
die neuen Länder an den aktuellen Absolventen- und Studentenzahlen
in den alten Ländern orientieren. Es erscheint aber realistisch, zu verrnu-
ten, daß die neuen Länder erst mittel- und Iängerfristig in der Lage sein
werden, den prognostizierten Bedarf an Juristen für Justiz und Verwal-
tung zu finanzieren. Es spricht deshalb einiges für ein schrittweises Vor-
gehen beim Aufbau der Kapazitäten, was auch deswegen naheliegt, weil
auch die ktirrftige Nachfrage nach einem Studienplatz schwer abzuschät-
zen ist. Einerseits gibt es vorerst noch einen gewissen Naehholbedarf,
weil in den Vorjahren viele Bewerber abgewiesen wurden oder sich
unter den frtiheren Bedingungen nicht fi.iLr ein Jurastudium interessiert
haben. Andererseits erwerben bislang und auch noch in absehbarer Zu-
kunft sehr viel weniger Schiiler die Hochschulreife, als dies in den alten
Ländern der Fall ist.
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Aus diesen Gninden können die Zahlen fiir den Bestand an Juristen,
jährlichen Absolventen und Studenten, die die gegenwärtigen Verhält-
nisse in den alten Ländern beschreiben, nur ein Orientierungs- und kei-
neswegs schon ein Zielwert für die Hochschulplanung sein. Wählt man
den Maßstab Absolventen und geht man vom Durchschnitt der 80er
Jahre aus (in den alten Ländem rund 6 600 Erste Staatsexamen), so er-
gibt dies entsprechend der Bevölkerungszahl einen Orientierungswert
von rund 1750 Absolventen jährlich für die neuen Länder. Geht man
vom Maßstab Studienanfänger aus (in den alten Ländern begannen mit
Ausnahme der Jahre 1980 bis 1984, in denen die geburtenstarken Jahr-
gänge auf die Hochschulen kamen, jährlich zwischen 10 000 trnd 12 000
Studienanfänger), so erhält man einen Orientierungswert von 2 500 bis
3 000 Studienanfüngern jährlich.

In jedem Fall liegen die Orientierungswerte beträchtlich über den in der
ehemaligen DDR üblichen jährlichen Absolventenzahlen, die in den
80er Jahren bei jährlich rund 460 Absolventen im Direktstudium und
100 bis 150 Absolventen im Fernstudium lagen.

Der parallele Aufbau neuer Juristischer Fakultäten in den neuen Län-
dem wird dazu führen, daß in nur wenigen Jahren eine große Zahl
von Professuren zur Ausschreibung gelangt. Diese verstärkte Nachfra-
ge stößt auf ein begrenztes Potential an berufungsfähigen Nachwuchs-
wissenschaftlern. In den alten Ländern habilitierten sich in der zwei-
ten Hälfte der B0er Jahre durchschnittlich 24 Wissenschaftler jährlich.
Bei gleichbleibender Tendenz zur Habilitation wtiLrde das Angebot an
Habilitierten kaum ausreichen, die aufgrund der Altersstruktur stei-
gende Zahl freiwerdender Lehrsttihle wieder besetzen zu können. In
der ersten Hälfte der 90er Jahre werden in den alten Ländern jährlich
rund 20 Professorenstellen frei, in der zweiten Hiilfte der gOer Jahre
sind es rund 30. Diese Angaben beschreiben die absehbaren Schwie-
rigkeiten, wenn in den neuen Ländem innerhalb weniger Jahre eine
Efößere Zahl von Professuren mit qualifuierten Wissenschaftlern be-
setzt werden soll.

Der Wissenschaftsrat empfiehlt daher, den Aufbau der ftir notwendig
angesehenen Ausbildungskapazitäten friLr Juristen über einen längeren
Zeitraum zu strecken. Auch sollte vermieden werden, an vielen Hoch-
schulen zugleich mit dem Aufbau Juristischer Fakulüiten zu beginnen,
dann jedoch deren Ausbau in die Länge zu ziehen. Der Wissenschaftsrat
empfiehlt den neuen Ländern deswegen ein abgestuftes Vorgehen. Die
jetzt vorgelegten Empfehlungen beziehen sich auf einen Zeitraum von
fl.inf bis sechs Jahren. Die Aussagen zur Gesamtkapazif,ät, zur Größe der
Fakultäten und zu den Standorten von NeugniLndungen gelten nur ftir
diese mittelfristige Perspektive und müssen in der zweiten HäIfte der
90er Jahre überprüft werden.

Ausgehend von diesen Überlegungen kommt der Wissenschaftsrat zu
folgenden Empfehlungen an dieneuen Länder:
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1. An den Universitäten in Berlin-Ost, Halle, Jena, Leipzig und an der
Brandenburgischen Landeshochschule in Potsdam sollten auch

ki.hftig Juristen ausgebildet werden. Die dort neu aufzubauenden Ju-

ristiscfien Faku]täten sollten rasch auf die vom Wissenschaftsrat emp-
fohlene Mindestgröße (vgl. II. 3.) von 14 Lehrstühlen ausgebaut
werden.

2. Der Wissenschaftsrat empfiehlt, in Mecklenburg-Vorpommern eine

Juristische Fakultät zu errichten, die eine wichtige Rolle fii,r den Auf-
bau von Justiz und verwaltung übernehmen und damit auch zur Her-
ausbildung der gesellschaftlich-politischen Identität des neuen Lan-
des beitragen kann.

3. F\iI' Sachsen empfiehlt der wissenschaftsrat eine zweite Juristische
Fakultät an der Technischen Universität Dresden.

4. In Anbetracht des begrenzten Potentials berufungsftihiger Nach-
wuchswissenschaftler sollten weitere Grürrdungen Juristischer
Fakultäten möglichst erst in einer zweiten Ausbaustufe in der zweiten
Hälfte der 90er Jahre errichtet werden. Bei der Entscheidung für eine

Neugründung muß das regionale studentenaufkommen berücksich-
tigt werden, wozu es notwendig ist, täinderübergreifende Wander-

ungsbewegungen an Nachbarhochschulen in Rechnung zu stellen.

5. Bei den Berechnungen der jährlichen Aufnahmekapazitäten sollten
die für die verhältnisse in westdeutschland entwickelten verordnun-
gen über Lehrdeputate und Kapazitätsberechmrngen nicht unmodifr-
ziert übernommen wetden (vgl. II. 2.).

IL 2. Neugründung Juristischer Fakultäten

a) Mecklenburg-Vorpommern

An beiden Universitäten des Landes, Greifswald und Rostock, wurden
1946 bzw. 1950 die damals bestehenden traditionsreichen Jr.rristischen
Fakultäten geschlossen. In beiden FäIlen planen die Universitäten die
Wiedererrichtung der Fakultät.

Die universität Greifswald hat im sommer 1990 eine Aufbaukommis-
sion eingesetzt, in der insbesondere Professoren der Universität Osna-

brück mitwirken. Die ersten Professorenstellen sind ausgeschrieben.
Der Lehrbetrieb, der in der Aufbauphase vom Fachbereich Reehtswis-
senschaft der universität osnabrück unterstützt wird, ist im Februar
1991 ftir das Sommersemester 1991 aufgenommen worden.

An der universität Rostock wurden im Herbst 1990 die ersten Be-

rufungskommissionen unter Beteiligung auswärtiger Fachvertreter ge-

bildet und die ersten Frofessorenstellen ausgeschrieben. Nach den bis-

herigen Plänen soll der Lehrbetrieb für das juristische Grundstudium im
Herbst 1991 aufgenommen werden. Bereits zum Wintersemester 1990/91

wurde mit unterstützung der Juristischen Fakultäten und Fachbereiche

43



der universitäten Bremen, Hamburg und Kiel ein zweisemestriges Er-
gänzungsstudium fl.ir Diplom-Juristen eingerichtet

Das Land unterstützt die Pläne beider universitäten und drängt auf eine
schwerpunktsetzung in Forschung und Lehre. Bislang ist jedäch deren
Finanzierung noch nicht gesichert.

Der wissenschaftsrat bejaht den regionalen Bedarf fiir zunächst eine
Neugnindung einer Juristischen Fakultät in Mecklenburg-vorpom-
mern. Der Norden der ehemaligen DDR ist in dieser Hinsichlunterver-
sorgt.

Der wissenschaftsrat hat jedoch Bedenken, ftir das Land Meckrenburg-
vorpommern mit einer wohnbevölkefl,rng von 1,964 Millionen Einwoh-
nern (stand: 31. 12. 1989) bereits in der ersten Ausbaustufe zwei Juristi-
sche Fakultäten zu empfehlen. Dagegen spricht auch die finanzielle
Lage des Landes. Es sollte vermieden werden, sofort zwei Fakultäten zu
grtirrden, die nur unzureichend ausgestattet werden und ihren Auftrag in
Forschung und Lehre nicht vollwertig erfüllen könnten. Damit wäre den
Hochschulen, dem Land und den Studenten nicht gedient.

Es ist daher eine Entscheidung notwendig, an welcher universität in der
ersten Phase des Hochschulaufbaus eine Juristische Fakultät errichtet
wird. Beide Hochschulen können auf eine alte, durch die DDR unterbro-
chene Tladition und auf ein geeignetes umfeld geisteswissenschaft-
licher Fächer verweisen, so daß es keine eindeutigen hochschulpoliti-
schen Argumente fiiLr oder gegen einen standort siut. so bleibt es eine
landespolitische Frage, die der wissenschaftsrat das Land rasch zu ent-
scheiden und konsequent umzusetzen bittet.

b) Brandenburg

An der neuen Brandenburgischen Landeshochschule, die aus der päd-
agogischen Hochschule Potsdam hervorgegangen ist, wurde ein Fach-
bereich Rechtswissenschaft neu gegnindet.

Der wissenschaftsrat bejaht den regionalen Bedarf für zunächst eine
NeugniLndung einer Juristischen Fakulttit in Brandenburg. Er empfiehlt
dem Land, sich in der ersten Aufbauphase auf den neueniachberäich in
Potsdam zu konzentrieren. Ftir weitere Ausbauplanungen wird zu über-
legen sein, ob in Flankfirrt/oder eine weitere Juristischä Fakultät errich-
tetwerden kann.

c) Berlin

Die vom Land geplante Neugnindung einer Juristischen Fakultät an der
Humboldt-universität erscheint hochschulpolitisch sinnvoll und ist
auch in Hinblick auf den Bedarf begrtiLndet. Diese Juristische Fakultät ist
aufgrund der Lage in besonderem Maße geeignet, die überlastete Juristi-
sche Fakurtät der Fleien universität zu entlasten. Zwischen den beiden
Jr-rristischen Fakultäten in Berlin sollte es zu einer gegenseitigen Ab-
stimmung einzelner schwerpunkte kommen. Die Neugründung an der
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Humboldt-Universität sollte die Chancen einer Schwerpunktbildung zu

ihrer Profrlierung in Lehre und Forschung nutzen.

d) Sachsen-Anhalt

Die vom Land (Einwohnerzahl am 31. 12. 1989 2,965 Mio) geplante Neu-
gründung einer Juristischen Fakultät in Halle erscheint hochschulpoli-
tisch sinnvoll und ist auch in Hinblick auf den Bedarf begründet. Das

Land sollte vorerst seine knappen finanziellen Mittel auf diese Juristi-
sche Fakultät konzentrieren.

Die Planungen für eine weitere Juristische Fakultät an der Technisehen
Universität Magdeburg vermögen nieht zu überzeugen, da dort wegen
der nahe gelegenen Juristischen Fakultäten in Halle, Berlin' Potsdam,
Hannover und Göttingen nur ein geringes regionales Potential an Stu-
dienbewerbern vorhanden ist. Außerdem bietet eine in erster Linie
durch technische Fächer gepHgte Hochschule nur bedingt Vorausset-
zungen für eine Juristische Fakultät. Der Wissenschaftsrat empfiehlt da-

her dem Land, diese Pläne vorerst nicht weiter zu verfolgen.

e) Thtiringen

Die Juristische Fakultät an der Universität Jena soll neugegrtimdet wer-
den. Ferner bestehen Pläne, an einer noch zu grüLndenden Universität in
Erfurt eine Juristische Fakultät zu errichten. Zu den Plänen für den
Standort Erfurt wird der Wissenschaftsrat in einer gesonderten Empfeh-
lung Stellung nehmen.

Die Rechtswissenschaft verfügt in Jena über eine lange Tradition und ist
dort in das Fächerspektrum einer klassischen Universität eingebettet.
Daher unterstützt der wissenschaftsrat die Absicht des Landes, die Juri-
stische Fakultät in Jena neu zu grti'nden und rasch aufzubauen.

In Hinblick auf die Bevölkerungszahl (am 31. 12. 1989 2,684 Mio Einwoh-
ner) und der benachbarten Juristischen Fakultäten in Göttingen, Bay-
reuth, Halle und Leipzig, die für manche Kreise des Landes ThüLringen
näher liegen als Jena oder Erfgrt, hiilt der Wissenschaftsrat zumindest in
der ersten Ausbaustufe eine Juristische Fakultät ftir das Land Thüringen
fiir ausreichend. Das Land sollte seine begrenzten finanziellen Möglich-
keiten darauf konzentrieren, die Juristische Fakultät in Jena neu zu
gründen und auf die vom wissenschaftsrat empfohlene Mindestgröße
auszubauen.

f) Sachsen

An der universität Leipzig soll die Juristische Fakultät neu gegnirrdet
werden. Der Wissenschaftsrat stimmt dem zu' Darüber hinaus sind Neu-
gri.indungen Juristischer Fakultäten an den Technischen universitäten
in Dresden und chemnitz geplant. sowohl ftir Dresden als auch füLr

Chemnitz liegen ausgearbeitete, interessante Planungskonzepte vor' In
Dresden ist das vom wissenschaftsrat empfohlene Modell einer Paten-
schaft der Neugnirrdung durch westdeutsche Fakultäten geplant, das
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hier mit unterstützung des Landes Baden-wtiLrttemberg von dessen fürrf
Juristischen Fakultäten unter Koordination durch die Fakulüit in Hei-
delberg durchgeführt werden soll. Für chemnitz wurde mit unterstüt-
zung der universität Bayreuth und der Bayerischen staatsregierung ein
neuartiges Konzept entworfen, das dem Privatrecht einschließlich seiner
Nebengebiete besondere Bedeutung beimißt und der Fakultät einen
Schwerpunkt in Wirtschaftsrecht gibt. Die Ausbildung soll durch spe-
zielle technikwissenschaftliche veranstaltungen flir Juristen, die zu ei-
ner technischen Zusatzausbildung ftihrt, ein besonderes profil erhalten.

F\ir das Land Sachsen mit einer Bevölkerung von 4,g Millionen Einwoh-
nern hält der wissenschaftsrat die Errichtung einer zweiten Jtrristischen
Fakuluit fiir begnindet. Der wissenschaftsrat begrüßt die NeugniLndung
einer Juristischen Fakultät an der Technischen universität Dresden. In
der ersten Ausbauphase sollte jedoch von der Gründung einer dritten
Juristischen Fakultät abgesehen werden.

g) Zulassungszahlen und Personalplanung ftir Neugrtindungen

In der Übergangszeit der nächsten Jahre hält es der wissenschaftsrat füLr
nicht vertretbar, sich bei der Berechnung der Zulassungszahlen alein
nach den Regeln der Kapazitätsverordnung (KapVo) und nach den in
den westlichen Ländern üblichen Lehrdeputaten zu richten. Die KapVo
zielt auf eine erschöpfende Nutzung der vorhandenen Kapazitäten unter
Höchstlastbedingungen ab. sie wwde nicht für Fakultäten geschaffen,
die unter den in den neuen Ländern gegebenen Bedingungen neu aufge-
baut werden müssen. Die Anwendung der KapVo und der ihr zugrunde
liegenden R,egelungen zur Lehrverpflichtung ist auch deshalb nieht
sachgerecht, weil die Überfiihrung des Personals in die personalstruktur
des Hochschulrahmengesetzes noch nicht geregelt ist.

Der wissenschaftsrat hat entschieden kritisiert, daß die Kapvo uazuläs-
sigerweise vielfach füLr: Zwecke der Personalplanung benutzt wird.2) Er
empfrehlt den neuen Ländern, sich beim Neuaufbau ihrer Hochschulen
nicht nur an der KapVo auszurichten, sondern auch die ,,Empfehlungen
ftir die Planung des Personalbedarfs der universitäten" zugrunde zu
legen, die in Hinblick auf die Aufbausituation in den neuen Ländern ent-
sprechend modifiziert werden müssen.

II. 3. Fachliche Struktur Juristischer Fakultäten

um Kompatibilität mit der juristischen Lehre an den Fakultäten in den
alten Ländern zu erreichen, die dem Studenten eine qualifizierte Ausbil-
drlng zum ,,Volljuristen" ermöglicht und es ihm erlaubt, auch an andere
universitäten zu wechseln, ist eine Mindestgröße einer Fakultät erfor-
derlich, die das notwendige spektrum unterschiedlicher Fachgebiete

2) Empfehlungen für die Planung des Personalbedarfs der universitiiten, in: Empfeh-
lungenund Stellungnahmen 1990, Köln 1991.
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umfaßt. Der Wissenschaftsrat sieht die Untergrenze einer Jr.ristischen
Fakultät bei 14 Lehrstühlen (C4), die wie folgt verteilt sein sollten:

5 Professuren im Privatrecht,

5 Professuren im Öffentlichen Recht,

2 Professuren im Strafrecht,

2 Professuren aus den Grundlagenfächern Rechtssoziologie oder
Rechtsphilosophie oder Rechtsgeschichte, die an einen der ersten drei
Bereiche angebunden sein müssen.

Das Verfahrensrecht sollte in allen dogmatischen Fächern benicksich-
tigt werden. Angesichts der wachsenden Bedeutung des Europäischen
Rechts sind künftig in immer mehr juristischen Berufen Grundkennt-
nisse des Rechts der Europäschen Gemeinschaft notwendig. Die neuen
Fakultäten sollten daher verstärkt rechtsvergleichende Aspekte in Leh- -
re und Forschung einbeziehen und eine Europäsierung aller Fächer
anstreben.

Die oben genannten 14 Lehrstühle, die eine angemessene Ausstattung
mit Assistenten, wissenschaftlichen Mitarbeitern und Sachmitteln erhal-
ten müssen, damit in den neuen Ländern rasch ein qualifizierter wissen-
schaftlicher Nachwuchs ausgebildet werden kann, werden vom Wissen-
schaftsrat als eine sinnvolle, aber auch notwendige Mindestausstattung
für eine arbeitsfähige Fakulüit angesehen. Diese Arbeitsgröße sollte
schrittweise in drei bis füLnf Jahren aufgebaut werden.

Der Wissenschaftsrat unterstreicht bei dieser Festlegung einer Mindest-
größe, daß die Länder keine Rumpffakultäten errichten sollten, die für
qualifizierte Wissenschaftler und Studenten nicht attraktiv sind. Mit der
Entscheidung zur Grürrdung einer Juristischen Fakultät sollten die Län-
der zugleich die notwendigen Mittel bereitstellen, damit die neue Fakul-
tät z.war schrittweise, jedoch in absehbarer Zeit auf die Mindestausstat-
tung ausgebaut und angemessen ausgestattet werden kann.

Bei großen Studentenzahlen reichen die empfohlenen 14 Lehrstühle
nicht aus. In diesem Fall müssen weitere C4- und ftir einzelne Fachge-
biete auch C3-Stellen eingerichtet werden.

Wenn Mittel für weitere Professorenstellen zur Verfligung stehen, soll-
ten die Fakultäten Schwerpunkte setzen, z. B. im Wirtschaftsrecht oder
in der Verwaltungswissenschaft. Dabei sollte es jedoch nicht darum ge-
hen, früher bestehende Schwerpunkte unbeschadet der wissenschaft-
lichen Leistungsfähigkeit unverändert fortzuftihren.

An mehreren der fri.iüreren Juristischen Fakultäten ist es im Laufe des
Jahres 1990 zur Gründung von Instituten gekommen. In den Natur- und
Ingenieurwissenschaften hat sich eine solche Organisation bewährt. F\iLr

die Juristischen Fakultäten sieht der Wissenschaftsrat jedoch Nachteile
gegenüber der Gliederung in Lehrsti.iürle. Das Lehrstuhlprinzip erlaubt
es, die Sach- und Personalmittel effektiver einzusetzen und vermeidet
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eher eine hinderliche Verfestigung von Arbeitsgebieten. Deswegen
empfiehlt der Wissenschaftsrat, auf die Grtindung von Instituten zu ver-
zichten.

II. 4. Berufungvon Professoren

Die Fachgebiete müssen durch Professoren vertreten werden, die sich
auf dem Gebiet ihrer Berufung durch wissenschaftliche Arbeiten ausge-
wiesen haben. Der NeuauJbau der Rechtswissenschaft in den neuen
Ländern würde mit schweren Hypotheken belastet, wenn auf den Be-
rufungsgebieten nichtausgewiesene Wissenschaftler nach Umbenen-
nung ihrer Berufungsgebiete oder wenn Wissenschaftler berufen wüLr-
den, die bei Berufungen in den alten Ländern nicht als berufungsftihig
eingeschätzt würden. Die Erfahrung lehrt, daß ein Fach über Jahre r.rnd
Jahrzehnte Schaden nimmt, wenn bei der Auswahl der Professoren
nicht strikt auf die Qualifikation der Bewerber geachtet wird. Der Wis-
senschaftsrat empfiehlt daher, eher Berufungen auszusetzen und Lehr-
stühle ftiLr mehrere Jahre vertreten zu lassen oder anderweitig den Lehr-
betrieb zu sichern, als bei der Auswahl der Professoren Abstriche von
der erforderlichen Fachqualifftation zu machen. Die Aussetzung von
Berufungen würde auch Professoren, Dozenten und Nachwuchswissen-
schaftlern, die an den Juristischen Sektionen in der ehemaligen DDR
gelehrt haben, die Möglichkeit der Nachqualifikation geben und damit
deren Chancen auf eine Berufung erhöhen.

tr\ir den Neuaulbau von Fakultäten hat der Wissenschaftsrat Regeln
empfohlen3), die sich bei der NeugrüLndung von Hochschulen und Ea-
kultäten an den Hochschulen der alten Länder bewährt haben:

- ,,In einer Übergangszeit sollen grundsätzlich alle Berufungskommis-
sionen vom zuständigen Landesminister im Benehmen mit der Hoch-
schulstrukturkommission eingesetzt werden. Für die Einriehtung und
Besetzung der Berufungskommissionen kann die Hochschule Vor-
schläge unterbreiten.

- Die Berufungskommissionen sollen im Regelfall aus sechs Professo-
ren, einem Vertreter aus der Gnrppe der Assistenten, Oberassistenten
und Dozenten sowie einem Vertreter der Studenten bestehen. Minde-
stens drei Professoren müssen von ausw?irts kommen.

- Die Berufungslisten werden an die Fakultlit/den Fachbereich und den
Senat sowie direkt an den zuständigen Landesminister geleitet. Fakul-
tät/Fachbereich und Senat können dazu Stellung nehmen."

Nach der Entseheidung der Länder, die fr[i]reren Juristischen Fakultä-
ten nicht zu übernehmen, sollen an den betreffenden Hochschulen Juri-
stische Fakultäten neu gegründet werden.

3) S. Empfehlungen zur Bildung von Hochschulstrukturkommissionen und zur Beru-
fungspolitik an den Hochschulen in den neuen Ländern und in Berlin, in diesem Band,
Teil I, S. 13 ff.
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[. 5. Sicherung des Irehrbetriebs in der Übergangs- und Aufbauzeit

a) GrtindungsdekanundPatenfakultät

Da der Neuaulbau der Juristischen Fakultäten Zelt erfordert und auch
weil aus Qualitätsgrtinden Berufungen über einen längeren Zeitraum ge-
streckt werden sollten, werden die neuen Fakultäten in den nächsten
Jahren noch nicht in der Lage sein, den Lehrbetrieb ohne Unterstützung
aus den alten Ländern durchzuftitren. Um jedoch den Studenten rasch
eine qualifizierte Lehre anbieten zu können, schlägt der Wissenschafts-
rat die Übernahme von institutionellen ,,Patenschaften" durch Hoch-
schulen in den alten Ländern vor, wie dies bereits in mehreren Fällen für
Juristische Fakultäten geplant ist. 4)

Für,,Fachbereiche in Neugründung" sollten die Hochschulstrukturkom-
missionen, deren Bildung der Wissenschaftsrat den neuen Ländern be-
reits im November 1990 empfohlen hat, dem zuständigen l,andesmini-
ster die Bestellung eines fachlich renommierten und organisatorisch er-
fahrenen Wissenschaftlers einer westdeutschen Hochschule oder For-
schungseinrichtung zum,,Gründungsdekan" vorschlagen. Im Einver-
nehmen mit diesem sollte das Ministerium sodann eine ,,Patenfakultät"
zur Sicherung der Lehre und Abhaltung der Prüfungen benennenS).

Die ,,Patenfakultäten" werden die zusätzlichen Lehraufgaben nicht al-
lein mit ihrem Personal übernehmen können. Wichtig ist jedoch, daß sie
die Verantwortung für die jeweilige ,,Fakultät in Neugnindrmg" über-
nehmen und sich maßgebend mit ihren Professoren und Assistenten6)
engagieren. Der Wissenschaftsrat hat folgende konlcete Maßnahmen
vorgeschlagen:7)

4) Vgl. dazu: Empfehlungen zur Emeuerung der Lehre und zur Förderulg des wissen-
schaftlichen Nachwuchses an den Hochschulen der neuen Länder und irn Ostteil von
Berlin, in diesem Band, Teil I, S. 18 ff.
5) Die Begriffe ,,Dekan" und ,,Fakultät" werden hier nicht im hochschulrechtlichen,
sondern lediglich in einem funldionalen Sinn verstanden. Mit 

"GrilLndungsdekan" 
ist

derjenige Wissenschaftler gemeint, der temporär die maßgebliche Initiative fiir die irr-
haltliche Konzeption eines neuen oder erneuerten Studiengangs, die Abhaltung der
hierzu nötigen Lehrveranstaltungen und die Zusammenstellung des Personals hierftir
übernimmt - vergleichbarden sogenannten Gründungsdekanen in manchen westdeut-
schen HochschulneugniLndungen der 60er und 70er Jahre. Der ,,Gründungsdekan" kann
- und sollte wohl auch in vielen Fällen - weiterhin Mitglied einer westdeutschen Hoch-
schule oder Forschungseinrichtung bleiben, in Einzelfällen aber auch Mitglied einer ost-
deutschen Hochschule sein, wobei in der Regel an Neuberufene zu denken ist. - Der Be-
griff ,,Patenfakultät" meint die Gesamtheit der Wissenschaftler, die sich unter Leitung
des ,,Grtindungsdekans' an der Sicherstellulg der Lehre in einem neu eingerichteten
oder emeuerten Studiengang an einer ostdeutschen Universität beteiligen. Sie kann
identisch sein mit dem Fachbereich des westdeutschen Hochschule, dem der ,,Gnin-
dungsdekan" angehört oder entstammt, aber auch aus einem Verbund von Wissen-
schaf tlern mehrerer Hochschulen und Forschungseinrichtungen bestehen.
6) Wenn hier von ,,Assistenten" gesprochen wird, so geschieht dies aus Gründen der
sprachlichen Vereinfachung. Eingeschlossen sind immer Dozenten, Oberassistenten,
Akademische Räte, wissenschaf tliche Mitarbeiter etc.
7) Vgl. Empfehh.rngen zur Erneuerung der Lehre und zur Förderung des wissenschaft-
Iichen Nachwuchses an den Hochschulen derneuen Länder und im Ostteil von Berlin,
a. a. O., S.20.
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1. ,,Beurlaubung oder Abordnung von Professoren und Assistenten
westdeutscher Hochschulen mit vollem Lehrdeputat oder Teilen
hiervon frir mehrere Semester an eine ostdeutsehe Hochschule. Hier-
mit würden die Betreffenden verpflichtet, sich auf die Lehr- und Prü-
fungsaufgaben sowie die Betreuung von Doktoranden stärker zu kon-
zentrieren und sich häufiger und länger an der ostdeutschen Univer-
sität aufzuhalten, als dies bei Gastprofessoren und Lehrbeauftragten
die Regel sein kann.

Als Kompensation ftir die (Teil-)Abordnungen sollten den betroffe-
nen westlichen Hochschulen entsprechende Mittel für Gast- und
Vertretungsprofessuren, Lehraufträge und die befristete Einstellung
wissenschaftlicher Mitarbeiter zugewiesen werden. Zur Unterstüt-
zung der abgeordneten Professoren sollten ferner Mittel füLr wissen-
schaftliche und studentische Hilfskräfte bereitgestellt werden, damit
deren Vorlesungen an den ostdeutschen Hochschulen durch T\rto-
rien und Übungen ergänzt werden können.

2. Einsatz emeritierter Professoren. Dieser Personenlaeis bietet sich vor
allem deshalb an, weil er über lange Lehr- und Forschungserfahrun-
gen verfügt, zudem in der Regel von anderweitigen Verpflichtungen
entlastet und materiell gesichert ist und nicht als Konkurenz bei
ktinftigen Stellenbesetzungen empfunden wrirde. Er sollte deshalb
gezielt angesprochen und vor allem fi.ir einftihrende Veranstaltungen
gewonnenwerden.

3. Lehrstuhlvertretr.rngen fliLr mehrere Semester durch Nachwuchswis-
senschaftler aus westlichen Hochschulen und Forschungseinrichtun-
gen. Sie erlauben es, notwendige Neuberufungen über einen längeren
Zeitraum zu verteilen und tragen dazu bei, die Berufungschancen ftir
Nachwuchswissenschaftler aus den Hochschulen der neuen Länder
zu erhalten, welche sich zunächst vielfach noch durch einige Jahre
Forschung an Hochschulen und Forschungsinstituten des westlichen
In- und Auslands qualifizieren sollten.

4. Der Einsatz von Lehrbeauftragten aus Forschungsinstituten und der
Berufspraxis. Erforderlich hierfür werden AufwandsentschädigUn-
gen und Reisekosten."

Der Wissenschaftsrat empfiehlt dieses Patenschaftsmodell füLr die ech-
ten NeugrüLndungen ebenso wie für die ,,Fakultäten in Neugründung".

Die Übernahme von Patenschaften darf nicht zu einer Einschränkung
des Wettbewerbs bei der Berufung auf die neuen Professorenstellen füh-
ren. Eine solche mögliche Folge einer allzu engen Patenschaftsbezie-
hung wird dadurch vermieden, daß a) mehrere westdeutsche Fakultäten
bei der Hilfe für den Lehrbetrieb ftir die neugegrüLndete Fakultät koope-
rieren und b) die Berufungskommissionen entsprechend den Vorstel-
lungen des Wissenschaftsrates zusarnmengesetzt werden und dabei ver-
mieden wird, daß alle externen Sachverständigen aus nur einer Hoch-
schule stammen.
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b) Lehrstuhlvertretungen, Gastprofessuren und Lehraufträge

sollte es in AusnahmefäIlen nicht zu der vom wissenschaftsrat bevor-
zugten engen Kooperation von Neugrürrdungen mit Patenfakultäten
kommen, sind Lehrstuhlvertrettrngen, Gastprofessoren und Lehraufträ-
ge vorzusehen. In größerem Umfang sollten insbesondere Lehrstuhlver-
tretungen - möglichst ftir mehrere Semester in Folge - durch emeritier-
te Professoren oder Nachwuchswissenschaftler vorgesehen werden'

Gastprofessoren können das Lehrangebot ergänzen und den wissen-
schaftlichen Dialog fordern. Ihr Beitrag zum l,ehrprogramm ist jedoch
im Regelfall gering. Der Wissenschaftsrat empfiehlt, für die nächsten
Jahre dem Angebot eines qualifizierten Lehrangebots den Vorrang zu
geben und diesem Prinzip bei der Einladung von Gastprofessoren zu fol-
gen. Dies gilt ebenso fi.ir Lehraufträge.

F\iLr Lehrstuhlvertretungen, Gastprofessuren und Lehraufträge sollten
im Interesse der Studenten und deren berechtigtem Verlangen nach ei-
nem qualifizierten Lehrangebot die folgenden Grundsätze gelten:

- Die Lehrveranstaltungen sollten Bestandteil des Lehrprogramms
sein.

- Die Lehrkräfte sollten zur Prtifung berechtigt sein und sich dazu auch
bereiterklären.

- Die L,ehrveranstaltungen sollten möglichst über zwei Semester gehen.

- Die Lehrveranstaltungen sollten möglichst mit T\rtorien und Ubun-
gen verbunden werden. Dabei ist anzustreben, daß Doktoranden und
Assistenten aus der Heimatuniversität des l,ehrenden diese Begleit-
veranstaltungen abhalten.

c) Ausbildung der Studenten mittlerer und höherer Semester

Die Studenten, die vor einigen Jahren mit dem Studium begonnen ha-
ben, sind in einer schwierigen Lage, weil ihr früheres Ausbildungsziel
,,Diplom-Jurist" nicht mehr zu einer beruflichen Verwendung als Jurist
führen wird. Sie müssen sich auf ein neues Ausbildungsziel umstellen,
was vielfach faktisch einen weitgehenden Neuanfang bedeutet. Ftir die-
se Studenten wird ein 5. Studienjahr, wie es in den übergangsstudien-
plänen einiger Fakultäten bereits vorgesehen ist, nachdnicklich emp-
fohlen. Der Wissenschaftsrat empfiehlt, fiir diese Studenten die Förde-
rungshöchstdauer des Bundesausbildungsfiirderungsgesetzes entspre-
chend heraufzusetzen.

Als weitere Möglichkeit zur Nachqualifikation von Diplom-Juristen so-

wie von Studenten mittlerer und höherer Semester empfrehlt der Wis-
senschaftsrat die Einrichtung von Sommerakademien an Fakultäten in
den alten Ländern. Auf diesen Sommerakademien sollten die Studenten
einzelne Scheine erwerben können, die sie füLr die angestrebte Erste
Staatsprüfung benötigen.
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d) Vorbereitungsdienst

Nach den Bestimmungen des Einigrrngsvertrages gilt die juristische
Diplomprüfung für diejenigen Studenten, die vor dem l. g. fggO mit
dem rechtswissenschaftlichen studium begonnen haben, als formales
Aquivalent zur Ersten staatspriifung undLrechtigt damit zum Ein-
tritt in den vorbereitungsdienst, der zur Zweiten staatspnifung ftihrt.
Nach den bisherigen Erfahrungen haben indessen die aufgrund dieser
Anerkennung in den vorbereitungsdienst eingetretenen Diplom-Juri-
sten erhebliche Schwierigkeiten, die Zweite staatsprüfung zu beste-
hen. Deshalb sieht der Einigungsvertrag außerdem vor, daß Studenten,
die ihr studium an universitäten der neuen Länder bis zum Jahre
1993 abschließen, einen besonderen vorbereitungsdienst ableisten
können, der sich aus theoretischen und praktischen Ausbildungsab-
schnitten zusammensetzt und zweieinhalb Jahre dauert. Für die über-
gangszeit der nächsten Jahre empfiehlt der wissenschaftsrat, daß die
Justizprtifungsämter der alten Länder den Referendaren aus den neu-
en Ländern einen auf drei Jahre erweiterten vorbereitungsdienst an-
bieten. Die an Hochschulen der neuen Länder ausgebildeten Referen-
dare sollten in eigenen Arbeitsgruppen zusarnmengefaßt werden, in
denen ihnen spezielle Lehrveranstaltungen zur Nachqualifikation an-
geboten werden.

Fi.ir die nächsten Jahre zeichnet sich ein Mangel an Ausbildungsplätzen
im vorbereitungsdienst ftir die Absolventen aus den neuen Ländern ab.
Der wissenschaftsrat regt an, daß die alten und neuen Länder unterein-
ander verwaltungsabkommen abschließen, damit allen Absolventen des
Jurastudiums in den neuen Ländern die sofortige übernahme in den
Vorbereitr.rngsdienst ermöglicht wird.

Mittelfristig muß es jedoch das Ziel sein, daß die neuen Länder eigene
Justizprüfungsämter aulbauen und die voraussetzungen schaffen, daß
die Absolventen ihrer Juristischen Fakultäten dort den vorbereitungs-
dienst ableisten können. Insbesondere ftir die Aufbausituation empfiehlt
der wissenschaftsrat, die Professoren der neugegrü,ndeten Juristischen
Fakultäten an der Referendarausbildung zu beteiligen.

e) ZumFernstudium

In den neuen Ländern gibt es zur zeit keine personelle Basis ftiLr: einen
Fernstudiengang, der zur Ersten Juristischen staatspnifung führt. Da
ein solcher Fernstudiengang auch in den wesilichen Ländern nicht an-
geboten wird, entfällt die Möglichkeit einer übertragung.

Es muß zw Zeit offen bleiben, ob es mittelfristig gelingen wird, das Fern_
studienangebot speziell fiiLr die neuen Länder oder generell ftir das ge-
samte Bundesgebiet um einen berufsqualifizierenden juristischen stu-
diengang zu ergänzen. Der wissenschaftsrat wfud in absehbarer Zeit
grundsätzlich zur Neuorganisation des Femstudiums in den neuen Län-
dern Stellungnehmen.
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II. 6. Struktur des Studienangebots

Die Ausbildungsziele des herkömmlichen juristischen Studiums orien-
tieren sich vorwiegend an einer beruflichen Verwendung in der Justiz.
Zwar fehlt es nicht an Stimmen, die die Justizlastigkeit der Ausbildung
kritisieren, weil nur noch ein kleiner Teil der Juristen in den Justizdienst
aufgenommen werden kann und das auf diesen Schwerpunkt ausgerich-
tete Studium keine ideale Voraussetzung für die häufig von Juristen aus-
geübten Tätigkeiten in der Anwaltschaft, in der Verwaltung oder in der
Wirtschaft bietet. Jedoch blieben die Anläufe zur Reform des Jurastudi
ums bislang weitgehend ohne Folgen.

Der Wissenschaftsrat sieht die Schwierigkeiten, bei dieser Ausgangslage
in den neuen Ländem neue Wege in der juristischen Ausbildung einzu-
schlagen. Da jedoch in den alten Ländern die Kritik an der Justizlastig-
keit der Ausbildung wächst, sollten die neuen Fakultäten in den neuen
Ländern versuchen, die sieh mit dem Neuaulbau ergebenden Chancen
zu nutzen. Mit Hilfe der Wahlfücher könnten sie gezielt Schwerpunkte
z. B. im Wirtschaftsrecht, im Europarecht oder im öffentlichen Recht
setzen. Diese Schwerpunkte sollten jedoch nicht durch Addition zusätz-
licher Fächer im üblichen Katalog der Wahlf?icher angeboten werden
und dadurch eine Ausweitung des Lehrangebots hervomrfen, was eine
Verlängerung der Studienzeiten infolge vermehrter Stoffülle bewirken
würde. Vielmehr sollte der Wahlfachkatalog reduziert werden und die
Schwerpunkte dem Studiengang ein besonderes Profrl geben.

II. 7. Forschung

Fi.ir die Professoren der neuen Fakultäten wird ftir einige Jahre vielfach
der Lehrbetrieb im Vordergrund stehen müssen. Gerade in den neuen
Ijändern, deren Universitäten während der SED-Herrschaft in ihren
Forschungsaufgaben geschwächt wurden, ist es jedoch wichtig, daß die
neu berufenen Professoren sich von vornherein auch und bewußt in der
Forschung engagieren. Die Juristischen Fakultäten sollten ihre neu ge-
wonnene Forschungsfreiheit nutzen. Die Forschung muß wieder eine
der Lehre gleichberechtigte Stellung erhalten. Dazu gehört eine ange-
messene Personalstruktur, die sich insbesondere durch einen Verzicht
auf Dauerstellen ftir Assistenten und Oberassistenten auszeichnet. Dar-
über hinaus müssen ausreichend Mittel fi.ir Doktorandenstipendien be-
reitgestellt werden.

F\ir die Juristischen Fakultäten der neuen Länder empfiehlt der Wissen-
schaftsrat enge Forschungskooperationen mit Fakultäten der westlichen
Länder. Hierfi.ir kommen insbesondere die Patenfakultäten in Frage.
Denkbar wären gemeinsame Forschungsprojekte, Doktorandensemina-
re, Graduiertenkollegs u.ä. Zum Ausgleich füLr die am Anfang noch un-
gtiLnstigen Bedingungen füLr die Forschung empfiehlt der Wissenschafts-
rat, den forschungsaktiven Professoren vermehrt die Möglichkeit zu
Forschungsfreisemestern einzrlräumen.
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Schließlich verweist der Wissenschaftsrat auf seine Empfehlungen, ins-
besondere Nachwuchswissenschaftlern aus den neuen Ländem ver-
mehrt die Möglichkeit zu geben, ftir bis zu zurölf Monate an eine Hoch-
schule in den alten Ländem oder ins Ausland zu gehen, um dort neue
Forschungs- und Studieninhalte kennenzulernen. 8)

II. 8. Ausbildung des wissenschaftlichen Nachwuchses

Den Assistenten und Oberassistenten, die an den Juristischen Fakultä-
ten beschäftigt waren, fehlen zwangsläufig die Kenntnisse des neuen
Rechts. Sie werden diese Defizite durch Literaturstudien allein nicht
wettmachen können. Um den begabten Nachwuchswissenschaftlem aus
den neuen Ländern bei künftigen Berufungen eine Chance zu geben,
müssen sie Gelegenheit zu längeren Studienaufenthalten an Juristi-
schen Fakultäten der alten Länder bekommen. Der Wissenschaftsrat hat
deswegen ein spezielles Förderungsprogramm für diejenigen unter den
Nachwuchswissenschaftlern vorgeschlagen, die in der Wissenschaft
bleiben wollen und hierfüLr auch qualifiziert sind.g) Das vorrangige Ziel
dieses Förderprograrnms besteht darin, jiirrgere Wissenschaftler in einen
intensiven Kontakt mit der internationalen Forschung zu bringen und
ihnen anschließend die Möglichkeit zu bieten, eine größere Forschungs-
arbeit an ihrer Heimathochschule in den neuen Ländern weiterzufi.itren
und abzuschließen.

In Analogie zum ,,Stipendienprogramm zur Verstärkung der AIDS-For-
schung", das aus Mitteln des Bundesministers für Forschung und Tech-
nologie finanziert wird, hat der Wissenschaftsrat ein Stipendienpro-
grarnm vorgeschlagen, das aus zwei Teilen besteht, nämlich der Förde-
rung eines Forschungsaufenthalts an einem renommierten Hochschul-
oder Forschungsinstitut im westlichen In- und Ausland und einer An-
schlußförderung in einem Hochschul- oder Forschungsinstitut in den
neuen Ländern. Vorzusehen sind deshalb Mittel ftir einen in der Regel
zweijährigen Aufenthalt in einem Institut zur Durchfiihrung eines
selbstbestimmten Forschungsvorhabens und danach zur Fortflihrung
der Arbeit eine Fördertrng um weitere zwei, in begnindeten FäIlen - z. B.
zum Abschluß von Habilitationsverfahren - drei Jahre an einer Hoch-
schule oder einem Forschtmgsinstitut in einem der füLnf neuen Bundes-
länder.

Im übrigen stehen den Nachwuchswissenschaftlern der Hochschulen in
den neuen Ländern die vielftiltigen Förderinstrumente der Deutschen
Forschungsgemeinschaft sowie einiger in der Förderung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses engagierter Stiftungen offen. Der Wissen-
schaftsrat verweist auf diese Fördermöglichkeiten und empfrehlt den

8) Empfehlungen zur Erneuerung der Lehre und zur Förden-rng des wissenschaftlichen
Nachwuchses an den Hochschulen der neuen Länder und im Ostteil von Berlin, a. a. O.,
s. 25 ff.
9) Ebenda,S.25ff.
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wissenschaftlern in den neuen Ländern, von ihrem Recht auf Antrag-
stellung Gebrauch zu machen.

II. 9. BibliothekarischeVercorgung

tr\ir die juristische Ausbildung und Forschung ist die versorgung mit
Fachliteiatur von zentraler Bedeutung. Bereits im Jahre 1990 sind hier
Fördermaßnahmen der volkswagenstiftung und des Bundes angelau-

fen, die rasch zu einer versorgung mit den wichtigsten Lehrbüchern,
Kommentaren r.rnd Gesetzessammlungen geftihrt haben. uber das

Hochschulbaufiirderungsgesetz ist die kontinuierliche Förderung des

Aufbaus eines Büchergrundbestands möglich und üblich. vorausset-
zung hierfür ist eine ausreichende Mittelbereitstellung. Die Länder müs-

""n 
diu." Folgekosten der Erlichtung Jgristischer Fakultäten mitbeden-

ken und ausreichend Mittel für den Erwerb des Büchergrundbestands
bereitstellen.

Die Bibliotheksorganisation ist nach den Erfahrungen des wissen-
schaftsrates auch in den neuen Ländern vielfach zwischen Fakultiit und
Universitätsbibliothek strittig. Optimale Lösungen im Sinne eines ein-
stufigen Bibliotheksmodells, bei dem auf gesonderte seminar- oder

Fachbereichsbibliotheken verzichtet wird und die Bücher in der univer-
sitiitsbibliothek dem Nutzer in Freihandaufstellung zur verfügung ste-

hen, sind nur sinnvoll, wenn dies bei den Bauplanungen von vornherein
so vorgesehen wurde und die Fachbereichsräume ,,um die Bibliothek"
herum errichtet werden, wie dies z.B. art der universität Konstanz ge-

schehen ist. chancen für solche optimalen Lösungen gibt es nur bei gro-

ßen Neubauten.

Eine meist gut funktionierende variante der einstufigen Bibliotheksor-
ganisation iit aie dezentrale Universitätsbibliothek, d. h. Fachbereichs-

biblioth"ku, mit Fleihandaufstellung in den Fachbereichen, die jedoch

organisatorisch zur Universitätsbibliothek gehören. Der Wissenschafts-

rat empfiehlt, solche Lösungen anzustreben, wobei jedoch unverzichtbar
ist, daß die Bücher allgemein zugänglich in der Nähe der Lehrstühle und
seminare aufgestellt werden, die Fachbereiche ein Mitspracherecht bei

der Beschaffung erhalten, die öffnungszeiten eine lange Bibliotheksbe-
nutzung gewährleisten und den wissenschaftlern das Recht auf einen
beglenzten Handapparat eingeräumt wird. unter diesen Bedingungen
empfrehlt der wissenschaftsrat, wo immer dies baulich möglich ist, auf
gesonderte Serninar- und Institutsbibliotheken zu verzichten.
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Vorbemerkung

Nach Artikel 38 (1) des vertrages über die Herstellung der Einheit
Deutschlands hat der wissenschaftsrat den Auftrag, ,,eine Begutachtung
von öffentlich getragenen Einrichtungen" für wissenschaft und
Forschung vorzunehmen. Diese Begutachtung soll der ,,notwendigen
Erneuerung" dieser Einrichtungen dienen, denn ,,Wissenschaft trnd
Forschung bilden auch im vereinten Deutschland wichtige Grundlagen
fliLr Staat r.rnd Gesellschaft".

Die wirtschafts- und Sozialwissenschaften gehören zu jenen Fächern,
bei denen eine grundlegende personelle und inhaltliche Neu- und
umorientierung erforderlich ist, da die bestehenden studiengänge ein-
seitig auf die marxistisch-leninistische Gesellschaftstheorie una aie
staatsmonopolistische Zentralverwaltungswirtschaft ausgerichtet waren.
Die Fächer waren von der wissenschaftlichen Entwicklung des westens
weitgehend isoliert, im Gegenstandsbereich eingeschränkt und metho-
disch verengt. Es fehlen ihnen daher wichtige Bedingungen wissen-
schaftlicher Leistungsfühigkeit.

Die Empfehlungen wwden von der Arbeitsgruppe ,,Wirtschafts- und
sozialwissenschaften" vorbereitet, welche die wirtschafts- und sozial-
wissenschaftlichen Fakultäten/Fachbereiche/sektionen der Humboldt-
universität zu Berlin, der Technischen universität Dresden, der Martin-
Luther-universität Halle-wittenberg, der Friedrich-schiller-universität
Jena, der Universität Leipzig, der Handelshochsehule Leipzig und der
Hochschule für Ökonomie Berlin besucht, Gespräche mii Hächschul-
lehrern, Assistenten und studenten geführt und die füLr Forschung und
Lehre bestehenden Einrichtungen besichtigt hat. Im März 19g1 haben
die Hochschulen in den neuen Bundesländern aufgrund einer schrift-
lichen Befragung durch die Arbeitsgruppe aktuelle Informationen zum
stand der Planungen des Auf- und Ausbaus der wirtschafts- und sozial-
wissenschaften zur Verfügung gestellt.

Die nachfolgenden Empfehlungen beziehen sich auf eine erste phase
des Aufbaus der wirtschafts- und sozialwissenschaften an den univer-
sitäten und rechnischen Hochschulen in den neuen Br-rndesländern. sie
sind in Zusammenhang mit den in vorbereitung befindlichen Empfeh-
lungen des wissenschaftsrates zur Errichtung von Fachhochschulen in
den neuen Bundesländern zu sehen. Der wissenschaftsrat wird zu einem
späteren Zeitpunkt zum weiteren Ausbau der wirtschafts- und sozial-
wissenschaften erneut Stellung nehmen.

In der Arbeitsgruppe hat eine Reihe von sachverständigen mitgearbei-
tet, die nicht Mitglied des wissenschaftsrates sind. Ihnen ist der wissen-
schaftsrat zu besonderem Dank verpflichtet.

Die Empfehlungen wurden am 23. April 1gg1 im strukturausschuß des
wissenschaftsrates beraten und vom wissenschaftsrat am 12. Mai 1gg1
verabschiedet.
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I. Ausgangslage

Das Ziel der vorliegenden Empfehlung ist begrenzt: Es werden aus-

schließlich Fragen des Aulbaus der wichtigsten wirtschafts- und sozial-
wissenschaftlichen Fächer (Betriebswirtschaftslehre, volkswirtschafts-
lehre, soziologie, Politikwissenschaft) an den universitäten/Tech-
nischen Hochschulen in den neuen Bundesländem und im ostteil Ber-
lins behandelt. Dabei wird nicht im einzelnen eingegangen auf Fragen

- der Ausgestaltung von Studiengängen an Fachhochschulen 1),

- derForschung2;,

- der Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses3),

- derLehrerbildunga;.

Die Empfehlungen sollen den Wissenschaftsministerien und den Hoch-
schulen in den neuen Bundesländern in einer Situation, in der entspre-
chend den Regelungen des Einigungsvertrages die meisten Hochschul-
einrichtungen der wirtschafts- und sozialwissenschaften nicht über-
nommen worden sind, frühzeitig Hinweise zum Neuaufbau der Wirt-
schafts- und Sozialwissenschaften in einer ersten Phase an den Universi-
täten/Technischen Hochschulen geben.

I. 1. Ausbildtrngbis 1990

Wirtschaftswissenschaft en

Die Wirtschaftswissenschaften an den Hochschulen der ehemaligen
DDR waren zentralverwaltungswirtschaftlich orientiert 5). Der Bedarf
der Kombinate, Volkseigenen Betriebe und Genossenschaften an Lei-
tungspersonal zur Lösung vorwiegend praxisbezogener Probleme hat
dazu gefiitrrt, daß sich in den wirtschaftswissenschaftlichen Ausbil-
dungsgängen eine Vielzahl von Branchen-, Wirtschaftszweig- und Fach-
ökonomien entwickelten, die an Technischen Universitäten/Hochschu-
lelr Ingeniew-ökonomie genannt wurden.

1) Hi.-" h"t der wissenschaftsrat eine gesonderte Arbeitsgruppe eingesetzt, die
dmpfehlungen zur Errichtung von Fachhochschulen in Berlin-Ost und Mittweida
(sachsen) (s. s. s ff. in diesem Band, Teil II) erarbeitet hat. siehe auch die Empfehlurgen
iur Erricfitung von Fachhochschulen in den neuen Llindern, in diesem Band, Teil II,
s. 45 ff.
2) Vgl. Wissenschaftsrat: Stellungrrahme zu den außeruniversitären Forschung§ein-
richtungen der ehemaligen Akademie der Wissenschaften der DDR auf dem Gebiet der
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften, Köln 1992.

3) Vgl. Wissenschaftsrat: Empfehlungen zur Erneuerung der khre und zurlörderung
des üssenschaftlichen Nachwuchses an den Hochschulen der neuen Läinder und im
Ostteil von Berlin, in diesem Band, Teil I, S. 17 ff.
4) Vgl.'vVissenschaftsrat: Empfehlungen zur Lehrerbildung in den neuen Ländern, in
diesem Band, Teil I, S. 81 ff.
5) Vgl. Studienkommission wirtschaftswissenschaften, Bericht der bayerisch-säch-
slschltntringischen studienkommission: Vorschläge zur Gestaltung des .Faches
Betriebswirftchaftslehre an den wissenschaftlichen Hochschulen der DDR, Juli I 990 .
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Insgesamt bestanden 18 einzelwirtschafttichausgerichtete Fachrichtun-
gen mit eigenen Abschlüssen (2. B. Ingenieurökonom Bergbau, ökonom
Binnenhandel). ztt diesen einzelwirtschaftlieh orientierten studien-
gängen gehörte auch die sozialistische Betriebswirtsehaftslehre/Land-
wirtschaft oder Industrie (Hochschule ftiLr ökonomie [Hfö] Berlin, TH
Merseburg) sowie die Ausbildungen in Rechnungsftihmng und statistik
(Handelshochschule r'eipzig,TH Zwickau) und in wirtschaftsinformatik
(TU Dresden, TH Merseburg).

In den gesamtwirtschaftlich ausgerichteten studiengängen bestanden
insgesamt zehn eigenständige spezialausbildungen. Hier deckte die Hfö
Berlin das breiteste Spektrum s§6), während sieh die Humboldt-uni-
versität auf Finanzwirtschaft, wirtschaftsgeschichte und sozialistische
wissenschaftsorganisation und die universität Leipzig auf Rechnungs-
führung/statistik, Arbeitsökonomie tmd wirtschaftsinformatik konzen-
trierten.

Insgesamt konnten wirtschaftswissenschaften an 6 universitäten (Ber-
lin/Ost, Greifswald, Halle, Jena, Leipzig, Rostock), an 3 Technischen
universitäten (Dresden, chemnitz, Magdebr-ug), an 18 Technischen
Hoc.hschulen/Ingenieurhochschulen sowie an spezialhochschuren
(Hfo Berlin, Handelshochschule Leipzig, Hochsehulä für verkehrswe-
sen ,,FYiedrich List" Dresden, Hochschule für Landwirtschaft Bem-
burg) studiert werden. Die starke Zersplitterung der wirtschaftswissen-
schaftlichen Studiengänge zeigt sich besonders darin, daß von den ins-
gesamt 28 studiengängen 16 nur an einer Hochschule und weitere 6

',1,. 
an zwei Hochschulen.belegt werden konnten. Die schwerpunkte

einer Hochschule in den Ökonomien von wirtschaftszweigen **a".,
im wesentlichen durch die in ihrem Einzugsbereich gelegäen Betrie-
be bestimmt.

Das studium der wirtschaftswissenschaften wurde nach g semestern
mith.ifungenin

- Grundlagen des Marxismus/Leninismus,
- Politische Ökonomie,
- fachrichtungsspezifischen Lehrgebieten

sowie mit der Anfertigung der Abschlußarbeit beendet. Damit verbun-
den war die verleihung des Titels ökonom der Fachrichtung (. . .) oder
Ingenieur-ökonom der Fachri.chtung (.. .) als Berufsbezeic[""rri. oi.
akademischen Titel Diplom-ökonom oder Dipl.-Ing.-ökonom [u"raumit Fachrichtungsbezeichnung) setzten mindestens ein weiteres
semester im postgradualen Direktstudium (mit Diplomarbeit) oder
Fernstudium voraus.

6) sozialistische Volkswirtschaftslehre, Außenwirtschaft, Rechnungsführungistati
stik, 

-Arlceits<ikonomie, ökonomie sozio-kultureller Bereiche, rrrrilitar6r.o.ro-i.] wirt-
schaf tsinformatik, Politische Ökonomie, Wirtschaftsgeschichte.
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Soziologie

Erst 1964 konnte nach einem Beschluß des PolitbüLros der SED das Fach
Soziologie an den Hochschulen errichtet werden. Bis dahin galt Sozio-
logie als eine ,,btirgerliche Wissenschaft", die durch den Marxismus/
L,eninismus ersetzt werden sollte. Das neu zugelassene Fach erhielt des-
wegen auch die Bezeichnung,,Marxistisch-Leninistische Soziologie".
Eigene Ausbildungsgänge mit dem Abschluß Diplom-Soziologe wurden
19?3 an den Universitäten Berlin-Ost, Halle und Leipzig 

".ti"1r1s1.7) 
Der

personelle Ausbau blieb beschränlrt, die Ausrichtung war anwendungs-
bezogen insbesondere auf Arbeits-, Betriebs- und Industriesoziologie,
Stadt- und Territorialsoziologie sowie Bildungssoziologie' Die Lehre der
soziologischen Theorie unterlag engen normativen Beschränkungen auf
Teilbereiche, die dem Marxismus-Leninismus kompatibel erschienen,
wogegen die Methoden der empirischen Sozialforschung in einem brei-
teren Umfang gelehrt wurden.

Die jährtichen Zulassungsquoten für den Diplomstudiengang betrugen
für Berlin 20 und alternierend ftir Halle oder Leipzig ebenfalls 20; insge-
samt wurden also jährlich 40 Studenten zugelassen, wobei sich in den
80er Jahren diese Quote noch verminderte. Insgesamt wurden bis 1989

etwa 350 bis 400 Diplom-soziologen ausgebildet. Von den Absolventen
gingen schätzungsweise jeweils ein Drittel in die Wissenschaft, in die
Wirtschaft (Personalwesen, Arbeitsorganisation und Planungsabteilun-
gen) und in den Bereich Sozialarbeit, Rehabilitation, Medizin und Kul-
turarbeit.

Neben den eigenständigen Wissenschaftsbereichen Soziologie an den
Universitäten Berlin-Ost, Halle und Leipzig gab es einzelne Fachvertre-
ter in unterschiedlicher Zuordnung zu anderen Wissenschaftsbereichen
an den Universitäten in Jena und Rostock, an den Technischen Uni-
versitäten/Hochschulen in Dresden, Leuna-Merseburg und Magdeburg
sowie an der Hochschule fl.ir ökonomie in Berlin, der Hochschule für
Architektur und Bauwesen in Weimar, der Hochschule für Verkehrswe-
sen in Dresden, der Hochschule ftir FiIm und Fernsehen in Potsdam-
Babelsberg und der Deutschen Hochschule fürr Körperkultur und Sport
inLeipzig.

Politikwissenschaft

Eine den Standards in den pluralistisch-demokratisch verfaßten Staaten
entsprechende Politikwissenschaft hat es in der DDR nicht gegeben. Die
Einheiten, die als Wissenschaftlicher Sozialismus/Kommunismus mit
hoher Personalausstattung bestanden, dienten ganz besonders der um-
fassenden politischen Indoktrination des Hochschulpersonals in der

?) Vgl. Lepsius, M. Rainer: ,Zur l,age der Soziologie an den Universitäten der DDR", in:
Kölner Zeitschrift ftir Soziologie und Sozialpsychologie, Jg. 42, Heft 2, 1990, S. 313-323.
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DDR sowie der selbstrechtfertigung des politischen systems und seiner
Ideologie. so wird verständlich, daß Politikwissenschaft als wissen-
schaftliches Fach in den Hochschulen der neuen Bundesländer - anders
als in der Soziologie - an keine vorhandenen strukturen anschließen
kann.

I. 2. Entwicklungen seit 1990

Wirtschaftswissenschaften

Seit 1990 planen nahezu alle Hochschulen in den neuen Bundeslän-
dern, die bisher wirtschaftswissenschaftliche studiengänge angeboten
haben, nach westlichen Vorbildern die Einftihrung eines Studiengangs
Betriebswirtschaftslehre mit dem Abschluß Diplom-Kaufmann. An
den universitäten/Technischen Hochschulen soll der studiengang mit
Technik-orientierung eingeführt werden. Eine Reihe von universitä-
ten beabsichtigt daniber hinaus, Studiengänge für Wirtschaftsinge-
nieurwesen (TU Chemnitz, TH Ilmenau, TH Köthen, TH Leipzig, TH
Leuna-Merseburg, U Rostock, TH Wismar, TH Zwickau) und Wirt-
schaftsinformatik (HfL Bernburg, H für Verkehrswesen Dresden,
Bergakademie FYeiberg, UHalle, TH Ilmenau, U Jena, Handelshoch-
schule Leipzig, TH Leipzig, TH Leuna-Merseburg, U Rostock, TH Wis-
mar) anzubieten.

Studiengänge, die mit dem Diplom-Volkswirt abschließen, sollen an
neun Universitäten/Hochschulen angeboten werden (HUB Berlin, HfL
Bernburg, H für Verkehrswesen Dresden, U Greifswald, U Halle, U Je-
na, TH Leuna-Merseburg, U Leipzig, Handelshochschule Leipzig).
Abschlüsse fi.ir wirtschaftspädagogen sind bisher in Berlin luumbätai;,
an der Handelshochschule Leipzig und an der universität Rostock vor-
gesehen.

Durchgtingig wird eine Regelstudienzeit von g Semestern, für das
Wirtschaftsingenieurstudium auch von 10 Semestern zugrunde ge-
legt.

Generell ftillt auf, daß die meisten Füeformkonzepte stark in Richtung
betriebswirtschaftlicher studiengänge mit einer vielzahl von tech-
nikorientierten varianten gehen. Dabei spielen die,,zweigökonomische',
Ttadition der bisherigen Studiengänge, die ebenfalls traditionelle
Verbindung von betriebswirtschaftlichen und technischen Orien-
tiemngen sowie antizipierte Arbeitsmarktchancen eine Rolle.
Makroökonomisch ausgerichtete studienangebote und -anteile werden
dagegen eher reduziert oder ganz gestrichen. unterbewertet wird auch
die Ausbildr.rng in Fremdsprachen, Wirtschaftspädagogik und Rechts-
wissenschaften. In den Planungen sind in der Regel auch wirtschafts-
wissenschaftliche Anteile in Magisterstudiengängen nicht berücksich-
tigt.
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An den wirtschaftswissensehaftlichen Fakultäten/SektionelS; in den
neuen Ländern waren Anfang Oktober 1990 insgesamt über 2 000 Lehr-
kräfte tätig, davon

Frofessoren

Dozenten

Assistenten auf Dauer

Assistenten auf Zelt

13,3Vo,

L6,7 VO,

36,60/0,

20,0V0.

Darüber hinaus nahmen Lektoren und Lehrer (l3,4Vo) Lehraufgaben an
den Hochschulen wahr.

Es liegen derzeit keine zuverlässigen Informationen über den Personal-
bestand der Fakultäten/Fachbereiche vor. Ein TeiI der fri.iheren Fach-
vertreter ist ausgeschieden oder befrndet sich in einem Evaluierungs-
verfahren.

Soziologie

Nach 1989 entstand ftir die Gestaltung des Hauptfachstudiums ftiLr Sozio-
logen eine neue und offene Situation. Zunächst wurde der Lehranteil
des Marxismus-Leninismus aufgehoben. Damit entfiel etwa ein Viertel
der bisher obligatorisch vorgeschriebenen Studieninhalte. Der Wissen-
schaftliche Beirat für Soziologie beim Ministerium ftir Bildung empfahl
im März 1990 die Ausdehnung der speziellen Soziologien (,,Zweigsozio-
logien") sowie die Einftihrung eines Zweitfaches nach Wahl und ört-
lichen Gegebenheiten (2.B. Philosophie, Wirtschaftswissenschaften,
Rechtswissenschaften, Psychologie, Pädagogik, Regionalwissenschaf-
ten). Nach den Planungen des Wissenschaftlichen Beirates sollten zum
Kern des Soziologiestudiums weiterhin gehören: Theorie der Soziologie,
Geschichte der Soziologie, Methoden und Techniken der soziologischen
Forschung sowie spezielle Soziologie(n). Einbezogen werden sollten
Informatik, Logik, Psychologie und eine oder zwei Fremdsprachen. Der
Tendenz nach zielten die neuen Überlegungen auf eine stärkere Profes-
sionalisierung der Ausbildung, wobei die bisher geltende Stundenzahl
von L,ehrveranstaltungen auf die Hliifte reduziert wurde.

Politikwissenschaft

Nach 1989 versuchten Mitglieder der früheren Sektionen Marxismus-
Leninismus/Wissenschaftlicher Kommunismus, zum Teil unter Mitwir-
kung westdeutscher Professoren, an mehreren Universitäten das Fach
Politikwissenschaft neu zu begrürrden und zum Teil auch schon entspre-
chende Studiengänge einzurichten, so etwa an der Karl-Marx-Univer-
sität Leipzig. An der Mehrzahl der Universitäten der neuen Bundeslän-
der sind diese Versuche durch die zum Jahresende 1990 wirksam gewor-

B) Fachrichtungen Volkswirtschaft, Betriebswirtschaft/Ingenieurökonomie, Rech-
nungsführung/Statistik/EDV.
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denen Abwicklungsbeschlüsse der Landesregierungen vorerst beendet
worden. Seit Anfang 1991 unternehmen Universitäten unter Rückgriff
auf westdeutsche Fachvertreter erneut Anstrengungen, Politikwissen-
schaft einzurichten.

II. Empfehlungen

II. 1. Wirtschaftswissenschaften

a) Entwicklung und Perspektiven

Die Regierungen der neuen Bundesländer und des Landes Berlin haben
im Dezember 1990 beschlossen, die meisten wirischaftswissenschaft-
lichen Fakultäten/Fachbereiche sowie die HfÖ Berlin nicht als Landes-
einrichtung zu übernehmen (Nicht-Fortführung nach Art. 13 Abs. 1 und
3 des Einigungsvertrages). Allen Studenten wurde die Fortsetzung und
die Möglichkeit des Abschlusses der Ausbildung an der jeweiligen Hoch-
schule zugesagt. Dies soll durch den Abschluß befristeter Beschäfti-
gungsverhältnisse mit einem Teil des Lehrpersonals sowie durch Lehr-
beauftragte und Gastdozenten gesichert werden.

1989 nahmen an den Hochschulen der ehemaligen DDR knapp B 000
Studenten ein wirtschaftswissenschaftliches Studium auf; dies waren
rund 11% der Studienanfänger insgesamt (vgl. Anhangstabelle). An den
Hochschulen der alten Bundesländer (Universitäten und Fachhoch-
schulen) waren 1989 rund 47 000 Studienanfänger in den Wirtschaftswis-
senschaften zu verzeichnen (19,5 7o der Studienanfänger insgesamt).

Bei Gegenüberstellung der Studentenzahlen ergibt sich folgendes Bild
(1989):

Hochschulen ehemalige DDR:
131 000 Studenten insgesamt (0,8 9ro der Bevölkerung)

1 7 000 Studenten der Wirtschaftswissenschaften
(13 7o der Studenten insgesamt)

Hochschulen der alten Br.rndesländer:
1 509 000 Studenten insgesamt (2,40/o detBevölkerung)

223 000 Studenten der Wirtschaftswissenschaften
(knapp 15 7o der Studenten insgesamt).

Rechnet man die Studienanfänger- und Studentenzahlen der Wirt-
schaftswissenschaften 1989 der Hochschulen der ehemaligen DDR mit
den Quoten der alten Bundesländer (Anteil an den Studienanfängern/
Studenten insgesamt) um, so ergeben sich 5100 Studienanfänger und
19 400 Studenten der Wirtschaftswissenschaft,en fl.ir die Hochschulen in
den neuen Bundesländern, also 2100 Studienanfänger und 2400 Stu-
denten mehr, als 1989 tatsächlich in den Wirtschaftswissenschaften an
den Hochschulen der neuen Bundesländer zu verzeichnen waren.
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F..ur 1995 ist entsprechend der vorausschätzung der Kultusministerkon-
ferenzg) und unter der Annahme eines generellen Nachholbedarfs ftir
das Hochschulstudium (2. B. nachträgliche Realisierung von studien-
wünschen, Zweitstudien zur Nachqualifrkation) mit insgesamt 35 000

studienanf?ingern und - bei Zugrundelegr:ng einer studiendauer von

fiimf Jahren - mit insgesamt 175 000 studenten in den neuen Btrndeslän-
dern zu rechnen. Geht man für die wirtschaftswissenschaften von dem
in den alten Bundesländern 1989 erreichten Anteil von 19,5% (Studie-

nanfänger wirtschaftswissenschaften an den studienanftingern insge-

samt) aus, so können ftu 1995 rund 7 000 Studienanfünger und -beizrt-
grundelegung einer studiendauer von fü,nf Jahren - rund 35 000 studen-
ten der wirtschaftswissenschaften in den neuen Bundesländern ge-

schätzt werden. Infolge des großen Mangels in den neuen Ländern an

wirtschaftswissenschaftlich ausgebildeten Fachleuten, besonders an Be-

triebswirten, und der vermutlich wachsenden Attraktivität der Fächer

unterschätzen diese Werbe voraussichtlich die zuki.inf'tigen Studenten-
zahlen.

Geht man davon aus, daß von der für 1995 geschätzten Zahl von rund
7 000 studienanfängem der wirtschaftswissenschaften ein Anteil von
rund 40 7o ein studium an Fachhochschulen und 60 % an universitäten
beginnenwird, so ist 1995 mit 2 800 studienanfängern an Fachhochschu-
Ien und 4 200 Studienanfängern an Universitäten zu rechnen.

vor dem Hintergrund dieser schätzungen der studienanf?lnger und stu-
dentenzahlen für 1989/90 (5 100 Studienanfänger) und 1995 (7 000 Stu-
dienanfänger) ist für den Auf- und Ausbau der Wirtschaftswissenschaf-
ten an den Hochschulen der neuen Bundesländer in den nächsten drei
bis fünfJahren von 6500 bis 7500 studienanf?ingern pro Jahr auszuge-

hen. Dabei kann angenommen werden, daß hiervon 60 Yo, also 3 900 bis
4 500 studienanfänger an universitäten und 2 600 bis 3 000 studienan-
fänger an Fachhochschulen ausgebildet werden. Die nachfolgenden
nmpreHungen konzentrieren sich auf die versorgung der Studienanfän-
ger an universitäten/Technischen Hochschulen. An Fachhochschulen
iollten fiir 3 000 studienanf?inger studienplätze in den wirtschaftswis-
sensehaften bereitgestellt werden.

Bei den vorhergehenden schätzungen ist zu berücksichtigen, daß eine
präzise Berechnung des Bedarfs an wirtschaftswissenschaftlichen Stu-
äienp1ätzen wegen der schwer zu prognostizicrenden Nachfrage nach

studienplätzen in den wirtschaftswissenschaften nicht möglich ist, ins-

besondere auch wenn man etwa den zusätzlichen Bedarf an wirtschafts-
wissenschaftlicher Ausbildung in Magister- und anderen studiengängen
bedenkt.

Die nachfolgenden Empfehlungen versuchen, diese schwierigkeiten zu

berücksichtigen. sie beruhen auf einem standortkonzept für die mittel-
fristig zu erwartenden Studienanfängerzahlen in den Wirtschaftswissen-

,, K"lt""-i"tsterkonferenz: Progrrose der studienanfänger, studenten und Hoch-

sähuhbsolventenbis 2010, Dokumentation Nr. 116 vomJanuar 1991.
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schaften, das in einem Zeitraum von drei bis fünf Jahren realisiert wer-
den sollte. Die in diesem Konzept empfohlenen Ausstattungen gehen
von Durchschnittswerten aus.

b) Empfehlungen

Die wirtschaftswissenschaften gehören zu den Fächern, die an den
Hochschulen der neuen Bundesländer rasch aufgebaut werden müssen.
Hierfür sprechen sowohl der voraussichtlich gräße eed.rf der in um-
und Aufbau befindlichen wirtschaft an gut ausgebildeten Betriebs- und
volkswirten sowie an wirtschaftsingenieuren und -informatikern als
auch die aller voraussicht nach steigende Nachfrage der studienberech-
tigten nach einer wirtschaftswissenschaftlichen Ausbildung. Deshalb
müssen die Hochschulen in den neuen Bundesländern so balä wie mög-
lich eine qualifizierte, mit der Ausbildung an den Hochschulen der alten
Bundesländer und im westlichen Ausland konkurrenzfährge wirt-
schaftswissenschaftliche Ausbildung anbieten, damit die stludenten
nicht an die Hochschulen der alten Bundesländer abwandem und die
ftir den wirtschaftlichen Aufbau benötigten Fachkräfte an den eigenen
Hochschulen ausgebildet werden können.

Die nachfolgenden Empfehlungen beschränken sich darauf, Leitlinien
ftir den Auf- und Ausbau der wirtschaftswissenschaftlichen Fakultäten/
Fachbereiche zu geben. Der parallele Aufbau neuer wirtschaftswissen-
schaftlicher Fakultäten in den neuen Bundesländern wird dazu führen,
daß in wenigen Jahren eine große Zahl von professuren ausgeschrieben
wird. Diese verstärkte Nachfrage stößt auf ein begrenztes Fotential an
berufungsfähigen Nachwuchswissenschaftlern. In den alten Bundeslän-
dern habilitierten sich in den 80er Jahren durchschnittlich 3T w.issen-
schaftler jährlich. Bei gleichbleibender Tendenz zur Habilitation würde
das Angebot an Habiiitierten kaum ausreichen, die aufgrund der Alters-
struktur steigende Zahl freiwerdender professuren wieder besetzen zu
können. In der ersten Hälfte der gOer Jahre werden in den alten Bundes-
ländern jährlich rund 30 Professorenstellen frei, in der zweiten Hälfte
der 90er Jahre sind es ru,,d 85. unvermeidlich wird daher der wunsch,
neue wirtschaftswissenschaftliche Fakultäten aufzubauen, auf personel-
le Engpässe stoßen.

wegen der beschränkten Möglichkeiten in personeller, aber auch in fi-
nanzieller Hinsicht ist die zeiiliche Streckung des Ausbaus auf drei bis
füLnf Jahre zu akzeptieren. Ein solches vorgehen gibt auch dem wissen-
schaftlichen Nachwuchs in den neuen Bundesländern die chance zur
Nachqualifrkation und vermeidet Fehlberufungen.

Fachliche Struktur wirtschaftswissenschaftlicher Fakultäten

Eine qualifizierte und konkurrenzfähige wirtschaftswissenschaftliche
Ausbildung erfordert eine Fakultät in einer Dimensionierung, die das
notwendige Spektrum unterschiedlicher Fachgebiete umfaßt.
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Im Endausbau sollte eine wirtschaftswissenschaftliche Fakultät, die den
Diplom-Kaufmann und den Diplom-volkswirt als Abschlüsse anbietet,
insgesamt 16 Professuren vorsehen, die sich auf die einzelnen Fächer

wie folgt verteilen:

- Fakultät Betriebswirtschaftslehre und Volkswirtschaftslehre

? Professuren Betriebswirtschaftslehre (BWL)'
7 Professuren Volkswirtschaftslehre (V!VL),
2 Professuren Statistik/Ökonometrie.

Ergänzend hierzu sind 2 Professuren zu den wirtschaftswissenschaft-
hct wesentlichen Teilen des Privaten und Öffentlichen Rechts vorzu-
sehen, wenn es keine Fakultät für Rechtswissenschaft am Ort gibt' In
dieser Dimensionierung können erfahrungsgemäß die in der engen
verbindung von betriebs- trnd volkswirtschaftlicher Ausbildung inner-
halb einer gemeinsamen Fakulüit liegenden synergieeffekte besser ge-

nutzt werden.

Eine wirtschaftswissenschaftliche Fakultät, die nur einen studiengang
Diplom-Kaufmann anbietet, sollte dagegen 13 Professuren umfassen:

- Fakultät Betriebswirtschaftslehre

Professuren Betriebswirtschaftslehre,
Professuren Volkswirtschaftslehre,
Professuren Statistik/ökonometrie.

Ergänzend hierzu sind 2 Professuren zq§en wirtschaftswissenschaftlich
weientlichen Teilen des Privaten und Öffentlichen Rechts vorzusehen,

wenn es keine Fakultät für Rechtswissenschaft am Ort gibt.

Falls die jeweilige Fakultät zusätzlich Wirtschaftsingenieurwesen und/
oder wirtschaftsinformatik anbietet, sind entsprechende Ergänzungen
notwendig.

Die Professuren benötigen eine angemessene Ausstattung mit Assisten-

ten, wissenschaftlichen Mitarbeitern und sachmitteln. In den neuen

Bundesländern besteht ein besonderer Bedarf, rasch qualifizierten wis-
senschaftlichen Nachwuchs auszubilden. Hinzu kommen ein erheb-

licher Bedarf an Nachqualifikation ftir die bisherigen Studenten und da-

mit besondere Anforderungen an die Betreuungsintensität. Schließlich
ist auch ein völliger Neuaufbau der Forschung notwendig. Diesen Anfor-
derungen entspricht eine durchschnittliche Ausstattung pro c4-Profes-
sur mit 3 Assistenten, die in der Aufbauphase über den Haushalt bereit-
zustellen sind; angesichts der für 1995 geschätzten Studienanfängerzah-
len ist die vorgesehene Personalausstattung als Mindestausstattung an-

zusehen.

7
4
2

67



Hinsichtlich der Flage, welche Fächerstrukturen in der Betriebswirt-
schaftslehre und in der volkswirtschaftslehre vor altem zu berücksichti-
gen sind, empfiehlt der Wissenschaftsrat folgendes:

- Fächerstruktur Betriebswirtschaftslehre

7 Kernlehrstühle für Allgemeine Betriebswirtschaftslehre in verbin-
dung mit folgenden speziellen Betriebswirtschaftslehren je nach fach-
licher Schwerpunktbildung:

O Rechnungswesen, Controlling, Steuerlehre, Wirtschaftspnifung;

O Produktionswirtschaft, Industriebetriebslehre, Logistik;

O Finanzierung, Bankbetriebslehre, Versicherung;

O Absatzwirtschaft, Marketing, Handel;

O Organisation und betriebliches personalwesen;

O Unternehmensplanung/-führung;

O Wirtschaftsinformatik.

Hinzu können je nach schwerpunktbildung weitere Frofessuren aus
diesen Gebieten treten oder auch ergänzend Bereiche wie z. B. unter-
nehmensforschung und öffeniliche Betriebe.

In der volkswirtschaftslehre geht das traditionelle westdeutsche Fakul-
tätsmodell von der Gliederung in volkswirtschaftstheorie, volkswirt-
schaftspolitik und Finanzwissenschaft aus. Diese Gliederung führt in der
L,ehre nicht selten zu einem Schubfach-Denken, das einei modernen
und konkurrenzftihigen fachlichen Ausbild,ng, wie sie z. B. in angel-
sächsischen Ländern angeboten wird, nicht angemessen ist. Der wissen-
schaftsrat empfiehlt deshalb für die Hauptfachausbildung in volkswirt-
schaftslehre den Hochschulen in den neuen Bundesländem folgende
Fächer, die jeweils Theorie und politik miteinander verbinden:

- Fächerstmktur Volkswirtschaftslehre (Hauptfach)

7 Kemlehrstühle frir Al§emeine volkswirtschaftslehre in verbin-
dung mit folgenden spezialgebieten je nach fachlicher Schwerpunkt-
bildung:

O Wachstum und Konjunktur;

O Geld und Kredit;

O Außenwirtschaft;

O Theoriegeschichte;

O Allokation und Wettbewerb (Mikrotheorie);

O Finanzwissenschaft;

O Wirtschaftsordnung, -systeme, -institutionen.
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Hinzu können weitere Professuren treten wie z. B.

O Wirtschaftsgeschichte;

O Stadtokonomie (urban economics);

O Regionalwirtschaftslehre;

O Verkehrspolitik;

O Sozialpolitik und Arbeitsmarkt.

- Studiengänge füLr Wirtschaftsinformatik bzw. Wirtschaftsingenieur-
wesen

An den ftir die Einrichtung der Studiengänge vorgesehenen Standorten
muß das Lehrangebot in der Kerninformatik bzw. im Ingenieurwesen
durch die entsprechenden Fakultäten gesichert werden. Daher ist ergän-
zend nur das Fachgebiet Betriebswirtschaftslehre mit der entsprechen-
den Fächerstruktur einzr.rrichten.

Au{bau an den einzelnen Standorten

Die nachfolgenden Empfehlungen zum Aufbau der Wirtschaftswis-
senschaften an den einzelnen Universitäten/Technischen Hochschulen
in den neuen Bundesländern beruhen auf der Annahme, daß sie
geeignet sind, den voraussichtlichen Bedarf an Studienplätzen in der
ersten Phase zu befriedigen. Nach Abschluß der Realisierung in drei
bis ftinf Jahren sollte das Konzept überprtift werden. Die Empfeh-
lungen gehen ferner davon aus, daß bisherige fachliche Ttaditionen wie
z. B. die Verbindung mit dem Ingenieurwesen und/oder der Infor-
matik erhalten und fortentwickelt werden sollten. Die Empfeh-
lungen berücksichtigen schließlich auch regionalpolitische Gesichts-
punkte.

Der Wissenschaftsrat empfiehlt in diesem Zusammenhang den neuen
Bundesländem, mindestens 40% der Studienplätze in den Wirtschafts-
wissenschaften an Fachhochschulen mit gleichen Prioritäten wie füLr die
Universitäten/Technischen Hochschulen aufzubauen. Nur unter dieser
Voraussetzung kann mit dem vorliegenden Aufbauprogramm ftir die
Universitäten/Technischen Hochschulen ein der voraussichtlichen Ent-
wicklung der Studentenzahlen in den Wirtschaftswissenschaften ange-
messenes Lehrangebot bereitgestellt werden.

Berlin

Dem Land wird empfohlen, wegen der im Raum Berlin und Branden-
burg zu erwartenden Studienanfängerzahlen und der Schließung der
Hochschule fiir Ökonomie zusätzlich zu den beiden wirtschaftswissen-
schaftlichen Fakulttiten an der Freien und der Technischen Universität
eine dritte wirtschaftswissenschaftliche Fakultät im Ostteil der Stadt neu
aufzubauen. Die Wirtschaftswissenschaften sollten an den drei Berliner
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Universitäten in Abstimmung mit dem Land Brandenburg auf-/ausge-
baut werden.

Brandenburg

Der Wissenschaftsrat empfrehlt, zr.rnächst eine Fakultät mit BWL und
V![L neu zu grrlLnden.

M e ckle nb wg - V o r p o m m e r n

In der ersten Phase wird dem Land empfohlen, zunächst an einer der
beiden Universitäten Wirtschaftswissenschaften mit BWL, VWL und
Wirtschaftsinformatik aufzubauen, um eine Versorgung mit wirtschafts-
wissenschaftlichen Studienplätzen im Norden der ehemaligen DDR
sicherzustellen.

Sachsen

Der Wissenschaftsrat empfiehlt, im Land zwei voll ausgebaute wirt-
schaftswissenschaftliche Fakultäten sowie eine Fakultät mit Schwer-
punkt Wirtschaftsingenieurwesen und BWL neu zu gründen. Die erste
voll ausgebaute Fakultät sollte BWL, VWL und Wirtschaftsinformatik
umfassen und an einer Hochschule in Leipzig unverzüglich aufgebaut
werden.

Der zweite Vollausbau mit BWL, VWL und Wirtschaftsinformatik sollte
ftir die TU Dresden vorgesehen werden. Das wirtschaftswissenschaft-
liche Spektrum sollte durch Integration von Kapazitäten der Friedrich-
List-Hochschule fi.iLr Verkehrswesen um spezialisierte Angebote in Ver-
kehrswesen ergänzt werden.

An einer der beiden Fakultäten in Leipzig oder Dresden sollte Wirt-
schaftsingenieurwesen angeboten werden.

An der TU Chemnitz wird die Gründung einer wirtschaftswissenschaft-
lichen Fakultät mit Wirtschaftsingenieurwesen und BWL empfohlen.

Sachsen-Anhalt

Der Wissenschaftsrat empfiehlt dem Land, im Raum Halle/Merseburg
eine voll ausgebaute wirtschaftswissenschaftliche Fakultät mit den Stu-
diengängen VWL und BWL sowie Wirtschaftsinformatik anzubieten.

An der TU Magdeburg sollte eine Fakultät mit BWL im Hauptfach neu
gegflindet werden. Auch hier sollte ein technisches Fach als Wahl-
pflichtfach verlangt werden. An einem der Standorte für BWL im
Hauptfach - vorzugsweise in Magdeburg - sollte zusätzlich ein entspre-
chender Aufbaustudiengang vorgesehen werden, der Ingenieuren eine
Zusatzqualifikation in Betriebswirtschaftslehre anbietet.
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Thti,ringen

Das Land sollte an der universität Jena eine voll ausgebaute wirtschafts-

wissenschaftliche Fakultät mit BWL und VWL neu grürrden. Darüber

hinaus sollte an einem standort wirtschaftsingenieurwesen angeboten

werden.

Grümdungsprofessuren

Der wissenschaftsrat empfiehlt, an den Standorten, an denen BWL und
vwIJ in einer wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät ausgebaut werden

sollen, jeweils 4 Gründungsprofessurenlo) (2 BWL und 2 wfl) einzu-

richten. An standorten, an denen BWL oder vwl im Hauptfach und das

jeweilige andere Fach im Nebenfach ausgebaut werden sollen, sind
jeweits I Gründungsprofessuren (2 BWL und 1 W\rL bzw' 2 VWL und
i gWLl vorzusehen. insgesamt sind damit in den neuen Bundesländern
für BwL und vwl 36 Gründungsprofessuren notwendig. Hinzu kom-

men für die Studiengänge wirtschaftsinformatik und wirtschaftsinge-
nieurwesen jeweils 4 Gri.indungsprofessuren.

II. 2. Soziologie

a) Entwicklungund PersPektiven

Soziologie ist heute an allen Universitäten und Hochschulen in den alten

Bundesllindern institutionalisiert (rund 350 c4- und c3-Professuren); sie

gehört auch in den zentralen Bestand der universitäten der neuen Bun-

äesländer. Der Ausbau des Faches ist gerade dort sinnvoll, weil die Ana-

lyse der DDR-Vergangenheit und die Darstellung der struktur- und
FunktionsbedingUngen der westlichen Gesellschaften fi.i'r die TYansfor-

mation der DDR-Gesellschaft in den nächsten Jahren von großer Bedeu-

tung sind. Dieser Prozeß bedarf der wissenschaftlichen strukturierung
,.rdFrndi"*ng. Die Soziologie kann dazu einen wesentlichen Beitrag

liefern.

Es kommt hinzu, daß schon in der ehemaligen DDR kleinere Einrich-
tungen des Faches bestanden, die eine Reihe von qualifizierten Perso-

nen-ausgebildet haben. Dort, wo die soziologie in Teilen auf eine empiri-
sche qnä anwendungsbezogene Forschung gerichtet war, ist sie auch in
eine gewisse Distanz zum dogmatischen und normativen Marxismus-
Leninismus getreten, so daß ftiLr den Neuaufbau der soziologie in den

neuen Bundesländern gewisse Voraussetzungen bestehen' Die Vertraut-
heit mit den strukturformen und den Lebensbedingungen in der ehe-

maligen DDR gehÖrt zu dem unverzichtbaren Kontextwissen, das für
LehÄ und Forschung in den neuen Bundesländern erforderlich ist. Den-

noch ist ein grundlegender Neuaufbau nötig.

10)i{i"^"t* sind Professuren zu verstehen, die aus dem Hochschulemeuerungspro-
gräm- ge*einsam von Bund und Ländem finanziert werden. VgI.: Empfehlungen zur

äÄ.r"äng d"r Lehre und zur Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses an den

Hochschdänderneuen LänderundimOstteilvonBerlin, a' a' O', S' 17'
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b) Empfehlungen

An den drei universitäten, an denen Ausbildungsstudiengänge ftir
soziologie bereits bestanden (Berlin-ost, Halle, Leipzig), soll"dai Fach
umgehend wieder in einem Diplomstudiengang im H-äuptfach einge-
richtet werden. Dort befinden sich studenten -it einern Anspruch auf
Fortsetzung oder Abschluß des studiums. Ergänzend ist darauf hinzu-
weisen, daß Halle und Leipzig im Zentrum des dichtbesiedelten und in-
dustrialisierten Gebietes der ehemaligen DDR liegen und hervorragende
standorte für die Einrichtung von Zentren sozlologischer Forsc-hung
sind.

Darüber hinaus soll soziologie als Haupt- und Nebenfach in einem Magi-
sterstudiengang oder als wahlpflichtfach in anderen studiengängen an
vier weiteren universitäten eingerichtet werden (Dresden, Greifiwald,
Jena, Rostock).

Über die genannten standorte hinaus muß auch an den anderen univer-
sitliten und an Neugnindungen eine ausreichende Fachvertretung ge-
sichert werden. Die soziologie ist dabei auch zu sehen als ein notwendi-
ges Ergänzungsfach zu anderen Disziplinen, insbesondere zur politik-
wissenschaft, zur Psychologie, zur Pädagogik, zur wirtschaftswissen-
schaft, zur Geographie und zu den verschiedenen Disziplinen der Kul-
turwissenschaft, insbesondere philosophie, Geschichte, Ethnologie, aber
auch zu den Sprach- und Kunstwissenschaften.

Die volle vertretung des Faches soziologie an einer wissenschaftlichen
Hochschule in einem eigenständigen Diplomstudiengang oder im
Hauptfach im Magisterstudiengang erfordert die qualifrziärte vertretung
von wenigstens vier Teilbereichen der soziologie durch professoren und
den entsprechenden Mittelbau. Diese vier Teilbereiche sind:

- Soziologische Theorie und Theoriegeschichte;

- soziologische strukturanalyse der Bund.esrepublik und vergleichende
strukturanalyse von modernen Gesellschaften (Makrosozio-logie);

- soziologie der Interaktions- und sozialisationsprozesse (Mikrosozio-
logre);

- Methoden der empirischen Sozialforschung.

Über diesen Kernbestand hinaus erfordert eine volle Fachvertretung
eine Spezialisierung im Hinblick auf die verschiedenen Anwendungs-
gebiete der soziologie. Je nach dem örtlichen profil des Faches wären
dafüLr: weitere Frofessorenstellen vorzusehen.

Eine solche Ausbaustufe entspricht den durchschnittlichen Fachvertre-
tungen an den universitäten der alten Bundesrepublik. Dabei kommt
dem Ausbau der Lehre im Bereich der Methoden der empirisehen
sozialforschung besondere Bedeutung zu. Sie ist personalintÄsiv und
erfordert die Einrichtung von Funktionsstellen rür aie Datenverarbei-
tung und flir die Durchführung von praktika. Beides ist ohne eine be-
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sondere personelle, sachliche und räumliche Grundausstattung nicht
möglich.

Rechnet man auf die vier Grundeinheiten und die ein bis zwei Schwer-
punkteinheiten 2 befristet beschäftigte wissenschaftliche Mitarbeiter, so
ergibt sich insgesamt pro voller Fachvertretung der Soziologie an einer
Universität ein Personenbestand von

- 4bis6Professoren,

- 8 bis 12 wissenschaftlichen Mitarbeitern und

- 2 bis 3 Mitarbeitern fi.ir die Datenverarbeitung und die Durchführung
von Praktika.

F\iLr den Ausbau der Soziologie zu einem Nebenfach bzw. einem Wahl-
pflichtfach in anderen Studiengängen sind wenigstens 2 Professoren
und eine angemessene Zahl wissenschaftlicher Mitarbeiter erforderlich.

Der Wissenschaftsrat empfiehlt, fi.ir den Aufbau der Soziologie im
Hauptfach an den Universitäten in Berlin/Ost, Halle und Leipzig jeweils
eine Gründungsprofessur, insgesamt füLr das Fach also 3 Gründungspro-
fessuren vorzusehen.

Die einzelnen soziologischen Ausbildungsstätten sollten ein eigenes Fro-
frl ausbilden. Neue Schwerpunktsetzungen etwa im Bereich der Tech-
nik, der ökologie und der Sozialpolitik verdienen besondere Beachtung.

IL 3. Politikwissenschaft

a) Entwicklung und Perspektiven

Die Politikwissenschaft gehört in allen demokratisch-pluralistischen In-
dustriegesellschaften zum selbstverständlichen Fächerbestand von Uni-
versitäten.

Universitäten in den alten Bundesländern besitzen in der Regel mehrere
Professuren ftir Politikwissenschaft. Insgesamt dürfte sich die Ausstat-
tung mit Professorenstellen (C3 und C4) auf etwa 300 belaufen.ll) Poli-
tikwissenschaft ist daher nicht nur als eigenständiges Fach in Forschung
und Lehre an der Universität präsent, sondern auch als ein andere Dis-
ziplinen - etwa die Soziologie, die Wirtschaftswissenschaften, die
Rechtswissenschaft, die Geschichtswissenschaft und in bestimmten Fäl-
len auch die Naturwissenschaften - ergänzendes und anregendes Fach.

Darüber hinaus lassen sich neben den genannten grundsätzliehen noch
drei weitere Gesichtspunkte anfiitren. In der DDR wie in den anderen

t9-l*i4". *ira in der amtlichen Statistik die Politikwissenschaft nicht getrennt, son-
dern nur zuzsammen mit Soziologie und Bevölkerung§wissenschaft ausgewiesen. S. da-
zu Wissenschaftsrat: Grunddaten zum Personalbestand der Hochschulen, Köh f988,
S. 117. Angaben ftir die Politikwissenschaft finden sich in: Hartwich, Hans-Hermann,
Politikwissenschaft. Lehre und Studium, Opladen I 987 (mit einer khrenquöte I 986) .
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ehemals sozialistischen Ländern Osteuropas hat man es beim Übergang
von einer totalitären zu einer pluralistisch-rechtsstaatlichen politischen
Ordnung erstens mit einer abrupten fundamentalen institutionellen
Neuordnung zu tun, der gesellschaftliche Anpassungs- und Umstel-
lungsprozesse in viel langsamerem Tempo folgen werden. In diesem Er-
fahrungshorizont liegt eine große Aufgabe und eine zusätzliche Chance
ftir die politikwissenschaftliche Forschung.

Zweitens bedarf eine Region, die aus einem Staat hervorgegangen ist,
der die freie wissenschaftliche Befassung mit seiner eigenen politischen
Ordnung und den dort ablaufenden politischen Vorgängen so umfas-
send tabuisiert hat wie die DDR, in ganz besonderer Weise der wissen-
schaftlichen Analyse. Die Politikwissenschaft bietet frir diese Forschung
die notwendigen Konzepte, Fragestellungen und Methoden. In diesem
Sinne ist ihr Aufbau ein Element der Entwicklung einer demokratischen
politischen Kultur in den neuen Bundesländern.

Drittens liefert die Politikwissenschaft die fachwissenschaftliche Grund-
lage füLr die Ausbildung der Lehrer, in deren Händen zukünftig die poli-
tische Bildung in den Schulen liegen wird.

b) Empfehlungen

An fast allen Universitäten in den alten Bundesländern kann Politikwis-
senschaft im Iüahmen unterschiedlicher Studiengainge im Haupt- und
im Nebenfach studiert werden. Um eine Ausbildung im Hauptfach er-
bringen zu können, ist eine Ausstattung von 4 Professuren (C4lC3) anzu-
streben, die in der Regel den folgenden Bereichen zugeordrr"r.111612):

- Politische Theorie und Ideengeschichte,

- Deutsches Regierungssystem,

- Vergleichende Regierungslehre (im Sinne von comparative politics),

- Internationale Politik und deutsche Außenpolitik.

Gegebenenfalls ist dieser Kernbestand frir örtliche Schwerpunktsetzun-
gen um weitere Professuren zu erweitem.

FüLr jede dieser Professuren sollten im Durchschnitt 2 befristet beschäf-
tigte wissenschaftliche Mitarbeiter vorhanden sein.

Der Wissenschaftsrat empfiehlt, Politikwissenschaft zumindest an
jeweils einer Universität der neuen Bundesländer - neben Berlin-Ost an
einer Universität in Mecklenburg-Vorpommern sowie in Potsdam, Leip-
zig, Jena und Halle - mit der angegebenen Füegelausstattung von 4 Pro-
fessuren einzurichten. F\ir den Aufbau des Faches an den genannten

12) S. dazu Empfehlungen der Studienreformkommission Politikwissenschaft/Sozio-
logie beim Selcetariat der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder, Bd. 1:
Politikwissenschaft. Veröffentlichungen zur Studienreform, Bd. 24, der Ständigen Kon-
ferenz der Kultusminister der Länder, 1 985 .
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Standorten ist jeweils eine Gründungsprofessur, insgesamt also 6 Grün-
dtrngsprofessuren, vorzusehen. Neben der Lehrerausbildung sollte dort
das Fach als Haupt- und Nebenfach im Rahmen von unterschiedlichen
Diplomstudiengängen und im Studiengang Magister Artium, in dem es
in den vergangenen Jahren in den alten Ländern eine große Bedeutung
erlangt hat, studiert werden können. Ein eigenstlindiger Studiengang
zum Diplom-Politikwissenschaftler wird in den alten Br.rndesländern
nur von wenigen Universitäten angeboten; gleiches sollte auch für die
neuen Bundesländer gelten. In Abstimmung mit den Planungen zum
Wiederaufbau der Soziologie sollte in einigen FäIlen auch eine systemati-
sche Verbindung von Politikwissenschaft und Soziologie in einem Stu-
diengang vorgesehen werden.

Über die genannten Standorte hinaus muß auch an Neugnindungen eine
ausreichende Fachvertretung gesichert werden.

In Mecklenbug-Vorpommern empfiehlt der Wissenschaftsrat ftir eine
der beiden Universitäten einen Vollausbau der Politikwissenschaft, für
die andere Universität einen Teilausbau mit 2 Professuren.

Der Wissenschaftsrat begrüßt sowohl aus fachlichen Grtinden wie auch
wegen der Komplementarität der Politikwissenschaft zu einer Reihe an-
derer Fächer die Absicht des Landes Berlin, an der Humboldt-Universi-
tät Politikwissenschaft einzurichten. Er begnißt ferner die vorgesehene
enge Verbindung von Politikwissenschaft und Soziologie, die an den
West-Berliner Universitäten so nicht besteht. Die Politikwissenschaft ist
jedoch im Berliner Raum bereits mit einer sehr starken Personalkapazi-
tät vertreten. Der Wissenschaftsrat empfiehlt daher, den laufenden Auf-
bau der Politikwissenschaft an der Humboldt-Universität so vorzuneh-
men, daß damit keine Erhöhung der Gesamtkapazitilt des Faches im
Lande Berlin auf Dauer erfolgt.

Der Wissenschaftsrat regt ferner an, Politikwissenschaft auch an Tech-
nischen Universitäten einzurichten, wie sich das in den alten Bundes-
ländern durchaus bewährt hat. Ftlr einen vollen Ausbau der Politik-
wissenschaft kommt wegen der vorgesehenen Einrichtung von Rechts-
wissenschaft, Wirtschaftswissenschaften und Soziologie vor allem die
Technische Universität Dresden in FYage. Damit kann einem verstärkt
auftretenden Bedarf nach einer Verbindung von natur-, ingenieur- und
sozialwissenschaftlichen Fächern Rechnung getragen werden. Ein
solcher Bedarf ist in den alten Bundesländern bereits erkennbar gewor-
den, z. B. im Zusammenhang mit Technikfolgenabschätzung. Solche
Überlegungen könnten dazu führen, auch an anderen Technischen Uni-
versitäten in den neuen Bundesländern kleinere Einheiten für Politik-
wissenschaft einzurichten, um dort ein Nebenfachstudienangebot zu
sichern.

Verwaltr.mgswissenschaftliche Schwerpunktsetzungen im Rahmen
eigenständiger oder sozialwissenschaftlicher Studiengänge haben sich in
den alten Bundesländern bewährt. Angesichts der umfassenden Neu-
ordnung der Verwaltungen in den neuen Bundesländern entsprechend
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den Erfordernissen einer ftiderativen Ordnung hlilt es der Wissenschafts-
rat flir geboten, beim Neuaulbau der Politikwissenschaft auch Verwal-
tungswissenschaften angemessen zu berücksichtigen.

Im Interesse eines schnellen und doch leistungsftihigen Aufbaus der
Politikwissenschaft soll neben den Grtindungsprofessuren auch auf
Hochschulpatenschaftenl3) zurückgegriffen werden.

II. 4. Sicherung der Lehre in der Aufbauphase

Hochschulstrukturkommission und Berufungen

Die neuen Bundesländer sollten, wie dies in einigen Fällen bereits ge-
schehen ist, für Zwecke der übergreifenden Abstimmung und Detailpla-
nung sich des vom Wissenschaftsrat empfohlenen Instruments der
Hochschulstrukturkommissionen des Landes bedienen, das sich bei der
Gnindung von Hochschulen und Fakultäten in den alten Bundeslän-
dern bewährt hat.la)

Wenn bei Berufungen mangels qualifizierter Bewerber Professuren für
eine bestimmteZeit nicht besetzt werden können, sollten die Lehrange-
bote durch Vertretungen oder Gastdozenten gesichert werden. Die Aus-
setzungvon Berufungen dient nicht nur der Sicherung eines hohen Qua-
litätsstandards, sondern räumt den Professoren, Dozenten und Nach-
wuchswissenschaftlern der ehemaligen DDR auch Möglichkeiten zur
Nachqualifrkation und damit zur Verbesserung ihrer eigenen Be-
rufungschancen ein.

Beim Aufbau der Wirtschafts- und Sozialwissenschaften sollte vom
Landesminister im Benehmen mit der bestehenden Hochschulstruk-
turkommission des Landes eine Berufungskommission eingesetzt wer-
den (sechs Professoren, davon drei extern; ein Vertreter Mittelbau, ein
Vertreter Studenten), die die Berufungslisten dem Landesminister zur
Entscheidung und den zuständigen Hochschulgremien zur Stellungnah-
me zuleiten. Der Wissenschaftsrat wüLrde es bedauern, wenn wegen der
in den alten Bundesländern praktizierten Altersbegrenzungen bei
Berufirngen hochqualifizierte Fachvertreter an einem Wechsel an
Hochschulen der neuen Bundesländer gehindert würden. Er empfiehlt
den neuen Bundesländern, für Berufungen an ostdeutsche Hoch-
sehulen solehe Altersbegrenzungen auszusetzen oder vorerst nicht ein-
zufüLhren.

13) S. dazu: Empfehlungen zur Erneuerung der Lehre und zur Förderung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses an den Hochschulen der neuen Länder und im ostteil von
Berlin, a. a. O., S. 17.
14) vgl. wissenschaJtsrat: Empfehlungen zur Bildung von Hochschulstrulturkommis-
sionen und zurBerufungspolitikan den Hochschulen in den neuen uändem und in Ber-
lin, in diesem Band, Teil I, S. 13.
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Grtindungsdekan und Patenfakultäten

Zur Sicherung der Lehre ftir eine übergangszeit in neu gegrüLndeten
wirtschafts- und sozialwissenschaftlichen Fachbereichen sollten die
Hochschulstrukturkommissionen, wie dies in manchen Fällen bereits
geschehen ist, einen erfahrenen Wissenschaftler einer westdeutschen
Hochschule zum ,,Gründungsdekan" vorschlagen, der auf Zeit Aufgaben
zur inhaltlichen und personellen Sicherung qualifizierter Lehrangebote
wahrnimmt.lS) Für die Durchftihrung von Lehrveranstaltungen und
Prtifungen sollten im Einvernehmen mit dem Griirrdtrngsdekan ,,Paten-
fakultäten" vom Landesministerium benannt werden, die die Verant-
wortung für die Sicherung der Lehre an der neu gegrtindeten Fakultät
übernehmendurch

- Beurlaubung und Abordnung von Professoren und Assistenten mit
vollem oder teilweisem Lehrdeputat für mehrere Semester an eine
ostdeutsche Hochschule (einschließlich Prüfungsaufgaben und
Betreuung von Doktoranden),

- Einsatz emeritierter Professoren,

- Lehrstuhlvertretungen durch Nachwuchswissenschaftler ftir mehrere
Semester,

- Einsatz von Lehrbeauftragten aus Forschungsinstituten und Berufs-
praxis.

In Fällen, in denen qualifizierbe Lehrangebote nicht durch Mitglieder
von Patenfakultäten, sondern durch Lehrstuhlvertretungen, Gastprofes-
suren und Lehraufträge bereitgestellt werden, sollte darauf geachtet
werden, daß diese Lehrveranstaltungen Bestandteil des Lehrprogramms
sind und die Lehrkräfte auch Pnifirngsaufgaben wahmehmen. Auch
sollten die Veranstaltungen über mehrere Semester angeboten und mit
T\rtorien und Übungen verbunden werden.

Zulassungszahlen und Personalplanung fi.ir Neugrtindungen

Die KapVo ist kein Instrument der Hochschulplanung sie zielt auf eine
erschöpfende Nutzung der vorhandenen Kapazitäten unter Höchstlast-
bedingungen ab. Dies sollte beim Aufbau der wirtschaftswissenschaft-
lichen Fächer berücksichtigt werden, die besondere Schwierigkeiten zu
überwinden haben. Darüber hinaus berücksichtigt sie ferner nicht, daß
in den neuen Bundesländern in hohem Maße ein Bedarf für Weiterquali-
fikation, insbesondere in Betriebswirtschaftslehre, vorhanden ist, dem
im Interesse einer ziigigen wirtschaftlichen Entwicklung durch Bereit-
stellung entsprechender Lehrkapazität Rechnung zu tragen ist. Der Wis-

15) Vgl.: Empfehlungen zur Erneuemng der khre und zur Förderung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses an den Hochschulen der neuen Länder und im Ostteil von
Berlin, a. a. O., S.21.



senschaft$at empfiehlt daher, für die Aufbauphase nicht von Höchst-
lastbedingungen auszugehen, sondern die Ausnahmeregelungen der
KapVo 8 (2. B. § 14 V) bei der Festsetzung von Zulassungszahlen zu nut-
zen, um den besonderen Problemen der Gründungsphase gerecht wer-
den zu können.

Ausbildung von Studenten mittlerer und höherer Semester

Die neuen Bundesläinder sollten im Interesse der raschen Sicherung ei-
nes geordneten und überschaubaren Studienverlaufs ftiLr die Studenten
vorläufrge Studien- und hifungsordnungen erlassen.

Für Studenten der Wirtschaftswissenschaften und Soziologie im 3. und
4. Studienjahr sollte zur Erlangung eines Diploms nach westlichem
Standard ein 5. Studienjahr vorgesehen werden. Dies ist in Übergangs-
studienplänen einiger Fakultäten bereits eingefi.ihrt worden. FüLr Stu-
denten im Examen sollte eine zweijährige Nachqualifikation angeboten
werden.

Ftir Zwecke der Nachqualifikation sollten im Rahmen von Koope-
rationen ostdeutscher Hochschulen mit Patenfakultäten Sommerschu-
1sn16) eingerichtet werden, die von westlichen und - bei ausreichender
Qualifrkation - östlichen Lehrlaliften bestritten werden. Bund und Län-
der sollten ftiLr solche Maßnahmen der Nachqualifikation Mittel bereit-
stellen.

F\ir die Nachqualifikation von Studenten und wissenschaftlichem Nach-
wuchs sollten, soweit möglich, auch die Möglichkeiten des Fernstudi-
ums genutzt werden. tr\ir diesen Zweck sollten kompakte Fernstudien-
angebote entwickelt und in Zusammenarbeit mit auf diesem Gebiet er-
fahrenen Hochschulen in den neuen Bundesländern angeboten werden.

Ftir die Bescheinigung der Nachqualifikation sollten Elemente des ame-
rikanischen,,credit"-Systems herangezogen werden. Dies erlaubt eine
flexible Anwendung von Prnifungsvorschriften. Dabei ist denkbar, Prü-
fungsleistungen an Sommerschulen mit denjenigen eines Fernstudiums
zu kombinieren. Die Pnifungsordnungen sollten entsprechende Vor-
schriften enthalten. Nach einer Mindestzahl von Punkten (,,credits") in
jedem Fachgebiet wird das Diplom verliehen.

Für Studenten in der Nachqualifikation sollte entweder die Förderungs-
zeit des Bundesausbildungsförderungsgesetzes entsprechend heraufge-
setzt oder ein für diesen Zweck bestimmtes Förderungsprogramm auf-
gelegt werden.

Bibliothekswesen

Ftlr einen raschen Aufbau von Hochschulbibliotheken und einen so weit
wie möglich reibungslosen Bücheraustausch wird auch ftiLr die hier be-

16) Ein Vorbild wären z. B. die im Rahmen der Kooperation der Universität Heidelberg
und der University of MaryIand gegniLndeten Sommerschulen.
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handelten Fächer empfohlen, an dem Konzept einer einstufrgen univer-
sitätsbibliothek, gegebenenfalls mit dezentralen Aufstellungsorten, fest-

zuhalten. vorteile dieser Ixisung sind, daß Erwerb und Katalogisierung
zentral durch die Universitätsbibliothek erfolgen und in jeder Teilbiblio-
thek online der aktuelle Gesamtbestand abgerufen werden kann. Die
universitätsbibliotheken sollten so bald wie möglich in die westdeut-
schen Bibliotheksverbünde einbezogen werden.

II. 5. Länderübergreifende Koordination des Aufbaus

Fragen wie z. B. fachlich abgestimmte Schwerpunktbildungen sollten in
Hochschulstrukturkommissionen der neuen Bundesländer und dabei

möglichst in Abstimmung der neuen Bundeständer untereinander be-

handelt werden. Die vorliegenden Empfehlungen sind in enger verbin-
dung mit den bereits verabschiedeten ,,Empfehlungen des Wissen-

schaftsrates zur Bildung von Hochschulstrukturkommissionen und zur
Berufungspolitik" (November 1990) sowie mit den,,Empfehlungen zur
Erneuerung der Lehre und zur Förderung des wissenschaftlichen Nach-

wuchses" (Januar 1991) zu sehen.
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Vorbemerkung

Schulen sind in modernen Gesellschaften die zentrale Einrichtung, über

die junge Menschen in die kulturellen und wissensmäßigen Grundlagen
lhres Landes eingeführt werden, Schulsysteme daher allenthalben mit
der politischen Oidnung des Gemeinwesens eng verknüpft. Infolgedes-
sen haben sich die Lehrerausbildung in der DDR und diejenige in der

alten Bundesrepublik sehr unterschiedlich entwickelt. Mit der vereini-
gung stellt sich die Aufgabe, die Lehrerausbildung in den östlichen und
iu".Ili"h"r, Bundesländern unter dem übergreifenden Gesichtspunkt ei
ner gemeinsamen demokratischen verfassung aufeinander abzustim-
menlAusbildungsinhalte und -standards an allgemeinbildenden qnd be-

ruflichen schulen in ost- und westdeutschland sollen einander gleich-

wertig werden, um chancengleichheit herbeizufiitfen sowie Mobilitäts-
hemÄnisse abzubauen. Auch müssen Studierende und Absolventen von

Lehramtsstudiengaingen an Hochschulen der neuen Länder in die west-

lichen Bundesländer wechseln können und umgekehrt, darüber hinaus
Abschlußzeugnisse von Hochschulen der neuen Länder im künftigen
europiüschen Binnenmarkt denjenigen von Hochschulen der alten Län-

der gleichwertig sein.

Rechtliche vorgaben und pragmatische GriiLnde legen es nahe, die Leh-

rerausbildung in den neuen Ländern mit den Stru]<turen in den alten

Ländem abzustimmen. Dies muß und sollte jedoch nicht in jeder Hin-
sicht Gleichformigkeit bedeuten. Es bleiben Gestaltungsspielräume, zu-

mal die alten Länäer selbst unterschiedliche Modelle der Lehrerausbil-
dung kennen. Diese Empfehlungen nennen deshalb an manchen Punk-
ten mehrere Lösungsmöglichkeiten.

Sie sind in einer Arbeitsgruppe vorbereitet worden, die im Januar und
Februar 1991 alle lehrerausbildenden Hochschulen in den neuen Län-

dern besucht und sich in Gesprächen mit Professoren, wissenschaft-

lichen Mitarbeitern und studierenden sowie vertretern der Landes-

regierungen informiert hat. Die in Teil c referierben Planungen der

Hochschulen beziehen sich auf diesen Zeitpunkt'

Nicht besucht hat die Arbeitsgruppe die Einrichtungen der Lehreraus-
bildung im ostteil von Berlin. Deren Neustrukturierung kann nur im
Zusammenhang mit den entsprechenden Einrichtungen im westteil der

Stadt durchgeftihrt werden. Diese Aufgabe war dem Wissenschaftsrat

nicht gestellt er hätte sie in der zur verfügung stehenden Zeit auch nicht
erfüllen können.

Der Arbeitsgruppe, die diese Empfehlungen vorbereitet hat, gehörten

auch Sachvärsuindige an, die nicht Mitglieder des wissenschaftsrates

sind. Ihnen ist der wissenschaftsrat zu besonderem Dank verpflichtet.

Die Empfehlungen sind vom wissenschaftsrat am 5. Juli 1991 ver-
abschiedet worden.
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A. Ausgangslage

I. Allgemeine Entwicktung und charakteristika der Lehrerbil-
dungin deralten Bundesrepublikund in der DDR

seit dem 19. Jahrhundert gab es in Deutschland zwei standardformen
der Lehrerbildung, die seminaristische füLr das Lehramt an volksschulen
und die akademische füLr das Lehramt an höheren schulen. schon 1g4g
forderten volkssehullehrer die Akademisierung ihrer Ausbildung. In
den folgenden Jahrzehnten setzten sich Lehrervereine darüber hinaus
ftir eine vereinheitlichung der Lehrerbildung ein. In diesem sinne sah
Art' 143 Abs. 2 der weimarer verfassung 191g vor: ,,Die Lehrerbildung
ist nach den Grundsätzen, die für höhere Bildung allgemein gelten, für
das Reich einheitlich zu regeln". Mehrfache versuche der värabschie-
dung eines Reichsgesetzes über die Lehrerbildung scheiterten jedoch,
und die Institutionalisierung der l,ehrerbildung blieb in den L-ändem
uneinheitlich. In Hamburg, Thüringen, Braunschweig, sachsen und
Hessen wurde die volksschullehrerbildung, die hier in der Regel sechs
semester dauerte, in unterschiedlichen Formen den universiäten an-
oder eingegliedert. Preußen, Baden, Mecklenburg-schwerin und olden-
burg errichteten selbständige pädagogische Akademien, die höheren
Fachschulen näherstanden als wissenschaft,lichen Hochschulen und ein
viersemestriges studium anboten. Bayern und wtirttemberg blieben bei
der Ausbildung am Lehrerseminar. unter der nationalso-zialistischen
Herrschaft wurde - nach vorübergehender Einftihrung von Hochschu-
len ftiLr Lehrerbildung - ab 1g41 die Ausbildung für volksschullehrer an
Hochschulen beseitigt und an seminaristische Lehrerbildungsanstalten
zurückverlagert.

I. 1. Die Entwicklung in Westdeutschland nach 1g45

Nach 1945 kehrte im westen zunächst nur Hamburg zur universitären
Lehrerbildung zurück (1947). Die Mehrzahl der Ltinder errichtete -weitgehend nach dem früheren preußischen vorbild - eigenständige,
großenteils bekenntnisgebundene pädagogische Hochschulän. Sie wur-
den nach 1958 in den meisten Ltindernsährittweise den universitäten
eingegliedert. wo sie erhalten blieben - in schleswig-Holstein und
Baden-wtiLrttemberg -, entwickelten sie sich in Richtung wissenschaft,-
licher Hochschulen. In diesen Ländern findet die Ausbiiäung von Leh-
rern fl.ir die Sekundarstufen I und IIl) an den Universitätenitatt, *fi-
rend s-ieh die Pädagogischen Hochschuren auf die Ausbildung .ro, t-.t -
rern für die Primarstufe und die Sekundarstufe I bzw. fit Grund-,
Haupt- ,nd Realschulen beschränken. Die Ausbildung in den Fächern
Kunsterziehung und Musikerziehung findet sich teils an universitäten

1) Mtt Prt"rr*tufe sind im folgenden die Klassen l-4, mit sekundarstufe I die Klassen
5-10, mit sekundarstufe II die Klassen ll-13 und die äer uerunlcrren sctrur"" s-.i"t.Mit den hier verwendeten Bezeichnungen ist kein votum für eine bestimmtä-s.trt-
organisation verbunden.
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und Pädagogischen Hochschulen, teils an Kunst- und Musikhochschu-

t"n. Z* ÄrLr"fr,n" des Lehramtsstudiums berechtigt generell nur die

Hochschulreife.

Innerhalb der Universitäten ist die Lehrerausbildung unterschiedlich

organisiert. In einigen wird die Ausbildung der Grund-, launt und

Reäschullehrer weitgehend von einem eigenen Fachbereich getragen'

inanderensindpädagogischeGrundlagenfticherundFachdidaktiken
ftir atte Lehramtsstuaiäng:inge organisatorisch in einem Fachbereich zu-

sammengefaßt, in wiedeianäeren finden sich ein ftiLr alle Lehramtsstu-

c6""Si-g1 einheitliches erziehungs- und sozialwissenschaftliches Kern-

studiumlinerseits und eine organisatorische Verbindung von Fachwis-

senschaften und Fachdidaktik andererseits. unterschiede in der Lehrer-

ausbildung zwischen einzelnen Bundesländern und einzelnen universi-

taiten e*islieren auch in inhaltlicher Hinsicht' Ein Rahmen ist ihnen

durchVereinbarungenderKultusministerkonferenzunddasHambur-
to ÄUf.o--en der-Ministerpräsidenten von 1964 gegeben. Er stellt zu-

ät.i"t die gegenseitige Aneike.rnung der Studienabschlüsse zwischen

äen Bundesländern grundsätzlich sicher'

EingemeinsamesStrukturmerkmalderl,ehrerausbildunginderalten
Bunäesrepublik ist schließlich ihre Zweiphasigkeit. Dem studium, das

-it a". wissenschaftlichen staatsprüfung abschließt, folgt überall eine

iS- Ui. 24monatige Referendarzeit zum Erwerb schulpraktischer Qualifi-
kationen, betreut von Studienseminaren, die der Schulverwaltung

unterstehen, und endend mit dem zweiten Staatsexamen, mit welchem

erstdieLehrbefiihigungerworbenwird.EinphasigeAusbildungsmodel-
le,aneinigenUniversit.eiteninden?0erundS0erJahreneingefiiürrt,setz-
Ln sictr rieht durch. überwiegend bei der Schulverwalt,ng und nicht

bei den Hochschulen ressoftiärt auch die Lehrerfort- und -weiterbil-

a,rrJ, *"rrrgt"ich es auch an Universitäten und anderen Hochschulen

Weiärbildungs- und Kontaktstudienangebote gibt'

I. 2. Die EntwicklunginderDDR

InderDDRrrndzuvorschondersowjetischenBesatzungszonehaben

"i"t 
S"frrt*"sen,nd Lehrerausbildunä grundlegend anders entwickelt.

im cegensatz zu den unterschiedlichen Fornen in den alten Bundeslän-

äu*, ai" auf der foderalen Struktur der Bundesrepublik beruhen' waren

§"t,rt.yrt"- und Lehrerbildung der DDR einheitlich und zentral ge-

tent<t. §eit 1g46 umfaßte die ob$atorische Grundschule die Klassen 1-8,

die Oberschule die Klassen g-fZ' Oas Schulgesetz vo1 1!5! fiihrte eine

zehnklassige Pflichtschule ein, die,,Allgemeinbildende Polytechnische

Oberschdä" €OS). Sie wurde im Bildungsgesetz von 1965 zurn Kern-

üestandteil des ,,einheitlichen sozialistischen Bildungssystems" erklärt.

Innertralb aer pOS **a"tt drei ,didaktische Stufen" unterschieden:

Unterstufe (Klassen 1-3), Mittelstufe (Klassen 4-6) und Oberstufe

(ft*r".t Z-iO). ntwa 1%'äer Schüler verließen nach der 8' Klasse die

POS.
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Zur Hochschulreife fi.ihrten die Erweiterte oberschule (EOS, Klassen
-11. 1z) und die dreijährige Berufsausbildung mit Abitur. ö". z,rgu.rg 

^beiden wegen war zahlenmäßig streng limitiert; ihre Anteile p"id"lt"r,
sichbeietwa2:1 ein.

In der Lehrerschaft vollzog sich bis Ende der 50er Jahre ein weitgehen-
der personeller Austauschprozeß. Nach 1g45 wurde der gr<ißere ilil der
Lehrer aus politischen GrüLnden entrassen. Man ersetztelhn durch soge-
nannte ,,Neulehrer", die in Kurzlehrgängen geschult worden waren. Die-
se Lehrkräfte rekrutierte_n sictt bevorzugt aus der Arbeiterschaft und ge-
hörten zum überwiegenden Teil der sEö an. Der Anteil der ,,Neulehrer,.an der Gesamtzahl der Lehrer betrug lg4g rund 70v0, d.ävon in der
Grundschule ca. 73 /0, in der oberschulä ca. zbvo.In den 60er Jahren, ars
in der Bundesrepublik Deutschrand Lehrermangel herrschte, flüehteten
Tausende von Lehrern aus der DDR in den westen, allein zrnischen 1g54
und 1961 etwa 18 000.

Für die Lehrerausbildung war anfünglich ein ftir alle Lehrer einheit-
liches- sechssemestriges studium in zwei Fäehern sowie Erziehungswis-
senschaft an den universitäten in pädagogischen Fakurtäten geplant.
solche studiengänge wurden jedoch nu. i., geringem umfan§ einge-
führt und bereits Mitte der 50er Jahre wieder aufgegäben.

Ab 1953 wurde die Lehrerausbildung, dem vorbild der sou{etunion fol-
gend, grundlegend umstrukturiert. sie war fortan nicht meür auf schul-
arten, sondern auf schulstufen ausgerichtet und auf drei verschiedene,
hierarchisch gestufte Institutionen verteilt. Ausgebildet wurden

- Lehrer ftir die Klassen 1-4 an Instituten füLr Lehrerbildung (IfL), die
den Status von Fachschulen hatten,

- Fachlehrer ftir die Klassen 5-10 in vierjährigen studiengängen an
Pädagogischen Instituten und Universitäten,

- Fachlehrer friLr die Klassen 9-r2 und ftir Berufsschulen in ftiLnfiährigen
studiengängen nur an universitäten und rechnischen Hochsäh.rt".r.

1969 wwde die Differenzierung des Fachlehrerstudiums in zwei Katego-
rien zugunsten eines einheiilichen vierjährigen studiums für zwei un-
terrichtsf?icher aufgehoben. Es schloß mit dem Diplom ab und befähigte
zum unterricht in den Klassen 5-12. Dieses Diplomlehrer-studium wur-
de in gleicher weise an universitäten und pädagogischen Instituten ein-geführt, die jetzt schrittweise zu pädagogischen Hächschulen 

"-gu*."-delt wurden. Die Ausbildungsdauer wuräe 1gg2 auf ftinf Jahre erh?ht. In
der^Praxis wr.uden diplomierte Fachlehrer z,nächst nur in den Klassen
5-10 eingesetzt, erst nach besonderer Bewährung in der rö§-rxLr""
11-12) oder an Spezialschulen. seit den 60er Jahrä war die zugängsrror-
aus-setzung zum Diplomtehrer_Studium generell das Abitur, fr.ii aiäa,r._
bildung von Unterstufenlehrern der Absähluß der 1 0. t<lasse.

ungeachtet der institutionellen Abstufung wies die Lehrerbildung in derDDR einige charakteristische Gemein.arik itu, auf. Das Bildunls- und
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Erziehungssystem insgesamt galt als politisch besonders sensitiv und ge-

hörte daher zu den am stärksten reglementierten und am genauesten

kontrollierten Sektoren. Das Personal, vor allem im Kompetenzbereich
des Ministeriums ftir volksbildung (vorschulerziehung, allgemeinbil-
dendes Schulwesen, Institute für Lehrerbildung, Erzieherausbildung,
Pädagogische Hochschulen, Akademie der Pädagogischen wissenschaf-
ten), unterlag einer besonderen politischen Loyalitätspflicht und Beauf-

sichtigUng. ftir aie Erziehungswissenschaften walen Auslandskontakte,
selbsfin die sozialistischen Nachbarstaaten, noch begrenzter als ftir die

meisten übrigen DisziPlinen.

Der Loyalitätssicherung diente vor allem das marxistisch-leninistische
Grundlägenstudium, das seit den 50er Jahren verbindlicher Bestandteil
aller Lehramtsstudiengänge war. Bis in die iüngste vergangenheit wur-
de die Lehrerschaft auf den ,,Aufbau des Sozialismus", die ,,führende
Rolle der SED", den ,,Kampf gegen Militarismus und Imperialismus"
und auf das sozialistische Erziehungskonzept verpflichtet. Erziehungs-
ziel war die ,,allseitig und harmonisch gebildete sozialistische Persön-
lichkeit,,, wie es im ,,Gesetz über das einheitliche sozialistische Bildungs-
system" von 1965 heißt.

Fr.ir die Ausfüllung und Umsetzung dieser Prinzipien sorgten einschlägi-
ge verordnr.mgen und eine entsprechende Personalpolitik der Bildungs-
verwaltung. Eine herausragende Rolle spielte auch die Akademie der
Pädagogischen Wissenschaften (APW). Sie verfügte über einen vom
Hochschulbereich unabhängigen Forschr.rngsapparat mit 15 Instituten
oder Arbeitsstellen, darunter eine Arbeitsstelle füLr Theorie und Metho-
dik der Lehrerbildung (ehemals Leitstelle ftiLr Lehrerbildungsforschung
der Pädagogisehen Hochschule Potsdam). In der APW wurden die Lehr-
pläne für das gesamte schulwesen der DDR entwickelt. Sie war die zen-

irale Steuerungsinstanz der erziehungswissenschaftlichen Forschung
und Theorieverwaltung mit normenkontrollierenden Funktionen, auch
gegenüber den pädagogischen Disziplinen an den universiläten, deren
wiisenschaftIiches personal sich allerdings dennoch zum Teil, wenn-
gleich in unterschiedlichem Maße, um unabhäingigkeit in der For-
ichungsarbeit bemühte. Die APW nahm außerdem wichtige Aufgaben
in der Bildungsplanung und Politikberatung wahr.

Die politisch-ideologische Indoktrination und die Defrnition der Lehrer-
rolle seitens der SED-F\ihrung haben das Selbstverständnis vieler Leh-
rer, zumindest deren Bild in der Öffentlichkeit, tief und nachhaltig ge-

prägt, ebenfalls das der Institutionen der Lehrerbildung. Beides wirkt
über das Ende der DDR hinaus.

Charakteristisch ftiLr die Lehrerausbildung wie generell die Hochschul-
ausbildung in der DDR war ferner ihr hoher Reglementierungs- und
verschulungsgrad. Die FYeiheit der Fächerwahl war beschränkt, dem
jeweils absehbaren Bedarf entsprechend; die möglichen Fächerkombi-
-nationen 

wurden vom Ministerium fiir volksbildung bestimmt und
lagen an jeder Hochschule fest. Die Studierenden wurden in klassenähn-
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lichen Jahrgangsgruppen zusammengefaßt, der Studienablauf war größ_
tenteils zentral vorgegeben und bot auch inhaltlich kaum wahlm<iglich-
keiten. Ein studiengangwechsel war nur ausnahmsweise möglich. obli-
gatoriseh war außer dem marxistisch-leninisti.schen Grundlagenstudium
der Besuch von Lehrveranstaltungen in sport, Russisch, Eng-liseh, Zivil-
verteidigung und spreeherziehung. Dieser Teil des stüdiums be-
anspruchte etw a 20 Vo des gesamten Zeitvolumens.

Kennzeichnend war schließlich der durchgängige Bezug der Lehrer-
ausbildung zur schulpraxis. Die fachwissenscnartucrrä Ausbildung
wurde seit 1969 an den universitäten getrennt von derjenigen anderer
studiengänge durchgeftihrt. sie war verbunden mit einär fJchmethodi
schen, auf den unterricht bezogenen Ausbildung, die sich allerdings auf
die umsetzung vorgegebener Lehrplaninhalte konzentrierte. 20% oer
studienzeit waren der erziehungswissenschaftlichen Ausbildung vor-
behalten, die die sektionen ftir pädagogik und psychologie wahimah-
men. Bestandteil des studiums waren ferner berufspraktische Ausbil-
dungsanteile; sie umfaßten u. a. zehn unterrichtsbesuche i- 2. studien-jahy, ein Ferienlager-Praktikum sowie das sogenannte große schul-
praktikum (27 wochen)im b. Studienjahr. Diese-r\nlage dei Ausbtldung
hat dazu beigetragen, daß die studierenden sich schon während des
studiums auf pädagogische Aufgaben einstellten ,nd in einem für
studenten an den Hochschuren der alten Länder ungewohnten Maße
mit dem krinftigen Beruf konfrontiert wurden. aufgrund seiner straffen
organisation wurde das studium in den allermeisten Fällen innerhalb
der vorgesehenen Zeit abgeschlossen. Ein besonderer vorbereitungs-
dienst entfrel; das studium war einphasig angelegt. Die Absolventen
wurden unverzüglich als Lehrkräfte mit vollem Dep-utat an den schulen
eingesetzt. Allen war eine Beschäftigung im schuldienst praktisch
garantiert.

Lehrerfort- und -weiterbildung war - anders als in der Bundesrepublik -ebenfalls Aufgabe der lehrerausbildenden Institutionen. Hauptsachlich
aber wurde sie von Pädagogischen Kreiskabinetten und Bezirks-
kabinetten füLr unterricht und weiterbildung sowie anderen außerschuli-
schen Einrichtungen getragen (2. B. Kombinaten, besonders die \[eiter-
bildung von Berufsschullehrern). Die Lehrerweiterbildung fand in
quasi-obligatorischen zyklen statt und besaß, vor allem im Züsammen-
hang mit Lehrplanrevisionen, den charakter von,,Auffrischungs,,-Kur-
sen. Auch sie war inhaltlich zentral und umfassend geregelt.

schwierigkeiten bei der Nachwuchsrekrutierung, besonders in den letz-
ten Jahren, weisen darauf hin, daß die Attrak[ivität des Lehrerberufs
nicht sehr groß war. Im rüahmen der Berufslenkung, die bereits in der
schule einsetzte, waren die schulen gehalten, eine bestimmte euote ih-
rer schülerschaft auf den l,ehrerberuf zu ,,orientieren,,. Auch äi" np.r
hatte unter ihren Mitgliedern ftir ihn zu werben. plandefizite wurden bei
der sludienplatzvergabe durch,,umlenkungen" ausgeglichen. vor eini-gen Jahren wurde der Zugang zum Lehrerstuaiumäurch die Möglich-
keit erweiüert, nach Abschluß der 10. Klasse einen einjährigen ,,vori<urs'
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an Pädagogischen Hochschulen zum Erwerb der fachgebundenen Hoch-
schulreiie 7u absolvieren; er berechtigte unmittelbar zum Studienein-
tritt.

Bei den studierenden der Lehrerausbildung handelte es sich überwie-
gend um Frauen. Ihr Anteil betrug ztietzt an den Pädagogischen Hoch-
schulen über 75 %, an den Instituten für Lehrerbildung sogar über 90 7o

der studierenden, und lag damit deutlich höher als in der Bundeslepu-
blik. Hier belief sich 1986 ihr Anteil an den Absolventen von Lehramts-
studiengängen auf 65 %.

II. Institutionen der Lehrerbildung in der DDR

Ende 1988 bestanden in der DDR

- 26 Institute ftiLr Lehrerbildung mit insgesamt rund 10 500 Studieren-
den und 1 700 Lehrkräften,

- 9 Pädagogische Hochschulen mit insgesamt rund 13 500 Studierenden
und ca. 3 300 Lehrkräften,

- 6 Universitäten und 3 Technische Universitäten mit Aufgaben in der
Lehrerausbildung und insgesamt rund 10500 Diplomlehrer-Studie-
renden.

IL 1. Institute für Lehrerbildung

Die Institute für Lehrerbildung (IfL) waren Fachschulen. Sie bildeten
Absolventen der zehnjährigen Polytechnischen Oberschule in zunächst
dreijtihrigen, seit Mitte der 60er Jahre vierjäihrigen studiengängen (ein-

schließlich der schulpraktischen Ausbildungsanteile) fi.iLr das L,ehramt

für die unterstufe (Klassen 1-4) aus, und zwar in den Fächern Mathema-
tik, Deutsch (einschließlich Heimatkunde) und einem wahlfach. Hinzu
kamen die pädagogischen Grundlagenfächer und die Fachmethodik'

Außerdem wurden an den IfL Freundschaftspionierleiter, Horterzie-
5s12) und Kindergärtnerinnen ausgebildet. Bei den Freundschaftspio-
nierleitern handelte es sich um Lehrkräfte mit eingeschränkter Lehrbe-
fühigung für die unterstufe (nur ein Fach). sie waren an den schulen a]s

runt tionrir. der FDJ tätig, wurden auch von ihr berufen und besoldet,
gehörten aber den Lehrerkollegien an.

Mit durchschnittlich 66 Lehrtcäften und 400 studierenden stellten die
Institute für Lehrerbildgng eher klein dimensionierte Ausbildungsstät-
ten dar; an der weiterbildung hatten sie nur geringen Anteil. Sie unter-
standen dem Ministerium ftir Volksbildung.

,, H""t".rt"h* wurden in schulhorten eingesetzt, in denen die Kinder der Klassen 1-4

betreut wurden; der Betreuungsgradbetrug 1988 über B0 %.
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Ihr Lehrpersonal rekrutierte sich zum großen Teil aus Lehrern, die nach
einigen Jahren Berufstätigkeit in postgradualen Studiengängen an päd-
agogischen Hochschulen für diese Funktion ausgebildet woiden waren.
Nur ein kleiner Teil war promoviert.

Neben den IfL bestanden weitere pädagogische Fachschulen fi.iLr: die
Ausbildung von Lehrkräften für den praktischen unterricht in der
Berufsausbildung unter Aufsicht des jeweils zuständigen Fachministeri-
ums. sie gingen aus Schulen für die Ausbildung von Lehrmeistern her-
vor. Die dreijährige Ausbildung baute ebenfalls auf dem Abschluß der
10. Klasse sowie einer abgeschlossenen Berufsausbildung und Berufser-
fahrung auf. Angeboten wurden Ausbildungsgänge für den Einsatz als
,,Ingenieurpädagoge" in verschiedenen technischen Fachrichtungen, als
,,Okonompädagoge" in Dienstleistungsbereichen, als,,Medizinp:idago-
ge" in nichtärztlichen Berufen des Gesundheitswesens und als ,,Agrar-
pädagoge" in agrartechnischen Berufen. Etwa die Hälfte der Ausbil-
dungsgänge stand Lehrmeistern und Lehrausbildern der Betriebe zur
Weiterqualifrkation in einem vie{ährigen Fernstudium offen.

IL 2. Pädagogische Hochschulen

Fast alle der neun Pädagogischen Hochschulen, die lggg in der DDR be-
standen, gingen Anfang der 70er Jahre aus pädagogischen Instituten
hervor, die in den 50er Jahren für die Ausbildung von Mittelstufenleh-
rern eingerichtet worden wa.ren. Ihre Diplomlehrerausbildung unter-
schied sich prinzipiell nicht von derjenigen an den universitäten. aler-
dings waren ihre Fächerangebote eher schmal und eng spezialisiert (zwi-
schen 2 und 10 Fächerkombinationen). Einige pädagogische Hochschu-
len besaßen ein vorwiegend mathematisch-naturwissenschaftliches
Ausbildungsprofrl (2. B. Güstrow, Halle-Köthen), andere ausschließlich
philologische und gesellschaftswissenschaftlich-historische studiengän-
ge (2.B. Neubrandenburg, Magdebr.rg, Leipzig). In ihren jeweiligen
Fachrichtungen haben die Pädagogischen Hochschulen auch
Forschungskapazitäten aufgebaut. Deren Ausstattung ist an den einzel-
nen Hochschulen verschieden, aber in den schwerpunkten nicht in je-
dem Fall geringer als an den universitäten. Inhaltlich war die Forschung
oft ähnlich fachwissenschaftlich orientiert wie an den universitäten. Im
selbstverständnis ihrer Mitglieder waren die unterschiede zwischen
Pädagogischen Hochschulen und universitäten in der DDR deshalb ge-
ringer als in der Bundesrepublik.

Im schnitt zählte eine Pädagogische Hochschule im sommer 19g0
knapp 1 500 studierende und 364 Lehrkräfte, darunter 63 professoren
und Dozenten. Die Betreuungsrelation zwischen Lehrkräften und
Direktstudenten lag 1987 im Mittel bei L:4,1;bezogen allein auf professo-
ren und Dozenten bei 1:23,5.

Neben der Lehrerausbildung boten einige pädagogische Hochschulen
eine Ausbildung in ,,Methodik der pionierarbeit" zum Fteundschaftspio-
nierleiter an, außerdem Fernstudien zur weiterqualifikation, in erster Li-
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nie zur fachliehen Erweiterung der Lehrbefähigung' Auch eine wissen-

schaftliche weiterqualifikation war möglich: atle Pädagogischen Hoch-

schulen besaßen das Promotionsrecht in Erziehungswissenschaft und

den übrigen an ihnen vertretenen Fächern, die meisten auch das Habili-

tationsre-cht. Gleichwohl waren sie nicht dem Hochschul-, sondern dem

Volksbildungsministerium unterstellt.

Einen erheblichen Teil des Lehrpersonals in den Fachmethodiken stell-

ten ehemalige Lehrer, die sich nach mehrjähriger praktischer Bewäh-

*rrg "t einär pädagogischen Hochschule weiterqualifrziert hatten; auf
diese Weise rekrutiertÄn diese Hochschulen einen Teil ihrer Lehrkräfte
aus ihrer Mitte. In den Fachwissenschaften hingegen verlief der Qualifi-
kationsweg überwiegend über die Universitäten'

Die gi.i,nstige Betreuungsrelation sowie die geringe Größe und die Über-

schiubarkäit der Institution haben in Verbindung mit der Durchorgani-

sation des studiums sowie der Rekrutierung eines Teils der Lehrkräfte
aus dem Lehrerberufin den Pädagogischen Hochschulen und den Insti-

tuten für Lehrerbildung ein besonderes Klima entstehen lassen, wie es

an lehrerbildenden Fachbereichen in den alten Ländern von vielen ver-

mißt wird. Es war gekennzeichnet einerseits durch engen Zusammen-

halt unter den Studierenden, enge Beziehungen auch zwischen ihnen

und der Mehrzahl der Dozenten, beiderseitig hohe Identifrkation mit der

Institution und mit dem Ziel, Lehrer zu werden bzw. der Aufgabe, Leh-

rer auszubilden, andererseits aber auch durch institutionelle Isolation,

Konformitätsdruck und hohe staatliche Kontrolle'

II.3. Universitäten

Eingangsvoraussetzungen, studiendauer und Abschlüsse der Lehrer-

urrüitai,,g an den Universitäten waren die gleichen wie an Pädagogi-

schen HoÄschulen' Allerdings war das Fächerspektrum an den Univer-
sitäten breiter, einige Fächerkombinationen gab es nur hier, dafi.ir keine

Ausbildungsgänge }li,. Freundschaftspionierleiter. Ausschließlich Sache

der universitäten war die Berufsschullehrerausbildung. sie fand sich

vomehmlich an den Technischen universitäten Dresden, chemnitz und

Magdeburg,ineinigenFachrichtungenauchanderHumboldt-Universi-
tät und a. d"r universität Leipzig. spezielle studiengänge wie sonder-
pädagogrk und die Ausbildung von sprachlehrern ftiLr: die Erwachsenen-

ilitauäg" so*ie pädagogische Aufbaustudiengänge waren ebenfalls nur
an Universit'äten eingerichtet.

Die Berufsschullehrerausbildung unterschied sich in ihrer struktur (mit
Ausnahme der Fraktika) nur wenig von der der Diplomlehrer. Sie führte
ebenfalls zu einem Diplom, je nach Fachrichtung dem des ,,Diplominge-
nieurpädagogen",,,Diplomökonompädagogen",,,DiplomgartelbauRäd-
agogen", I"OiptomagE pädagogen" oder,,Diplommedizinpädagogen"'

""rrJa""".t" 
+,1, .l"fri". Sie enthielt gleichfalls rund 20 %o erziehungswis-

senschaf'tliche Anteile, darunter Berufspädagogik, umfaßte jedoch nur

ein Unterrichtsfach. Berufsschullehrer, für die keine Fachrichtung an
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der Hochschule existierte, kamen direkt aus der Berufspraxis in die
Berufsschule. Diese Lehrer absolvierten neben ihrer unterrichtstätigkeit
ein dreisemestriges pädagogisches Fernstudium.

III. Quantitative Relationen

Ende 1988 gab es in der DDR insgesamt knapp 3g 000 Lehrerstudenten.
Ihre verteilung auf die verschiedenen Institutionen sowie deren jeweili-
ge Absolventenzahl sind der folgenden übersicht zu entnehmen:

Lehrerstudenten Absolventen

Institute für L,ehrerbildung

Pädagogische Hochschulen

Universitäten/
Technische Universitäten

Insgesamt

Bundesrepublikr)
DDR)

38 860 100,0

2518 29,6

2325 27,3

3 668 43,1

100,0

An den universitäten schwankte der Anteil der Lehrerstudenten (ein-
schließlich Berufs- und sonderschullehrer) zwischen 570 (TU Magde-
burg) und 34% (universität Greifswald); der Durchschnittswert betrug
im Wintersemester 1989/90 rund 30 Io.

Dem Lehrerstudium an den universitäten und pädagogischen Hoch-
schulen kam in der DDR zuletzt eine deutlich größere anteilige Bedeu-
tung zu als in der Bundesrepublik. von den studierenden waren in der
DDR 1987 gut22%, in der Bundesrepublik jedoch nur g 7o Lehrerstuden-
ten. Zehn bis 15 Jahre zuvor hatte das verhältnis freilich eher umge-
kehrt ausgesehen. In beiden staaten hat das relative Gewicht der Leh-
rerausbildung seitdem abgenommen, in der Bundesrepublik allerdings
deutlich stärker als in der DDR, wie die nachstehende übersicht am Bei-
spiel der I-ehramtsprüfungen zeigt:

Lehramtsprütungen je 1 0 000 Einwohner ( 1 9 Z5- 1 9 g g)

1975

4,9

414

l) Bestandene 1. staatsprüfungen. - 2) EinschließIich Institute fi.ir khrerbildung.

,,
5,1

6,5

5,5
3,8

5,1

92

10 511 27 ,2

13 265 34,0

15 084 38,8



Die gpphische Darstetlung macht die unterschiedliche Entwicklung
noch augenfälliger:

Lehramtsprüfungen je 10.000 Einwohner
(1975-1988)

7

6

5

4

3

2

1

o
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Mit 167230 vollbeschäftigten Lehrern an allgemeinbildenden schulen
kamen 1987 aufje 10 000 Einwohner in der DDR 100 Lehrer; in der Bun-
desrepublik Deutschland hingegen betrug diese euote.r,o f:. Die Diffe-
renz relativiert sich allerdings, wenn der Lehrerbestand auf die schüler
an allgemeinbildenden Schulen bezogen wird. So kamen lggg auf je-
weils 1000 schüler an allgemeinbildenden schulen in der DDR gi,4
Lehrer, in der Bundesrepublik hingegen 66,6.

Die folgende Graphik verdeutlicht diese Unterschiede:

Einwohner Schüler allg.Schulen
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Die regionale verteilung der Lehrerstudenten entsprach offenbar im we-

sentlic-hen dem regionalen Bedarf. Allerdings wurde im ostteil von Ber-

lin in erheblichernMaße auch für das Berliner Umland ausgebildet. Die

schaffung der neuen Länder ist hier insoweit folgenreich, als der {nteil
der LehÄstudenten im Ostteil von Berlin erheblich höher liegt als der

ostberliner Anteil an der GesamtbevÖlkerung dieses Gebiets, im Land
Brandenburg hingegen niedriger als der Bevölkerungsanteil. In den üb-

rigen neuenlninae.n sind die bifferenzen zwischen Bevölkerungsanteil
,.rd e.ttuit an der Gesamtzahl der Lehrerstudenten, bezogen auf das Ge-

biet der ehemaligen DDR, geringer, wie folgendes Schaubild zeigt:

Regionale Verteilung der
Lehrerstudenten und der Bevölkerung

in der DDR 1988 (in %)

15

10

Berlln(Ol Brand.nbg. Mocklsnb.-Votp. Sach.en gaoh!cn-Anhalt

ffi Lehrcrgtudcnten [m 8ovölkotune

Thür lnoon
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Einen Überblick über die regionale verteilung von Institutionen der
Lehrerbildung in der frtiheren DDR vermittelt die folgende Aufstellung:

Standorte lehrerbildender Institutionen in der frtiheren DDR
nach heutigen Ländem

t and Institute fi.ir
Lehrerbildung (IfL)

Pädagogische
Hochschulen Universitäten

Brandenburg Cottbus
Flankfirrt/Oder
Potsdam (PH)

Potsdam

Mecklenburg-
Vorpommern

Neubrandenburg (PH)
Rostock
Ing. päd. Schwerin

Gtistrow
Neubranden-
burg

UGreifswald
U Rostock

Sachsen Auerbach
Rochlitz
Bautzen (sorb.)
Nossen
Radebeul
Leipzig
Altenburg
Ing. päd. Chemnitz

Dresden
Leipzig
Zwickau

U l,eipzig
TU Chemnitz
T'IJ Dresden

Sachsen-Anhalt Köthen (PH)
Halle
Bemburg
Quedlinburg
Weißenfels
Magdeburg
Straßfurt
Ök. päd. Aschersleben

Halle-Köthen
Magdeburg

U Halle-Wittenberg
TUMagdeburg

Thüringen Eisenach
Nordhausen
Weimar
Krossen
Meiningen
Ing. päd. Gotha

Erfrrrt-
Mühlhausen

UJem
HS fi.ir Musik Weimr

Ost-Berlin Ost-Berlin Humboldt-Universität
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IV. Veränderungen seit 1989

Bereits kurz vor dem Beitritt der DDR zur Bundesrepublik wurde die
Lehrerausbildung in der DDR formal der westdeutschen angeglichen.
Am lB. 9. 1990 verftigte die Regierung de Maiziäre, daß zum Lehramt
ktinftig nur ein entsprechendes Hochschulstudium berechtigt, das mi.t
der Ersten Staatsprüfung abschließt, in Verbindung mit einem Vorberei-
tr.rngsdienst und der Zweiten staatsprüfung. FriLr Studierende, die sich in
der Ausbildung befinden, gelten zum Teil Übergangsbestimmungen.
Für Unterstufenlehrer, die 1990 ihr Examen an Instituten für Lehrerbil-
dung absolviert haben oder sich noch in der Ausbildung befrnden, wird
als Voraussetzttng zw Übernahme in den Vorbereitungsdienst ein er-
gänzendes Studium mit Abschluß der Ersten Staatsprüfung verlangt'
l.rir oiplomtehrerstudenten an Hochschulen, die bis einschließlich 1991

ihr Examen ablegen, bleiben die bisherigen Regelungen gtiltig. Die Di-
plomprüfung wird insoweit als der Ersten Staatsprüfung gleichwertig
behandelt. Ab 1991 sehließen alle Lehramtsstudiengänge mit der Ersten
Staatsprüfung ab.

Am 5. 10. 1990 verständigten sich die Kultusminister der alten Bundes-
länder in ,,vorläufigen Grundsätzen" darauf, an Hochschulen auf dem
Gebiet der ehemaligen DDR abgelegte Diplomlehrerexamina in zwei
bzw. drei Fächern dem Ersten Staatsexamen für das Lehramt an Haupt-
und Realschulen bzw. in der sekundarstufe I, bei zusätzlichen Qualifika-
tionen auch dem Examen für das Lehramt an Gymnasien bzw. il der
sekundarstufe II, grundsätzlich gleichzustellen. Einzelne Länder haben
sich allerdings eine fachliche Überprüfung vorbehalten. Diplomlehrer
können demnach in den entsprechenden Vorbereitungsdienst der alten
Bundestäinder aufgenommen werden. Bei ausreichender Unterrichtser-
fahrung kann der vorbereitungsdienst verküLrzt werden. Die Kultusmi
nister verweisen allerdings darauf, daß die Einstellungsmöglichkeiten
sich nach schulart- und fächerspezifischem Bedarf richten, daß die Ein-
stellung nach Eignung, Beftihigung und fachlicher Leistung erfolgt und
daß ein besonderer Bonus nicht gewlihrt wird.

In den neuen Ländem ist infolgedessen auf der einen Seite die Inte-
gration der neuen Grundschullehrerausbildung in die Hochschulen be-
absichtigt, teilweise auch schon vollzogen, auf der anderen Seite mit
dem Aufbau von Institutionen für die Referendarausbildung sowie die
Lehrerfort- und -weiterbildung begonnen worden. Die Akademie der
Pädagogischen Wissenschaften wurde zum Jahresende 1990 geschlos-
sen. Auch die Inhalte der Lehrerausbildung haben sich rasch verändert.
Das marxistisch-leninistische Grundlagenstudium wurde an allen Hoch-
schulen abgeschafft, ebenso der obligatorische Russisch- und Sportun-
terricht. Die Sektionen für Marxismus-Leninismus wurden geschlossen,

oft ebenfalls diejenigen für politiknahe Fächer wie staatsbi.irgerkunde
und Geschichte, an zahlreichen Pädagogischen Hochschulen auch die
sektionen fi.ir Pädagogik und Psychologie. Die erziehungswissenschaft-
liche Grundlagenausbildung wird zur Zeit neu konzipiert, ebenfalls
mancher Fachstudiengang. Die übrigen werden revidiert, alle in Prü-

97



fungs- und Studienordnungen nach westdeutschem Vorbild geregelt.
Die meisten bisherigen Kombinationsgebote sind entfallen, zusätzliche
Studiengänge flir Lehramtsfächer eingerichtet worden oder geplant.
Wieweit sich Studieninhalte und -abläufe tatsächlich schon verändert
haben, ist indessen offen. Vielerorts befinden sich die Reformen noch im
Stadium derPlanung.

Geplant, teilweise schon realisiert, jedoch vielfach nicht durch die zu-
ständigen Ministerien genehmigt, ist sowohl an Universitäten als auch
an Pädagogischen Hochschulen die Einrichtung von - postgradualen
oder grundständigen - Studienangeboten für pädagogische Zusatzquali-
fikationen, insbesondere ftir Beratungslehrer und Sonderpädagogen.
Gleiches gilt für lehramtsunabhängige pädagogische Studiengänge, vor
allem fiir Sozialpädagogik, und für die Einrichtung von Diplom- oder
Magisterstudiengängen an manchen Pädagogischen Hochschulen.

Gravierend verändert haben sich die Einstellungsperspektiven junger
Lehrer. Zw Zelt lassen sich keine verläßlichen Angaben über die Zahl
ki.inftiger Neueinstellungen machen. unter den studierenden herrscht
indessen die Beftirchtung, daß in den nächsten Jahren allenfalls ein klei-
nerer Teil der Absolventen im schuldienst der neuen Länder beschäftigt
werden kann. Dies hat - zumal in Verbindung mit den raschen Verände-
rungen von Studieninhalten und Prüfungsanforderungen - große Ver-
unsicherung ausgelöst und auch zu Studiengangwechsel oder Abbruch
des Studiums geführt.

Ahnhche Verunsicherungen bis zu Existenzängsten sind im Lehrkörper
anzutreffen, vor allem im wissenschaftlichen Mittelbau. Der Lehreraus-
bildungsbereich war nach westdeutschen Maßstäben personell ebenso
überbesetzt wie der übrige Hochschulbereich. Hinzu kommt, daß das ty-
pische Karrieremuster, das zu einer Dauerbeschäftigung im Mittelbau
ftihrte, mit einem gelegentlichen Aufstieg zum Hochschullehrer inner-
halb derselben Hoehschule, in Zukunft ausgeschlossen sein wird. Ver-
schlirft wird die Beschäftigungssituation in den Institutionen der Lehrer-
ausbildung dadurch, daß mit der Einrichtung des Referendariats der grö-
ßere Teil der praktischen Ausbitdung aus den Hochschulen herausge-
nommen wird, ohne daß absehbar ist, ob und gegebenenfalls in welchem
Maße bisherige Angehörige des wissenschaftlichen Mittelbaus in den
neuen Studienseminaren Beschäftigr-rng finden.
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B. Allgemeine Empfehlungen

I. Aufgaben der Lehrerbildung

Die Lehramtsstudiengänge in den neuen Ländern müssen konzeptionell
und inhaltlich umgestaltet werden, um den Anfordenrngen an eine wis-

senschaftliche Lehrerausbildung zu genügen, wie sie sich in den west-

deutschen Ländern durchgesetzt hat. Diese weist freilich ftir die einzel-

nen Lehrämter wie für die einzelnen Fächer beträchtliche konzeptionel-
le und inhaltliche unterschiede auf; ein allgemeinverbindliches, alle we-

sentlichen Ftagen klärendes Modell gibt es nicht. Der Wissenschaftsrat

kann und will ein solches Modell ftir die Lehrerbildung im vereinten

Deutschland nicht normativ formulieren. Er beschränkt sich vielmehr
darauf, wesentliche Aufgaben der Lehrerbildung zu benennen' -hleraus
die schwerpunkte abzuleiten, in denen Reformen der Lehrerausbildung
in den rr".,ät Ländern vordringlich sind, und die Richtung anzugeben,

in der sie erfolgen sollten. Den neuen Ländern bleibt daher ein großer

Gestaltungsspiähaum. Grenzen setzen allerdings die einschlägigen Ver-

einbamngen der Kultusministerkonferenz und das ,,Hamburger Abkom-
men" der Ministerpräsidenten von 1964.

unbeschadet aller unterschiede beruht das Konzept der Lehrerausbil-
dung der westlichen Bundesländer auf folgenden Prinzipien:

a) Der Lehrer soll wissenschaftlich fundiertes wissen vermitteln und
die weiterentwicklung des wissensstandes in seinen Fächern verfol-
gen können. Hierfür wird er an wissenschaftlichen Hochschulen aus-

[ebildet. Art trnd Umfang seiner fachwissenschaftlichen Ausbildung
ärgeben sich aus dem Stand der Fachwissenschaft trnd den Erforder-
nissen der jeweiligen Schulart.

b) Der Lehrer soll das Fachwissen auch vermitteln können. Er muß da-

ftir über fachdidaktische Kompetenz verfügen, mit deren Hilfe er

Kriterien für die Auswahl von Inhalten und wege zu ihrer vermitt-
ltrng entwickeln kann. Deshalb wird die fachwissenschaftliche Aus-

bildung um fachdidaktische Qualifikationen ergänzt'

c) Der Lehrer soll Lernbedingungen und Lernmöglichkeiten von schü-
lern einschätzen und beurteilen, pädagogische situationen und Pro-

zesse in ihrer Komplexität erfassen und in Handlungen umsetzen,
Lernstörungen diagnostizieren und Hilfestellung bei ihrer Bewälti-
gung Ieisten können. Er soll die geistige und emotionale Entwicklung
ion-Kindern und Jugendlichen im Zusammenhang mit familiären
und gesellschaftlichen sozialisationsprozessen beurteilen und kultu-
relle wie politische Ein-flüsse auf Lehrgegenst!,inde erkennen können.
Der Lehier soll schließlich imstande und bereit sein, Kinder und
Jugendliche in der schule zu erziehen. Diese Aufgaben verlangen die
Veimittlung pädagogischer, psychologischer, sozialwissenschaft-
licher und philosophischer Kenntnisse.
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Aus der verschränkung der Aufgaben des Lehrers ergeben sich struk-
turprinzipien für seine Ausbildung, und zwar ftir die erste wie die zweite
Phase. während in der zweiten die schulpraktische vorbereitung domi-
niert, vermittelt die erste Phase an den Hochschulen die grundlelenden
Kenntnisse und Fähigkeiten fiir den Beruf des Lehrers.

II. Inhaltliche Reformen der Lehrerausbildung in den neuen
Ländern

Die veränderten Anforderungen an die l,ehrerausbildung machen in-
haltliche veränderungen der Lehramtsstudiengänge an dän Hochschu-
len der neuen Länder in erheblichem Umfangnätwendig.

II. 1. Erziehungswissenschaftliche Grundlagenfächer

Inhaltlich weitgehend erneuert werden müssen die Grundlagenfächer
der Lehrerausbildung. Die Pädagogik war besonders auf die marxistisch-
leninistische Ideologie verpflichtet; sozialwissenschaftlich orientierte
empirische pädagogische Forschung war nur schwach entwickelt und
die pädagogrsche Psychologie an den Hochschulen meist nur unzuläng-
lich vertreten.

Für die erziehungswissenschaftliche Grundlagenausbildung von Leh-
rern Ern allgemeinbildenden Schulen müssen die Fachgebietä Allgemei-
ne Pädagogik, schulpädagogik und Allgemeine Didaktik, Historische
und vergleichende Pädagogik, pädagogische psychologie und Entwick-
h.rngspsychologie angemessen vertreten sein, an Hochschulen mit
Grundschullehrerausbildung auch die Grundsch,rpädagogik. Empfeh-
lenswert sind außerdem Angebote in Bildungssoziologie-und Erwaähse-
nentildung. sichergestellt werden muß darüber hinaus eine angemesse-
ne vertretung der übrigen sozialwissenschaftlichen sowie deiphiloso-
phischen Anteile der Grundlagenausbildung.

Zahl und Zusehnitt der hierfür erforderlichen professuren sind abhängig
von Profil und Größe der einzelnen Hochschulen, insbesondere der Zahl
der angebotenen l,ehramtsstudiengänge und ihrer studentenzahl. Als
Mindestausstattung hiilt der wissenschaftsrat füLnf bis sechs mit Assi-
stenten und wissenschaftlichen Mitarbeitern ausgestattete professuren
ftir erforderlich.

II. 2. Politiknahe Fächer

weitgehend oder gänzlich neu aufgebaut werden müssen ebenfalls die
Fächer, die in der DDR in besonderem Maße zur Legitimation und zum
Erhalt der herrschenden Ideologie dienten, in erstei Linie Geschichte
und Philosophie. Politikwissenschaft existierte im international übli-
chen verständnis dieses Faches in der DDR überhaupt nicht, soziologie
nuransatzweise.
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Breite und schwerpunktsetzung dieser Fächer können und sollten an

den einzelnen Hochschulen unterschiedlich aussehen. Ein fachliches

Mindestangebot muß aber überall gewährleistet sein. An den Universitä-

ten sollte aas rcnrangebot von den entsprechenden Fachdisziplinen er-

bracht werden, die im Regelfall auch Magister- oder Diplomstudiengän-
ge anbieten. Indiesen Fällen läßt sich der Personalbedarf nicht allein aus

äen Aufgaben der Lehrerausbildung ableiten. Anders ist die Situation an

den Hoc-hschulen - überwiegend Pädagogischen Hochschulen -, in de-

nen diese Fächer überwiegend oder ausschließlich Lehramtsstudenten
ausbilden. Hierfi.ir gibt der wissenschaftsrat folgende Empfehlungen:

- Fiir ein Lehramtsstudium des Faches Geschichte sollten außer der

deutschen und europäschen Geschichte der neuen und neuesten Zeit
auch die Geschichtä des Mittelalters,nd der Antike, möglichst auch

außereuropäscher Kulturen angemessen vertreten sein'

_ I\ir ein Angebot des Faches Gemeinschaftsktrnde3) als Hauptfaeh

sind vier, als Nebenfach zwei politikwissenschaftliche Professuren so-

wie soziologische Ausbildungselemente erforderlich, sofern dieses

Fach im weientlichen von der Politikwissenschaft getragen wird. Bei

modifizierter inhaltlicher Konzeption ändert sich die erforderliche
Ausstattung entsprechend. Im einzelnen verweist der wissenschafts-

rat hierfür iuf seine,,Empfehlungen zum Aufbau der Wirtschafts- und

Sozialwissenschaften an den universitäten/Technischen Hochschu-

len in den neuen Bundesländemund im Ostteil von Berlin"'

_ FliLr das Fach Philosophie als Hauptfach sind - je nachdem, ob Teilge-

biete von Nachbardisziplinen wie Politikwissenschaft, Soziologie und
Pädagogik mitvertreten werden können - drei bis vier Professuren,

als Nebenfach zwei Professuren erforderlich.

Zum Verfahren ftir die Erneuerung der genannten Fächer verweist der

wissenschaftsratauf seine,,Empfehlungen zut Erneuerung der Lehre trnd

zur Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses an den Hochschulen

der neuen Länder und im ostteil von Berlin" sowie auf die ,,vereinbarung
zwischen Bund und Ländern über ein gemeinsames Erneuerungspro-
gmrnm ftir Hochschule und Forschung in den Ländern Brandenburg,

fuecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhaltund ThtiLringen so-

wieindemTeit geitins, indem das Grundgesetzbishernichtgalt"'

II. 3. ReligionsPädagogik

Ganz neu aufgebautwerden muß auch das Fach Religionspädagogik, so-

fern es in den schullehrplänen der neuen Länder vorgesehen wird.

$-G--.irrt tLtd hiermit ebenfalls inhaltlich äquivalente, aber anders bezeichnete

§tudiengänge wie,,Gesellschaftslehre" und,Sozialkunde"'
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F\iLr seine Ausstattung sind stellen in gleicher Größenordnung vorzuse-
hen wie für das Fach Pfrilosophie. seine Einrichtung ist mit värgleichs-
weise geringem Zusatzaufwand an universiüiten miiTheologiscf,en Fa-
kultäten möglich, an denen die erforderlichen systematischen und histo-
rischen Fachgebiete ohnehin notwendig oder bereits vorhanden sind
und nur eine Professur für Religionspädagogik fehlt.

II. 4. Fachdidaktik

verändern müssen sich stellenwert und Inhalt der fachmethodischen
und fachdidaktischen Ausbildung. Die Lehrerausbildung der DDR sah
im wesentlichen nur eine vermittlung von unterrichtsmethodiken zur
umsetzung vorgegebener unterrichtsinhalte vor. Nach dem wegfall
zentral erstellter L,ehrpläne und detaillierter vorgaben von Lehrinhalten
müssen die Lehrer in die Lage versetzt werden, innerhalb von Rahmen-
vorgaben eigenverantwortlich über Stoffauswahl und schwerpunktset-
zungen, unterrichtsmittel und -methoden zu entscheiden. F\iLr- die Min-
destausstattr.rng jedes Lehramtsfaches sollte daher eine fachdidaktische
Professur vorgesehen werden.

Die Forschung in den Fachdidaktiken sollte sich auf Fragen der ver-
mittlungsformen, der Auswahl von Inhalten und deren -BegrüLndung

sowie der bildenden wirkung des Fachunterrichts beziehen. öi" L"h."
sollte vornehmlich entspreehendes unterrichtsrelevantes wissen
vermitteln und dazu beitragen, unterrichtsrelevante Fähigkeiten zu ent-
wickeln.

II. 5. Fremdsprachen

Mit der vereinigung der beiden deutschen staaten haben sich an den
Hochschulen der neuen Länder erhebliche Nachfrageverschiebungen in
den Fremdsprachen ergeben. Das Interesse an studGnmöglichkeitän für
Russisch ist durch den wegfall des obligatorischen Russiichunterrichts
lapide zurückgegangen, das an Studienplätzen ftir westeuropäische
trYemdsprachen, in erster Linie Englisch, sprunghaft angestiegen. eine
gewisse Renaissance ist im Zuge der wiedereinrichtung von Glmnasien
fi.ir die alten Spraehen zu erwarten.

welche längerfristigen-Bedarfsverschiebr.rngen für die Ausbildung von
Lehrern in fremdsprachlichen Fächern sich im einzelnen aurgrunä aer
veränderten Nachfrage und neuer stundentafeln ergeben, btäibt abzu-
warten. Die plötzlich gestiegene Nachfrage nach Stuäienmöglichkeiten
in westeuropäschen Flemdsprachen läßt sich jedoch nicht äurch um-
schulung von slawisten decken, wie dies manlherorts geplant ist. Für
fremdsprachliche Fächer müssen dieselben eualitätsanspniche gelten,
wie sie an westeuropäschen Hochschulen üblich sind. Außer Litäratur-
geschichte sollten auch Linguistik und Landeswissenschaften angebo-
ten werden. F\irjede sprachgruppe sind daher zwei bis drei profess",ren
als Mindestausstattung erforderlich. Für die sprachvermittlung ist über-
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dies der Einsatz von Lektoren aus den jeweiligen Ländern (native spea-

kers) vorzusehen. Im übrigen sollten rasch Möglichkeiten zum Studen-
ten- und Dozentenaustausch mit Hochschulen aus diesen Ländern eröff-
netwerden.

Der Wissenschaftsrat warnt davor, die Ausbildungskapazitäten für Sla-
wistik an allen Hochschulen gleichzeitig zu stark zu reduzieren. An den
Universitäten und an den Schulen der alten Bundesrepublik hat die Be-
schäiftigung mit Osteuropa immer im Schatten der Westorientierung ge-

standen. Die fremdsprachliche Ausrichtung in der DDR auf Russisch
und andere slawische Sprachen ist daher ftir das vereinigte Deutschland
auch als Chanee zu begreifen. Gute Beziehungen nach Osteuropa sind
nicht minder nötig als nach Westen. Sie werden durch Kenntnis der
Sprachen, Geschichte und Kultur der osteuropiüschen Länder und per-
sönliche Beziehungen dorthin wesentlich erleichtert. Unbeschadet der
Flage, wo und in welchem Umfang auch in der Slawistik inhaltliche und
konzeptionelle Reformen anstehen, ist sie deshalb auch künftig wichtig
als Lehramtsfach.

Welche FYemdsprachen an welchen Hochschulen angeboten werden,
sollte von den Hochschulstrukturkommissionen der Länder beantwortet
werden. Grundsätzlich sollten an allen Hochschulen mit Studiengängen
für Lehrämter an allgemeinbildenden Schulen wenigstens zwei der gro-
ßen modemen Flemdsprachen vertreten sein.

II. 6. Astronomie und Polytechnik

Unklar ist die Zukunft von zwei Lehramtsfächern, die in der alten Bun-
desrepublik so nicht oder gar nicht vorkamen, nämlich Astronomie und
Polytechnik. Aus der Sicht des Wissenschaftsrates bestehen keine Ein-
wände gegen die Fortftihrung eines Studienangebots in Astronomie als

Zusatzfach. Ob und wie es in den Kanon der Schulfächer aufgenommen
werden kann, ist von der Kultusministerkonferenz zu entscheiden. Auf
jeden FalI sollten die Ressourcen für dieses Fach, soweit möglich, sinn-
voll weitergenutzt werden, eventuell auf benachbarten Aufgabenfel-
dem.

Der Polytechnikunterricht nahm im Selbstverständnis der sozialisti-
schen Schule der DDR eine zentrale Stellung ein. Als Fächerzyklus um-
faßte er die ab Klasse 7 zu unterrichtenden Fächer Technisches Zeich-
nen, Einführung in die sozialistische Produktion und den Unterrichtstag
in der Produktion, in der Abiturstufe das Fach wissenschaftlich-prakti-
sche Arbeit. Als durehgängiges Unterrichtsprinzip sollte die Polytechnik
darüber hinaus den gesamten Unterricht der danach benannten allge-
meinbildenden Polyüechnischen Oberschule durchdringen- Im Mittel-
punkt stand die Vermittlung elementarer handwerklicher Fertigkeiten,
technologischer und betriebsökonomischer Grundkenntnisse sowie die
Herausbildung eines sozialistischen Klassenbewußtseins. Abgesehen
von der einseitig potitisch-ideologischen Ausrichtung wurde dabei auch
auf Ziele und Konzeptionen der internationalen Reformpädagogik zu-
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nickgegriffen, z.B. auf die verbindung von theoretischem und prakti-
schem r,ernen, von geistiger und körperlicher Arbeit, von schuie und
Leben sowie auf das Konzept einer gezielten Berufsvorbereitung und
Berufsorientierung. Die in der DDR entwickelten didaktischen Konzep-
tionen haben daher in der Bundesrepublik nach anfänglicher, politisch
begründeter Zurückweisung in Fachkreisen zunehmerd Arrf-Lrksam-
keit gefunden und die Entwicklung des Faches Arbeitslehre nachweis-
lich beeinflußt.

Eine modifizierte Fortführung des polytechnischen unterrichts er-
scheint angesichts der mehr als 3Ojährigen, großenteils positiven Erfah-
Iungen und der Akzeptanz in der pädagogischen öffentlichkeit gerecht-
fertigt und angesichts der aktuellen Bestrebungen, die schule rtärk., 

"r,ihrem sozialen umfeld. zu orientieren (community Education, umwelt-
erziehung) sowie den übergang von der Schule in die Arbeitswelt zu er-
leichtern, auch dringend geboten. Für die verbindung des polytechni-
schen unterrichts mit Betrieben müssen neue strukturen unä organisa-
tionsformen entwickelt werden. Inhaltlich ist eine Ausweitung auruur-
mlinnisch-verwaltende, sozialpflegerische und hauswirtschartticn" ar-
beitsbereiche ratsam. Im übrigen wird die Zukunft des polytechnischen
unterrichts entscheidend davon abhängen, ob es gelingt, ihn didaktisch
und curricular mit dem gesellschaftskundlichen und näturwissenschaft-
lichen unterricht der allgemeinbildenden schule zu verbinden. Hierzu
bildet der Übergang von einer Ein-Fach-Ausbildung zu einer Ausbit-
dung in zwei Fächern nach den ftir die Ausbildung von Lehrern ftir die
Sekundarstufe I gültigen Standards eine wichtige Voraussetzung.

Im Hinblick einerseits auf die Erfahrungen und das Ausbildungspoten-
tial in den neuen Ländern und andererseits daraufdaß auch in aen atten
Ländern konzeptionelle und praktische Fragen des schulfaches Arbeits-
lehre/Polytechnik und der entsprechenden Lehramtsstudiengänge noch
nicht befriedigend gelöst sind, hält es der wissenschaftsrat flir slnnvoll,
in den neuen Ländern ein studium der polSrtechnik in modifizierter
Form einstweilen beizubehalten. Er bittet die Kultusministerkonferenz
um die vorlage von Empfehlungen für die künftige Ausgestalt,ng die-
ses Schulfaches und entsprechender Lehramtsstudiengtinge. trn'rrin-
blick auf deren wünschenswerte praxisnähe regt er an, däbeiauch an die
Möglichkeit von Aufbaustudiengängen ftir Absolventen von Fachhoch-
schulstudiengängen zu denken.

II. 7. Praxisbezug

Die bisherige Form des Praxisbezugs der Lehrerausbildung geht mit der
Einführung der Zweiphasigkeit zu Ende. Der wissenschaftirat trritt es;e-
doch füLr sinnvoll, Elemente hiervon auch in der künftigen ersten phase
beizubehalten. welche pralrtischen eualifftationsanforäerungen Lehrer
zusätzlich zum Fachwissen zu erfüllen haben, sollte bereits während des
studiums deutlich werden. Dies geschieht oft besser durch eigene prak-
tische Erfahrungen in der schule als in Lehrveranstaltungl, i. d""

L04



Hochschule. Frühe eigene Lehrerfahrungen können insbesondere der
üUerprtitung der eigenen Motivation und Eignung ftiLr den Lehrerberuf
dienen und sind daher geeignet, individuelle Studienfehlentscheidun-
gen zu einem Zeitpunkt zu korrigieren, an dem eine Umorientierung
noch mit vertretbarem Aufwand möglich ist. Eigene Erfahrungen in der
Rolle des Lehrers bilden auch eine wichtige Grundlage für das verständ-
nis fachdidaktischer, pädagogischer und psychologischer Probleme und
Iösungsansätze. Deshalb sollten ftir alle Lehramtsstudiengänge nicht
nur Hospitationen vorgesehen werden, sondern auch eigene Unter-
richtspraktika, möglichst begleitet von erfahrenen Mentoren und Hoch-
schullehrern. Auf westdeutscher seite bieten die in den meisten alten
Bundesländern eingeftihrten,,schulpraktischen Studien" während des

Hochschulstudiums Anknüpfungsmöglichkeiten für einen Erfahrungs-
austausch mit ostdeutscherrHochschulen und fliLr gemeinsame tiberle-
gungen zur Vertieftrng des Praxisbezugs im Studium.

III. Berufs- und sonderpädagogische Studiengänge

III. 1. Berufspädagogische Studiengänge

Unterschiedlich großer Veränderungsbedarf besteht in berufspädagogt-
schen Studiengängen. In der DDR erwarben die Berufsschullehrer die
Beftihigung nur ftiLr ein Fach. Die Rahmenvorgaben der Kultusminister-
konferenz sehen dagegen die Kombination einer berufLichen Fachrich-
tung, eines wahlfaches und der erziehungswissenschaftlichen Ausbil-
dung im Verhältnis von 80 40:40 Semesterwochenstunden (SWS) vor.
Allerdings geht die Tendenz in einigen westlichen Bqndesländern mitt-
lerweile dahin, für die gewerblich-technischen Fachrichtungen zwi-
schen 90 und 115 SWS anzusetzen und dafüLr den erziehungswissen-
schaftlichen Ausbildungsanteil zu reduzieren. In einer Rahmenverein-
barung der Kultusministerkonferenz wurden ktiLrzlich die Minima für
die beru_fliche Fachrichtung auf 70 bis 80 sws, ftir das wahlfach auf 40

bis 50 SWS und die Erziehungswissenschaften auf 8 SWS festgelegt. Die
Rahmenvorgaben der Kultusministerkonferenz werden künftig auch füLr

die Ausbildung von Berufsschullehrern in den neuen Ländern gelten.

Für die zw zelt immatrikulierten studierenden empfiehlt der wissen-
schaftsrat angesichts der Bedarfslage Übergangsregelungen' die es er-
lauben, mit nur einem Unterrichtsfach eingestellt zu werden.

F{iLr das wahlfach kommen hochaffine, affine und nichtaffine Fächer in
FYage. Als hochaffrne Fächer gewerblich-technischer Fachrichtungen
gelien Vertiefungsrichtungen der Ingenieurwissenschaften wie Fahr-
ieugtechnik, Energietechnik oder konstruktiver Ingenieurbau, in der
wirtschaftspädagogischen Ausbildung wirtschaftswissenschaftliche Ver-
tiefungsrichtungen wie Industriebetriebslehre. Affine wahlfächer wei-
run ei.n" enge inhaltliche Beziehung zum Hauptfach oder zu den Grund-
lagenfächern des Hauptfaches auf, füLr gewerblich-technische Fachrich-
tungen z. B. Mathematik, Physik und Arbeitswissenschaften. Nichtaffi-
ne Wahlfächer haben keinen Bezug zur beruflichen Fachrichtung, z. B.
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Deutseh, Englisch und sport. Ftir das studium hochaffiner Fächer wer-
den an westdeutschen Hochschulen etwa 25 sws angesetzt, ftiLr das stu-
dium affiner Fächer 30 sws und für das studium nichtaffiner Fächer b0
SWS, da es zum Erwerb der Lehrbefähigung für die Sekundarstufe II
führt.

Inhaltlich können berufspädagogische studiengänge gewerblich-techni-
scher Fachrichtungen im Hauptfach zum Teil an die bisherige Ausbil-
dung anknüpfen. Fachliche Defizite werden im Zuge der Modernisie-
rung der Ingenieurwissenschaften, mit denen sie eng verbunden sind,
behoben werden müssen.

In der DDR war die berufspädagogische Ausbildung in gewerblich-tech-
nischen Fächern an den Technischen Hochschulen Dresden, chemnitz
und Magdeburg konzentriert. Thtiringen, Brandenburg r.rnd Mecklen-
burg-Vorpommern verfügen deshalb über keine entsprechenden Aus-
bildungsmöglichkeiten und planen deren Einrichtung. Grundständige
studiengänge für Berufsschullehrer sollten jedoch wegen der ingenieur-
wissenschaftlichen Anforderungen nur an Technischen Hochschulen
oder universitäten mit technischen Fakultäten neu eingerichtet werden.
Ihre Entwicklung aus Einrichtungen ftiLr die Ausbildung von polytech-
niklehrern, wie sie an einigen Hochschulen erwogen wird, ist nicht zu
empfehlen.

wirtschaftspädagogische studiengänge waren bisher ganz auf das sozia-
listische wirtschaftssystem ausgerichtet. Diese studiengänge sind daher
auf eine grundlegende Erneuerung der wirtschaftswissenschaften arlge-
wiesen und können nur an Hochschulen eingerichtet werden, wo
künftig wirtschaftswissenschaftliche Diplomstudiengänge angeboten
werden.

Für die Ausbildung der Berufsschullehrer in den pädagogischen Grund-
lagenfächern ist eine ähnliche Erneuerung notwendig wie für die erzie-
hungswissenschaftliche Grundlagenausbildung der Lehrer ftir allge-
meinbildende Schulen. Als Mindestausstattung sind hierfi.ir 2 bis 3 pro-
fessuren mit angemessener Ausstattung vorzusehen.

Nicht zu empfehlen ist bis auf weiteres die Zulassung sogenannter Tätig-
keitsfelder wie betriebliche Aus- und weiterbitdung und internationale
Berufspädagogik als Wahffächer. Sie sind in den Vereinbarungen der
Kultusministerkonferenz nicht vorgesehen; entsprechende staatspni-
fungen würden daher von anderen Bundesländern nicht anerkannt. sol-
che Tätigkeitsfelder sollten daher zunächst Diplomstudiengängen vor-
behalten bleiben. Der wissenschaftsrat regt aber an, die Zweitfächrege-
lungen ftir Berufsschullehrer zu überdenken.

In den westlichen Bundesländern läßt sich der Bedarf an Berufsschul-
lehrern für technische und kaufmännische Berufe seit einiger Zeit durch
die Zahl der Absolventen grundständiger berufspädagogischer Studien-
gänge nicht überall mehr decken. Deswegen sind mehrere Länder wie-
der dazu übergegangen, Absolventen des Diplomstudiums (Diplom-In-
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genienre, Diplom-Physiker, Diplom-KauJleute etc') ohne pädagogische

Äusbitdung in den Vorbereitungsdienst aufzunehmen. Der Wissen-

schaftsrat äederholt deshalb in diesem Zusammenhang seine Empfeh-

iung+;, an wissenschaftlichen Hochschulen für die Absolventen ein-

scniajge. Fachhochschulstudiengänge Aufbaustudiengänge einzurich-

ten, d-ie-zur Qualifrkation als Berufsschullehrer fiühren, zumal Fachhoch-

schulabsolventen aufgrund ihrer vorbildung vertiefte Kenntnisse vom

Beruf und darüber hinaus eine stärker praxisorientierte Ausbildung er-

fahren haben als universitätsabsolventen. Die fachwissenschaftlich-be-
rufliche Ausbildung kÖnnte an den Fachhochschulen in den dortigen

Studiengängen ftir wirtschaft, Maschinenbau, Elektrotechnik usw. statt-

finden, äas Tweite Fach sowie die pädagogischen und didaktischen Lehr-

inhalte in einem Aulbaustudium an einer Universität oder Pädagogi-

schen Hochschule vermittelt werden.

IIL 2. Sonderpädagogische Studiengänge

sonderpädagogische Lehramtsstudiengänge müssen in den neuen Bun-

desländern teiiweise neu eingeriehtet werden, zumindest füLr die häuft-
geren Arten von Behinderung. Der Bedarf an sonderschullehrern wird
ingeachtet der Tendenz zur Integration behinderter SchüLler in Regel-

."lirlu.t nicht geringer werden. Er kann sich sogar erhöhen, wenn in er-

heblich größeräm Umfang als bisher Sonderpädagogen für ergänzenden

UnterriÄt in normalen Schulklassen eingesetzt werden müssen. Für

schwere und mehrfach Behinderte wird ohnehin auf Sonderschulen
nicht völtig verzichtet werden können.

Ftir die Ausbildung von Sonderschullehrem gibt es in Westdeutschland
zwei Modelle:

a) Ein grundständiges studium von B bis 10 semestern an einer univer-' 
sitäioder pädagogischen Hochschule mit anschließendem Referen-

dariat. studieninhalte sind neben allgemeinpädagogischen Grundla-
gen zwei Behinderungsarten, z.B. Lembehinderung und Sprachbe-

ti.rd"*rrg, und ein ellgemeinbildendes Fach, z'B' Deutsch oder Ma-

thematik.

b) Ein Aufbaustudium von in der Regel 4 Semestern, das ein mit dem

Staatsexamen abgeschlossenes Lehramtsstudium (meist das des

Grund- und Hauptschullehrers) und Schulpraxis, möglichst bereits

an einer Sonderschule, voraussetzt. Hier beschränkt sich das studi-
um im wesentlichen auf den Erwerb der Lehrbefähigung fiir zwei Be-

hinderungsarten.

Beide Modelle haben vor- und Nachteile. studierende eines grundstän-

digen studiengangs bringen meist viel Idealismus mit. sie sind zunächst

ho-chmotiviert, zeigen aber oft eine gewisse Realitätsferne, die in Enttäu-

4) S. !Vi"*"*haftsrat: Empfehlungen zur Entwicklung der Fachhochschulen in den
gOerJahren. Köln 1991, S. 79 f.
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schung mit der Folge eines studienabbruchs oder studienwechsels
münden kann. Daher sollte ein praktikum an einer sonderschule oder
Behinderteneinrichtung zur Zulassungsvoraussetzung gemacht werden.
Auch während des Studiums sind praktika vorzusehei, darunter eines
an einer Regelschule, damit den angehenden sonderschullehrem ver-
gleichsmöglichkeiten mit anderen schularten nicht verlorengehen. stu-
dierende eines sonderpädagogischen Aufbaustudiums da[egen sind
meist älter und reifer, manchmal allerdings auch wenige. ti'"äu"t. si"
sehen die theoretischen Inhalte ihres Studiüms auf dem-Hintergrund ih-
rer schulpraxis und haben durch ihre Erfahrungen mit nichtbehinder-
ten schülern realistische vorstellungen von den vt<lgtichteiten der Inte-
gration. sie sind durch ihre doppelte Lehrbefühigung außerdem variab-
ler einsetzbar. Die Erfahrungen der alten gundäskinder haben jedoch
gezeigt, daß sieh nur dann genügend Interessenten für ein solchäs Auf-
baustudium finden, wenn in dieser Zeit eine ausreichende finanzielle
vergütung erfolgt (weiterzahlung des bisherigen Lehrergehalts oder zu-
mindest Bezüge als Referendar).

Der größte Bedarf besteht an Lehrern flir Lernbehinderte, die rund 50 ro
der sonderschüler ausmachen. Als wahlmöglichkeiten wären anzubie-
ten das Lehramt für Geistigbehinderte, füLr sprachbehinderte, Körperbe-
hinderte und verhaltensgestörte. Die r.rnentbehrlichen meäizinischen
Begleitfticher sollten am studienort vorhanden sein. Als standorte die-
ser sonderpädagogischen studiengänge kämen im Hinblick auf das ge-
genwärtige studienangebot wie unter historischem Aspekt außer der
Humboldt-universität die universitäten Halle, Leipzig und Rostock in
Betracht. F\ir Brandenburg und rhüLr"ingen erscheinä eigene Ausbil-
dungsstätten nicht erforderlich. Der wisienschaftsrat empäehlt diesen
Ländern, sich mit ihren Nachbarländern abzustimmen.

Frir die kleine Zahl der sinnesbehinderten (Blinde, sehbehinderte, Ge-
hörlose, schwerhörige - zusammen weniger als 5% aller behinderten
schüler) wird der Bedarf an sonderschullehrern so gering sein, daß für
die fünf neuen Länder zusarnmen eine Ausbildr.rgrrtittu-genügt, wenn
nichJ auf Ausbildungsmöglichkeiten der alten Bundeskinäer zririickge-
griffen werden soll.

Für spezielle Qualifrkationen wie sport und Bewegungserziehung für
Behinderte o. ä. sollten keine eigenen Studiengängä eiirgerichtet wer-
den. sie sollten vielmehr als wahlfticher in ein breiter anlelegtes Lehr-
amtsstudium eingebunden werden, wobei ein zweifacheiZug"rtg -.ig-lich ist: der sportlehrer erwirbt sonderpädagogische zusatzfenitnisse
oder der sonderschullehrer eine sporfliche ZuiJtzqualifikation. Auf dem
wichtigen Gebiet der Berufspädagogik für Behinäerte wäre vor allem
ein berufsbegleitendes sonderpädagogisches Ergänzr.rngsstudium für
Berufsschullehrer vorzusehen.

wenn an einer Hochschule außer sonderpädagogischen Lehramtsstu-
diengängen auch der studiengang des Diplom-Fadagoge, eingeführt
wird, liegt es nahe, in dessen Rahmen auch einen sctrwerpuntt sänder-
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pädagogik vorzusehen. Die Einstellungschancen für solche Absolventen
(etwa in außerschulischen Behinderteneinrichtungen oder, bei entspre-
chender wissenschaftlicher Weiterqualifikation, im Bereich der sonder-
pädagogischen Forschung und Hochschullehre) sind allerdings erfah-
rungsgemäß gering, vor allem wenn nicht gleichzeitig eine abgeschlosse-
ne Ausbildung als Sonderschullehrer nachgewiesen werden kann.

In der ktiLnftigen Ausbildung von Sonderschullehrem werden die päd-
agogischen Probleme der Integration Behinderter in Regelschulen mehr
als bisher Berücksichtigung finden müssen. Ob dazu eine Umbenen-
nung in ,,Rehabilitationspädagogik" nötig ist, wie dies einige Hochschu-
len der neuen Länder vorsehen, ist allerdings fraglich. Die Sonderpäda-
gogik hat mehrfach versucht, Akzeptanzprobleme durch Etikettenände-
rung (2.8. ,,Sonderschule" statt ,,Hilfsschule") zu lösen, ohne daß dies
viel Erfolg gebracht hätte.

Voraussetzung ftir das Gelingen der Integration ist aber, daß auch die
Lehrer der Regelschulen, vor allem die Grundschullehrer, sonderpäda-
gogische Grundkenntnisse besitzen, um leichtere Störungen rechtzeitig
erkennen und ihnen pädagogisch angemessen begegnen zu können und
zu verhindern, daß durch Vernachlässigung daraus ernstere Behinde-
rungen entstehen. Im Studium ftiLr alle Lehrämter sollte dieser Aspekt
berücksichtigt werden. Außerdem liegt hier eine ftir die alten und neuen
Bundesländer gleichermaßen wichtige Aufgabe der Weiterbildung. Sie
kann zum TeiI auf dem Wege des Fernstudiums gelöst werden; daneben
sind jedoch Direktveranstaltungen unentbehrlich.

fV. Institutionelle und organisatorische Fragen

fV. 1. Institutionen der Lehrerausbildung: Pädagogische Hochschulen
und/oder Universitäten

Wie in Teil A. dargelegt, unterschied sieh in der DDR die Aufgabe der
Pädagogischen Hochschulen nicht von der Aufgabe der Universitäten in
der Lehrerbildr.rng. Die meisten Pädagogischen Hochschulen leiten dar-
aus den Wunsch ab, auch künftig l,ehrer für alle Stufen einschließlich
der Sekundarstufe II auszubilden. Die Regierungen der neuen Länder
beschäiftigt dagegen vor allem die GrundsaZfrage, ob die Pädagogischen
Hochschulen weitergefi.ihrt oder mit den Universitäten zusalnmenge-
führt werden sollen, wie es in der Mehrzahl der alten Bundesländer ge-
schehen ist.

Das Land Sachsen-Anhalt hat noch keine Entscheidung zur Zukunft der
Pädagogischen Hochschulen getroffen. In Thtturingen soll die Pädagogr-
sche Hochschule Erfurt fortgeführt werden. Die Länder Brandenburg,
Mecklenburg-Vorpommem und Sachsen hingegen haben inzwischen
beschlossen, die Pädagogischen Hochschulen in die benachbarten Uni-
versitäten zu integlieren. Die Integration wird von diesen drei Ländern
insbesondere damit begründet, daß hierdurch Doppelungen im Fächer-
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angebot vermieden und ldnftig nicht mehr benötigte Kapazitäten leich-
ter abgebaut werden können. Da zur Erneuerung einer Reihe lehrerbil-
dender Fächer Neuberufungen erforderlich sind, sollen diese Neuberu-
fungen zusarnmen mit der Integration der Pädagogischen Hochschulen
in die Universitäten erfolgen. Dabei sollen stufenweise Übergangsrege-
lungen und längere Übergangsfristen vermieden werden.

Der Wissenschaftsrat hält sowohl eine Fortführung der Pädagogischen
Hochschulen als auch ihre Fusion mit den Universitäten fiir hochschul-
politisch vertretbar. F\ir die Fusion sprechen die an Pädagogisehen
Hochschulen mangelnden Möglichkeiten zum Kontakt mit Studieren-
den und Dozenten nichtlehramtsbezogener Studiengänge und der Man-
gel an Alternativen zum Lehramtsstudium, ferner oft schlechtere perso-
nelle und sächliche Ausstattung, als sie an Universitäten üblich ist,
manchmal ein zu schmales Fächerspektrum, außerdem eine starke Ab-
hängigkeit der Studienanfängerzahlen vom prospektiven Lehrerbedarf
und von den Einstellungsaussichten ftir Absolventen von Lehramtsstu-
diengängen, schließIich die Doppelung von Ausbildungskapazitäten, die
an den Universitäten ebenfalls benötigt werden, und daher die Möglich-
keit von Kapazitätsüberhängen, insbesondere dort, wo beide Institutio-
nen an einem Ort vorhanden sind.

Umgekehrt kann für eine Weiterftihrung der Pädagogischen Hochschu-
len sprechen, daß hier leichter als an den Universitäten eine spezifrsche
Berufsorientierung, ein enges Zusammenwirken von Fachwissenschaft,
Fachdidaktik und erziehungswissenschaftlichen Grundlagenfächern so-
wie eine Konzentration der erziehungswissenschaftlichen und fachdi-
daktischen Forschung auf unterrichtsrelevante Fragen erreicht werden
können. In dünn besiedelten F1ächenstaaten lassen sich bei Weiterfüh-
rung eigenständiger Pädagogischer Hochschulen auch landesplaneri-
sche und regienelpolitische Ziele leichter erreichen.

Fi.ir den Fall, daß die Pädagogischen Hochschulen fortgeführt wer-
den, empfiehlt der Wissenschaft,srat eine Funktionsdifferenzierung in
der \[eise, daß die Universitäten sich auf Studiengänge fi.ir die
Sekundarstufen I und II beschränken und die Pädagogischen Hoch-
schulen auf die Ausbildung von Lehrem für die Primarstufe und die
Sekundarstufe I.

Die Grundschullehrerausbildung sollte dann an den Pädagogischen
Hochschulen konzentriert werden. Hierftir spricht, daß in der Grund-
schullehrerausbildung pädagogische Flagen eine größere Rolle spielen
als fi.iLr die Ausbildung von Lehrern ftir die Sekundarstufen I und II
und zudem besonderer Art sind. Deswegen folgen die Fächer der
Grundschullehrerausbildung weniger der fachwissenschaftlichen
Systematik und erfordern besondere Formen inhaltlicher Integration.
An den Universitäten mit ihrer primär fachwissenschaftlichen Orien-
tierung gerät die Grundschullehrerausbildung daher leicht in eine
marginale Position.
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Die Studiengänge fiir die Sekundarstufe II sollten den Universitäten vor-

behalten bleiben, weil diese personell und sächlich meist besser ausge-

stattet sind und über ein breiteres Fächerspektrum verfügen als die
Pädagogischen Hochschulen. Die Ausstattung der einzelnen Fächer ftir
aie ÄusUildung von Lehrern fü,r die Sekundarstufe II muß eine for-
schungsfundierte und wissenschaftsbezogene Ausbildung ermög-
lichen. Hierzu müssen wichtige Fachgebiete durch eigene Professuren
vertreten sein, die Hochschullehrer selbständig forschen und die hier-
für erforderlichen bibliothekarischen, apparativen und personellen
Voraussetzungen bestehen. Nach Ansicht des Wissenschaftsrates sind

diese Voraussetzungen an den Pädagogischen Hochschulen der neuen

Länder nicht gegeben. An jeder wären noch erhebliche Investitionen
erforderlich, um das Fächerspektrum zu verbreitern oder/und die Aus-
stattung einzelner Fächer zu vetbessern. Aus diesem Grunde rät der
wissenschaftsrat auch davon ab, Pädagogische Hochschulen zum Aus-
gangspunkt fliLr: Universitätsgründungen zu machen, sondern emp-
nenlt, gegebenenfalls hierfü,r eigene GrüLndungskommissionen zu be-

rufen. Dieses Verfahren hindert nicht, die spätere Einbeziehung von
Pädagogischen Hochschulen in neue universitäten vorzusehen und
ihre entsprechende weiterentwicklung oder umgestaltung schon vor-
her einzuleiten.

Auch an universitäten und Technischen Hochschulen sind beträcht-
liche Aufivendungen nötig, um jene voraussetzungen zu erflillen.
Größenteils sind sie hier jedoch ftir die Diplom- und Magisterstudien-
gänge ohnehin notwendig. Es ist daher wirtschaftlich sinnvoller, die für
äi" -a*bitarng von Lehrern für die Sekundarstufe II erforderlichen
Investitionen auf die universitäten zu konzentrieren. Ein paralleler Aus-
bau der Pädagogischen Hochschulen ist unter Bedarfsgesichtspunkten
im allgemeinen nicht erforderlich.

FtiLr die Ausbildung von Lehrern für die Sekundarstufe I wäre bei Fort-

bestand der Pädagogischen Hochschulen eine Konzentration entweder
an den Pädagogischen Hochschulen oder an den universitäten denkbar.
Die Konzentration an den universitäten würde die Pädagogischen Hoch-
schulen auf die Ausbildung von Lehrern fi.ir die Grundschule beschrän-

ken. Dies wäre aus gfundsätzlichen bildungspolitischen Grürrden nicht
empfehlenswert, in manchen Ländern auch im Hinblick auf den vorge-

sehenen Zuschnitt der Lehrämter nicht sinnvoll. umgekehrt hätte eine

Konzentration der Ausbildung von Lehrern für die sekundarstufe I an

den Pädagogischen Hochschulen die Beschränkung der universitäten
auf die ausultaung von Lehrern ftir die sekundarstufe II ztrr Folge. Sie

ist aus den gleichen Grürrden ebenfalls nicht empfehlenswert. Der
wissenschaftsrat empfiehlt daher, bei Fortfiihrung von Pädagogischen
Hochschulen Studiengänge für die Sekundarstufe I sowohl hier als auch
an den Universitäten vorzusehen.

In der Forschung sollten sich die Pädagogischen Hochschulen schwer-
punktmäßig auf pädagogische und pädagogisch-psychologische FYagen

tonzentrieren, die an den Universitäten gegenüber der fachwissen-
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schaftlichen Forschung leicht ins Hintertreffen geraten, und hierdurch
ein eigenes wissenschaftliches profil gewinnen. Hierfür sollte ihnen das
Promotions- und Habilitationsrecht erhalten bleiben. unter den päda-
gogischen FYagen könnten erziehungswissenschaftliche, allgemeindi-
daktische und fachdidaktische sowie historisch-padagogische- Themen
im vordergn:nd stehen. Bei den pädagogisch-psycrrotogrschen Fragen
bieten sich entwicklungspsychologische iowie lern- unä motivations-
psychologische Themen an. Theoretisch-grundlagenorientierte und
schulpraktisch-orientierte Forschungen sollten in einem ausgewogenen
Verhältnis stehen.

Personell und sächlich sollten die pädagogischen Hochschulen so aus-
gestattet sein, daß ihre Ausbildung derjenigen von studiengängen für
die sekundarstufe I an universitäten vergleichbar ist und s-ie lhre im
vorigen Abschnitt näher umschriebenen Aufgaben in der Forschung an-
gemessen wahrnehmen können. Ihre Struktur sollte den gleichen prin-
zipien folgen wie die anderer wissenschafuicher Hochschülen, also eine
untergliederung in Fachbereiche, und gegebenenfalls Institute oder
Seminare, vorsehen.

Bei einer Zusammenlegung von pädagogischen Hochschulen und
universitäten sollten innerhalb der universitäten organisatorische
vorkehrungen zum Zusammenhart der Grundschulehrerausbildung
getroffen werden. Die vorkehrungen können in der Einrichtung eines
Fachbereichs Grundschullehrerausbildung oder in der Einriähtung
eines Instituts innerhalb eines größeren erziehungswissenschafflichen
Fachbereichs bestehen. In Frage kommen auch fachbereichsüber-
greifende Strukt,ren. Die organisatorischen vorkehrungen, die für
Lehramtsstudiengänge an universitäten empfehlenswert- sind, auch
wenn dort keine Studiengänge für das Lehramt an Grundschulen ange-
boten werden, werden unter B. fV. 2.-b. behandelt.

Als Zwischenlösr.rngen zwischen der Fortftihrung der pädagogischen
Hochschulen mit spezifizierter Aufgabe und ihrer Fusion miidän uni-
versitäten sind auch Formen der Kooperation zwischen beiden Insti-
tutionen denkbar, insbesondere bei räumlicher Nähe. In der Lehre
könnte sie etwa so erfolgen, daß ein Fach an der pädagogischen Hoch-
schule, das andere an der universität studiert wlrd, odär daß veran-
staltungen zu bestimmten Faehgebieten an einer Hochschule durch An-
gehörige der anderen abgehalten werden. In der Forschung kämen
g_emeinsame Projekte, ferner die gemeinsame Betreuung von Dioktoran-
den in FYage' Ftir eine übergangszeit könnten im RahÄen solcher Ko-
operationen in einzelnen_Fächern bei entsprechender Ausstattung an
Pädagogischen Hochschulen auch studiengänge für die sekundarstufe
II angeboten werden.

Zur Funktionsdifferenzierung zwischen pädagogischen Hochschulen
und universitäten empfrehlt der wissenschaftirat ferner, an pädago-
gischen Hochschulen von der Einrichtung von Diprom- und Magister-
studiengängen abzusehen, mit der Ausnahme von Dipromstudiägrin-
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gen in Pädagogik. Wie unter B. VI. ausgeführt, rät er jedoch generell zur
Zurückhaltung bei der Einrichtung dieser Studiengänge'

fV. 2. Organisation der erziehungswissenschaftlichen Grundlagen-
fächer

FtiLr die erziehungswissenschaftlichen Grundlagenfächer der L,ehramts-

studiengänge empfiehlt sich eine eigene organisationsstruktur. Ihr soll-
ten neben den einschlägigen erziehungswissenschaftlichen Professuren

auch die Professuren von Nachbardisziplinen angehören, deren Auf-
gabenschwerpunkt in der Lehrerausbildung liegt, wie Pädagogische
Psychologie und Soziologie der Erziehung. Ein Lehrexport aus den
jeweiligen Fachbereichen kann die notwendige Integration der Beiträge
aus den unterschiedlichen Disziplinen nicht leisten.

sofern soziologie und Politikwissenschaft sowie Philosophie regelmäßig
an grundlegenden veranstaltungen der Lehramtsstudiengänge beteiligt
sinä, sind zu ihrer Koordination und inhaltlichen Abstimmung ebenfalls
organisatorische vorkehrungen empfehlenswert, z. B. die Einrichtung
eines Studienbereichs, einer gemeinsamen Kommission o. ä.

IV. 3. Zum institutionellen Ort der Fachdidaktik

Ftir den institutionellen Ort der Fachdidaktik gibt es grundsätzlich zwei

Möglichkeiten: entweder die Zusammenfassung der Fachwissenschaft

-it d". zugehörigen Didaktik in einem Fachbereich (Fach-zu-Fach-

Zuordnung) oder die Zusammenfassung aller Fachdidaktiken mit den

Erziehung-wissenschaften in einem eigenen Fachbereich. In den alten
Bundesländem überwiegt die Fach-zu-Fach-Zuordnung. Indessen

stehen den vorteilen beider Lösungen jeweils auch Nachteile gegen-

über. Bei einer Fach-zu-Fach-Zuordnung bleibt die Nähe der Fachdidak-
tik zur Fachwissenschaft erhalten. Sie erleichtert die orientierung der
fachdidaktischen Lehre an den Ergebnissen der Fachwissenschaften,
aber um den Preis der institutionellen Ttennung von den Erziehungs-

wissenschaften, zu welchen in der Forschung größere Affinität bestehen

sollte als zur Fachwissenschaft. Die Tendenz der Fachdidaktik, sich stär-

ker fachwissenschaftlich zu orientieren als füLr die Lehrerbildung ratsam,

liegt bei dieser Iäsung nahe. umgekehrt erleichtert die Zusammen-
fassung aller Fachdidaktiken mit der Erziehungswissenschaft die Her-

ausbildr.rng einer eigenen fachdidaktischen wissenschaftlichen Identität
und die Zusammenarbeit in der Forschung, aber um den Freis einer
organisatorischen Abtrennung von den Fachwissenschaften. Bei dieser

Iö-sung ist daher die Gefahr einer Entfremdung zwischen Fachdidaktik
und Fachwissenschaft größer.

Bei einer Fach-zu-Fach-Zuordnung der Fachdidaktik sollte deshalb eine

institutionelle Verbindung zu einer Verhaltenswissenschaft dgrch die
verbindliche Zweitmitgliedschaft im Fachbereich Erziehungswissen-

schaft oder Psychologiegeschaffen werden. Eine entsprechende verbin-
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dung in der Forschungspraxis läßt sich herstellen, indem Diplomarbei-
ten in der Fachdidaktik in Pädagogik oder psychologie zugelassen
werden, Promotionen in der Fachdidaktik entweder im Fach oder in ei-
ner komplementären verhaltenswissenschaft ermöglicht werden, wobei
die Beteiligung von Gutachtern aus beiden Bereichen obligatorisch sein
und zu Habilitationen in der Fachdidaktik Gutachter aus der verhaltens-
wissenschaft hinzugezogen werden sollten. Außerdem wird empfohlen,
organisatorische vorkehrungen für eine Zusammenarbeit der Fach-
didaktiker untereinander zu treffen.

umgekehrt ist bei Institutionalisierung der Fachdidaktik in einem erzie-
hungswissenschaftlichen Fachbereich oder einer faehübergreifenden,
aber noch bereichsspezifischen organisationsform (2. B. einem Institut
für Didaktik der Naturwissenschaften, der sprachwissenschaften, sach-
kunde o. ä.) die institutionelle verbindung zu den Fachwissenschaften
durch obligatorische Zweitmitgliedschaft der Fachdidaktiker im jeweils
einschlägigen Fachbereich sicherzustellen. Die Empfehlungen fi.ir pro-
motionen und Habilitationen gelten analog.

fV. 4. Organisation des Praxisbezugs

Der Wissenschaftsrat hat den Eindruck gewonnen, daß die in der DDR
übliche verantwortung der Hochschulen auch fi.ir den schulpraktischen
Teil der Lehrerausbildung und die Lehrerfortbildung entscheidend zur
Berufsorientierung der Professoren und Studenten beigetragen und eine
Identifrkation mit dem Lehrerberuf geftirdert hat, wie sie in den alten
Ländern vielfach vermißt wird. Die neuen Länder sollten dieses positive
Element ihrer früLheren Lehrerausbildung nicht aufs Spiel setzen.

Zur Gewährleistung des Praxisbezugs der Lehrerausbildung, der oben
bereits für die erste Ausbildungsphase empfohlen wurde, rotit"., inner-
halb der Hochschulen organisatorische vorkehrungen getroffen werden,
z. B. durch die Einrichtung eines Referats für organisation und Beglei-
tung der schulpraktika und Rekrutierung und Einsatz des hierzu erfor-
derlichen Personals. Fachdidal<tiker und Erziehungswissenschaffler
sollten an ihm beteiligt sein.

Empfohlen wAd ferner, z,r Durchfrihrung von Schulpraktika und
unterrichtsbezogenen Forschungen haktikums- und Forschungsschu-
len beizubehalten und die bisherigen verbindungen der Hochschilen zu
ihnen aufrechtzuerhalten, gegebenenfalls in veränderter Form.

Zur verklammerung von erster und zweiter Ausbildungsphase, die in
den alten Ländern viele Defizite aufiveist, empfrehlt der wissenschafts-
rat außerdem eine Beteiligrrng entweder der Hochschulen als Institution
oder zumindest von Hochschullehrern an der zweiten Ausbildungs-
phase. sie kann u. a. dadurch erfolgen, daß Angehörige des Lehrkörpers
der Hochschule mit einem TeiI ihres Lehrdeputats in ein studiensemi-
nar abgeordnet werden oder umgekehrt Angehörige der studiensemina-
re einen Teil ihres stundendeputats an der Hochschule erbringen. Das
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gleiehe gitt in bezug auf Einrichtungen der Lehrerfort- und -weiterbil-
äung. Sotem es die räumlichen Verhältnisse zulassen, kann sich auch

eine Unterbringung von Einrichtungen der Referendarausbildung oder/
und der Lehrärfort- und weiterbildung auf dem Hochschulgeläinde
empfehlen.

IV. 5. Gemeinsame Kommissionen für die Lehrerausbildung

In den universitäten sollte für alle Fachbereiche und besonderen

Gremien, die mit der Lehrerausbildung befaßt sind, eine Koordinations-
einrichtung geschaffen werden, z. B. eine gemeinsame Kommission. sie
sollte vor allem

- L,eitideen für die Lehrerausbildung über die Fachwissenschaften und
Schulstufen hinweg entwickeln,

- die Prtifungs- und Studienordnungen der Lehramtsstudiengänge in
den einzelnen Fächem aufeinander abstimmen,

- gegebenenfalls Empfehlungen zur organisation der Lehrveranstal-
tungen geben.

Im einzelnen sollten die Kompetenzen dieser Einrichtung von den

Hochschulen entschieden werden'

IV. 6. Verhältnis von Pflicht- und Wahlveranstaltungen

Die starke verschulung der l,ehrerausbildung in der DDR ist bereits
durch die Auftrebung der meisten Fächerkombinationsgebote und -ver-
bote gelockert worden. Sie sollte auch in den Curricula für die einzelnen
Fachstudiengänge abgebaut werden. Zwar machen die stoffülle in den

einzelnen Fächern wie die Begrenztheit der Studienzeit inhaltliche und
quantitative Vorgaben fiir die wichtigsten Studienfelder unumgänglich.
sie sollten jedoch eher den charakter von Rahmenempfehlungen tragen
und innerhalb der einzel-nen Felder in gewissem Umfang Wahlmöglich-
keiten vorsehen und darüber hinaus wahlmöglichkeiten ftiLr Lehrveran-
staltungen aus anderen Fächern sowie ftir fachübergreifende oder

musische oder sportliche Veranstaltungen.

IV. ?. Verhältnis von Lehramtsstudiengängen zu anderen Studien-
gängen

An westdeutschen universitäten ist eine so weitgehende Ttennung der
Lehrerausbildung von anderen Studiengängen, wie sie an den univer-
sitäten der DDR üblich war, unbekannt. Im Interesse größerer wahl-
möglichkeiten der studierenden sollte sie in den neuen Ländern nicht
fortgeführt werden.

Indessen haben auch die neuen Lehramtsstudiengänge ein anderes Aus-
bildungsziel als Diplom- und Magisterstudiengänge und besitzen daher
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mit ihrer Kombination von zwei (oder drei) Fächern, Fachdidaktik und
Grundlagenfächem ein anderes Frofrl. Es sollte von vornherein erkenn-
bar sein, indem Faehdidaktik, Grundlagenfächer und praxisbezogene
Veranstaltungen schon zum Grundstudium gehören. Im Fachstudium
können - vor allem im Grundstudium - gemeinsame Lehrveranstaltun-
gen füLr Studierende von Lehramtsstudiengängen und Diplom- oder
Magisterstudiengängen sinnvoll sein, allerdings füLr die verschiedenen
Fächer und Lehrämter in unterschiedlichem Umfang. F\ir die Ausbil-
dung von Lehrern sind jedoch außer der Vermittlung von Fachwissen
nach dem jeweiligen Stand der Wissenschaft die Vermittlung von Zu-
sammenhängen, methodischen Grundlagen und Denkstrukturen sowie
ein Einblick in das gesellschaftliche umfeld der jeweiligen unterrichts-
fächer wichtiger als einzelne verästelungen der Fachwissenschaften.
Curricula und Organisation von L,ehramtsstudiengängen sollten diese
besonderen Anforderungen berücksichtigen und professoren, die in der
Lehrerausbildung tätig sind, sich in der Lehre auf sie einstellen.

fV. 8. Organisatorische Verknüpfungen von Lehrerausbildung mit
Pädagogischen Fachschulen

In der DDR war nicht selten die Ausbildung von Lehrern mit derjenigen
ftiLr andere pädagogische Berufe organisatorisch verknüpft, z. B. füLr Kin-
dergärtnerinnen, Horterzieher und pädagogische Berufe im Gesund-
heitswesen und ftir Fachlehrer unterschiedlicher Richtungen. Manche
dieser verbindungen sind durch die Integration der Institute für Lehrer-
bildung, die Grundschullehrer ausbildeten, in den Hochschulbereich ge-
löst worden, andere haben sich erhalten. Der wissenschaftsrat hat sich
mit diesen Ausbildungsgeingen nicht eingehender befaßt, empfrehlt
aber, sie nicht vorschnell aufzugeben, wo sie sich bewährt haben und
weiterhin erkennbarer Bedarf an ihren Absolventen besteht. F\iLr man-
che kommt auch eine modifrzierte Weiterftitrrung oder - z. B. für einige
Fachschulen - die Eingliederung in den Bereich der Berufsschulen in
Flage. Die Ausbildung fi.ir eine Reihe von Berufsfeldern, zu denen diese
Ausbildungsgänge in der DDR fiihrten, ist auch in den alten Bundeslän-
dern seit längerer Zeit Gegenstand von Reformüberlegungen. Ftir sie
wie insbesondere auch für die Entwicklung neuer Fachhochschulstu-
diengänge, wie sie der Wissenschaftsrat z. B. für nicht-ärztliche Berufe
des Gesundheitswesens kürzlich empfohlen hat, können die einschlägi-
gen Erfahrungen, die die neuen Br.rndesländer einbringen, Anregr:ngen
bieten.

Allerdings kann die unveränderte Weiterführung bisheriger Ausbil-
dungsgänge Anerkennungsprobleme nach sich ziehen, vor allem sol-
cher, ftir die es in den westlichen Bundesländern keine Entsprechungen
gibt. Dies gilt z. B. ftiLr eine Ausbildung in Fachschulpädagogik, die zu
Fachlehrern an Fachschulen qualifrziert; derartige Ausbildungsgänge
sind in den alten Llindern durchweg aufgegeben worden.
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V. Personalfragen

Die eingangs erwähnte Verunsicherung im wissenschaftlichen Personal

der ttoctrsähulen der neuen Länder rührt großenteils daher, daß das

wirksamwerden des Hochschulrahmengesetzes tiefgreifende verände-

rungen der Personalstruktur mit sich brinct und daß die Hochschulen
der-DDR personell großzügiger ausgestattet waren, als dies die ktinftigen
stellenpläne erwarten lassen. Dies gilt auch für die Lehrerbildung.

V. 1. Hochschullehrer

Für die Hochschullehrer ändem sich generell die Rekrutierungsmuster.
In der DDR unterschieden sie sich in zentralen Aspekten von denen in
westdeutschland: Der Zuschnitt von Lehr- und Forschungsgebieten vie-

ler Professuren war äußerst schmal; Hausberufungen waren üblich, die
Mobilität gering, Berufungen oft mehr von politischen als von wissen-

schaftlichän Krite.ien abhängig. Mit der deutschen Vereinigung haben

sich aber auch die inhaltlichen Anforderungen in der l,ehrerausbildung
verändert, besonders in den erziehungswissenschaftlichen Grundlagen-
fächem nnd den politiknahen Fächern (vgl. oben B. II. 1. und 2') ' Zw Er-
neuerung der Lehre empfrehlt der wissenschaftsrat Neuberufungen
nach den an westdeutschen universitäten üblichen verfahren unter
maßgeblicher Beteiligung externer Kommissionsmitglieder. Zur Siche-

rung eines hohen Qualitätsstandards wie zur Wahrung von Berufungs-
chancen füLr den wissenschaftlichen Nachwuchs der neuen Länder soII-

ten allerdings nicht alle vakanten oder demnächst verfügbaren Profes-

suren alsbalä neu besetzt werden. In einer Übergangszeit können Teile

der Lehre auch durch

- Beurlaubung und Abordnung von Professoren und Assistenten mit
vollem oder teilweisem Lehrdeputat ftir mehrere semester an eine

ostdeutsche Hochschule,

- Einsatz emeritierter Professoren,

- Lehrstuhlvertretungen durch Nachwuchswissenschaftler für mehrere
Semester

- sowie Einsatz von Lehrbeauftragten aus Forschungsinstituten und
Berufspraxis

gedeckt werden. wo einzelne Fächer ganz neu aufgebaut werden, emp-

äe6t der Wissenschaftsrat die Berufung eines GrüLndungsdekans und
die sicherung der Lehre durch eine Patenfakultät, wie er sie bereits frü-
her empfohlän hat.5) Wenn qualifizierte Lehrangebote nicht durch Mit-
glieder von Patenfakultäten, sondern durch Lehrstuhlvertretungen,
äastprofessuren und Lehraufträge bereitgestellt werden, sollte darauf

5) E-pf.hl -gen zur Erneuerung der Lehre und zur Förderung deswissenschaftlichen
triachrÄchses an den Hochschule-n der neuen Länder und im Ostteil von Berlin, in die-

semBand, Teill, S.2f ff.
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geachtet werden, daß diese Lehrkräfte auch prtifirngsaufgaben wahr-
nehmen. Auch sollten die veranstaltungen über mehrere Semester an-
geboten und mitThtorien und übungen verbunden werden.

V. 2. Wissenschaftlicher Mittelbau

Besonders gravierende Folgen haben die veränderungen der personal-
struktur und der Übergang zur Zweiphasigkeit der Lehierausbildung ftir
den wissenschaftlichen Mittelbau. seine Aufgaben und perspektiven
unterschieden sich in der DDR erheblich von den an westdeutschen
Hochschulen üblichen. Die Lehrverpflichtung lag durchschnittlich hö-
her, wenngleich in dieser Hinsicht erhebliche unterschiede bestanden.
Die Qualifrkationsziele mußten in der Regel nicht unter gleichen zeitli-
chen Limitierungen verfolgt werden, weil die Mitarbeiterstellen zum
überwiegenden Teil unbefristet waren; auch Inhaber befristeter stellen
konnten meist mit einem unbefristeten Anschlußvertrag rechnen. Beru-
fungen ins Professorenamt erfolgten durchweg spät, in zahlreichen Fäl-
len auch gar nicht. Die Tätigkeit als wissenschaftlicher Mitarbeiter be-
deutete in der Mehrzahl der Fiille also keine Durchgangsstation, sondern
entwickelte sich zu einem eigenen Berufsfeld mit dauerhaften perspek-
tiven.

Auch die innere Differenzierung des Mittelbaus unterschied sich von
derjenigen im westen. Anders als hier gab es keine oder keine deutliche
funktionale unterscheidung zwischen befristeten und unbefristeten
stellen, vielmehr zwischen stellen für Assistenten und ftir Lehrer im
Hochschuldienst. Die Lehrverpflichtung der letzteren lag über derjeni-
gen der Assistenten, ihre Mitarbeit in der Forschung war entsprechend
geringer. überdurchschnittlich groß war der Anteil dieser Cruppe in den
Einrichtungen der Lehrerausbildung. An den Universitäten betrug er
rund 20 7o der Gesamtzahl der Assistenten, an den pädagogischen Hoch-
schulen hingegen fast 95 70.

Karrieremuster und Perspektiven des Mittelbaus werden sich durch die
neue Personalstruktur, die befristete Qualifrkationsstellen als Regelfa[
und unbefristete stellen mit dauerhaften Diensileistungsaufgaben ntu
noch als Ausnahme vorsieht, grundlegend verändem. Im besonderen
FaIl der Lehrerausbildung kommt hinzu, daß mit der Verlagerung des
größeren Teils der praktischen Ausbildung in die zweite phase auch ein
Teil der Aufgaben des bisherigen Mittelbaus an der Hochschule entf?illt.

Diejenigen Angehörigen des Mittelbaus, die sich für die Berufung
auf eine Hochschullehrerstelle qualifizieren wollen, verweist der wis-
senschaftsrat auf die einschlägigen Förderungs- und Nachqualifrzie-
rungsprogramme sowie das von Bund und Ländern verabschiedete
Hochschulerneuemngsprogramm. Diejenigen, die im Mittelbau ver-
bleiben und weiterhin selbständige Lehraufgaben wahrnehmen wol-
len, verweist der wissenschaftsrat insbesondere auf die kurzfristigen
Möglichkeiten zur Weiterqualifrzierung im Rahmen derselben pro-
gramme.
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Wie schon unter II. 3. ausgeführt, ist es wi.inschenswert, praktische Aus-

bildungsanteile auch in der ersten Phase vorzusehen. Ihre Betreuung
stelt äine dauerhaft er{orderliche und selbständig wahrnehmbare
Dienstleistung dar. Sie sollte bei der Bemessung des Stellenbedarfs an-
gemessen berücksichtigt werden. Grundsätzlich sollte sie durch Abord-
nung erfahrener Lehrer von den Schulen an die Hochschulen wahrge-

nommen werden. Angesichts der derzeitigen Gegebenheiten in den neu-

en Ländem empfiehlt der wissenschaftsrat jedoch, ftiLr eine längere

übergangszeit hierfür auch Angehörige des bisherigen Mittelbaus her-

anzuziehen.

Perspektiven für Angehörige des Mittelbaus, die künftig nicht mehr
an der Hochschule benötigt werden, können die Institutionen zur
Ausbildung der fl.,eferendare bieten, die zur Zeit aufgebaut werden.
Viele Angehörige des Mittelbaus sind aufgrund ihrer bisherigen Tä-

tigkeit hierfiir qualifrziert. Den Schulverwaltungen der neuen Länder
wird daher nachdrticklich empfohlen, bei der Stellenbesetzung in
diesen Institutionen Bewerbungen von Angehörigen des wissen-
schaftlichen Mittelbaus aus Pädagogischen Hochschulen und lehrer-
ausbildenden Einrichtungen der Universitäten der neuen Länder zu
berücksichtigen. Auf die Vorschläge unter B. IV. 4' zur personellen
Verklammemng von erster und zweiter Ausbildungsphase wird ver-
wiesen.

V. 3. Personal der ehemaligen Institute für Lehrerbildung

Ein personelles Sonderproblem stellt sich mit der Integration der In-
stitute für Lehrerbildung in Pädagogische Hochschulen und Univer-
sitäten. Ihr Lehrkörper, bis dahin dem Fachsehulbereich zugehörig,
erfüllt nur zum kleinen Teil die formalen voraussetzungen fiir die
Berufung zum Hochschullehrer. Vomehmlich aufbauend auf eigenen
Praxiserfahrungen, hat er gleichwohl in vielen FäIlen bisher gute

und engagierte Ausbildungsarbeit geleistet. Nachträgliche Promotio-
nen und Habilitationen dürften zwar in Einzelftillen möglich sein,

können aber nicht generell gefordert werden. Der wissenschaftsrat
regt an zu prüfen, ob bei nachgewiesener Eignung diese Dozenten
künftig als Lehrer im Hochschuldienst weiterbeschäftigt werden
können.

VI. Ausbildungskapazitäten ftir Lehrer in den neuen Ländern

Mit der Zulassung zum Studium gab es füLr die Lehramtsstudenten in der
DDR eine faktische Garantie, daß sie nach Abschluß des Studiums auch
eine Position in dem Beruf fanden, für den sie studiert hatten. Eine sol-
che Garantie war in einem planwirhschaftliehen System mit zentraler
Arbeitskräftebedarfsplantrng, Abiturientenlenkung, bedarfsgerechter
Zulassungspotitik und planerischem Numerus clausus möglich. Diese

Bedingungen sind nach dem Zusammenbruch des Wirtschafts- und Ge-

sellschaftssystems der DDR und dem Beitritt zur Bundesrepublik
Deutschland mit ihrer marktwirtschaftlichen ordnung, die freie studien-
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und Berufswahl einschließt, entfallen. Eine zentrale planung von Kapazi-
täten und Zulassungen für ein Lehramtsstudium ist in den neuen Ländern
weder möglich, weil derartige Entscheidungen Angelegenheiten der ein-
zelnen Länder geworden sind, noch wäre sie rechtlich zulässig.

Die Hochschulplanung der einzelnen Länder steht daher vor der Auf-
gabe, über Studienorte, deren Studiengangs- und Fächerangebote und
die personelle Ausstattung der einzelnen Fächer und damit über die
Kapazitäten an Studienplätzen auch ftir Lehramtsstudenten zu entschei-
den. Hierfür sind sowohl die zu erwartende Nachfrage des schulsystems
nach ausgebildeten Lehrern als auch das Interesse der studienbewerber
an einem Lehramtsstudium maßgebend. Die Kapazitätsplanung bewegt
sich in diesem spannungsverhältnis, das eine Fortsetzung der irüheren
Bedarfsorientierung ausschließt. Die künftige Nachfrage des schul-
systems nach Lehrern (vereinfachend mit Lehrerbedarf bezeichnet) ist
daher zwar eine wichtige Determinante ftir die Kapazitätsplanung, ie-
doch keineswegs die einzige.

In der gegenwärtigen situation, in der noch eine Reihe politischer Ent-
scheidungen, die den Lehrerbedarf beeinflussen, entweder nicht getrof-
fen oder in ihren Konsequenzen nicht abzusehen ist, ist es für den wis-
senschaftsrat nicht möglich, mit hinreichender verläßlichkeit den kurz-
und mittelfristigen Lehrerbedarf zu berechnen. Hierzu müßte z. B. be-
kannt sein,

- wieviele der bisher an den schulen unterrichtenden Lehrer von den
Ländern übernommen werden,

- in welchem umfang die Lehrer sich fi.ir die künftig mögliche Teilzeit-
beschäftigung und ftir den Vormhestand entscheiden,

- welche schüler-Lehrer-Relation für die einzelnen schulstufen ange-
strebt wird,

- wie sich das schulwahlverhalten angesichts der neuen schulformen
(insbesondere Gymnasien) und des Wegfalls der planerischen Be_
schränkungen beim übergang in die Sekundarstufe II entwickeln wird.

Fi-ir fticherspezifische Aussagen fehlen darüber hinaus Angaben zur ver-
teilung der Lehrer auf die Fächer sowie Informationen über die zahl de-
rer (2. B. in den politiknahen Fächern), die übernommen werden und
weiterhin in diesen Fächern unterrichten werden.

Bedarfsschätzungen können deshalb nr zelt nur mit einem großen, ie-doch nicht quantiflzierbaren unsieherheitsgrad durchgeführt werden.
Auf derartige grobe schätzungen kann allerdings auch nicht verzichtet
werden, weil Anhaltspunkte für Plausibilitätsüberlegungen zu den künf-
tig ftir den Hochschulbereich anzustrebenden Kapazitäten für Lehr-
amtsstudiengänge erforderlich sind. Der wissenschaftsrat hat deshalb
uberlegungen zlu Abschätzung der ktinftigen Nachfrage nach Lehrern
angestellt. sie zielen auf die mittel- bis längerfristig zu erwartende Nach-
frage des schulsystems nach Lehrern ab. Aussagen zur Nachfrage in der
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ersten Hälfte der 90er Jahre lassen sich daraus nicht ableiten, weil hier-
ftir die politischen Entscheidungen zur übernahme in den Schuldienst
und zur Finanzierung des Schulsystems wesentlich bestimmender sein
werden als Geburtenzahlen, Schulwahlverhalten und Altersstruktur der
Lehrer.

Bei diesen Überlegungen geht der Wissenschaftsrat von folgenden Aus-
gangsdaten und Annahmen aus:

- Basis ist der Bevölkerungsbestand am 31.12. 1989. Es wird keine Be-
völkerungswanderung zwischen den neuen und alten Ländern ange-
nommen.

- Die Berechnung der ktinftigen Schülerzahl geht von der Schulbevöl-
kerung aus,6) wie sie sich aus der Demographie ergibt. Zugänge wer-
den aus den Geburtenzahlen bis 1990 berechnet, Abgänge entspre-
chend der Besetzung der höheren Altersklassen.

- Für die Übergangsquoten und Verweilzeiten im künftig gegliederten
Schulsystem der neuen Länder wird unterstellt, daß hier in der zwei-
ten Hälfte der 90er Jahre die heute in den alten Ländern üblichen
Quoten gelten werden. Das bedeutet, daß in den neuen Ländern in
fünf bis zehn Jahren eine Bildungsbeteiligung erreicht wird, wie sie
heute im Durchschnitt der alten Länder üblich ist.

Unter diesen Annahmen kommt die Schätzung zu folgenden Ergeb-
nissen:

1. Die Schulbevölkerung wird weitgehend konstant bei etwa 2,5 Millio-
nen Schülern liegen. Ein Rückgang wird in der zweiten Hälfte der
90er Jahre voraussichtlich nicht eintreten, weil in den neuen Ländern
bis 1990 die Geburtenzahlen gestiegen sind.

2. Die Schülerzahl wird in der zweiten Hälfte der 90er Jahre rund 2,7

Millionen betragen. Sie liegt höher als die Zahl der Schulbevölke-
rung, weil ein Teil der Schüler über das 18. Lebensjahr hinaus eine
Schule (2. B. Berufsschule) besucht.

3. Der Lehrerbedarf wird bei rund 160 000 liegen. Das sind 10 000 weni-
ger, als 1989 unterrichteten.

4. Bei einer mittleren jährlichen Ausscheidequote von 2,5% des Bestan-
des (ftir die zweite Hilfte der 90er Jahre) ergibt sich ein jährlicher
Einstellungsbedarf von 4000, wobei eine gleichmäßige Altersvertei-
lung unterstellt wird (Primarstufe 1000 Lehrer, Sekundarstufe I
1800, gymnasiale Oberstufe 350, Berufsschulen 500 und Sonderschu-
len 300 Lehrer).

6) S. Wissenschaftsrat: Empfehlungen zur Entwicklung der Fachhochschulen in den
90er Jahren, Köln 1991, S. 79 f.
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5. unterstellt man, daß70v0 der studienanfänger den schuren später als
Lehrer zur Verfügung stehen, müßten demnach jährlich ca. 6 000 Stu-
dienanfänger ein Studium aufnehmen (1 500 primarstufe, 2600 Se-
kundarstufe I, 500 gymnasiale Oberstufe, 800 Berufsschule und 400
Sonderschule).

Die Aufteih.rng dieses voraussichtlichen,,Bedarfs" an Lehramtsstudien-
plätzen auf die einzelnen Länder erfolgt nach den Relationen der wohn-
bevölkerung der fünf neuen Länder. Von ihrer Gesamtbevölkerung ent-
frelen Ende 1988 auf Brandenburg l7,4Vo, Mecklenburg-Vorpommern
I3,0Vo, Sachsen 32,3V0, Sachsen-Anhalt 1g,G7o und Thüringen l7,7Vo.
Hieraus errechnet sich fiir die einzelnen Länder folgender Bedarf an
Studienanfängern:

Bedarf an Studienanf?ingern in Lehramtsstudiengängen
in den neuen Ländern

Primar-
stufe

Sekundar-
stufe I

Sonder-
schule

Gymn.
Oberstufe

Berufs-
schule

Ins-
gesamt

Brandenburg
Mecklenburg-
Vorpommern
Sachsen
Sachsen-Anhalt
Thüringen
Insgesamt

261

195

485
294
265

I 500

452

338

840

510
460

2 600

70

52

r29
78

7t
400

87

65
161

98

89

139

104
258
r57
t42

1 009

754
1 873
1 137

L 027Th
500 800 6 000

Korrekturen an diesem Rechenmodell müssen vorgenommen werden,
wenn ftir einzelne Länder von abweichenden Annahmen fi.iLr Bevölke-
rungsentwicklung, Altersstruktur der Lehrer, Lehrerbestand nach über-
nahme in den Landesdienst etc. ausgegangen wird.

unabhängig von diesen rüahmenbedingungen der ktiLnftigen Einstel-
lungspolitik der Länder bleibt jedoch wichtig, daß in jedem Jahr eine
hinreichend große Zahl von Absolventen der erneuerten l,ehrerausbil-
dung in den einzelnen schulstufen und Fächern in den schuldienst
übernommen wird (Mindesteinstellung). Die hiermit eröffnete perspek-
tive ist eine wesentliche Bedingung frir das Gelingen des Erneuerungs-
prozesses und voraussetzr.rng dafür, daß der praxisbezug der Ausbildung
in der erforderlichen Weise gesichert bleibt.

Hinsichtlich der Personalbedarfsplanung der einzelnen Hochschulen rät
der wissenschaftsrat von einer unvermittelten Anwendung der west-
deutschen Personal- und curicularrichtwerte ab. Einmal benicksichti-
gen sie Praxisanteile in der ersten Phase und deren personelle Betreu-
ung in der Regel in geringerem Maße, als es der oben ausgesprochenen
Empfehlung entsprechen würde. Zum anderen nehmen sie keine Rück-
sicht darauf, daß kleine Hochschulen, wie sie die universitäten und erst
recht die Pädagogischen Hochschulen der neuen Länder im vergleich
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zu den meisten westdeutschen universitäten darstellen, im schnitt mit
kleineren Gruppengrößen zu rechnen haben als große. sie lassen über-

dies die besondären Aufgaben unberücksichtigt, die sich für eine längere

übergangszeit an den Hochschulen der neuen Länder stellen, wie Erar-

beitung neuer studienpläne, Nachqualifrzierung von Teilen de,s Lehr-
p"."orär und dessen Beteiligung an der Weiterbildung bemfstätiger
Lehrer. Im übrigen sind Curricularnormwerüe nicht als Planungsgrößen

fti,r den Personalbedarf entworfen worden und sollten auch nicht mit
diesem Ziel eingesetzt werden, worauf der Wissenschaftsrat wiederholt
hingewiesen hat. ftir den längerfristigen Personalbedarf verweist er auf
seine Empfehlungen zur Planung des Personalbedarfs der universi-
täten.

vII. Nicht-lehramtsbezogene erziehungswissenschaftliche stu-
diengänge

Die meisten Pädagogischen Hochschulen und Universitäten der neuen

Bundesländer haben seit 1989 auch nicht-lehramtsbezogene erziehungs-
wissenschaftliche Studiengänge geplant und zum Teil bereits eingerich-
tet. Sie verweisen hierftir in der Regel auf einen vermuteten Bedarf an
Absolventen solcher Studiengänge wie auf vorhandene Ausbildungs-
kapazitäten. Als wesentliehes Motiv wird man indessen das Interesse
vermuten dürfen, Stellen a) sichern, die angesichts ktinftig
eingeschränkter Stetlenpläne und wegen des Aufgabenverlustes durch
die Einftihrun§ der zweiphasigen Lehrerausbildung gefährdet

erscheinen.

Es trifft zu, daß die DDR sozialpädadogische Einrichtungen und daher
auch entsprechende Ausbildungseinrichtungen kaum kannte und daß

füLr beides erheblicher Nachholbedarf besteht, zumal in den neuen Län-
dem eine umfassende um- und Neuorganisation sozialer Dienste und
Einrichttrngen erforderlich ist. Es trifft ebenfalls zu, daß grundständige
pädagogische Studiengänge fiir die Weiterentwicklung der Erziehungs-
wissenschaft als wissenschaftliche Disziplin und die Heranbildung ihres
wissenschaftlichen Nachwuchses wichtig sind. schließlich können auch
pädagogische Aufbau- und Zusatzstudienangebote für bestimmte Ziel-
gruppen sinnvoll sein, etwa füLr Beratungslehrer oder für Absolventen
von Lehramts- wie anderen Studiengängen, die sich ftiLr außerschulische
Tätigkeitsfelder qualifizieren wollen.

Als entscheidende Restriktion, die einer Einfüürrung von Diplomstu-
diengängen in der Erziehungswissenschaft entgegensteht, muß jedoch

beachtet werden, daß die berufsbezogene Ausbildung von sozialarbei-
tem und Sozialpädagogen zumindest in den alten Ländem überwiegend
an Fachhochschulen und in Fachhochschulstudiengängen an Gesamt-
hochschulen erfolgt. Erziehungswissenschaftliche Diplomstudiengänge
an Universitäten zielen dagegen auf ein breiteres, aber weniger klar defr-
niertes Tätigkeitsfeld und fi.itren nicht zu der flir viele Tätigkeiten erfor-
derlichen staatlichen Anerkennung als sozialarbeiter oder Sozialpäd-
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agoge. Ihre Absolventen konkurrieren auf dem Arbeitsmarkt mit den-jenigen benachbarter studiengänge - Diplom-psychologen, Absorven-
ten von Lehramtsstudiengängen, im sozialpadagogischen-Feta *ii n""rr-
hochsehulabsolventen - und werden trot ihräs formal h<iherwertigen
Abschlusses tariflich oft nicht höher eingestuft als diese. Magisterstu-
diengänge mit dem Hauptfach Erziehurigswissenschaft und 

*ein 
oder

zwei Nebenfächern, wie sie an westdeutschen universitäten bestehen,
sind in geringerem Maße berufsbezogen. Ihre Einrichtung setzt eine hin-längliche fachliche _Ausdifferenzierung und ein hinüngiich breites
Spektrum wählbarer Nebenfächer voraus.

Die BerufseinmüLndungsschwierigkeiten der Absolventen sowohr von
Magisterstudiengängen mit dem Hauptfach Erziehungswissenschaft als
auch mancher erziehungswissenschaftlichen oiplomstudrengänge sindin den alten Ländern auffällig groß. Diese Erfahrungen gilt"es -bei 

der
Planung und Einrichtung solcher studiengänge in dän.rä.,". Ländern
zu beachten, zumal hier einstweilen eine sctratzung des Bedarfs ,r, au-
solventen solcher Studiengänge nicht möglich ist.

Der wissenschaftsrat hat den neuen Ländem empfohlen, Faehhoch-
schulen zu errichten und sie zu einer gleichermaßen wie die universi-
täten tragenden säule eines differenzierten Hochschulsystems auszu-
bauen.T) Fachhochschurensind der vorrangige ort für die Ausbildung
von sozialarbeitern und sozialpädagogen. beshalb hat der wissen-
schaftsrat den neuen Ländern aucti Ämpfohlen, rasch ein flächen-
deckendes Netz von Fachbereichen ftir sozialwesen an den neu zu er-
richtenden Fachhochschulen aufzubauen.B) Er hat zugleieh darauf hin_
gewiesen, daß für die Einrichtung von sozialwesen-Sludienglingen ein-
schlägige fachliche voraus,setzr.mgen gegeben sein müssen,-aie-Seaocn
an Einrichtungen, die in der DDR Lehrer, Erzieher und pioniärleiter
ausgebildet haben, nicht vorhanden sind. sie können auch nicht im
schnellverfahren erworben werden. Das berechtigte Interesse aer stu-
dierenden an einer gleichwertigen ,nd konkurrenzftihigen Ausbildung
verbietet es, einfache umetikettierungen hinzunehmen und das profil
der Fachhochschulstudiengänge im sozialwesen durch nur nominell
gleiche Studienangebote zu gefährden.

Grundsätzlich ist die Einrichtung solcher Fachhochschulstudienglinge
auch an universitäten und pädagogischen Hochschulen m<iglich. örga-
nisatorisch würde dies zu strukturen führen, wie sie westdeutsche Ge-
samthochschulen aufweisen.

Erziehungswissenschaftliche Diplomstudiengänge an universitäten und
Pädagogischen Hochschulen sollten sich in prom ,rra scnwerpunt tenklar von Fachhochschulstudiengängen unterscheiden. Aufbaustudien-
gänge sollten ebenfalls mit einem klaren profil konzipiert werden, auf

7) s- Empfehlungen z,r Errichtung von Fachhochschuren in Berlin-ost und Mittweida(Sachsen), in diesem Band, Teil IL S-. b ff.
8). s. Empfehlungen zur Errichtung eines Fachbereichs sozialwesen an einer Fachhoch-
schule in Potsdam, in diesem Band, teif U, S. gl ff.
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der Grundlage einer möglichst genauen Definition der Tätigkeitsfelder,
auf die sie angelegt sind, und einer wenigstens annäherungsweisen Be-

darfsschätzung, schon um den Studierenden, die sich auf solche An-
gebote einlassen, einigermaßen Ktarheit über die anschließenden Be-

rufsperspektiven zu vermitteln. von Aufbaustudiengängen zur vermitt-
lung von Qualifrkationen, die füLr bestimmte Tätigkeiten zwar wüLn-

schenswert, aber nicht obligatorisch sind, rät der Wissenschaftsrat ab,

weil fiir solche studiengänge keine Nachfrage zu erwarten ist. Dies gilt
z. B. für Studiengänge in Hochschulpädagogik und für Studiengänge fi.i'r

angehende seminarleiter. Entsprechende Zertifikate werden künftig bei
der Berufung zum Hochschullehrer bzw. bei der Ernennung zum Semi-
narleiter weder gefordert, noch können sie einen Anspruch auf eine sol-
che Stelte begniLnden. Gleichwohl können solche Studienangebote sinn-
voll sein; sie sollten aber als freiwillige Weiterbildungsveranstaltungen
konzipiert werden.

Der Wissenschaftsrat empfiehlt daher den Regierungen der neuen Län-
der füLr die Genehmigung pädagogischer Studienangebote neben den
Lehramtsstudiengängen folgendes:

1. Hochschulpolitische Priorität sollte der Neugestaltung der Lehreraus-
bildung und dem Aufbau leistungsf:ihiger Fachhochschulen ein-
geräumt werden.

2. Studiengänge füLr Sozialpädagogen und Sozialarbeiter mit Fachhoch-
schulabschluß sollten nur genehmigt werden, wo die einschlägigen
Voraussetzungen zweifelsfrei gegeben sind. Neuaufnahmen in nicht
genehmigte Studiengänge sollten nicht mehr erfolgen.

3. Bei der Einrichtung erziehungswissenschaftlicher Diplom- und Magi-
sterstudiengänge an Universitäten und Pädagogischen Hochschulen
sollte Zurückhaltung geübt werden. Der Wissenschaftsrat regt an, sol-
che Studiengänge in der Regel zunächst nur an einer Hochschule pro
Land vorzusehen.

4. Bei der Genehmigung erziehungswissenschaftlicher Aufbaustudien-
glnge sollte sorgftiltig geprtift werden, ob sie mit den vorhandenen
Ressourcen betrieben werden können oder welches zusätzliche Per-
sonal mit welchen Qualifrkationen und welche zusätzliche Sachaus-

stattung sie erfordern.

VIII. Übergangsprobleme

Die Veränderung von Studiengängen und Studieninhalten bringen be-
sondere Übergangsprobleme für Studierende in höheren Semestern mit
sich. Vielfach herrscht Unklarheit über den Wert des bisherigen Stu-
diums und des angestrebten Abschlusses, über veränderte Prtifungs-
anforderungen und die Vorbereitung darauf und über die Anforderun-
gen des Referendariats.
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Den wissenschafts- und Kultusministerien empfrehlt der wissen-
schaftsrat,

- studierenden in höheren semestern Zusatzstudien zur Auffüllung
fachlicher Defizite von ein bis zwei semestern anzubieten oder sogar
ftir die Zulassung zur Ersten staatsprüfung zu verlangen, insbeson-
dere in politiknahen Fächern,

- für studierende, die die praktischen Ausbildungsanteile nach den frü-
her geltenden Regeh.rngen unverktirzt absolviert haben, im Referen-
dariat die praktische Ausbildung zu verkiirzen und die hierdurch ge-
wonnene Zeit zw Ergänzung der fachlichen Ausbildung zu ver_
wenden,

- studierenden und Absolventen von Fächerkombinationen mit einem
Fach, das es l«inftig nicht mehr geben wird oder ftir welches der Be-
darf zurückgegangen ist, Zusatzstudienangebote zum Erwerb der
Lehrbeftihigung in einem anderen Fach anzubieten. HierfüLr kämen
auch Femstudienangebote in Fyage.

Er empfiehlt ferner, durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, daß
die studierenden über Entscheidungen und fortgeschrittene planungen,
die ihre studienabschlüsse betreffen, rechtzeitig und ausreichend infor-
miert werden.

Ein besonders gravierendes übergangsproblem stellt auch die weiterbil-
dung bereits berufstätiger Lehrer für die veränderten Anforderungen
dar. Diese veränderungen betreffen in erster Linie wiederum die politik-
nahen Fächer, in zweiter Linie die Fyemdsprachen und das Fach
Deutseh. Im Hinblick auf die veränderte Nachfrage in den Fremdspra-
chen regt der wissenschaftsrat an, bisherigen Russischlehrem weiterbil-
dungsmöglichkeiten für das Fach r,atein anzubieten. weitere verände-
rungen stehen in den pädagogischen Grundlagenfächern wie den Fach-
didaktiken an. sie können nicht allein im Füahmen der Lehrerfortbil-
dung bewältigt werden, sondern erfordern auch ein Engagement der
Hochschulen, etwa in Form besonderer Kontaktveranstaltungen, Fern-
studienangebote oder regelmäßiger schulnaher Fortbildungweranstal-
tungen, z. B. in regionalen Zentren der Lehrerfortbildung. Damit solche
Angebote wahrgenommen werden und ihren zweckerfüllen, empfiehlt
sich ftir einen bestimmten Zeitraum eine Reduzierung des stunden-
deputats.

Bei der Bemessung des stellenbedarf's und der Ausbildungskapazitäten
der Hochschulen sollten derartige veranstaltungen arrgemösse., beruct-
sichtigtwerden.
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C. Empfehlungen zu den Lehrerausbildungseinrichtungen in
den einzelnen Ländern

I. Brandenburg

I. 1. Ausgangslage

Im heutigen Land Brandenburg gab es bis 1990 in Potsdam und Cottbus
Institutionen der Lehrerausbildung. In Potsdam bildete die Pädagogi-
sche Hochschule, die größte ihrer Art in der DDR mit einer Art Leitfunk-
tion, Diplomlehrer für die Mehrzahl der Schulfächer aus. Außerdem be-
fand sich in Potsdam ftir die Ausbildung von Unterstufenlehrern ein In-
stitut für Lehrerbildung. Es wurde bereits 1987 der Pädagogischen
Hochschule angegliedert und 1990 als Fachbereich Primarstufe inte-
griert.

Die Pädagogische Hochschule Potsdam hat 1990 unter Berufung auf die
1948 gegründete Hochschule, aus der sie 1952 hervorging, mit Zustim-
mung der letzten Regierung der DDR den Namen ,,Brandenburgische
Landeshochschule" angenommen. Ende 1990 wurden ihr Teile der
ebenfalls in Potsdam ansässigen ,,Hochschule ftir Recht und Verwal-
tung", der früheren,,Akademie für Rechts- und Staatswissenschaften",
angegliedert. Zugleich veränderte sie ihre Binnenstruktur durch die Bil-
dung von Fachbereichen.

Ein weiteres Institut ftiLr Lehrerbildung befand sich in Cottbus. Es wurde
im Mai 1990 gemeinsam mit der Pädagogischen Schule für Kindergärt-
nerimen Cottbus zur Pädagogischen Fachschule Cottbus zusarnmenge-
führt, welche ihrerseits im Oktober 1990 der Hochschule für Bauwesen
Cottbus als Fachbereich Erziehungswissenschaften eingegliedert wurde.

In Potsdam wr.rde die Struktur der Studiengänge nach der Vereinigung
auf Lehrämter ftir die verschiedenen Schulformen umgestellt, in Cott-
bus auf das l,ehramt an Grundschulen. Alle Einrichtungen der Lehrer-
ausbildung, die Ende 1990 in Brandenburg bestanden, wwden vom
Landübemommen.

L 2. Planungenderlandesregierung

Ein Schulgesetz ist in Brandenburg noch nicht verabschiedet worden.
Der vorliegende Entwurf sieht ftir die allgemeinbildenden Schulen eine
sechsjährige Grundschule, eine differenzierte Mittelstufe und eine gym-
nasiale Oberstufe bis Klasse 13 vor. Dementsprechend ist die stufenbe-
zogene Ausbildung füLr drei Lehrämter vorgesehen, allerdings mit der
Maßgabe, daß Grundschullehrer in einem Fach die Lehrbef?ihigung bis
Klasse 10 erwerben, Mittelstufenlehrer die L,ehrbefühigung auch ftir die
Klassen 5 und 6 und Gymnasiallehrer die Lehrbeftihigrrng für die Klas-
sen ? bis t3. Zu erwerben sein soll die Lehrbeftihigung in zwei Fächern,
für das L,ehramt an Grundschulen eventuell auch in drei Fächern'
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Mit dem Aufbau von Institutionen fl.ir die Referendarausbildung sowie
die Lehrerfort- und -weiterbildung ist begonnen worden. Allerdings
sieht der Schulgesetzentwurf auch die Möglichkeit einer einphasigen
Ausbildungvor.

Das Hochschulgesetz des Landes wwde im Mai 1991 vom Landtrg be-
schlossen. Es nennt als ktinftige Universitätsstandorte Potsdam, Cottbus
und Frankfurt/Oder. In Potsdam soll die Brandenburgische Landes-
hochschule in eine Universität mit den Fächergfuppen Geisteswissen-
schaften, Naturwissenschaften und Jura eingegliedert werden. Insbe-
sondere die naturwissenschaftlichen Forschungs- und Lehrkapazitäten
sollen durch die An- oder Eingliederung von Instituter, 6"1 shsrnaligen
Akademie der Wissenschaften und der Akademie fi.ir Landwirtschafts-
wissenschaften verstärkt werden. In Cottbus ist die Eingliederung der
,,Hochschule fi.ir Bauwesen" in eine Technische Universität vorgesehen,
in FYankfurt/Oder der Aufbau einer ,,Europa-Universität" mit Brücken-
funktion in die osteuropäischen Länder, zunächst mit den Fachrichtun-
gen Wirtschaftswissenschaften und Sprachen.

Lehramtsstudiengänge sollen bis auf weiteres nur in Potsdam angeboten
werden, und zwar für alle drei Lehrämter an allgemeinbildenden Schu-
len und in allen Fächern, die an der derzeitigen Brandenburgischen Lan-
deshochschule vertreten sind.

I. 3. Planungen der Hochschulen

I. 3.1 . Brandenburgische Landeshochschul.e Potsdam

Die Pädagogische Hochschule Potsdam bildete Diplomlehrer in den
Fächern Mathematik, Physik, Chemie, Biologie, Geographie, Technik,
Informatik, Deutsch, Geschichte, Musik, Russisch, Englisch und Sport
aus, außerdem Grundschullehrer im seit 1987 angegliederten IfL. Die
Zahl der Studierendeng) betrug im Wintersemester 1989/90 3252, die des
wissenschaftlichen Personals 716, davon 114 Professoren und Dozenten.
In diesen Angaben sind rund 700 Studierende und 83 Lehrkräfte des IfL
enthalten.

Die Planungen der Brandenburgischen Landeshochschule decken sich
weitgehend mit denjenigen der Landesregierung. Der Gedanke, in Pots-
dam eine Universität zu errichten, wurde an der Hochschule mitentwik-
kelt und wird von ihr getragen.

Allerdings denkt sie außer an die von der Landesregierung vorgesehe-
nen Fächergruppen auch an Wirtschafts- und Agrarwissenschaften, län-
gerfristig auch an Medizin.

In der Lehrerausbildung sollen Studiengänge fii,r die Lehrämter an allen
allgemeinbildenden Schulen angeboten werden. Da das Fächerspektrum

9) Die Zahl der Studierenden umfaßt hier und im folgenden immer nur die Zahl der
Direktstudenten.
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bisher schon fast alle Schulfächer umfaßte, sind hier nur geringfügige Er-
weiterungen geplant, nämlich um Astronomie und Gesellschaftskunde.
Neu eingerichtet werden sollen Studiengänge in Berufs- und Sonderpäd-
agogik, außerdem Studienangebote für psychologische Beratung und
Weiterbildungsmanagement. Bereits neu eingeführt wurden - vom Fach-
bereich Primarstufe - ein Studiengang Fleizeitpädagogik sowie Weiter-
bildungsangebote zur Erlangung der Lehrbefähigung im Fach Deutsch
und/oder Mathematik in der Grundschule.

Vorgesehen ist ein Diplomstudiengang Pädagogik. Auch in den übrigen
bereits vertretenen geistes-, sozial- und naturwissenschaftlichen Fä-
chern will die Hochschule möglichst bald neben den Lehramtsstudien-
gängen Diplom- und Magisterstudiengänge einrichten.

I. 3.2. Cottbus

Das IfL Cottbus zählte 1990 knapp 700 Studierende und 59 Lehrkräfte
(ohne Gastdozenten). Seine Integration als Fachbereich Erziehungswis-
senschaften in die Hochschule flir Bauwesen soll nach deren Vorstellun-
gen bestehen bleiben und die Grundschullehrerausbildung weiterge-
fi.ihrt werden, allerdings l«inftig auf verbesserter wissenschaftlieher
Grundlage. Hierzu sind die Etablierung oder Verstärkung eigener For-
schung im Fachbereich Erziehungswissenschaften, ein Ausgleich von
fachlichen Defiziten in der Stellenausstattung und längerfristig eine ver-
änderte Personalstruktur vorgesehen. Die Lehrbefrihigrrng bis Klasse 10

soll in den Fächern Mathematik, Deutsch, Sport und Kunsterziehung er-
worben werden können.

Neu eingerichtet werden sollen Angebote zur Nachqualifizierung von
Gmndschullehrern mit Ifl-Abschluß. In der Diskussion sind zusätzliche
Studienangebote in Sorbisch und eventuell weiteren westslawischen
Sprachen, interkulturelle und bilinguale Studienangebote und die Aus-
bildung von Berufsschullehrern in technischen Fachrichtungen. Bereits
versuchsweise eingerichtet wurde - vornehmlich als Zusatzausbildung
füLr ehemalige Diplom-Gesellschaftswissenschaftler - mit rund 150 Stu-
dienanfängern ein Fachhochschulstudiengang Sozialpädagogik/
Sozialarbeit mit einem Schwerpunkt im Bereich Sozialverwaltung und
Sozialmanagement. Die Hochschule plant, ihn später zu einem uni-
versitären Studiengang auszubauen. Die Konzepte hierftir wurden unter
Beteiligung westdeutscher Gastprofessoren entwickelt. Einstweilen noch
weitergefiihrt wird die Erzieherausbildung auf Fachschulniveau.

Langfristige Überlegungen richten sich auf die Erweiterung des Fach-
bereichs Erziehungswissenschaften in eine geisteswissenschaftliche Fa-
kultät im Füahmen einer Universität Cottbus.

I. 4. Empfehlungen

Generell empfiehlt der Wissenschaftsrat dem Land Brandenburg, bei
seinen Planungen die Ausbildungsmöglichkeiten der Hochschulen in
Berlin in fachlicher und kapazitärer Hinsicht mit zu berücksichtigen. Es
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ist damit zu rechnen, daß wie bisher ein Teil der studienberechtigten mit
Heimatwohnsitz in Brandenburg sein Studium in Berlin aufnimmt; stu-
dienberechtigte mit Heimatwohnsitz in Berlin werden jedoch kaum in
gleicher Größenordnung an brandenburgische Hochschulen gehen.

I. 4.1. Brandenburgische Landeshochschule potsdam

Der wissenschaftsrat empfrehlt, füLr die Brandenburgische Landeshoch-
schule Potsdam die Ausbildung ftir alle drei Lehrämter an allgemein-
bildenden schulen vorzusehen. wo die filr die Ausbildung rro.t öy-rr"-
siallehrern erforderliehe personelle und sächliche Ausitattung noch
nicht gegeben ist, sollte die Genehmigung entsprechender studiengänge
zurückgestellt werden, bis die voraussetzungen gegeben sind. sie soll-
ten vorrangig geschaffen werden.

Die Ergänzung des Fächerspektrums der Lehramtsstudiengänge um Ge-
sellschaftskunde ist sinnvoll. Fi-ir Astronomie wird auf punkt B. II. B.
des Allgemeinen Teils dieser Empfehlungen verwiesen.

FriLr die Grundschullehrerausbildung wird gemäß der Empfehlung unter
B. ry. 1. die Beibehaltung eines eigenen Fachbereichs oder einei ande-ren geeigneten organisationsform innerhalb der Hochschule
empfohlen.

Im Land Brandenburg besteht Bedarf an Ausbildungsmöglichkeiten für
wirtschaftspädagogen. Potsdam ist hierfür ein geeignetei stando.t, so-
fem an der Brandenburgischen Landeshochschule ein wirtschaftswis-
senschaftlicher Fachbereich gegffndet und die wirtschaftspädagogik
bei seiner Ausstattung angemessen berücksichtigt wird.

von sonderpädagogischen studienangeboten an der Brandenburgischen
Landeshochschule rät der wissenschaftsrat ab. Der Ausbild.,rrgsueaart
des Landes Brandenburg für sonderpädagogen kann bis auf weiteres
von der Humboldt-universität und anderen Berliner Hochschulen ge-
deckt werden, an denen Einrichtungen in den verschiedenen sonderpä-
dagogischen Ausbildungsrichtungen bereits vorhanden und vergleichs-
weise gut ausgestattet sind.

von der Einrichtung grundständiger berufspädagogischer studienange-
bote in gewerblich-technischen Fachrichtungen rät der wissenschaftsrat
wegen des Fehlens der erforderlichen ingenieurwissenschaftlichen vor-
aussetzungen in Potsdam ebenfalls ab. In Frage kommt dagegen,
entsprechend den allgemeinen Empfehlungen unter B. III. 1., aie nin-
richtung eines berufspädagogischen Aufbaustudiums füLr Absolventen
einschlägiger studiengänge einschließlich Fachhochschulstudiengängen.

I. 4.2. Cottbus

Der wissenschafsrat empfiehlt, die Grundschurehrerausbildung in cott-
bus nicht fortzufü:hren, sondern in potsdam zu konzentriu.e.r. i. hält es
grundsätzlich nicht ftir vertretbar, an einer Hochschule Lehrer nur fi.ir
die Grundschule auszubilden, auch nicht aus regionalpolitischen Gnin-
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den. Außerdem fehlen an der Hochschule in cottbus noch wesentliche

fachliche voraussetzungen ftir studienangebote, die zur Lehrbefähi-
gung bis zur Klasse t0 ftihren sollen. Die Umsetzung des von der

Lanäesregierung geplanten Konzepts der Grundschullehrerausbildung
würde daher in cottbus noch erhebliche Investitionen erfordern. Eine

Erweiterung um studiengäinge ftir die sekundarstufe I wtinde darüber
hinaus zusätzliche Mittel nötig machen. Beides ist weder im Hinblick auf
die im Land Brandenburg insgesamt erforderlichen Lehrerausbildungs-
kapazitäten noch auf die anderweitig im Hochschulbereich des Landes

vordringlichen Investitionen vertretbar.

Für die Ausbildung sorbisch sprechender Grundschullehrer reichen die

vom Land Sachsen an der universität Leipzig geplanten Kapazitäten aus.

über deren künftige gemeinsame Nutzung sollte zwischen den Ländern

sachsen und Brandenburg eine Abstimmung herbeigeführt werden.

Dagegen ist die schaffung von Ausbildungsmöglichkeiten für Berufs-
sch-ullehrer in technischen Fächern im Land Brandenburg sinnvoll. Die
Einrichtung entspreehender grundständiger studiengänge in cottbus
würde jedoch ebenfalls erhebliche Investitionen erfordern, sowohl im
ingenieurwissenschaftlichen Bereich als auch fiir das jeweils zweite

unterrichtsfach, das für das Niveau der sekundarstufe II angeboten wer-

den muß. sinnvoller ist es, berufspädagogische Aufbaustudienmöglich-
keiten für die Absolventen einschlägiger Fachstudiengänge, auch von
Fachhochschulen, vorzusehen.lo) sie wären aber aufgrund der vorhan-
denen oder vorgesehenen Kapazitäten nur an der Brandenburgischen
Landeshochschule Potsdam zu schaffen.

An der fü,r cottbus vom wissenschaftsrat empfohlenen Fachhochschule
sollte ein Fachbereich Sozialwesen errichtet werden.ll) Darüber hinaus
besteht in dieser Region kein Bedarf an Studienplätzen ftiLr Sozialarbeit
und Sozialpädagogik.

to; vgt. wi"""nschaftsrat: Empfehlungen zur Entwicklung der Fachhochschulen in
den 90er Jahren, KöIn 1991' S. 79.

11) Vgt. Empfeirlungen zur Errichtung von Fachhochschulen in den neuen Ländern,
KapitelII. B. 2., indiesemBand,Teilll.
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II. Mecklenburg-Vorpommern

II. I. Ausgangslage

In Mecklenburg-Vorpommern gibt es
Lehrer ausgebildet werden:

vier Hochschulen, an denen

- die universitäten Rostock und Greifswald; sie bieten jeweils nahezu
das vollständige Spektrum der Lehramtsfächer an;

- die Pädagogische Hochschule Güstrow; hier können nur die Fächer
Mathematik, Physik,chemie, Biologie und rechnik (bis lggg poly-
technik) studiert werden;

- die Pädagogische Hochschule Neubrandenburg; sie entstand erst
1989 durch Abtrennung und räumriche verlagerung der sektionen
fiir Germanistik/slawistik sowie ftir Marxismüs-L,eninismus/staats-
büLrgerkunde von der pädagogischen Hochschule Güstrow, Neu-
grtindung einer Sektion pädagogik/psychologie und Angheäerung
eines Instituts füLr Lehrerbildung als Fachschulinstitut. -zl,n 

dieser
Hochschule wurden lediglich die Fächer Deutsch, Russisch und
staatsbti'rgerkunde angeboten sowie - im angegliederten IfL - die
Ausbildung von Grundschunehrern. Die Ausbildung der angehen-
den Diplomlehrer des 3.-b. Studienjahres fand aus organisatoJschen
Gründen bis Wintersemester 1gg0/g1 noch in Güstrow statt.

Ftir die Ausbildung von Grundschullehrern bestand ein weiteres Institut
ftiLr Lehrerbildung in Rostock. Es kooperiert seit 1gg0 mit der pH Güst-
row. Das IfL Neubrandenburg wurde in die dortige pädagogische Hoch-
schule integriert.

Außer Einrichtungen für Marxismus-Leninismus bzw. ihren Nach-
folgeeinrichtungen an allen Hochschulen wurden vom Land Mecklen-
burg-vorpommern nicht übernommen (nach den Bezeichnungen vom
Dezember 1990) an der universität Greifswald das Institut ftir pädagogi-
sche Psychologie und Erziehungsberatung, das Institut für pädas;gik
und Hochschulbildr.rng und das Institut für philosophie, an der Fada-
gogischen Hochschule Güstrow das Institut ftiLr Erziehungs- und sozial-
wissenschaften, an der Pädagogischen Hochschule Neubrandenburg das
Institut ftir sozialwissenschaften/Gesellschaftsktrnde und das tnstitut
ftir Pädagogik und Psychologie.

IL 2. Planungen derlandesregierung

Das Land Mecklenburg-vorpommern beabsichtigt, die Lehrerausbil-
dung institutionell und räumlich an den universitäien zu konzentrieren.
Deshalb soll die PH Güstrow in die universität Rostock integriert wer-
den und die PH Neubrandenburg in die universität Greifswalä. ob dies
als Fach-zu-Fach-Zuordnung oder als Einrichtung jeweils einer eigenen
Fakultät geschehen soll, ist noch offen.
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Einen Mangel an Studienplätzen sieht die Landesregierung vor allem im
Bereich dei eerufspädagogik. An Hochschulen des heutigen Landes

Mecklenburg-vorpommern wurden keine Berufsschullehrer ausgebil-

det. Erwogen werden grundständige berufspädagogische studiengänge
und berufipädagogische Aulbaustudiengänge für Fachhochschulabsol-
venten. Eine Ausbildung von sonderschullehrern ist ftil' die studien-
richtungen Lem- und Geistig-Behinderten-Pädagogik vorgesehen'

Das vom Landtag verabschiedete schulreformgesetz sieht ein nach
schularten gegliedertes Schulwesen mit vierjähriger Grundschule,
Hauptschule, Fl,,ealschule und Gymnasium bis Klasse 12, ferner beruf-
liche schulen und Sonderschulen vor. wie die Lehrämter im einzelnen
ausgestaltet werden sollen, ist noch nicht abschließend geklärt.

II. 3. PlanungenderHochschulen

II. 3.1. UniversitätRostock

Die Universität Rostock bietet Lehramtsstudiengänge in den Fächem
Mathematik, Physik, Biologie, Chemie, Geschichte, Deutsch, Englisch,
Russisch, Spanisch sowie Sport und Musik an, außerdem Sonderpäda-
gogik. Die Zahl der Studierenden in der Diplomlehrerausbildung betrug
im-Wintersemester lggg/90 1213, diejenige der Studienanfänger 312. Die
universität plant die Fortführung der Lehrerausbildung in den bisheri-
gen Fächern ftir die Haupt- und Realschule sowie für das Gymnasium,
ierne. - durch Integration des IfL Rostock - die Aufnahme der Grund-
schullehrerausbildung. Das Fächerspektrum soll erweitert werden um
Latein, Griechisch und Evangelische Religionspädagogik. Vorgesehen

sind weiterbildende studiengänge fi.ir die Lehrämter in den sekundar-
stufen I und II in Latein, Englisch, Spanisch, Sport und Informatik' Neu
eingefi.ihrt werden sollen ein studiengang wirtschaftspädagogik sowie

ein studiengang Diplompädagogik (grundständig wie postgpdual) mit
Spezialisierungsmöglichkeiten für Schul-, Sozial-, Erwachsenen- und
sonderpädagogik. Bereits zum wintersemester 1990/91 wu.rden zwei-

semestiige postgraduale Studiengänge füLr Sozialpädagogrk und ftir
Beratungslehrer eingerichtet.

II. 3.2. Universität Greifswald

Die universität Greifswald, an der im wintersemester 1989/90 1426

Diplomlehrerstudenten immatrikuliert waren, darunter 473 Studienan-
fänger, bietet bisher die Fächer Deutsch, Russisch, Polnisch, Englisch,
Französisch, Geschichte, Geographie, Mathematik, Physik, Chemie,

Biologie, sport sowie Kunst- und Musikerziehung an. Sie plant die Fort-
fuhrung der Lehrerausblldung in den bisherigen Fächern fi.ir die Haupt-
und Realschule und das Gymnasium. Alle Studienordnungen werden
zur zelt revidiert. Das Fächerspektrum soll erweitert werden um
Spanisch, Italienisch, Dänisch, Schwedisch, Philosophie, Evangelische

Religionspädagogik und Informatik. Geplant sind die Einrichtung eines

Dipläm- und Magisterstudiengangs in Pädagogik mit den Spezialrich-
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tungen sozial-, Fle2eit-, Erwachsenen- und Hochschulpädagogik, ferner
Zusatzstudienangebote in Fleizeitpädagogik, sozialpädagägi.,'s"t.rt-
sportforderunterricht sowie für Beratungslehrer. Längerrrlstig ist auctr
an die Übernahme der Grundschullehreiausbildung v"on der Faärgosr
schen Hochschule Neubrandenburg gedacht; Gespiäche hierüber sind
aufgenommen worden, haben jedoch noch zu keinem Abschluß geftihrt.

II. 3.3. Pädagogische Hochschule Güstrow

An der Pädagogischen Hochschule Güstrow waren zu Beginn des
wintersemesters 1990/91 1010 Studierende immatrikuliert, daion b6 in
einem vorkurs zur Erlangung der Hochschulreife und 144 in postgra-
{y 1en studiengängen. Die Zahl der Lehrkräfte betrug am r. ro. rggo
223, darunter 45 Professoren und Dozenten. seit 1g90 ist die Hochschule
untergliedert in Institute für Mathematik, physik, chemie, Biologie,
Technik/Arbeitslehre sowie Erziehungs- und sozialwissenschaften. Neu
eingerichtet hat sie 1991 einen grundständigen Diplomstudiengang
sozialpädagogik/sozialarbeit sowie postgraduale stuäienangebote füLr
Beratungslehrer füLr soziale probleme bzw. für Begabteniörderung.
Geplant ist die Einftihrung der Grundschullehrerausbildung durch Inte-
gration des IfL Rostock, dem im Herbst 1gg0 6bg studierende und 126
Lehrkräfte angehörten. Geplant ist ebenfalls die Einrichtung von
berufspädagogischen studiengängen in den Fachrichtungen Metalltech-
nik und Elektrotechnik sowie von Diplomstudiengängenin Mathematik,
chemie, Biologie, Physik sowie in Erziehungswissenichaft mit den stu-
dienrichtungen sozialpädagogik/sozialarbeit, schulpädagogik und Frei-
zeitpädagogik. vorgesehen sind außerdem weiterbildungsangebote für
die Nachqualifizierung von Grundschullehrern mit Fachichulabschluß
sowie von Lehrern für die gymnasiale oberstufe, außerdem Angebote in
Informatik. Überlegungen bestehen fi.iLr einen studiengang IJmwelt-
pädagogik, zunächst als postgraduales Angebot. Angestreut wira aer
Aufbau einer sozialwissenschaftlichen Fakultät, eventuell durch wieder-
angliederung der Pädagogischen Hochschule Neubrandenburg.

Aufgrund der Absicht der Landesregierung, die Lehrerbildung an den
universitäten zu konzentrieren, wünscht die pädagogische Hoähschule
Güstrow ihren Ausbau zu einer dritten Landesuniversität mit 4 000 bis
5 000 studienplätzen und einem schwerpunkt ökosystemforschung,
eventuell durch wiederzusammenlegrrng mit der pädagogischen Hoch-
schule Neubrandenbr-ug. Dieser Lösung wird gegenübei einer Fusion
mit der universität Rostock unter Beibehaltung des Standortes Güstrow,
etwa als Pädagogische Fakultät, und ebenfalls einer verlagerung der
I-,ehrerausbildung von Güstrow nach Rostock und verwend-ung dler in
Güstrow freiwerdenden Kapazitäten für ein universitätskolleg oäer eine
ähnliche Einrichtung der Vorzug gegeben.

II. 3.4. Pädagogische Hochschule Neubrandenburg

Die Pädagogische Hochschule Neubrandenburg zählte im Herbst 1g90
rund 400 studierende und 140 Lehrkräfte, davon 28 professoren und Do-
zenten. Hinzu kamen rund b50 studierende und bl Lehrkräifte des Insti-
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tuts für Lehrerbildung. Die Gesamtzahl der Studienanfänger betrug 425
(ohne Vorkursanten und Fachschüler).

Untergliedert hat sich die Hochschule 1990 in Institute für Germanistik/
Anglistik, Slawistik, Pädagogik/Psychologie und Sozialwissenschaft.
Vorgesehen ist die Einrichtung von zwei Fachbereichen (Philologie und
Pädagogik/Psychologie).

Seit Wintersemester 1990/91 werden die Fächer Deutsch, Englisch und
Russisch angeboten sowie eine Ausbildung zum Beratungslehrer (als
Drittfach), femer die Grundschullehrerausbildung als Hochschulstu-
diengang. Hinzukommen soll das Fach Gesellschaftskunde; es ist gegen-
wärtig ausgesetzt. Neu eröffnet wurde ein Diplomstudiengang Sozialpä-
dagogtk. Auf Fachschulniveau weitergeftitrrt wird die Ausbildung von
Erziehern fiiLr Heime und Internate.

Frlr ihre weitere Entwicklung sieht die Hochschule im wesentlichen fol-
gende Perspektiven:

1. Ausbau zu einer Gesamthochschule mit Lehramtsstudiengängen für
Grund-, Haupt- und FUealschulen in den vorhandenen Fächern, einer
Verwaltungsfachhochschule, wirtschaftswissenschaftlichen und
wirtschaftspädagogischen Studiengängen einschließlich Kombina-
tionsstudiengängen aus wirtschaftswissenschaftlichen r;nd fremd-
sprachlichen Anteilen, eventuell auch technischen Fachrichtungen
wie Architektur und Bauingenieurwesen durch Eingliederung der
Fachschule ftir Bauwesen Neustrelitz und der Agraringenieurschule
Neubrandenburg;

2. Fusion mit der Universität Greifswald, aber Weiterführung des
Standortes Neubrandenburg als Außenstelle ftir die Ausbildung von
Grundschullehrern und fttu: die Fachrichtungen Sozialpädagogik,
Kommunikationswissenschaft sowie Wirtschafts- trnd Sozialwissen-
schaften;

3. Wiederzusammenlegung mit der Pädagogischen Hochschule Güst-
row, eventuell mit dem Fernziel einer dritten Landesuniversität.

II. 4. Empfehlungen

An beiden Universitäten des Landes Mecklenburg-Vorpommern ist das
Fächerspektrum für die Ausbildung von Lehrern, auch für die Sekun-
darstufe II, hinlänglich breit. Wo innerhalb einzelner Fächer Ausstat-
tungsdefrzite bestehen, sind sie im Zuge der anstehenden Erneuerungs-
und Ausbaumaßnahmen zu beseitigen.

Die Pädagogische Hochschule Neubrandenburg ist mit ihrem außeror-
dentlich schmalen Fächerspektrum, das zudem noch Fächer aufweist,
die inhaltlich grundlegend erneuert werden müssen oder - wie Russisch
- unter rapidem Nachfrageschwund leiden, in ihrer gegenwärtigen
Struktur nicht überlebensfähig. Die von ihr erwogene Weiterentwick-
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lung zu einer Gesamthochschule ist in der vorgesehenen Form unreali-
stisch. Die Kombination einer Pädagogischen Hochschule mit Studien-
gängen für die Grundschule und die Sekundarstufe I mit einer Fach-
hochschule reicht für eine Gesamthochschulgri.indung nicht aus; zu ihr
gehören auch universitäre Studiengänge.

Auch das Fächerspektrum der Pädagogischen Hochschule Güstrow
ist schmal, umfaßt aber die wichtigsten mathematisch-naturwissen-
schaftlichen Fächer. Zudem ist ihr Forschungsfundament breiter und
erreicht in einigen Fachgebieten offenbar ein für Pädagogische
Hochschulen überdurchschnittliches Niveau. Ihre Weiterentwicklung
zu einer Universität hält der Wissenschaftsrat jedoch ebenfalls für
unrealistisch. Die Ausbildungskapazitäten der beiden vorhandenen
Universitäten reichen bis auf weiteres aus, den Bedarf des Landes
Mecklenburg-Vorpommern zu decken. Zudem erfordern allein ihre
Modemisierung und ihr Ausbau finanzielle Mittel, deren Höhe das Land
vor große Probleme stellt. Weitere Mittel erfordert der vorgesehene und
vom Wissenschaftsrat empfohlene Aufbau von Fachhochschulen.
Deshalb kann die Gründung einer dritten Landesuniversität, die zu-
sätzlich erhebliche Mittel beanspruchen würde, nicht empfohlen
werden.

Aufgrund dieser Ausgangslage häIt der Wissenschaftsrat die Entschei-
dung der Landesregierung, die Lehrerausbildung krinftig an den beiden
bestehenden Universitäten zu konzentrieren, ftir begründet und sinn-
voll. Er empfiehlt, an beiden Universitäten Studiengänge für die Grund-
schule und die Sekr.rndarstufen I r.rnd II allgemeinbildender Schulen an-
zubieten. An beiden sollten eigene Fachbereiche oder andere geeignete
Formen zur Zusammenfassung der Grundschullehrerausbildung einge-
richtet werden.

Neubrandenburg sollte als Standort für Lehramtsstudiengänge aufgege-
ben, die hier freiwerdenden räumlichen und eventuell personellen Ka-
pazitäten sollten anderweitig weitergenutzt werden, z. B. ftiLr eine Fach-
hochschule oder eine Einrichtung der Referendarausbildung oder der
Lehrerfort- rlnd -weiterbildung.

Auch die Beibehaltung Güstrows als Außenstelle der Universität
Rostock ftiLr die Ausbildung von Lehrern füLr die Sekundarstufen I und II
erscheint auf Dauer nicht sinnvoll. Sie wtirde den Unterhalt von Kapazi-
täten erfordern, die für die gleichen Fächer ebenfalls in Rostock benötigt
werden, oder eine Aufteilung der Lehramtsfächer oder Studienabschnit-
te auf beide Orte verlangen, die aus grundsätzlichen GrüLnden nicht
empfehlenswert ist. Allenfalls kommt eine Verlagerung der Grund-
schullehrerausbildung von Rostock nach Güstrow in Flage. Aus den un-
ter B. fV. 1. genannten Gründen empfiehlt der Wissenschaftsrat fi.ir die
Fusion namentlich der Pädagogischen Hochschule Güstrow in die Uni
versität Rostock eine längere Übergangsphase. So lange ist in Güstrow
aufgrund der dortigen vergleichsweise guten Ausstattung und anerkann-
ten Forschung das Angebot einzelner Fächer auch fi.ir die Sekundar-

136



stufe II vertretbar. Wie die Einrichtungen in Güstrow langfristig genutzt
werden sollen, ist vom Land zu entscheiden.

Die Erweiterung der Lehramtsfächer an der Universität Rostock um La-
tein und Griechisch häilt der Wissenschaftsrat fiir sinnvoll. Das gegen-
wärtige romanistische Angebot ist mit Spanisch allein und dessen latein-
amerikanischer Akzentuierung bedenklich schmal. Eine Ausbildung
von Diplom-Handelslehrern sollte bei der anstehenden Erneuerung der
Lehre der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät berück-
sichtigtwerden.

Die Erweiterung der l,ehramtsfächer der Universität Greifswald um In-
formatik, Philosophie, Dänisch und Schwedisch sowie um Spanisch und
Italienisch ist sinnvoll, sofern sie als Schulfächer vorgesehen werden'
'Wegen des voraussichtlich geringen Bedarfs erscheint es ratsam, sie in
erster Linie als Drittfücher im Zusatzstudium anzubieten.

Die Ausweitung des Fächerspektrums um Evangelische Religionspäd--
agogrk ist an beiden Universitäten vorgesehen und naheliegend, da
beide über Theologische Fakultäten verfügen. Allerdings sollte die Lan-
desregierung unter finanziellen wie Bedarfsgesichtspunkten prüfen, ob
die Eröffnung eines religionspädagogischen Studiengangs an einer der
beiden Universitäten zunächst ausreicht.

Ahdiches gilt ftir die Einrichtung eines Studiengangs in Diplom-Päd-
agogik, der ebenfalls an beiden Universitäten vorgesehen ist. Nach Auf-
fassung des Wissenschaftsrates ist sie in keinem Fall vordringlich. Er
verweist hierzu auf seine allgemeinen Empfehlungen unter B. VII.

Für vordringlich hält er hingegen die Einrichtung von Lehramtsstudien-
gängen in Sozialkunde an wenigstens einer der beiden Universitäten.

Sonderpädagogische Studiengänge sollten in Mecklenburg-Vorpom-
mern aufgrund der vorhandenen Ressourcen an der Universität Rostock
konzentriert werden. Im Hinblick auf den insgesamt geringen Ausbil-
dungsbedarf verweist der Wissenschaftsrat aber auf die Notwendigkeit
einer Abstimmung zwischen den neuen Bundesländern (vgl. B. III. 1.).

Sofern in Rostock ein Diplomstudiengang in Pädagogik eingerichtet
wird, könnte Sonderpädagogik auch als einer seiner Schwerpunkte vor-
gesehenwerden.

Wenn in Mecklenburg-Vorpommern grundständige berufspädagogische
Studiengänge füLr technische Fachrichtungen eingerichtet werden, sollte
dies an der Universität Rostock geschehen, sofern sie um eine Techni-
sche Fakultät ergänzt wird oder Möglichkeiten zur Kooperation im inge-
nieurwissenschaftlichen Teil der Ausbildung an einer Technischen
Hochschule im Raum RostockiWarnemiiLnde/Wismar entstehen. Die
Voraussetzungen fi.i,r das Studium des zweiten Faches sind hier gegeben
oder werden mit den für die Ausbildung von Lehrern für die Sekundar-
stufe II ohnehin erforderlichen Erneuerungs- oder Ausbaumaßnahmen
geschaffen werden. Wenn in Mecklenburg-Vorpommern berufspädago-
gische Aufbaustudiengänge für die Absolventen einschlägiger Fachstu-
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diengänge, auch von Fachhochschulen, eingerichtet werden, sollte dies
im Interesse optimaler Ressourcennutzung ebenfalls an der universität
Rostock geschehen.

III. Sachsen

III. 1. Ausgangslage

Das Land Sachsen weist die höchste Hochschuldichte der neuen Länder
auf. Gleichwohl entsprach der Anteil sachsens mit 30 /o aller Lehrerstu-
denten der ehemaligen DDR nahezu dem Bevölkerungsanteil dieses
Landes. 1988 betrug die Zahl der Lehrerstudenten in Sachsen insgesamt
1 1 500, davon an Instituten füLr Lehrerbildung 3 241 , an pädagogischen
Hochschulen 4 628 und an Universitäten rund 3 680.

Aufgrund der zentralen Bildungsplanung in der früheren DDR wur-
den an sächsischen Hochschulen Kapaziläten ftir die Berufsschulleh-
rerausbildung aufgebaut, die auch andere Regionen mit Absolventen
versorgten r.rnd den Bedarf des heutigen Landes Sachsen überstei-
gen; hingegen verfügt das Land über keine Sonderschullehrerausbil-
dung.

tr\inf Institute ftir Lehrerbildung als ehemalige Einrichtungen für die
Grundschullehrerausbildung wurden einzelnen Hochschulen zugeord-
net; an ihnen wird zum einen die Ausbildung der Ifl-Studierenden zu
Ende geführt, zum anderen die künftige Grundschullehrerausbildung
installiert. Einen Sonderfall stellt das sorbische IfL in Bautzen dar, das in
einem Verbund mit anderen kulturellen Institutionen im Siedlungsge-
biet der sorbischen Minderheit existiert.

Die ehemaligen Sektionen für Pädagogik und psychologie an den Hoch-
schulen in Sachsen befinden sich vollsfiindig oder weitgehend im Neu-
aufbau. Im einzelnen handelt es sich

- an der TU Chemnitz um die Sektion Erziehungswissenschaft,

- an der PH Dresden um die Sektion Pädagogik/psychologie,

- an der Universität Leipzig um die Wissenschaftsbereiche Grund-
lagen der Pädagogik, Erziehungstheorie, Geschichte der Erziehung
sowie Hoch- und Fachschulpädagogik innerhalb der Sektion päda-
gogrk,

- an der PH Leipzig um die Sektion Pädagogik/psychologie.

Lediglich an der Pädagogischen Hochschule Zwickau besteht die Sek-
tion Pädagogik/Psychologie unverändert fort.
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III. 2. PlanungenderLandesregierung

Das Land beabsichtigt, die Lehrerausbildung an universitäten zu kon-
zentrieren, an denen ein breites Fächerspektrum vorhanden ist oder ent-

wickelt werden kann. Als standorte hierfür werden Dresden, Leipzig,
chemnitz und Zwickau genannt. Das sorbische Institut ftir Lehrerbil-
dung in Bautzen soll nicht weitergeführt und die hier angebotenen Aus-

bildungsgänge sollen an die universität Leipzig verlagert werden. xine
Entscheidung über einen ktiLnftigen Standort ftir die Sonderschullehrer-
ausbildung ist noch nicht gefallen.

Die Landesregierung hat dem sächsischen Landtag unlängst einen
schulgesetzentwurf zugeleitet. Dieser Entwurf sieht neben der Gmnd-
schule eine Mittelschule - mit einer internen Differenzierung - und
einen rymnasialen Schultyp sowie eine Förderschule (Sonderschule)

und mehrere Zweige berufsbildender Schulen vor.

Diesen Schularten sollen jeweils eigene Lehrämter zugeordnet werden.
Darüber hinaus gibt es Überlegungen, Grundschullehrer mit einer zu-

sätzlichen Lehrbefühigung in einem Fach bis Klasse 10 auszustatten; ftir
Lehrer an Mittelschulen und Gymnasien ist eine Ausbildung in zwei

Fächern für die Klassen 5-12 vorgesehen.

Mit Beginn des schuljahres 1991/92 soIl die zweiphasige Ausbildung auf-
genommen werden. Mit dem Aufbau von Studienseminaren ist begon-

nen worden. AIs Institutionen der Lehrerfort und -weiterbildung sind in
sachsen drei Akademien geplant, die in Dresden (Geisteswissenschaf-

ten), Leipzig (Naturwissenschaften) und Chemnitz (Berufspädagogik)

errichtet werden sollen.

III. 3. Planungen der Hochschulen

IIL 3.1. Technische Universität Dresden

Im Wintersemester 1989/90 waren an der TU Dresden in berufspädagogi-

schen studiengängen insgesamt 606 Studierende immatrikuliert, die
von 11 Professoren, 12 Dozenten und weiteren 81 Lehrkräften (stand:

1. 10. 1990) betreut wurden.

Geplant ist die Ausbitdung von Berufsschullehrern in 7 beruflichen
Faöhrichtungen, die an bisherige Ausbildungsgänge und vorhandene
Fächer anknüpfen kann: Metall-, Holz-, Elektro- sowie Textiltechnik,
Technische chemie, Ernährung/Hauswirtschaft und Datenverarbeitung.
Bisher wurden in diesen studiengängen Ein-Fach-Lehrer ausgebildet.
Eine Kombination mit allgemeinen Fächern ist bislang nur beglenzt
möglich, da zur Zeit lediglich Mathematik, Physik und Chemie angebo-

ten werden können; als weitere Kombinationsfrcher sind wirtschafts-
lehre und Sozialkunde vorgesehen.

Die Leitung der TU Dresden befürwortet eine Fusion mit der PH Dres-

den. sie sietrt hierin eine sinnvolle Ergänzung beider Hochschulen und
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fiir die Lehrerausbildung vor allem die Möglichkeit einer verbreiterung
des Studienangebots in den allgemeinen Fächern.

III. 3.2. Pädagogische Hochschule Dresden

Im wintersemester 1g8g/90 waren an der pH Dresden 16g0 studierendeftir den Abschluß,,Diplomlehrer,, eingeschrieben.

Prghdie Angliederung der IfL Nossen und Radebeul hat sich dieseZahl um ca. 660 Grundschullehrerstudenten erhöht. Am 1. to. tgso ue-trug die Zahl der Professoren und Dozenten ?b, die aer uurigen r,errr-
Wäftr- 27 2 (einschließlieh Ifl-personal).

Für Lehrerstudenten w,rden bisher die Fächer Mathematik, physik, In-formatik, Geographie, Geschichte, Deutsch, Russisch, Kunsteräienung
angeboten; auch Fleundschaftspionierleiter wurden an der pH Dresden
ausgebildet. Die PH prant Erweiterungen um Religion und sonder- bzw.
Rehabilitationspädagogik, ferner um Lateinische -rhilologr" 

"rra 
arrgti-stik' Auf der Grundlage der vorhandenen Kapazitäteri zur Fleund-

schaftspionierleiterausbildung hat die pH Dresdän in Zusammenarbeitmit einer ehemaligen Fachschule ftir FDJ-Krubreiter opro-siuaien-
qängelir sozialpädagogik/soziararbeit und Kulturpaaasogik eingefüh.t.
Diese Studiengänge wurden nicht genehmigt.

Die PH Dresden strebt eine Integration als eigenständige Fakultät in die
Technische Universität an.

III. 3.3. Technische Universität Chemnitz

An den drei im Fachbereich Erziehungswissenschaft vorhandenen
Lehrstühlen (Didaktik, frochschurpäd"go§k, Methodik des polytechni-
schen unterrichts) und den beiden Grrrrttt"., im Fachbeäch Be-
rufspädagogik sind 14 professoren und Dozenten tätig. Die Zahl der üb-rigen Lehrpersonen betrug am 1.10. 19g0 insgesamt 150. Im winterse_
mester 1989/90 waren an der TU chemnitzilo Lehrerstudenten im-matrikuliert.

An der TU chemnitz w,rden Lehrer ftiLr allgemeinbildende schulenbi:!:T rr,rlin wenigen Fächern (Mathematik, Fhysik, pofyrccfrnif.l aus_gebildet. Die Berufsschullehrerausbildung in Maschinenüau una'etet-trotechnik fand an der ca. 60 km entfernten Außenstelle Breitenbmnn
statt.

Beantragt ist die Einrichtung eines studiengangs für Grundschulrehrer,
der aus dem Bestand des angegliederten rrr,-nocnttz entwickelt werdenund noch 1991 die Ausbildung aufnehmen son, sowie eines o[m-stu-
diengangs sozialpädagogik. Eine Erweiterung des Fächeranguuoi, *irazunächst durch den Ausbau des Fachbereiähs Flemdsp""ifr"" 

""g._strebt.
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III. 3.4. Pädagogische Hochschule Zwickau

Im Wintersemester 1989/90 waren an der Pädagogischen Hochschule
Zwickau rund 2 550 Studierende für das Lehramt eingeschrieben; das

wissenschaftliche Personal bestand aus 26 Professoren bzw. Dozenten
und weiteren 200 Lehrpersonen (Stand: 1. 1 0. 1 990).

In der vergangenheit Iag an der PH Zwickau der Ausbildungsschwer-
punkt im Fich Staatsbürgerkunde und in der Ausbildung von Fleund-
ichaftspionierleitem; als Kombinationsfächer wgrden Deutsch, Sport
und Musik angeboten. Mittlerweile wurde das Fach Englisch eingefi.ihrt.
Die Ausbildung von Fleundschaftspionierleitern wurde durch einen stu-
diengang Freizeit- und Kulturpädagogik ersetzt. Zur Erweiterung des

fachiichen Spektrums will die PH in Kooperation mit der TH Zwickau
Lehramtsstudiengänge in Mathematik, Physik und Informatik anbieten;
außerdem wird eine Ergänzung durch mehrere Fremdsprachen und Reli-
gion angestrebt.

Das angegliederte ehemalige IfL Auerbach ist als Institut ftir Grundschul-
Iehrerausbildung im Fachbereich Pädagogik/Psychologie verankert wor-
den. Ihre weitere Perspektive sieht die PH Zwickau in einem Zusammen-
schluß mit der Technischen Hochschule zwickau zrteiner universität.

III. 3.5. Universit'ät Leipzig

An der universität Leipzig betrug die Zahl der Studierenden ftir das Lehr-
amt im wintersemester 1989/90 rund 1900, darunter waren 411 Studien-
anfänger. Die Zahl der Lehrpersonen in der sektion Pädagogik belief sich

zum 1. 10. 1990 auf 40, darunter 7 Professoren und Dozenten.

Die Ausbildung von Lehrern erfolgte bislang in den Fächern Deutsch,

Englisch, Flanzösisch, Russisch, Tschechisch, Sorbisch, Mathematik,
Physik, Biologie, Chemie, Geschichte, Kunsterziehung und Musik' Die
Universität Leipzig war neben der Humbotdt-Universität in Berlin die
zweite Hochschule in der DDR mit einem Studiengang Agrarpädagogik'
der eine Lehrberechtigung ftir landwirtschaftliche Berufsschulen bzw.

-klassen vermittelte.

III. 3.6. Pädagogische Hochschule Leipzig

Zum Wintersemester 1989/90 waren an der PH Leipzig 1 750 Studierende
eingeschrieben; darin sind rund 590 studierende des im september 1990

ang:egliederten IfL Leipzig enthalten. Die ZahI der Lehrpersonen (Stand:

r. ro. lggol betrug 66 Frofessoren/Dozenten und weitere 236 Lehrkräfte,
von denen 81 dem ehemaligen IfL angehörten.

studienfächer waren bisher staatsbiiLrgerkunde, Geschichte, Deutsch
und Russisch. Es gibt Bestrebungen, Lehramtsstudiengänge in den

Fächern Englisch, Mathematik, Geographie, Sport und Religion einzu-

richten. vorgesehen ist auch ein studiengang Sonderpädagogik mit den

schwerpunkten Lernbehinderung und verhaltensstörung sowie eine

Ausbildung von Diplom-Sozialpädagogen.
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Die an der PH tätigen Lehrkräfte haben ihr Interesse geäußert, neben
Grund- und Mittelschullehrern zumindest in den von ihnen selbst als gut
ausgebaut angesehenen Fächern (2. B. Deutsch) auch Gymnasiallehrer
auszubilden. Die PH plädiert für die Beibehaltung ihrer Eigenständigkeit
und verweist auf die spezifischen vorzüge einer eigenständigen Hoch-
schule für Lehrerbildung.

III. 3.7. Sorbisches Institut für Lehrerbildr.rng Bautzen

Das Ausbildungsprofil des sorbischen IfL Bautzen umfaßte die Grund-
schullehrerausbildung füLr sehulen im siedlungsgebiet der sorbischen
Minderheit (Nieder- und oberlausitz) und von Kindergärtnerinnen füLr
sorbische vorschuleinrichtungen. Im Herbst 1gg0 befanden sich am IfL
Bautzen ca.220 Studierende fiir das Lehramt an Grundschulen sowie
rund 130 angehende Kindergärtnerinnen; sie wurden von insgesamt 60
Lehrpersonen betreut.

Die Ausbildung von Lehrern erfolgt füLr sechs schulen, an denen Sorbisch
Unterrichtssprache ist (sog. Typ A), und für eine nicht näher bekannte
Anzahl weiterer schulen, an denen sorbischer sprachunterricht erteilt
wird (Typ B). Sorbischlehrer für die Mittel- und oberstufe wurden an der
Universität Leipzig ausgebildet. Die Zahl der ,,A-Schüler,, wird mit 1 100,
die der,,B-Schüler" mitrund 5 000 beziffert.

Das IfL Bautzen strebt über die Ausbildung von Grundschullehrern
hinaus auch eine Ausbildung von Lehrern fi.ir die Mittelschule an; an-
stelle von Kindergärtnerinnen ist die Ausbildung von sozialpädagogen/
Erziehern geplant, die wie die Lehrer zum guten Teil aus der sorbisch
sprechenden Bevölkerung rekrutiert werden sollen. Daher wird die An-
bindung an eine Hochschule gesucht; wegen der an der Universität
Leipzig gut etablierten sorabistik würde das IfL diese verbindung favo-
risieren.

IIL 4. Empfehlungen

Mit der gut ausgebauten wissenschaftlichen Infrastruktur in sachsen er-
öffnet sich ftir die Lehrerausbildung die Möglichkeit einer begrenzten
fachlichen Arbeitsteilung zwischen den Hochschulen. Eine auf diese Be-
dingungen abgestellte Gesamtkonzeption der Fächerangebote muß eine
Grundversorgung an Kernfächern an jeder Hochschule sicherstellen
und sollte zugleich die Möglichkeit einer profrlbildung an einzelnen
Hochschulen vorsehen.

Die Zusammenflihrung der Pädagogischen Hochschulen mit vorhande-
nen universitäten hält der wissenschaftsrat für eine sinnvolle option,
insbesondere in Dresden und Leipzig. Die Absicht des Landes, dabei den
Bedürfnissen der Lehrerbildung Rechnung zu tragen, ist zu begnißen.
Im übrigen sollten die unter B. tv. dargelegten generellen Gesichts-
punkte zur Integration Pädagogischer Hochschulen Beachtung finden.
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Angesichts der umfangreichen Kapazitäten für die Berufsschullehrer-
ausbildung in Sachsen stellt sich die FYage, ob die Zahl der Studienplätze
rasch auf den Bedarf des Landes zurückgeführt werden soll. Zum gegen-

wärtigen Zeitpunkt, da der Aufbau berufspädagogischer Ausbildungs-
kapazitäten in den übrigen neuen Ländern zur Deckung des jeweils eige-

nen Bedarfs soeben erst beginnt, ist sie nach Meinung des Wissen-
schaftsrates zu verneinen; insbesondere spricht nichts dagegen, fiir eine
tibergangsphase die Ausbildung von gewerblichen Berufsschullehrern
an den beiden Standorten Dresden und Chemnitz fortzusetzen'

Mit der Planung und dem Aufbau von Ausbildungsgängen füilehr"t a.,
kaufmännischen Berufsschulen und fi.ir sonderschullehrer sollte als-

bald begonnen werden. Der Wissenschaftsrat geht davon aus, daß die
Einrichtung dieser studiengänge an jeweils einem standort den Bedarf
des Landes Sachsen zunächst decken wird.

III. 4.1. Technische Universität Dresden

Ftir die TU Dresden empfiehlt der Wissenschaftsrat eine Fortsetzung der
Ausbildung gewerblicher Berufsschullehrer in den bereits vorhandenen
Fachrichtungen. Um die Kombinationsmöglichkeiten mit allgemeinen
Fächern zu verbessern, sollte deren Angebot erweitert werden. Die beab-
sichtigte Integration mit der PH Dresden wird es ermöglichen, die Leh-
rerausbildung an der TU Dresden auf eine breitere Basis zu stellen.

III. 4.2 Pädagogische Hochschule Dresden

Der Wissenschaftsrat geht davon aus, daß die PH Dresden mit der Aus-
bildung von Gymnasiallehrern, die die Landesregierung - wenn auch
nur vorläufig - genehmigt hat, auf Dauer überfordert ist. Das wissen-
schaftliche Potential erscheint ftir diese Aufgabe insgesamt nicht ausrei-
chend, wenngleich in einzelnen Fächern die Ausstattung einer wissen-
schaftlichen Hochschule angemessen ist. Falls die PH als eigenständige
Institution fortbestehen sollte, erscheint es unabdingbar, die Ausbil-
dungsgänge für Gymnasiallehrer einzustellen'

Die Angliederung der IfL Nossen und Radebeul und die damit an die PH
übergegangene Grundschullehrerausbildung machen unabhängig von
der Integrationsentscheidung die Einrichtung eines Lehrangebots fliLr

Grundschuldidaktik erforderlich. Die ZusammenfiiLhrung der PH mit
der TU Dresden sollte mit dem Neuaulbau eines Studienangebots in So-

zialwissenschaften einhergehen, wie es der Wissenschaftsrat füLr den
Standort Dresden bereits empfohlen hat.12) EtiT die Einrichtung von
Sonder- bzw. Rehabilitationspädagogik hingegen sieht der Wissen-
schaftsrat in Dresden keinen Bedarf.

12) Vg]. Empfehlungen zum Aulbau der wirtschafts- und sozialwissenschaften an den
Universitäten/Technischen Hochschulen in den neuen Bundesländern und im Ostteil
vonBerlin, indiesem Band, TeilI, S.56.
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III. 4.3. Technische Universität Chemnitz

Dem Standort Chemnitz kommt angesichts der bereits vorhandenen
Lehrerbildungsstätten in sachsen keine Priorität bei der Neuordmrng
der Lehrerausbildung zu,anmaldas Fächerangebot an der TU Chemnitz
äußerst schmal ist. Auch die Berufsschullehrerausbildung fand nur in
zwei Fächern statt und war überdies an einem weit entfemten, von der
TU räumlich getrennten Standort untergebracht.

Für die TU Chemnitz empfrehlt der \[issenschaftsrat, die Ausbildung
von gewerblichen Berufsschullehrern fortzusetzen und die vorhande-
nen Ausbildungskapazitäten in Mathematik r.rnd physik füLr Diplomstu-
diengänge und als Kombinationsfächer ftir die Gewerbelehrerausbil-
dung vorzusehen. Dies sollte auch für die bereits im Aufbau befind-
lichen Flemdsprachen gelten.

Um Möglichkeiten zur Kombination von gewerblich-technischen und
allgemeinen Fächern zu schaffen und zu erweitern und diese nicht wie-
derum durch räumlich-organisatorische Bedingungen einzuschränken,
wird empfohlen, den Standort Breitenbrunn als Außenstelle aufzugeben
und die dortigen Kapazitäten nach Chemnitz zu überführen.

Bedarf besteht in Chemnitz an einem Lehrangebot in den pädagogi-
schen Grundlagenfüchern, das von den vorhandenen Lehrstühlen fl.ir
Unterrichtsmethodik nicht abgedeckt werden kann. Eine Ausstattung
mit insgesamt drei Professuren zur Absicherung des pädagogischen
Begleitstudiums in der Berufsschullehrerausbildung erscheint aus-
reichend.

Eine Ausbildung von Grundschullehrern an der TU Chemnitz kann
grundsätzlich nicht empfohlen werden. Selbst wenn das Land sich ftir
die Fortführung der Lehrerausbildung an der TU Chemnitz entscheiden
sollte, fügte sich die Gnrndschullehrerausbildung nicht in das Ausbil-
dungsangebot der TU ein. Das Institut füLr Lehrerbildung Rochlitz, das
der TU zunächst zugeordnet worden ist, sollte daher - wie bereits das IfL
Auerbach - der PH Zwickau angegliedert werden. Eine solche Entschei-
dung würde auch dem Grundsatz der Bündelung von Mitteln und Res-
sourcen Rechnung tragen.

IlI. 4.4. Pädagogische Hochschule Zwickau

Angesichts der bisherigen Beschränkung des Ausbildungsprofils der pH
Zwickau auf die Sozialwissenschaften sind erhebliche Anstrengungen
erforderlich, um der Lehrerausbildung an diesem Standort eine per-
spektive zu geben. Der bauliche Zustand der PH ist demgegenüber als
sehr gut zu beurteilen.

Wegen des bisherigen Schwerpunkts im politiknahen Fächerbereich
sind eine rasche und grundlegende Umorientierung sowie eine fachliche
Erweiterung der Studienangebote unverzichtbar. Froblematisch ist
indessen der Versuch der PH, durch Kombination eines Schulfaches mit
FYeizeitpädagogik die personellen Kapazitäten der bisherigen pio-
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nierleiterausbildung aufzufangen und in das ktinftige Ausbildungs-
profil einzubinden. Da den Studiengängen friLr Kultur- und Freizeit-
pädagogik eine nur begrenzte Bedeutung zukommen dürfte, kann ihre
Einrichtung als grundständiges Angebot in Zwickau nicht empfohlen
werden.

Falls der Standort Zwickau für die Lehrerbildung auf Dauer erhalten
bleiben soll, empfiehlt der Wissenschaftsrat, die Ausbildung auf die
Lehrämter für die Grundschule und bestimmte Fächer der Mittelschule
zu beschränken. Neben den bereits vorhandenen Fächern Deutsch,
Sport und Musik sollten zwei moderne Fremdsprachen sowie Mathema-
tik, Geschichte und Gesellschaftslehre angeboten werden. Die Vor-
aussetzungen hierfi.ir sind vollständig neu zu schaffen. Als Ergänzung
bietet sich auch der Fächerbereich Arbeitslehre/Technik/Wirtschafts-
lehre an.

Nach der bereits vollzogenen Integration des IfL Auerbach ist auch die
Eingliederung des IfL Rochlitz zu empfehlen. Das qualifizierte IfL-Per-
sonal sollte nach Möglichkeit übernommen werden (vgl. hierzu Kapitel
B. V. 3. des Allgemeinen Teils). Eine wissenschaftliche Absicherung der
Grundschullehrerausbildung muß durch ein Lehrangebot im Bereich
Grundschuldidaktik erfolgen.

Dem Plan der PH, durch Kooperation mit der bisherigen TH Zwickau
Studiengänge in Mathematik/Physik anzubieten, stehen - solange die
Fächer an der PH nicht selbsttindig angeboten werden können - als
Übergangslösung keine grundsätzlichen Einwände entgegen. Die Pläne
der PH zur Fusion mit der bisherigen TH zttmZweek einer Universitäts-
gründung in Zwickau sind hingegen unrealistisch. Der Wissenschaftsrat
hat ftir die bisherige TH Zwickau die Umwandlung in eine Fachhoch-
schule empfohlen.lS;

III. 4.5. Universität Leipzig

An der Universität Leipzig sind mit einem umfassenden Fächerangebot
die Voraussetzungen für die Gymnasiallehrerausbildung erfüllt. In be-
sonderer Weise gilt dies filr die FYemdsprachen. Als hinreichend er-
scheint auch das Potential in den natur- und geisteswissenschaftlichen
Disziplinen, wobei letzteren beim Neuaufbau besondere Aufmerksam-
keit zu widmen ist.

Für den Fall, daß die PH Leipzrg a1s selbständige Hochschule weiter-
bestehen sollte, sollte an der Universität auf die Grundschullehrerausbil-
dung verzichtet werden.

Ankni.ipfend an äItere Tladitionen und in Anbetracht der wirtschafts-
wissenschaftlichen Fl,ressourcen sollte der Standort Leipzig auch ftir die

13) VgL Empfehlungen zur Errichtung von Fachhochschulen in den neuen Ländern, in
diesem Band, TeiI II, S. 1 15 ff.
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Ausbildung von Diplom-Handelslehrern vorgesehen und mit einem
Lehrangebot ftiLr Wirtschaftspädagogik ausgestattet werden.

Um den Bedarfdes Landes an Sonderschullehrern zu decken, erscheint
es zunächst ausreichend, die sonderpädagogische Ausbildung an der
Universität Leipzig zu konzentrieren. Von der Einrichtung eines univer-
sitären Studiengangs Diplom-Sozialpädagogik sollte vorläufig abgese-
hen werden. (Vgl. Kapitel B.VII. des Allgemeinen Teils.)

III. 4.6. Pädagogische Hochschule Leipzig

Das Ausbildungsspektrum an der PH Leipzig war bisher sehr begrenzt
und bedtiLrfte der fachlichen Ergänzr.rag. F\ir den Fall, daß das Land sich
fi.ir die Fortführung der PH entscheidet, sollte das Ausbildungsangebot
auf die Lehrämter fi.ir Grund- sowie ftir Mittelschulen beschränkt wer-
den. FtiLr diesen Fall empfiehlt der Wissenschaftsrat, das Lehrangebot in
den von der PH als Ergänzung angestrebten Fächern (Englisch, Mathe-
matik, Sport) in erster Linie durch Kooperation mit der Universität Leip-
zigabzudecken.

Mit der Integration des IfL Leipzig ist der PH die Aufgabe der Grund-
schullehrerausbildung zugewachsen. Dem sollte durch die Einrichtung
eines Lehrangebots im Bereich Grundschuldidaktik Rechnung getragen
werden. Zur Übernahme des bisherigen Ifl-Personals, soweit es die
nötigen Qualifikationsvoraussetzungen erfüllt, wird auf Kapitel B.V.3.
des Allgemeinen Teils verwiesen.

Das Nebeneinander zweier Hochschulen an einem Ort, an denen Leh-
rerausbildung betrieben wird, wirft in besonderer Weise kapazitäre und
Ausstattungsfragen auf. Der Wissenschaftsrat geht aufgrund der
Bedarfsschätzungen davon aus, daß die in Leipzig vorhandenen Kapazi-
täten ftiLr die Lehrerausbildung auf längere Sicht überdimensioniert sind.
Deshalb sollte in den nächsten Jahren die inhaltliche und strukturelle
Neuordnung Priorität haben, eine quantitative Ausweitr.rng jedoch
unterbleiben.

lII. 4.7. Institut ftir Lehrerbildung Bautzen

Angesichts des geringen Bedarfs an Lehrern ftir sorbische Schulen er-
scheint die Entscheidung des Landes vertretbar, Sorbischlehrer küLnftig
ausschließlich an der Universität Leipzig auszubilden. Dort wurden auch
bisher bereits Diplomlehrer für sorbische Schulen ausgebildet, so daß
die fachlichen Voraussetzungen für die Übernahme der Grundschul-
lehrerausbildung in Leipzig gegeben sind. Zur Übernahme des am IfL
Bautzen tätigen Personals sollten die Ausführungen in Kapitel B. V. 3.
des Allgemeinen Teils beachtet werden.

Die Absicht des Landes, in Bautzen anstelle des aufgelösten IfL ein sor-
bisches Kulturinstitut einzurichten, ist zu begrüßen.
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fV. Sachsen-Anhalt

IV. 1. Ausgangslage

In Sachsen-Anhalt gibt es vier Hochschulen mit Ausbildungsmöglich-
keiten fi.ir Lehrer: die Pädagogische Hochschule Magdeburg, die Tech-
nische Universität Magdeburg, die Pädagogische Hochschule Halle-
Köthenund die Universität Halle.

Das Fächerspektrum der Pädagogischen Hochschule Magdeburg be-
schränkt sich auf geistes- und sozialwissenschaftliche Fächer und Sport.
Angegliedert sind ihr seit September 1990 die Institute füLr Lehrerbil-
dung Magdeburg und Staßfurt. Die Technische Universität Magdeburg
bildete Diplomlehrer in den Fächern Mathematik r.rnd Physik aus,

außerdem Berufspädagogen - grundständig und postgradual - in der
Fachrichtung Maschinenbau. Die Pädagogische Hochschule Halle-
Köthen bot in der Abteilung Köthen die Ausbildung zum Unterstufen-
lehrer an, in Halle Diplomlehrerstudiengänge in Mathematik, Naturwis-
senschaften und Polytechnik. Bereits 1989 wurde ihr das Institut ftiLr

Lehrerbildung Halle angegliedert, 1991 auch das IfL Weißenfels' An der
Universität Haile-Wittenberg werden ebenfalls Lehrer füLr Mathematik
und Naturwissenschaften, außerdem fast alle geistes- und sozialwissen-
schaftlichen Fächer sowie Musik und Sport ausgebildet. Nicht übernom-
men wwden vom Land Sachsen-Anhalt an der Technischen Universität
Magdeburg die Sektion rü/irtschaftswissenschaft und an der Pädagogi-
schen Hochschule Halle-Köthen, Abt. Halle, die Sektion Erziehungswis-
senschaft, das Institut fürr Aus- und Weiterbildung von Fachschullehrern
sowie der Bereich,,Internationale pädagogische Zusammenarbeit".

IV. 2. Planungen der Landesregierung

Die Planungen der Landesregien-rng gehen - vorbehaltlich der Voten
des Wissenschaftsrates und der Hochschulstrukturkommission des Lan-
des - einstweilen vom Weiterbestehen aller vier Hochschulen aus, die
Lehrer ausbilden.

Der beabsichtigten Struktur des Schulwesens entsprechend - vierjäh-
rige Grundschule, differenzierte Mittelschule bis Klasse 10 (keine
Hauptschule), Gymnasium von Klasse 5 bis 12 -, soll es drei Lehrämter
für allgemeinbildende Schulen geben: ftir die Grundschule, die Sekun-
darstufe I und die Sekundarstufe II. Für das Lehramt an Grundschulen
ist eine Regelstudienzeit von acht Semestern, fi.ir die Lehrämter in der
Sekundarstufe I und der Sekundarstufe II von je zehn Semestern vor-
gesehen.

Die Ausbildung ftir die Sekundarstufe II soll längerfristig nur noch an
den Universitäten stattfinden, die Ausbildung für die Grundschule den
Pädagogischen Hochschulen vorbehalten bleiben, sofern es bei selbstän-
digen Pädagogischen Hochschulen bleibt. In der Forschung sollen sich
die Pädagogischen Hochschulen dann auf didaktische und erziehungs-
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wissenschaftliche Themen konzentrieren. Die Grundlagenforschung
hingegen soll an den universitäten betrieben werden. Möglicherweise
wird daher das Habilitationsrecht der pädagogischen Hochichulen auf
die Erziehungswissenschaften beschränkt.

Über eine Erweiterung der studienmöglichkeiten an den einzelnen
Hochschulen ist noch nicht entschieden, auch nicht über Fortbestand
oder Zusammenlegung einzelner Hochschulen.

IV. 3. PlanungenderHochschulen

IV. 3.1. Pädagogische Hochschule Magdeburg

Die Pädagogische Hochschule Magdeburg zählte im wintersemester
1989/90 1336 studierende, die Institute für Lehrerbildung Magdeburg
und straßfurt zusammen weitere 640. Die Zahl der Neuaurnahmln zum
wintersemester 1990/91, also nach der Integration der beiden Institute
frir Lehrerbildung, betrug 603. Im Herbst 1gg0 umfaßte der Lehrkörper
der Pädagogischen Hochschule 2b? personen, d.avon 34 professoren und
Dozenten. An den beiden Instituten für Lehrerbildung waren weitere 62
Lehrkräfte tätig. Ausgebildet wurden Diplomlehrer in den Fächern
Deutsch, Russisch, Englisch, Geschichte, Sozialkunde und Sport sowie
in Erziehungsberatung und sonderpädagogik. In einigen Fächern be-
stgnden auch postgraduale Studienangebote. Alle studiengänge wurden
1990 überarbeitet und in Prüfungs- und Studienordnungen neü geregelt.
1989 wurden mit Einwilligung des Landes studienmöglichkeiten für die
sekundarstufe II eröffnet; da noch ungeklärt ist, ob der Hochschule
dauerhaft das Recht zur Ausbildung von Gymnasialehrern verliehen
wird, finden einstweilen keine weiteren Immatrikulationen hierfüLr mehr
statt.

Gegliedert ist die Hochschule in zwei Fakultäten (ftiLr Geistes- und so-
zialwissenschaften und fi.iLr Erziehungswissenschaften), die ihrerseits in
Institute unterteilt sind. organisatorisch sind zunächst der Abschluß der
Integration der Institute ftiLr Lehrerbildung und die weiterführung der
Institutsgliederung vorgesehen. Neu eingerichtet werden soll ein Iniütut
für Pädagogik als didaktisches Zentrum der Grundschullehrerausbil-
dung. Außerdem sind Institute geplant für mathematisch-naturwissen-
schaftliche Bildung, fi.iir musisch-küLnstlerische Bildung sowie füLr Sport-
medizin, Prävention und Rehabilitation.

Die Umstellung der Studiengänge auf die neuen Lehrämter soll mög_
lichst rasch abgeschlossen werden. Ausgegangen wird dabei von einer
Regelstudienzeit füLr die Ausbildung von Lehrern für die Grundschule
wie ftir die Sekundarstufe I von je acht semestem. Gewiinscht wird die
dauerhafte Ausweitung des Ausbildungsauftrags der Hochschule auf die
Ausbildung von Gymnasiallehrern in zehnsemestrigen studiengängen.

Geplant ist die Erweiterung des Fächerspektrums für die sekundarstufe
I um das Fach Musik mit Hilfe der Fachlehrer der bisherigen Außen-
stelle Magdeburg der Musikhochschule Leipzig. vorgesehen ist ferne.
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die Einrichtung eines Studiengangs für Beratungslehrer (in Kombina-
tion mit einem Lehrfach für die Sekundarstufe I trnd dem Abschluß des

Schulpsychologen) und eines Diplomstudiengangs ftir Sonderpädagogik
(grundständig oder postgradual), außerdem von Aufbaustudiengängen
zur Nachqualifizierung von Grundschullehrern mit Fachschulabschluß.

Mittelfristig angestrebt werden eine Fusion mit der Technischen Univer-
sität Magdeburg und in diesem Rahmen die Einführung von Diplomstu-
diengängen in den Geistes- und Sozialwissenschaften sowie die Ent-
wicklung von Studienangeboten im Schnittfeld von Erziehungs-, Sozial-
und Ingenieurwissenschaften, etwa im Bereich der Arbeitswissenschaf-
ten, der Rehabilitation, der Berufspädagogik, der Ausbildung techni-
scher Fachdolmetscher und der Kombination von Wirtschaftswissen-
schaften und Slawistik. Beide Hochschulen haben eine gemeinsame Se-

natskommission eingesetzt, urn die Perspektiven einer Fusion genauer
zuuntersuchen.

IV. 3.2. Technische Universität Magdeburg

Die Zahl der Studierenden in der Diplomlehrerausbildung in Mathe-
matik und Physik sowie der Berufspädagogik betrug im Wintersemester
1989/90 knapp 200; das entspricht einem Anteil an der Gesamtzahl der
Direktstudenten der Technischen Universität von etwa 5 /0. Die Zahl der
I-ehrkräfte in Pädagogik betrug 40, darunter 13 Professoren und
Dozenten.

Die bisherigen Studiengänge werden zw Zelt umgestellt auf die Ausbil-
dung von Lehrern fiir Mathematik und Physik in den Sekundarstufen I
und II sowie von Berufsschullehrern der Fachrichtung Metalltechnik.
Neu aufgebaut wird die Fakultät für Erziehungswissenschaft; vorgese-
hen sind vier Institute (für Allgemeine Pädagogik; Berufspädagogil<;
Soziologie, Erziehungswissenschaft und Wissenschaftstheorie sowie ftiLr

Internationale Pädagogik r.rnd Medienpädagogtk)'

Das Fächerspektrum fi.ir die Ausbildung von Lehrern an allgemeinbil-
denden Schulen soll um die bisher nicht vorhandenen Fächer Informa-
tik und Chemie erweitert werden. In der Berufspädagogik sind als zu-
sätzliche Fachrichtungen Elektrotechnik und Bautechnik vorgesehen,
außerdem größere Wahlmöglichkeiten in den allgemeinen Fächern
(Mathematik, Physik, Russisch, Englisch und Sport) und in den nicht-
schulischen Fächern (Betriebliche Aus- und Weiterbildung, Sozialarbeit
in der Berufsbildung, Internationale Berufspädagogtk). Mit dem Neu-
aufbau eines Fachbereichs Wirtschaftswissenschaften soll ein Studien-
gang zum Diplomhandelslehrer eingefütrrt werden. Darüber hinaus vor-
gesehen sind ein zehnsemestriger Diplomstudiengang und Aufbaustu-
diengänge in Erziehungswissenschaft mit den Vertiefungsrichtungen
Schulpädagogik und Erwachsenenpädagogik; diejenige in Schulpädago-
gik ist vorzugsweise für die Ausbildung von Seminarleitern gedacht, die-
jenige in Erwachsenenpädagogik ftir die Qualifrzierung von Ingenieuren
ftiLr leitende Positionen, Personalverwaltung, betriebliche Aus- und Wei-
terbildung und ähnliche Funktionen.
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Dem Gedanken einer Fusion mit der pädagogischen Hochschule
Magdeburg steht die Technische universität zurückhaltender gegenüber
als die Pädagogische Hochschule, aber nicht ablehnend. perspektiven
hierfür sieht sie vor allem in einer Erweiterung der Möglichkeit von
Fächerkombinationen sowie für ein studium generale, außerdem in ei-
ner neuen Fakultät für Sozialwissenschaften. Allerdings hält sie auch
Formen der Kooperation ftir denkbar.

fV. 3.3. Pädagogische Hochschule Halle-Köthen

Diese Hochschule entstand 1988 aus dem Zusammenschluß zweier bis
dahin selbständiger Pädagogischer Hochschulen. In der Abteilung
Köthen wr:rden schon vor 1989 Grundschullehrer ausgebildet, in der
Abteilung Ha1le Diplomlehrer in den Fächern Biologie, chemie, Mathe-
matik, Physik und Technik.

Die Hochschule bietet auch zahlreiche Fort- und weiterbildungslehrgän-
ge an, u. a. zum nachträglichen Erwerb eines Hochschulabschlusses ftir
Grundschullehrer mit Fachschulabschluß, für die Lehrbefühigung in
einem dritten Fach sowie ftir Beratungs- und Kontaktlehrer.

Die Zahl der studierenden betrug im wintersemester 1990/g1 rund 2 000,
davon rund 600 in Köthen und knapp 1400 in den naturwissenschaft-
lichen Fachrichtungen in Halle. Der personalbestand belief sich im
Herbst 1990 auf rund 900, davon etwa die Hälfte wissenschaftliches per-
sonal, darunter 118 Professoren und Dozenten.

untergliedert ist die Hochschule in sieben Fachbereiche - Biologie, che-
mie, Mathematik, Technik, Physik und primarschullehrerausbildung -,
die ihrerseits in verschiedene Lehrbereiche unterteilt sind; neu aufse-
baut wird gegenwärtig der Fachbereich Erziehungs- und sozialwissen-
schaften.

Bereits 1989 wurde das Institut für Lehrerbildung Halle der Hochschule
angegliedert. Neuaufnahmen ftiLr die Ausbildung von Grundschulleh-
rern fanden hier seitdem nicht mehr statt, so daß sie 1g91 auslaufen wird.
zw zelt wird nur noch ein Fernstudium für Erzieher mit 160 Teilneh-
mern weitergeführt. Die Zahl der Lehrkräfte betrug am 1. 10. 1gg0 19.
zum 1.1. 1991 wurde das IfL weißenfels mit BbO studierenden und 3g
Lehrkräften in den Fachbereich primarschullehrerausbildung in
Köthen integriert. Nach dem wunsch seiner Dozenten sollen in äiner
Außenstelle weißenfels der Abt. Köthen der pädagogischen Hochschule
auch ktirrftig Grundschullehrer in den Fächern Deutsch, Mathematik,
Musik, Kunst und Sport ausgebildet werden.

Die Lehramtsstudiengänge sollen, angepaßt an die veränderten rüah-
menbedingungen, fortgeführt werden, und zwar auch für die sekundar-
stufe II. Die Abteilung Halle legt hierauf besonderen wert. sie begründet
diesen wunsch damit, daß ihre personelle, räumliche und sächliche Aus-
stattung, auch ihre Forschung, mit der an den universitäten der neuen
Länder üblichen vergleichbar sei.
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Bereits zum wintersemester 1990/91 wurde - mit Beteiligung westdeut-

scher Wissenschaftler - ein grundständiger Diplomstudiengang Erzie-

hungswissenschaft mit den Fachrichtungen Sozialpädagogik und Er-

*""[r".r.rrpädagogik/Weiterbildung mit rund 200 Studienanflingem
neu eingerichtei, bisher allerdings nicht genehmigt. Beantragt sind

außerdeä achtsemestrige Diplomstudiengänge fi.ir Gesundheits- und
umwelterziehung sowie füLr Fleizeitpädagogik. Nicht weitergeftihrt wer-
den seit 1979 durchgeführte Aufbaulehrgänge in Gesundheits- und um-
welterziehung.

vorgesehen ist die Neueinrichtung berufspädagogischer studiengänge,
und-zwar, anknüpfend an die bisherige Ausbildung in Polytechnik, in
den Fachrichtungen chemietechnik sowie Metall-, Elektro- und Bau-

technik, außerdem - aufbauend auf dem vorhandenen sozialpädagogi-

schen Potential - in der Fachrichtung sozialpädagogrk frir die Ausbil-
dung von Fachlehrern ftir die Erzieherausbildung, eventuell auch in
Gesundheits- und Umweltpädagogik.

Eine Erweiterung des Spektrums der Lehramtsfächer um Englisch,
Französisch, Rusiisch, Hauswirtschaft, Wirtschaft und Arbeit sowie für
Kunsterziehung (gemeinsam mit der Hochschule für Kunst und Design

Halle-Giebictrenstein), auch um weitere geistes- und sozialwissenschaft-
liche Fächer wird frir sinnvoll und wünschenswert gehalten, aber nicht
forciert, um nicht in eine Konkurrenzsituation gegenüber der Universität
Halle-Wittenberg zu geraten.

Die Notwendigkeit, die weitere Entwicklung des Fächer- und Studien-
gangspektrumi der Hochschule mit derjenigen der Universität Halle-

iVitt"nU"rg abzustimmen, wird von der Hochschulleitung gesehen. Fu-

sionsabsichten wie in Magdeburg bestehen jedoch nicht'

IV. 3.4. Universität Halle-Wittenberg

An der universität Halle-Wittenberg wurden bis 1989 Diplomlehrer, seit-

dem Lehrer ftir die Sekundarstufen I und II ausgebildet. Ihre Zahl belief
sich im wintersemester 1989/90 auf etwa 2100. Angeboten werden zur

Zelt die Fächer Biologie, Chemie, Mathematik, Informatik, Physik,

Technik, Arbeit und wirtschaft, Hauswirtschaft, Deutsch, Englisch, Rus-

sisch, Französisch, Spanisch, Latein, Geschichte, Geographie, Sport und

Vf"rii. postgraduale Veranstaltungen bietet die Universität an zur fach-

lichen Weitärqualifrzierung von Lehrern, insbesondere fi.iLr die Sekun-

darstufe II. A11; Prüfungs- und Studienordnungen werden zur Zeit über-

arbeitet. Neu konzipiert wird auch das Grundlagenstudium in Erzie-

hungswissenschaft und Psychologie.

Die universität plant die weiterfi.ihrung der Lehramtsstudiengänge füLr

die Sekundarstulen I *nd II in den bisher angebotenen Fächern und die

Erweiterung des Fächerspektrums um Philosophie, Gesellschaftskunde,

Religionspädagogik, Griechisch trnd Psychologie'
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Neu eingerichtet werden sollen ein grundständiger studiengang für das
Lehramt an sonderschulen und Rehabilitationseinrichtungän säwie ein
postgradualer studiengang zum Beratungslehrer. Gephnfist weiterhin
ein studiengang Medizinpädagogrk für die Ausbildung von Lehrkräften
füLr den unterricht in Berufs- und Berufsfachschulen des Gesundheits-
wesens' z. B. Krankenpflegeschulen, und ftir Tätigkeiten in der Gesund-
heitsberatung. Eine bereits bestehende Ausbildungsmöglichkeit fortfüh-
rend, soll er zunächst als ein studium angelegt sein, das auf einer abge-
schlossenen Ausbildung in einem medizinischen Fachberuf, z. B. als
Krankenschwester, und einer mindestens zweijährigen Berufspraxis
aufbaut. Längerfristig ist an einen grundständigen stuäiengang gedacht
mit Abitur oder fachgebundener Hochschulreife als Eingangsvoiausset-
zung und verschiedenen vertiefungsrichtungen. vorgeiehen sind
schließlich studienangebote in Sozialpädagogik, und zwar ein grund-
ständiger Diplomstudiengang, zunächst als Fachhochschulstudieigang,
später auch als universitärer studiengang, sowie ein Aufbaustudiengang
für'Lehrer und Erzieher mit praxiserfahrung.

IV. 4. Empfehlungen

seinen allgemeinen Empfehlungen unter punkt B. rv. 1. entsprechend,
empfiehlt der wissenschaftsrat dem Land sachsen-Anhalt eniweder die
Zusammenlegung beider bzw. einer pädagogischen Hochschule(n) mit
der jeweils benachbarten universität oder eint khre Aufgabentrennung
zwischen beiden Hochschularten derart, daß die pädago§sche(n) Hoch-
schule(n) sich auf die Ausbildung von Lehrern für die Grundschule und
die Sekundarstufe I beschränken und die universitäten auf die Ausbil-
dung von Lehrern fiir die Sekundarstufe I und Sekundarstufe II.

Hieraus ergeben sich für die einzelnen Hochschulen folgende Empfeh-
lungen:

fV. 4.1. Pädagogische Hochschule Magdeburg

we_nn die Pädagogische Hochschule Magdeburg weitergeführt wird,
sollte sie l«inftig Grundschullehrer und Lährer rtir aie sefundarstufe I
in den vorhandenen Fächem ausbilden. Eine Erweiterung des Fächer-
spektrums um Musik ist sinnvoll, sofern die erforderlichän vorausset-
zungen gegeben sind. Erforderlich hierftiLr wären mindestens die Ein-
richtung einer Professur ftir Musikpädagogik und einer weiteren für Mu-
sikwissenschaft und entsprechende Berufungen. Im übrigen sollten die
Möglichkeiten zur Fächerkombination durch-Kooperation-mit der Teeh-
nischen universität Magdeburg erweitert werden, etwa durch Zweitein-
schreibung von Studierenden der pädagogischen Hochschure an derTechnischen universität für die Lehräm1sfücher Mathematik oder
Physik.

Einen grundständigen studiengang für Beratungslehrer, der das studi-
um eines unterrichtsfaches für die Sek,ndarstuie I mit $hulpsyct oto-
gie kombiniert, hält der wissenschaftsrat ftir nicht sinnvoll. oä ä""rin-
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kation zum Beratungslehrer sollte durch ein Zusatzstudium nach ange-

messener Berufspraxis als Lehrer erworben werden'

Die Einrichtung eines grundständigen sonderpädagogischen studien-
gangs an der Piclagogischen Hochschule Magdeburg empfiehlt der Wis-

Jens=chaftsrat ...s äe.t unter Punkt B. III.2. angefrihrten allgemeinen

Grürrden nicht.

wenn hingegen die Pädagogische Hochschule Magdeburg mit der Tech-

nischen u-niversität zusarnmengelegt wird, werden in den bisher an der

Pädagogischen Hochschule angebotenen Fächern auch Lehramtsstu-

dieng-:inle für die Sekundarstufe II grundsätzlich möglich. Siesollten al-

terdiägs nur dann eröffnet werden, wenn die hierfl1Lr erforderliche Aus-

stattuig vorhanden ist. Das gleiche gilt ftir die Einrichtung von Diplom-
und Magisterstudiengängen in diesen Fächern.

l\I . 4.2. Technische Universität Magdeburg

Für die Technische Universität Magdebug empfiehlt der Wissenschafts-

rat Lehramtsstudiengänge ftir die sekundarstufen I und II in den Fä-

chern Mathematik und Physik. Eine Erweiterung um das Fach Informa-
tik ist sinnvoll, sofern das Fach personell angemessen ausgebaut ist. Das

gleiche gilt fti,r das Fach Chemie.

wenn die Pädagogische Hochschule Magdeburg bestehen bleibt,-sollten
sie gnd die Technische Universität in der erziehungswissenschaftlichen
Grundlagenausbildung miteinander kooperieren. Es ist unnötig, in bei-

den Hochschulen die tiierfür notwendigen Kapazitäten vorzuhalten oder

aufzubauen.

Zur Erweiterung der möglichen Fächerkombinationen füLr das Lehramt
in der Sekundaritufe I empfiehlt sich ebenfalls eine Kooperation mit der

Pädagogischen Hochschule, etwa in Form von Zweiteinschreibtrngen.

FüLr das Lehramt an berufl.ichen schulen wird die Ausbildung in der

Fachrichtung Metalltechnik empfohlen. Bedarf an studienplätzen in
weiteren gewerblich-technischen Fächern ist vorhanden. sie können

aber nur eingerichtet werden, falls entsprechende ingenieunvissen-
schaftliche Fächrichtungen eingeführt werden. Der Wissenschaftsrat

verweist hierfi.ir auf seine Empfehlungen ftir die Ingenieurwissen-

schaften in den neuen Ländem. Eine Erweiterung del wahlmöglich-
keiten ist ratsam, sollte aber in den fremdsprachlichen Fächern in Ko-

operation mit der Pädagogischen Hochschule erfolgen. Zur Berück-

.i"trtig,rttg von Tätigkeitsfeldem, die bisher nicht zum Fächerkanon
fti,r gärufischullehrer zählen, unter den Angeboten ftiLr Kombinations-
fäeher wird auf Rrnkt B. III. 1. des Allgemeinen Teils dieser Empfeh-

lungen verwiesen.

Die Einrichtung eines studiengangs zuln Diplom-Handelslehrer wird
empfohlen, fails an der Technischen Universität Magdeburg - den

nmprentungen des wissenschaftsrates zum Aulbau der wirtschafts-
und sozlalwissenschaften an den universitäten/Technischen Hoch-
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schulen in den neuen Bundesländern und im Ostteil von
sprechend - eine Fakultät mit Betriebswirtschaftslehre im
aufgebaut und die Wirtschaftspädagogik dabei
sichtigt wird.

Berlin ent-
Hauptfach

angemessen berück-

Zur_Flage erziehungswissenschaftlicher Diplomstudiengänge verweist
der wissenschaftsrat auf seine allgemeinen ümpfehlungän äter punkt
B. vI. Einen grundständigen studiengang nrzrähungsiiissenschaft mit
den vertiefungsrichtungen SchurpädagGk und Eräach."rr".rfao.go-
gik hält er ftir fragwürdig, sofem nictrt schhrssig dargelegt weraÄ tann,
daß und wie er den Qualifrkationsanford"*ngä., de*r inJAuge gefaßten
Zielgruppen entspricht. vorerst ist zu vermuten, daß frir t e-rrrfrarte in
der Referendarausbildung eine eigene Ausbildung una praxrs atsietrrer
u1d ltir herausgehobene Ftrnktionen in unterneimen ingenieur*issen-
schaftliche und/oder betriebswirtschaffliche Kenntnisse äine unabding-
bare Voraussetzung darstellen.

wenn die Pädagogische Hochschule mit der Technischen universität
Magdeburg fusioniert wird, sollte frir die Grundschullehrerausbildung
ein eigener Fachbereich oder eine andere geeignete organisatoris che Zu-
sammenfassung geschaffen werden.

IV. 4.3. Pädagogische Hochschule Halle-Köthen

wenn die Pädagogische Hochschule Hare-Köthen als eigenständige
Hochschule weitergeführt wird, sollte sie sich auf aie ausüitaung von
Lehrern ftir die Grundschule und die Sekundarstufe I beschränkei. oi"
Grundschullehrerausbildr-rng sollte in Köthen konzentriert werden. so-fern an der Hochschule neben fachdidaktischer und pädagogisch-psy_
chologischer Forschung auch fachwissenschaftlicrre rärsctiuig -Lit"r-geführt wird, sollte sie in geeigneten Feldern in Kooperation"mit der
universität Halle betrieben werden, auch die Betreulng von Dokto-
randen.

Eine Erweiterung des Fächerspektrums wird nicht empfohlen, auch
nicht die Einführung berufspädagogischer studiengänge. oie tvtcigncrr-
keiten zur Fächerkombination können durch eine Kooperation -it d..universität Halle, z. B. Zweiteinschreibungen, unschwer erweitert
werden.

{rir_{ie Einführung eines Diplomstudiengangs in pädagogik verweist
der wissenschaftsrat auf seine allgemeinen EÄpfehlungJ., "rrrt", punkt
B. vI. Die Entscheidung hierüber sonte nicht isoliert gelroffen werden,
sondern in Zusammenhang mit der Entscheidung über ähnliche pla-
nungen an der universität Halle und den beiden Magdeburger Hoch-
schulen.

IV. 4.4. Universität Halle-Wittenberg

tr\ir die universität Halle-wittenberg empfrehlt der wissenschaftsrat
die Einführung von Lehramtsstudiengängen ftir die sekundarstufen t
und II in den bisher vertretenen Fächern. Die von der universititt ge-
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planten Erweiterungen des Fächerspektrums sind sinnvoll, sofern die

irierftir erforderliche Ausstattung vorhanden ist oder geschaffen wer-

den kann.

wenn die Pädagogische Hochschule Halle-Köthen weitergeftihrt wird,

sollten an der Üniversität Halle keine Grundschullehrer ausgebildet

werden. wird hingegen die Pädagogische Hochschule Halle-Köthen mit
der universität Halle zusammengelegt und dadurch die Grundschulleh-

rerausbildung ebenfalls an die universität verlagert, sollte sie in einem

eigenen Fach'bereich oder einer anderen geeigneten Form organisato-

risch zusammengefaßt werden.

Die voraussetzungen für einen sonderpädagogischen studiengang sieht

der Wissenschaftsiat an der Universität Halle grundsätzlich als gegeben

an. ob und in welchen Fachrichtungen er hier eingerichtet werden soll,

sollte das Land nach Rücksprache mit den anderen neuen Bundeslän-

dern entscheiden.

Die Einrichtung eines grundständigen Diplomstudiengangs in Pädago-

gik hält der Wisienschaftsrat nicht für vorrangig. Im übrigen verweist er

f,i"r^ auf seine Ausführungen zu entsprechenden Planungen an der
pädagogischen Hochschule Halle-Köthen und seine Empfehlungen un-

ter B.VII.

Die weiterführung einer Ausbildung von Lehrkräften fi.iLr nicht-ärzt-

liche Berufe des Gesundheitswesens wird aus den unter B.IV.8. ange-

führten Grürrden bis auf weiteres grundsätzlich befürwortet, sofern die

Ausbildung eine mehrjährige erfolgreiche Berufstätigkeit voraussetzt.

Frir Mtiglichkeiten itrrer Weiterentwicklung verweist ,der Wissen-

schaftsral darauf, daß er den Fachhochschulen ktiLrzlich empfohlen

hat, in Kooperation mit Fachschulen des Gesundheitswesens und Kli-
niken füLr rolche Berufe neue Berufs- und studiengangmodelle zu ent-

wickeln, die ihren speziellen Gegebenheiten und Anforderungen ent-

gegenkommen.14)

V. Thirringen

V. 1. Ausgangslage

In ThüLringen wurden bislang Lehrer an der universität Jena, an der
pädagogisähen Hochschule Erfurt-Mühlhausen, an fünf Instituten für
lenrärülaung sowie an der Musikhochschule Weimar ausgebildet. Die

Absolventen der Musikhochschule wurden allerdings überwiegend

,ri"t t i., atlgemeinbildenden schulen beschäftigt, sondern in speziellen

Musikschulen. Die Fachbereiche frir Erziehungswissenschaft an der

universität Jena und für Pädagogik und Psychologie an der PH Erflrrt-

Mühlhausen sowie inbeiden Hochschulen das Fach Marxismus-Leninis-

r+r 

-+l 

wir".rr."n"ftsrat: Empfehlungen zur Entwicklung der Fachhochschulen in den
g0erJahren, KöIn 1991, S. 79.
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mus wurden vom Land nicht übemommen. Das Lehrangebot in denpädagogischen und psychologischen Grundlagenfäehern "*i.J 
gug""-

yei.tis weitgehend durch Gastprofessoren beJtritten. Nicht weiterge-
führt werden auch die Institute fiir Lehrerbildung; die studierenden sol-
len im Laufe dieses Jahres von der pH Erfurt-Mtihlhausen übernommen
werden.

V. 2. Planungendes Landes

Das Schulgesetz des Landes Thi.rringen sieht eine vierjährige Grund-
schrle, eine sechsjährige ,,Regelschule,, und einen gymnasiaün Schul_
zweig vor. Den Schularten entspreehend sollen drei iär'amter für alrge-
meinbildende schulen sowie ein Lehramt ftir sonderschulen eingerich-
tet werden.

Die Gymnasiallehrerausbildung soll künftig in Jena konzentriert wer-
den, die Grundschullehrerausbildung dagegen allein in Erfurt erfolgen.
studiengänge für,,Regelschullehrer'tsollen an beiden Hochschulen an-
geboten werden. Frir die Ausbildung von Musiklehrern ist alein die
Hochschule für Musik in weimar vorgesehen. über den standort ftir die
Sonderschullehrerausbildung ist noch nicht entschieden.

F\ir die beiden Hochschuren Jena und Erfurt ist eine aufeinander abge-
stimmte Erweiterung des Fächerspektrums vorgesehen.

V. 3. PlamrngenderHochschulen

V. 3.1. UniversitätJena

Im wintersemester lgSg/90 betrug die Gesamtzahl der studierenden an
der universität Jena 4757, die der Lehrpersonen 1 420, darunter 260 Fro-
fessoren und Dozenten. 1260 studierende hatten sich ftiLr das Abschruß-
ziel Lehramt eingeschrieben. Die Zahl der Lehrkräfte in der sektion
Pädagogik betrug 37, darunter g professoren und Dozenten.

Die universität Jena strebt die Einrichtung von studiengängen ftir alleLehrämter an, also Grundschulen, Regelschulen, Gymriasiä" ,rra g"_
rufsschulen. Das Fächerspektrum soll über die bishär scrron anllüote-
nen Fächer Deutsch, Errglisch, Russisch, Mathematik, physik, ,Gi.o"o_
mie, Biologie, Geschichte und sport hinaus erweitert *eiden. Der Be-reich Fachschulpädagogik sorl weitergeführt werden und in Erwartung
baldiger Fachhochschurgrtindungen - auch Ausbildungsgänge frir aasLehrpersonal an sozialpädagogiichen Fachbereichen 

"vä 
Facntrocrr-

schulen anbieten.

Grundlage ftir den Neuaufbau der pädagogischen Disziprinen bildet einKonzept ftir einen Magisterstudiengang nrziehungsrvissenschaft, auf
dem die erziehungswissenschaftlictre crunatagu"""-.uila"rrg ää iurr.-
amtsstudiengänge aufbauen soll. Die universiüt geht allerd-ings davon
aus, daß 90 7o der studierenden, die erzieh,ngswissenschafilichä Ausbil-
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dungsanteile benötigen, das Lehramt anstreben. Die neuen studiengän-
g" räil".t mit westdäutschen Studiengängen kompatibel sein. Entwtirfe
äir St rdi"t - und Prüfungsordnungen liegen vor, sind aber noch nicht
genehmigt.

V. 3.2. Pädagogische Hochschule Erfurt-Mühlhausen

An der PH Erfurt-Mühlhausen studierten im wintersemester 1989/90

2530 Personen, die von 81 Hochschullehrem und 392 sonstigen Lehr-
kräften unterrichtet wurden. Das Fächerspektrum umfaßt gegenwärtig

Biologie, chemie (diese beiden Fächer noch am standort Mühlhausen,
der aufgegeben werden soll), Germanistik, InformationstechniklPro-
lektarbeit, Kunsterziehung, Mathematik, Physik, Russisch, Technik/
Arbeitslehre/Wirtschaft. Es soll erweitert werden um Anglistik, Informa-
tik, Gesellschaftskunde, Religionspädagogik, sportwissenschaften und
Mediendidaktik.

Aufbauend auf der bisherigen Ausbildung von Diplomlehrern, beabsich-

tigt die PH Erfurt-Mühlhausen, künftig das gesamte Spektrum von
I-ähramtsstudiengängen anzubieten, also ftiLr Grundschule, Regelschule,

Gymnasium und Berufsschule. sie möchte darüber hinaus küLnftig auch

pöstgfaduale Studiengänge für verschiedene Lehrergruppen anbieten.

Die Ausbildung von Grundschullehrern wird mit der Zuordnung von

rund 1 100 ehemaligen lfl-Studenten ab sommer 1991 und der Immatri-
kulation von Studiänanfängern füp das L,ehramt an Grundschulen be-

gonnen. Die Ausbildung für die ,,Regelschule" kann aus sicht der Hoch-

ichule an die bisherige Diplom-Lehrerausbildqng anschließen. Ihre For-

derung, auch Gymnasial-Lehrer auszubilden, begrtindet die Hochschule
einersäits mit dLn in Erfurt erbrachten Forschungsleistungen, die nach

eigener Einschätzung denen von universitäten gleichkommen, anderer-

seits mit den Plänen zur Grürrdung einer universität in Erfurt, in der die

PH aufzugehen beabsichtigt; eventuell soll das Recht zur Ausbildr.rng

von Gymnasiallehrern aus einer noch zu vereinbarenden Kooperation
mit dei universität Jena abgeleitet werden. Die Hochschule beabsichtigl
die Ausbitdung von Berufsschullehrern in kaufmännischen Fachrich-

tungen; fü_r das vorläufrge Angebot einschlägiger Lehrveranstaltungen
hat sie auswärtige Gastdozenten gewonnen'

V. 4. Empfehlungen

Der Wissenschaftsrat hält das vom Land angestrebte Konzept einer

koordinierten Arbeitsteilung zwischen Jena und Erfurt fii'r sinnvoll. Eine

derartige Arbeitsteilung gibi beiden Hochschulen ein spezifisches Profil
und veimeidet die Doppelung von personellen und sächlichen Kapazitä-

ten. Die beabsichtigte Komplettierung des Fächerangebots erscheint

sinnvoll und notwendig. Der wissenschaftsrat hält es in den nächsten

Jahren für vordringlich, sich auf diese Schritte zu konzentrieren.
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V. 4.1. UniversitätJena

An der universität Jena sind die wissenschaftlichen Disziplinen, die für
die Ausbildung von Regelschul- und Gymnasiallehrern notwendig sind,
in ein breites Fächerspektrum eingebettet, das auch in der Tiefä eine
hinreichende Differenzierung aufweist. Zusammen mit den angestreb-
ten fachlichen Ergänzungen um Religion, philosophie, FranZösisch,
Geographie, Sozialkunde und chemie sind die *"r"rtli"h"., Fächer für
die Ausbildung von Gymnasiallehrern vorhanden.

zwat gab es bis Ende der 40er Jahre an der universität Jena auch eine
Grundschullehrerausbildung mit einer bedeutenden pädagogischen
Ttadition, doch sollte im gegenwärtigen stadium ..ro.r 

"ii". üiäerein-
in Jena abgesehen werden. Der Aufbau eines entsprechenden

Ausbildungsgangs an einem zweiten standort neben Erfurt ist unter Be-
darfsgesichtspunkten derzeit nicht erforderlich.

Da das künftige Profil der Lehrerausbildung in Jena vor allem durch die
Gymnasiallehrerausbildung geprägt sein wird, hält es der wissenschafts-
rat nicht ftir sinnvoll, ein eigenständiges erziehungswissenschaftliches
Fachstudium zur Grundlage der Lehrerausbildung 

"n 
d". universität zu

machen' Ein Diplom- oder Magisterstudiengang in Erziehungswissen-
schaften kann erst dann angeboten werden, wenn nach enßpÄhenden
Berufungen eine ausreichende Kompetenz an der universität vorhan-
den ist.

zuden beabsichtigten studienangeboten in Hochschul- und Fachschul-
pädagogik verweist der wissenschaftsrat auf seine allgemeinen Empfeh-
lungen unter B. fV. 8. und B. VII.

V. 4.2. Pädagogische Hochschule Erfurt-Mühlhausen

Die ftiLr die PH Erfurt-Mtihlhausen vorgesehene Konzentration auf die
r,ehrämter für,,Regelschulen" und Grundschulen erscheint sinnvoll.
Frir die Ausbildung von Lehrern fi.ir die ,,Regelschule" verfügt die pH
über die nötigen Erfahrungen. Das Fächeispektrum ist jädoch zu
schmal. Es sollte wie geplant um die Fächer Religion, Engtisch, Sport
und Sozialkunde erweitert werden. Eine Ausbildrng ru, das-Lehramt an
Gymnasien ist nicht zu empfehlen, da die fachliche-Ausstattr_rng hierfür
nicht ausreicht. Das gleiche gilt ftir die Ausbildung von Berufsr]"n.rn"n-
rern. Generell sollte die pH Erfurt-Mühlhausen ihre Funktion als
Lehrerbildungsstätte stärker wahrnehmen und sich in der Forschung
1c_hwernunktmäßig pädagogischen Fragestellungen zuwenden f"gf. g.
rv.1.).

Die Absicht des Landes, die Außenstelre Mühlhausen der pH nicht wei-
terzufi.ihren, hilt der wissenschaftsrat aufgrund der isolierten Lage der
Außenstelle, ihres sehr schmalen Fächerspäktrums und ihrer schlähten
Ausstattung für gerechtfertigt.
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Die Überführung der Ifl-Studenten und die Aufnahme der Grundschul-
lehrerausbildung an der PH Erfurt ftihrt fi.ir das bisher an den Instituten
für Lehrerbildung tätige Personal zu Beschäftigungsproblemen. Dieses

Personal verfügt jedoch über Qualifrkationen und Erfahrungen, die auch
künftig fiiLr die Ausbildung von Lehrern genutzt werden können. Auf die
Empfehlungen in Kapitet B.V.3. des Allgemeinen Teils wird verwiesen.

Ohne einer Grundsatzempfehlung zur Frage einer Universitätsgnindung
in Erfurt vorzugreifen, hält es der Wissenschaftsrat füLr nicht empfeh-
lenswert, die PH zum Ausgangspunkt einer Universitätsgründung zu
machen.

Zusammenfassender Überblick der Empfehlungen
in bezug auf einzelne Standorte und Lehrämter

Land
Grundschule/
Primaxtufe

Haupt-/
Realschule/

Sekundarstufe I

Gym-
nasium/

Sekundar-
stufe II

Berufs-
schule

Sonder-
schule

Brandenburg Potsdam Potsdam Potsdam Potsdam

Mecklenburg-
Vorpommem

Rostock
(o. Güstrow)

Greifswald

Rostock

Greifswaid

Rostock

Greifswald

Rostock
(kaufm., ertl.
auch gewerbl.)

Rostock

Sachsen Dresden

Leipzig
(U oder PH)

Zwickau
(PH oder als
Außenstelle
Chemnitz)

Dresden
(TU und ertl. PH)

Leipzig
(Uund evtl. PH)

Zwickau
(PH oder als
Außenstelle
Chemnitz)

Dresden

l,eipzig

Dresden
(gewerbl.)

Leipzig
(kaufm.)

Chemnitz
(gewerbl.)

L,eipzig

Sachsen
Anhalt

Magdeburg

Halle
(U oder PH)

Magdeburg
(TU und evtl. PH)

HaIIe
(U und evtl. PH)

Magdeburg
(gewerbl., evU.
auch kaufm.) Halle

Thi.iLringen Erfurt Erfurt

Jena Jena

i59





Stellungnahme
zur Grtindung einer Universität in Erfurt

vom Januar 1992

Inhalt

Vorbemerkung

I. Ausgangslage

II. Stellungnahme

1. Ausbauziel und Nachfrage nach Studienplätzen
in Thtiringen

2. Finanzbedarf für die Neugrtimdung und die anderen
Thüringer Hochschulen

3. Inhaltliches Konzept der geplanten NeugrüLndung

4. Verhiiltnis der Neugründung zu den anderen
Hochschulen in Erfurt

5. Voraussetzungen ftir die Gewinnung qualifizierter
Professoren

III. Zusammenfassende Empfehlungen

Seite

r62

r62

163

r64

166

168

t7l

t72

r73

161



Vorbemerkung

Das Land rhüringen hat den wissenschaftsrat gebeten, zur Gründung
einer universität in Erfurt stellung zu nehmen. Hi..z, lag ein Konzept-
und verfahrensvorschlag der Hochschulstrukturkommiiion des Lan-
des Thtiringen vom Oktober 19g1 vor.

Der wissenschaftsrat hat zur vorbereitung dieser stellungnahme eine
Arbeitsgruppe eingesetzt, der auch Sactrverständige ang:ehOrten, dienicht Mitglieder des wissenschaftsrates sind. Ihnän isider wissen-
schaftsrat zu besonderem Dank verpflichtet.

Die_vollversammlung des wissenschaftsrates hat die Stellungnahme am
24. Januar 1992 verabschiedet.

I. Ausgangslage

In Erfurt wurde im Jahre 1392 eine universität gegrtindet, die 1g16 nach
der Eingliederung der vordem kurmainziscträn staat Erfurt in das
Königreich Preußen geschlossen w,rde. Die ehemalige DDR hatte in Er-furt mit dem Hauptstandort der pädagogischen Hochschule Erfurt-
Mühlhausen und der Medizinischen Akademie Erfurt, die studenten in
den klinischen Studienabschnitten ausbildete, zwei Hochschulen ange-
siedelt. Außerdem gnindete die katholische Kirche nach dem Zweiten
weltkrieg in Erfurt das philosophisch-Theologische studium, eine
kirchliche Hochschule, die als einzige ihrer Art in der DDR priestär und
Religionspädagogen ausbildete und bis lgg0 in eigener fachlicher Kom-
petenz Promotionen r.rnd Habilitationen der päpsilichen universität Gre-
goriana verlieh. Diese Hochschule erhielt ebenso wie die evangelischen
Hochschulen der DDR 1gg0 ein eigenes promotions- und Habilitations-
recht. In Naumburg errichtete die Kirchenprovinz sachsen das Kateche-
tische oberseminar (seit 19g0 Kirchliche Hochschule Naumburg), an der
Pastoren und Religionspädagogen ausgebildet wurden.

seit 1986 wurden aus den Hochschulen, von Bürgern und von den Gre-
mien der Stadt Erfurt pläne für die Grtindung einer neuen universität
entwickelt, die nach der Gründung des Landes ttruringe, an die neu ge-
bildete Landesregierung herangetragen wurden. Anlestrebt wird die
Gnindung einer universität anläßlich der 600jährigei wiederkehr des
Gründungsjahres der alten universität im "larrie tsgz. Die bestehenden
Hochschulen sollten nach diesen vorstellungen in die neue universität
überführt werden, womit die Raumfrage vorerst geklärt und eine rasche
Aufnahme des Lehrbetriebes möglich wäre. vorgeschlagen wurde auch
eine stiftr-rngsuniversität, die in Teilen durch plivate una öffenfliche
stifter außerhalb des Landes Thtiringen finanziert werden sollte. Das
Land hat sich diese Pläne nicht zu eigÄn gemacht, zumal sich rasch her-
ausstellte, daß keine 

-stiftel 
bereitstanden, nennenswerte Beträge für

eine universitätsgnindung bereitzustellen. Das Land hat sich de-r Ab-
sicht jedoch nicht verschlossen, in Erfurt eine zweite universität zu er-
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richten, sich aber hinsichtlich Zeitpunkt, Größenordnung, Fächerspek-

trum und Verhättnis zu den bestehenden Hochschulen nicht festgelegl'

Die vom Land Thü,ringen füLr die Beratung in hochschulpolitischen Fra-

gen gebildete Hochsähulstrukturkommission hat sich 1991 mit der

ärtirrä,^g einer Universität in Erfurt befaßt und dabei insbesondere zu

den

- Rahmenbedingungen einer möglichen Gründung,

- möglichen konzeptionellen Grundlagen und

- Verfahren für das weitere Vorgehen des Landes

stellung genommen. unter Beachtung des sanierungsbedarfs und der

Ausbauio-rstellungen ftir die bestehenden Hochschulen des Landes und
des Ausbaus der neu gegrtlndeten Fachhochschulen schlägt die Hoch-

schulstrukturkommission vor, in Erfwt erst auf mittlere Sicht qnd kei-

nesfalls bereits 1992 eine Universität zu grüLnden. Maßgebend für diese

Empfehlungen sind die für eine Grü,ndung erforderliehen Planungs-

una voruereitungszeiten sowie die Belange der anderen Hochschulen
des Landes. In dän nächsten Jahren sollten die im Hochschuletat des

Landes zurverfügung stehenden Finanzmittel in vollem umfang für die

Sanierung der beltefienden Hochschu]en und den Aufbau der Fach-

hochschulen eingesetzt werden. Im einzelnen empfiehlt die Hochschul-

strukturkommission:

- in Erfurt eine universität mit einem langfristigen Ausbauziel von

10 000 studienplätzen zu grtiLnden, wobei in einer ersten Ausbaustufe
3 000 studienplätze fiiLr eine Rechts- und wirtschaftswissenschaftliche
Fakultät unal OOO Studienplätze für eine Philosophische Fakultät er-

richtet werden sollen;

- den Aufbau der Philosophischen Fakultät und die Entwicklung der

Pädagogischen Hochschule, die vorerst selbständig bleiben soll, auf-

einanäer abzustimmen. Mlttelfristig soll die Philosophische Fakultät
die Aufgaben der Pädagogischen Hochschule übernehmen;

- in einer zweiten Ausbaustufe jeweils 500 studienplätze fü,r die Ausbil-
dung von evangelischen und katholischen Theologen sowie 3 000 stu-
dienpHtze fi.ir eine Naturwissenschaftliche Fakultät vorzusehen;

- bei der Grtimdung der universität ,,nicht übereilt, sondern mit Bedacht
vorzugehen, dennoch die erforderlichen GrüLndungsmaßnahmen zü-

gigvorzusehen."

Dieses Konzept der Hochschulstrukturkommission ist die Basis der Stel-

lungnahme des Wissenschaftsrates.

II. Stellungnahme

Für die stellungnahme des wissenschaftsrates zu der beabsichtigten
GrüLndung einer universität in Erfurt sind insbesondere maßgebend:
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1' die vorstellungen des Landes zum mitter- u,,d längerfristigen Aus-
bauziel für seine Hochschulen und das zu erwartende potential an
Studienbewerbern in Thtiringen;

2. der Finanzbedarf der Hochschuren und die Einordnung der Neugnin-
dung in ein Gesamtkonzept frir die sanierung und dän Ausbau der
thüringischen Hoch schulen;

3. das inhaltliche Konzept der geplanten Neugründung;
4. die chancen, die vorgesehenen professorenstellen mit qualifizierten

wissenschaftlern zu besetzen, so daß Aussichten uerteüen, aä a.s
ftir die Neugnindr:ng vorgesehene Konzept realisiert werden kann.

II. 1. Ausbauziel und Nachfrage nach studienplätzen in ThüLringen

a) Ausbauvorstellungendes Landes

Das Land geht bei seinen planungen vorräufig von einem Ausbau der
Hochschulen (ohne die Erfurter Höchschulen) auf rund 30 600 studien-
plätze aus' darunter sind g 600 studienprätze an den drei neu g"gri;a.-
ten Fachhochschulen. Dieser Ausbau ist vorläufig wie folgt 

"üräi" "r"-zelnen Hochschulen verteilt:

übersicht 1

Ausbauvorstellungen des Landes Thtiringen

Hochschule

Universität Jena (ohne Medizin)
Medizinische Einrichtungen Jena
THIlmenau
Hochschule ftir Architektur und

BauwesenWeimar
Musikhochschule Weimar
Fachhochschulen insgesamt

Hochschulen insgesamt
(ohne Erfurter Hochschulen)

Ausbauvorstellungen
Studienplätze

10 000
2 000
5 000

3 000
1 000
I 600

30 600

Hinzu kommen noch die Hochschulen in Erfurt (Medizinische Akade-
mie, Pädagogische Hochschule, gegebenenfalls universität), über Jeren
Ausbau noch nicht entschieden ist. tr\ir die Lehrerbilauns an aer paa-
agogischen Hochschule wird von 1 500 Studienplätzen ausgägangen.
b) Zielzahlftir die überregionale Fl,ahmenplanung

Der Planungsausschuß fi.ir den Hochschulausbau hat noch keine Ziel-
zahlen ftir den Ausbau der Hochschulen in den neuen Ländern festge
legt. Deswegen kann in dieser Stelungnahme nur eine erste und noch
y_orliyfrge Überlegung zu den Ausbaufielen angestellt werden, um einurteil zu ermöglichen, inwieweit sich die planungen des Landes gene-
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rell und insbesondere die Planungen fi.i,r die Gründung einer Universität
in Erfurt in die überregionalen Ausbauvorstellungen einpassen'

Ausgehend von einer studienplatzzlelzahl von 850 000 flächenbezogenen
studienplätzen (sowie 50 000 Studienplätzen, die nach dem Beschluß der
Regierungschefs von Bund und Ländern zusätzlich füLr die Fachhochschu-
len gebaut werden sollen) für die alten Länder, ergibt sich entsprechend
dem Bevtilkerungsanteil des Landes Thüringen (1990 2,6 Mio Einwohner)
eine abgeleitete Zielzahl von 38 000 bis 39 000 flächenbezogenen Studien-
plätzen.1; Bei dieser Kalkulation besteht nach dem Ausbau der anderen
Hochschulen entsprechend den Plänen des Landes mittel- und länger-

fristig Bedarf füLr bis zu 6 000 weitere Studienplätze.

c) Nachfrage nach StudienPlätzen

Im Jahre 1991 begannen rund 4000 Studienanfänger an den thüringi-
schen Hochschulen. Es ist davon auszugehen, daß die Anftingerzahlen in
einigen Jahren spiirbar steigen werden, weil das Schulsystem grundle-
gend reformiert ist und die frtiLheren Zulassungsbeschränkungen beim
Eintritt in die Oberstufe entfallen sind.

Nach den vorliegenden Prognosen wad die jährliche Zahl der studien-
berechtigten (Absolventen mit Abitur oder Fachoberschulreife) in Thü-
ringen Mitte der 90er Jahre zwischen 7 000 und 8 000 und Ende der 90er

Jahre zwischen 9 000 und 10 000 liegen. Bei einer unterstellten studier-
quote von 70 7o ist füLr Ende der 90er Jahre mit 6 000 bis 7 000 Anf?ingern
iu rechnen. Geht man alternativ davon aus, daß sich das Schul- und Stu-
dierverhalten der jungen Generation in ThtiLringen Ende der 90er Jahre

an die heute in den Flächenländern der alten Br.rndesrepublik üblichen
Verhältnisse angleicht, so ist im Jahre 2 000 mit 7 000 bis 8 000 Studien-
anfängern zu rechnen. Angesichts der tiefgreifenden umbrüche in den

Lebens- und Arbeitsbedingungen und der völligen Umgestaltung des

Schulwesens sind genauere Prognosen nicht möglich.

d) Schlußfolgerungen

Der Wissenschaftsrat stellt fest:

1. Die Ausbauvorstellungen des Landes für die bestehenden Hochschu-
len bleiben insgesamt unter der, gemessen an der Bevölkerungszahl
für das Land Thüringen, zu erwartenden und anzustrebenden Ziel-
zahl füLr den Hochschulausbau.

2. Bis in die zweite Hälfte der 90er Jahre hinein können die fi.lr Thüin-
gen zu erwartenden Studienanftinger einen Studienplatz an den

Hochschulen des Landes finden, wenn diese entsprechend den Vor-
stellungen des Landes ausgebaut werden. Es istjedoch absehbar, daß

1) Dt" st"dt""platzzielzahlen werden ntr zeit im Planungsausschl-rß v9n Bund und
Ländem übärpnift. In diesem Zusammenhang sollen auch studienplatzzielzahlen
für die neuen Länder festgelegtwerden.
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die Zahl der Bewerber in einer Reihe von Fächern über das Studien-
platzangebot des Landes hinausgehen wird.

3. Der vom wissenschaftsrat empfohlene und vom Land beabsichtigte
Ausbau der Fachhochschulen kann die ftir die zweite Hälfte der gOer
Jahre zu erwartende Nachfrage nach studienplätzen allein nicht be-
friedigen.

4. Der vom wissenschaftsrat empfohlene und vom Land beabsichtigte
Ausbau der universität Jena, der TH Ilmenau und der Hochschule
ftir Architektur und Bauwesen weimar wird dort eine Kapazitätsauf-
stockung zur Folge haben. Gegen Ende der gOer Jahre zeichnet sich
jedoch darüber hinaus ein Nachfragepotential nach universitären
Studienplätzen ab, so daß ausreichend Raum für eine vergleichsweise
kleine universitätsgnindung in Erfurt besteht. Bei entsprechender
Nachfrageentwicklung empfiehlt der wissenschaftsrat zusätzliche
universitäre studienplätze in den von der Hochschulstrukturkom-
mission für die universität Erfurt vorgesehenen Fächern nicht durch
einen über die jetzigen Planungen hinausgehenden Ausbau beste-
hender Hochschulen zu schaffen, sondern,nter den in dieser stel-
lungnahme genannten Bedingungen in Erfurt eine universität zu
gni,nden. Aus heutiger Sicht erscheint eine Größenordmrng von rund
4 000 bis 5 000 studienplätzen friLr alle Erfurter Hochschulen (ohne
FH) vorerst angemessen und ausreichend, um die zu erwartende
Nachfrage befriedigen zu können. In dieser studienplatzzahl sind die
Kapazitäten ftir die Lehrerausbildung in Erfurt (rund 1b00 studien-
plätze) enthalten.

II. 2. Finanzbedarf für die Neugnindung und die anderen Thüringer
Hochschulen

um die bestehenden Hochschulen des Landes zu sanieren, mit den für
Forschung und Lehre notwendigen Geräten und sachmitteln auszustat-
ten und um Lücken in ihrem Fächerangebot zu schließen, sind in den
nächsten Jahren erhebliche frnanzielle Aufwendungen für Investitio-
nen' Personal- und sachmittel erforderlich. Hinzu kommt der Aufbau
der Fachhochschulen sowie die sanierung der universitätskliniken in
Jena und gegebenenfalls in Erfurt.

Nach den derzeitigen vorstellungen des wissenschaftsministeriums sol-
len in der mittelfristigen Finanzplanung des Landes ftiLr die vierjahres-
periode 1992-1995 815 Mio DM ftir Investitionen in den Hochsähulen
des Landes (ohne Großgeräte) vorgesehen werden. In diesen planungen
sind keine Investitionen fiiLr eine vorklinik der Medizinischen Akademie
Erfurt oder fiir eine universität in Erfurt enthalten. Diese Investitions-
summe teilt sich wie folgt auf:

KlinikaJenaund Erfurt

Universität Jena

THIlmenau

525 Mio DM

T0MioDM

26 Mio DM
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PH Erfurt

HAI!Weimar

HfMWeimar

FH Erfut
FH Jena

FHSchmalkalden

Insgesamt

TMioDM

42MioDM

2SMioDM

23MioDM

6TMioDM

25MioDM

815MioDM

Diese bislang noch vorläufige Investitionsplanung enthält einen Anteil
von 64 7o nir aie Kliniken, 15 7o ftir die Fachhochschulen und von 21% für
die Universität Jena, und die anderen Hochschulen.

Erste Kalkulationen für den Bedarf an laufenden Mitteln der Hochschu-
len kommen für die bestehenden Hochschulen (ohne Kliniken) zu ei-

nem jährlichen Finanzbedarf von 440 Mio DM. F\iI das Klinikum Jena

wird Lin jährlicher Landeszuschuß für die Betriebskosten von 157 Mio
DM, für das Ktinikum Erfurt ein Betrag von jährlich 146 Mio DM kalku-
liert, wenn dieses als Universitätsklinikum geftihrt wird.

Die bisherigen mittelfristigen Pläne ft|r Bauinvestitionen beschränken
sich - mit Ausnahme der neu gegrti,ndeten Fachhochschulen - auf die
bestehenden Hochschulen und bleiben unter deren erkannten sanie-
rungs- und Ausbaubedarf. Hierfür sind über Jahre hinaus Beträge erfor-
derlich, die erheblich über den derzeit ftir das wissenschaftsressort ins
Auge gefaßten Etat hinausgehen. Der Wissenschaftsrat sieht daher die

G.f.ht, daß der Aufbau einer Neugnirrdung in Erfurt zu Lasten der Sa-

nierung der bestehenden Hochschulen geht und damit verhindert, daß

diese sich rasch zu überregional konkurrenzfähigen Einrichtungen ent-
wickeln können, die im wettbewerb um wissenschaftler, studenten und
von Dritten finanzierte Forschungsprojekte bestehen können. Eine der-

artige Entwicklung läge nicht im Interesse des Landes Thü,ringen. Auch
einäneu gegfi.lndete Universität Erfurt kann kein Interesse daran haben,

daß diese zwar gegfüLndet, dann aber mangels zureichender Finanzmittel
nicht zu einer konkurrenzfähigen Hochschule ausgebaut werden könn-
te. Angesichts dieses Finanzbedarfs sieht der wissenschaftsrat frühe-
stens in der zweiten Hälfte der 90er Jahre finanziellen spielraum für die
Grti,ndung einer Universittit in Erfurt.

In den ,,Empfehlungen zur Hochschulmedizin in den neuen Ländern
und in Berlin" hat der wissenschaftsrat erhebliche Bedenken hinsicht-
lich der Finanzierbarkeit einer weiterführung der Medizinischen Akade-
mie Erfurt geäußert.z) Er hat dabei dem Ausbau der Medizinischen Fa-

kultät der Universität Jena Priorität eingeräumt und die Weiterführung

a s. n-pr"hlrtrgen zur Hochschulmedizin in den neuen Ländem und in Berlin, in die-

sem Band, Teil IIL S. 111 ff.
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der Medizinischen Fakultät Erfurt nur dann für vertretbar gehalten,
wenn die finanliellen voraussetzungen vom Land geschaffen" werdenkönnen' ]Iierzu gehört nach Auffasi,ng des wissÄschaftsrates auch
zwingend der AuIbau einer eigenständigen Vorklinik. B;

Die nach der verabschiedung dieser Empfehlung im Auftrage des Lan-
des durchgeführten Berechnungen des Investitionsbedarfs där thüringi-
schen Hochschulen führen zu Anforderungen an den Hochschuletat, die
entschieden über den vom Land für den Hochschuletat in Aussicht ge-
stellten Beträgen liegen.

Die gutachtliche stellungnahme kommt für 1gg2-1gg5 zu einem Investi_
tionsbedarf für Bauten von rund 1,1 Mrd DM (ohne vorkrinik und ohne
urriversität Erfurt), wobei die hier unterstellten 400 Mio DM ni, Jie sa_
nierung der beiden Klinika unter den vom wissenschaftsrat fiir notwen-
dig erachteten Beträgen liegen. Das Land sieht sich bisher nicht in der
Lage, in dieser Höhe Finanzmittel bereitzustellen.

II. 3. Inhaltliches Konzept der geplanten NeugniLndung

Die Planungen der Hochschulstrukturkommission sehen für die erste
Phase der universität Erfurt eine philosophisehe Fakultät sowie eine
Rechts- und wirtschaftswissenschaftliche ramtuit mlt insgesami 6 000
flächenbezogenen studienplätzen vor. In einer zweite" Ä".u""pr,.."
sollen die Theologien sowie die Naturwissenschaften hinzukommen. Dieftir die erste Ausbauphase gewählten Fächer erscheinen im Hinblick auf
die zu erwartende Nachfrage der studienbewerber grundsätzrich sinn-voll. Frir diese Fächer spricht zudem der im vergle:ich zu experimen-
tellen Disziplinen geringere Finanzaufwand.

Vor dem Hintergrund jedoch, daß

a) die universität Jena ein breites Fächerspektrum mit einer voll aus-
gebauten naturwissenschaftlichen Fakultät hat und

b) ftir die TH Ilmenau eine verbreiterung der naturwissenschaftrichen
Fächer, die als Grundlagen der Technikwissensehaften notwendig
sind, geplant ist,

sieht der wissenschaftsrat vorerst keine veranlassr.rng, in Erfurt weitere
naturwissenschaftliche Kapazitäten zu errichten. oa§ägen spricht nichtnur die Gefahr von Überkapazitäten, sondern a,.ct der norre rinanz-
bedarf flir diese Fächer. Das Land sollte daher seine Anstrengungen frir
die Naturwissenschaften auf Jena und Ilmenau konzentrierei. D"ie pla-
nungen fiir die universität Erfurt sollten sich auf die Geisteswissen-
schaften im weiteren Sinne beschränken.

Detaillierte inhaltliche vorstellungen ftir die Fächer, Studiengänge und
die innere strukturierung der Neugnind,ng in Erfurt liegen iocfr nicht

3) Ebenda,S.ll1ff.

168



vor. zuden im Konzept der Hochschulstrukturkommission enthaltenen
vorläufigen Überlegungen nimmt der Wissenschaftsrat wie folgt Stel-
lung:

a) Zur Philosophischen Fakultät

Das Konzept fordert, ,,in Ablösung von der Fixierung geisteswissen-

schaftlicher Fächer auf Ausbildungsaufgaben sollte die Kulturaufgabe
der Geisteswissenschaften vorrangiges Ziel der Lehre und der
Forschung werden." Der Wissenschaftsrat kann diesem Ziel zustimmen,
jedoch im Konzept nicht erkennen, welche Vorkehrungen getroffen
werden sollen, damit dieses Ziel erreicht werden kann. Die Bedingungen
hierfü,r sind keineswegs gi.irrstig, denn nach diesem Konzept

- soll der ,,Kanon geisteswissenschaftliche Fächer und der Philo-
sophie" vollständig eingerichtet werden,

- sind sozial- und politikwissenschaftliche Fächer nicht vorgesehen,

- sollen die Aufgaben der Pädagogischen Hochschule in der Lehrer-
bildung auf längere Sicht in die neue Universität integriert werden.

Das Konzept läßt nicht erkennen, wie unter diesen Bedingungen eine
von den üblichen Philosophischen Fakultäten abweichende Fakultät
aufgebaut werden könnte. Vielmehr deutet das vorliegende Konzept auf
den Aufbau einer eher traditionellen Fakultät mit ihren üblichen stär-
ken trnd Schwächen.

b) Fakultät ftir Wirtschafts- und Rechtswissenschaften

Im Konzept sind die drei studiengänge Rechtswissenschaft, volkswirt-
schafts- und Betriebswirtschaftslehre vorgesehen. Diese Studiengänge
werden mit der großen Nachfrage durch die Studenten und mit der Ak-
zeplaurlz, die ihre Absolventen auf dem Arbeitsmarkt finden, begründet.
Außerdem spielt im Konzept der Hochschulstrukturkommission der
Umstand eine Rolle, daß die in Deutschland üblichen Methoden der
Hochschulplanung den Ressourcenbedarf von der Studentenzahl
ableiten.

Innerhalb der Rechtswissenschaft soll besonderes Gewicht auf die ver-
waltungswissenschaft gelegt werden, fi.irr die in den neuen Ländern ein
großer, von den anderen juristischen Fakultäten nicht befriedigter Nach-
holbedarf gesehen wird. Auf die Möglichkeit, später einen eigenstän-
digen Studiengang Verwaltungswissenschaft einzurichten, wird ver-
wiesen.

Die Plantrngen gehen mithin auch füLr die Wirtschafts- und Rechts-
wissenschaft von einer traditionellen Fakultät aus.
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c) Zur inhaltlichen Konzeption insgesarnt

Dem Konzept für beide Fakultäten ist gemeinsam, daß sich aus ihnen
keine eigenständigen und von Bedarfsgesichtspunkten unabhängigen
Argumente für die NeugrüLndung in Erfurt ableiten lassen. Der wissen-
schaftsrat regt an, daß die chance der NeugrüLndung genutzt wird, fiir die
universität Erfurt ein inhaltlich wie organisatorisch eigenständiges
Profil einer forschungsorientierten universität mit den Kulturwissen-
schaften und den Staats- und verwaltungswissenschaften anzustreben.
Hierzu werden einige Anregungen gegeben:

1. Die Planungen sollten eine Duplizierung der entsprechenden Fakul-
täten an der Universität Jena vermeiden, an der die Geistes-, Rechts-
und Wirtschaftswissenschaften in traditioneller Weise aufgebaut
sind und mit den traditionellen Studiengängen vertreten sein
werden. In Erfurt sollte versucht werden, aus der Entwicklung der
Wissenschaftsgebiete heraus neue Fächerkombinationen und Stu-
diengänge zu konzipieren.

2. In Erfurt sollten die Staats- und Verwaltungswissenschaften, zu
denen auch Politik- und Sozialwissenschaften gehören, einen profil-
gebenden Schwerpunkt bilden. Die Staats- und Verwaltungswissen-
schaften sollten sich mit nationalem und internationalem planungs-
und Verwaltungshandeln im weitesten Sinne befassen trnd auf die-
sen Gebieten, ausgehend von einer intensiven Forschung, Fachkräf-
te fi.iu' nationale und internationale Tätigkeiten ausbilden. Die
Rechts- und Wirtschaftswissenschaften sollten von Anfang an auf
die neuen Studiengänge ausgerichtet werden. Eine vorschnelle Fest-
legung auf die stark frequentierten Studiengänge Betriebswirt-
schaftslehre und Rechtswissenschaft sollte vermieden werden. Der
wissenschaftsrat empfiehlt dem Land, rechtzeitig daftir sorge zu tra-
gen, daß die Absolventen rechts- und staatswissenschaftlicher Stu-
dienglinge der Universität Erfurt nicht aufgrund von Einstellungs-
vorschriften schwierigkeiten bei der Ausübung von Tätigkeiten in
der öffentlichen verwaltung bekommen. Der vorbereitungsdienst
für die entsprechenden Laufbahnen in der öffentlichen verwaltung
sollte füLr die Absolventen dieser Studiengänge geöffnet werden.

3. Neben den Staats- und verwaltungswissenschaften sollten moderne
Kulturwissenschaften, zu denen auch die politik- r.rnd sozialwissen-
schaften gehören, zu einer zweiten säule der universität Erfurt aus-
gebaut werden. Die traditionellen Philologien, die in Jena vertreten
sind, sollten für Erfurt nicht vorgesehen werden. Es sollte versucht
werden, ein Ensemble von kulturwissenschaftlichen Fächem einzu-
richten, die in einem integrativen Konzept Berührungen und Koope_
rationen untereinander und mit den Fächern der Verwaltungs_ und
Staatswissenschaften suchen.

4. An der universität sollten sowohl evangelische als auch katholische
Theologie angeboten werden, die die in der DDR entstandene Tradi-
tion ökumenischer Zusammenarbeit fortsetzen sollten. Dazu könnten
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die beiden kirchlichen Hochschulen, nach entsprechenden verhand-
lungen mit ihren Trägem, in die universitlit Erfurt überftührt werden.

Oieä t-fnerftihrung so[te;edoch nicht am Beginn der Gri.i,ndung der

universität stehen. Für die Zwischenzeit sollte füLr die kirchlichen
Hochschulen eine Übergangsfinanzierung gefunden werden'

Der Wissenschaftsrat empfiehlt, die mit einer Universitätsneugfü'ndung
verbundenen chancen ftir neue Konzepte in der Pflege der wissenschaf-

ten, der akademischen Lehre und in der organisation einer uniwersität

zu nutzen. Das gilt ganz besonders für die situation der neuen Länder,

die ihre Hochschulen umstrukturieren und elneueln müssen. Eine Neu-
grtiLndung, die sich ohne Strukturen und Vorgaben bestehender Hoch-

Ichulen äntwickeln kann, hat daher auch eine besondere hochschul-

und gesellschaftspolitische Bedeutung.

Der Wissenschaftsrat regt an, zu versuchen, die Neugri.indung in Erfurt
baulich in die Stadt zu integrieren und durch entsprechende Neubauten

deutlich zu machen, daß hier ein wirklicher Neuanfang stattfindet. Das

Land sollte sich deswegen nicht vorschnell auf den standort Pädagogi-

sche Hochschule festlegen, sondern einen städtebaulichen Ideenwettbe-
werb ftir die neue Universität durchführen.

II. 4. Verhältnis der Neugründung zu den anderen Hochschulen in Er-

fu-rt

a) Pädagogische Hochschule Erfurt-Mühlhausen

Der Wissenschaftsrat hat in der Empfehlung zur Lehrerbildung in den

neuen Ländern davon abgeraten, die PH Erfurt zum Ausgangspunkt ei-

ner Universitätsgfiindung zu machen. 4)

Die Hochschulstrukturkommission schlägt vor, die Aufgaben der

Pädagogischen Hochschule erst zu einem Zeitpunkt auf die Universität
zu tibärtragen, zu dem der Aufbau der Philosophischen Fakultät durch

die Berufung einer ausreichenden Zahl von Professoren gesichert ist. Bis

dahin sollen alle Berufungen der Pädagogischen Hochschule auf die

spätere Integration in die Universität abgestimmt werden, was eine

ÄaggeUUche Mitwirkung extemer Fachwissenschaftler und später der

Univlrsität an den Berufungsverfahren der Pädagogischen Hochschule

erforderlich macht.

Der Wissenschaftsrat sieht in den Überlegungen der Hochschulstruktur-
kommission einen geeigneten Weg zur Grtirrdung der Universität und zu

einer späteren Übernahme der pädagogischen Ausbildung. FiiLr die Be-

rufungikommissionen für Professoren an der Pädagogischen Hochschu-
le hiilI er die Mitgliedschaft von extemen Sachverständigen ftiff unab-

dingbar, später könnten dies Professoren der universität Erfurt sein.

;-) S. E-pf"hl"ngen zur l-ehrerbildung in den neuen Ländem, in diesem Band, Teil I,

s. 159.
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Im Hinblick auf den hohen Finanzbedarf für die Hochschulen des
Landes verweist der wissenschaftsrat auf seine Empfehlung ftir eine
koordinierte Arbeitsteilung in der Lehrerbildung zwisähen .r"i. r.ra p.-
furt.5) In Jena sollte keine Ausbild,ng frir Grundschullehrer eÄlgen, inErfwt dagegen vorerst keine Ausbildung ftir G5rmnasialret'e-r. oie
Gri.iLndung einer universität in Erfurt ist kein Anlaß, von dieser Empfeh-
lung für die Lehrerbildung abzugehen. studiengänge ftir das Lehramt an
Gymnasien kommen in Erfurt erst und dann auch n,r für die Geistes-
wissenschaften im weitesten sinne in Flage, wenn die entsprechenden
Fächer an der neuen universität eingerichiet sind. Die persänahusstat-
tung der Naturwissenschaften an der pH sollte auf die Aufgaben in den
Lehramtsstudiengängen fl.ir primar- und Regelschullehrer"ausgerichtet
werden. Dies gilt es bei der stellenzuweisung und bei der Besetiung frei-
werdender Stellen zu beachten.

b) Medizinische Akademie Erfurt

Die Sanierung der Medizinischen Akademie und ihr möglicher Ausbau
zu einer Medizinischen Fakultät einschließlich vorklinik würde nach
der derzeitigen Finanzplanung und deren perspektiven die für den
Hochschulsektor des Landes Thüringen verfügbaren Mittel überfordern.
Dies wtirde die sanierung r.rnd den Ausbau der anderen Hochschuren
des Landes gefährden. Der wissenschaftsrat weist darauf hin, daß unter
solchen umständen der Aufbau einer universität in Erfurt hochschul-
politisch nicht zu verantworten wäre. Eine Entscheidung über die Medi
zinische Akademie sollte deswegen nicht weiter aufgeihoben werden
(vgl. hierzu auch Kapitel II. 2. dieser Stellungnahme)l

II. 5. voraussetzungen für die Gewinnung qualifizierter professoren

Der Professorennachwuchs in einer Reihe der ftir die universität Erfurt
vorgesehenen Fächern - insbesondere Rechtswissenschaft und wirt-
schaftswissenschaften - ist zur Zeit und in den nächsten Jahren außer-
ordentlich knapp. In einer Zeit, in der in den alten Ländern aus Alters-gründen viele Professoren ausscheiden, müssen diese Fächer in den
neu€n Ländern grundlegend neu aufgebaut werden. Der wissenschafts-
rat hat deswegen empfohlen, den Aufbau der neuen Fakultäten zeiilich
zu strecken und in einer ersten phase des Hochschulausbaus in den neu-
en Ländern und in ost-Berlin sieben Juristische Fakultäten aufzubau-
9n-6) In Thüringen sollte der Neuaufbau der Fakultät in Jena vorrang
habgn. Entsprechendes gilt für die wirtschafts- und Sozialwissenschaf-
ten.?) Diese Fachgebiete sind von zentraler Bedeut,ng ftir die rn Erfurt
beabsichtigte NeugrüLr-rdung.

5) Ebenda,S.158f.
6) s. Empfehlu,gen zu Forschung und Lehre auf dem Gebiet der Rechtswissenschaft indenneuenländern, indiesem Band, Teil I, S.48 ff.
7) s. Empfehlungen zum Aufbau der wirtschafts- und sozialwissenschaften an denuniversitäten/Technischen Hochschulen in den neuen Bu',desländem und im östteil
von Berlin, in diesem Band, Teil I, S. 21.
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Bei einem raschen Aufbau einer universität in Erfurt besteht die große

Gefahr, daß erstklassige wissenschaftler nicht gewonnen werden kön-
nen und die stellen mit wissenschaftlern besetzt werden, die andernorts
kaum chancen auf eine Professur hätten. Der wissenschaftsrat verweist
in diesem Zusammenhang auf die Erfahrungen mit manchen Univer-
sitätsneugründungen in den alten Ländern, die in der Zeit von Mitte der
60er bis Mitte der 70er Jahre parallel ausgebaut wurden und bei der
Besetzung der Professorenstellen in manchen Fächern Kompromisse
eingehen mußten, die zu einer Hypothek für die weitere Entwicklung
dieser NeugniLndungen wurden.

Auch aus diesem Grunde sollte der Aufbau der universität Erfurt so

angelegt werden, daß Berufungen in größerer Zahl erst gegen Ende des

Jahrzehnts erfolgen.

III. Zusammenfassende Empfehlungen

Der Wissenschaftsrat hat sich auf Bitten des Landes ThtiLringen mit den
Plänen befaßt, in Erfurt eine Universität zu gvünden. Auf der Grundlage
von Empfehlungen der Hochschulstrukturkommission des Landes Thü-
ringen gibt der Wissenschaftsrat die folgende Stelltrngnahme ab:

1. Das Land ThtiLringen sollte die dem Hochschulsektor zur Verfügung
stehenden Mittel in den nächsten Jahren gezielt für die Sanierung
der bestehenden Hochschulen und den Aufbau der Fachhochschu-
len verwenden. Der wissenschaftsrat sieht bis in die zweite Hälfte
der 90er Jahre keine Finanzierungsmöglichkeiten für eine Univer-
sität in Erfurt.

2. Die Sanierung der Medizinischen Akademie und ihr möglicher Aus-
bau zu einer Medizinischen Fakultät einschließlich vorklinik wtirde
nach der derzeitigen Finanzplanung und deren Perspektiven die für
den Hochschulsektor des Landes Thiiringen verfügbaren Mittel
überfordern. Dies wtiLrde die Sanierung und den Ausbau der anderen
Hochschulen des Landes gefährden. Der Wissenschaftsrat weist dar-
auf hin, daß unter solchen Umständen der Aufbau einer Universität
in Erfurt hochschulpolitisch nicht zu verantworten wlire. Eine Ent-
scheidung über die Medizinische Akademie sollte deswegen nicht
weiter aufgeschoben werden.

3. Die Entwickltrng der Nachfrage nach Studienplätzen läßt für die er-
ste Hälfte der 90er Jahre in ThüLringen keinen Bedarf fti eine neue
universität erkennen. FtiLr das Ende der 90er Jahre zeichnet sich eine
Nachfrageentwicklung ab, die Raum läßt für eine Gründung einer
kleinen Universität in Erfurt. Für eine Gründung in der zweiten
Hälfte der 90er Jahre sprechen nicht nur Gesichtspunkte des Be-
darfs und der Finanzlage, sondern ganz wesentlich auch der Um-
stand, daß dann die Chancen, erstklassige Wissenschaftler nach Er-
furt berufen zu können, sehr viel größer sein werden als in den näch-
sten Jahren.
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5.

Der Wissenschaftsrat sieht keine Notwendigkeit, zum jetzigen
Zeitpunkt in Erfurt eine universität zu grtinden. Er emprreirlt däm
Land mit der Gnindung mindestens bis Mitte der 90är Jahre zu
warten. Derzeit kommt die Aufnahme in das Hochschulverzeichnis
in der Anlage zum Hochschulbauforderungsgesetz nicht in Flage.
Dies kann erst erfolgen, wenn:

a) die sanierung und der Ausbau der bestehenden Hochschulen
und der neuen Fachhochschulen auf gutem wege und finanziell
abgesichert ist;

b) fltu die universität in Erfurt sich eine Finanzierung abzeichnet,
die nicht zu Lasten der anderen Hochschulen geht;

c) die Entwicklung der studienanfängerzahlen in Thtiringen fi.ir
Ende der 90er Jahre einen Bedarf an weiteren universitiaen stu-
dienplätzen erkennen läßt;

d) ein detailliertes Konzept fi.iLr die universitätsgri.indung vorliegt.

Eine Neugnimdung in Erfurt könnte durch die bewußte Begrenzung
auf Kulturwissenschaften einerseits und staats- und verwaltungs-
wissenschaften andererseits, durch eine überschaubare Größe nnd
durch neue Studiengänge ein eigenes profrl gewinnen. Die Natur_
wissenschaften sollten vorerst bei einer Neugrtindung in Erfurt
nicht eingerichtet werden.

An der neuen universität könnten evangelische und katholische
Theologie angeboten werden. Dazu könnten die kirchlichen Hoch_
schulen nach entsprechenden verhandlungen mit ihren T!ägern in
die neue universität überführt werden. Diese überfrihrung rollt"l"-
doch nicht am Beginn der Gründung stehen. Ftir die zwlschenzäit
sollte für die kirchlichen Hochschulen eine übergangsfrnanzierung
gefundenwerden.

Die Pädagogische Hochschule Erfurt sollte auf absehbare Zeit selb-
ständig bleiben. An den Berufungen frir die pädagogische Hoch_
schule, deren Aufgaben erst nach dem weitgehenden Äbschluß des
AuJbaus geisteswissenschaft,licher Fächer an der universität Erfurt
an diese überfiihrt werden können, sollten auswärtige Fachwissen-
schaftler und später die Universität mitwirken.

In der Lehrerbildung sollte eine koordinierte schwerpunktsetzung
zwischen den universitäten Jena und der pädagogischen Hochschu-
le Erfurt herbeigeflihrt werden, wonach die Gymnasiallehrerausbil-
dung auf Jena und die Primarlehrerausbildung auf Erfurt konzen_
triert werden. Die Gnindung der universität Erfurt ist kein AnIaß
diese Empfehlung zur Lehrerbildung zu verändern.

7.

B.
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Vorbemerkung

Im Rahmen seines Auftrags von Bund und Ländern, eine Stellungnah-

me zur küLnftigen Strukturdes Hochschulwesens in den neuen Ländern
vorzulegen, frät aer Wissenschaftsrat auch eine Arbeitsgruppe einge-

setzt, diä siäh mit den l«iLnstlerischen Hochschulen der neuen Länder be-

faßt irat. Zur Vorbereitung ihrer Empfehlungen hat diese Arbeitsgruppe

im september und oktober 1991 alle Kunst-, Musik- und Theaterhoch-

schulen der neuen Länder sowie die Hochschule ftitl' F-i]m und Fernse-

hen in Potsdam-Babelsberg besucht und sich in Gesprächen mit Hoch-

schullehrern, Mitarbeitern und studierenden über Lehre, künstlerische

Entwicklung und Forschung, Ausstattung und vorstellungen der einzel-

nen Hochschulen zu ihrer weiteren Entwicklung informiert. Diese Be-

standsaufnahme wurde durch schriftliche Angaben der Hochschulen er-

gänzt.

Die Arbeitsgruppe ist dabei auf mehr oder weniger große unterschiede

zwischen dä Hinstterischen Hochschulen in Ost- und Westdeutschland
gestoßen. Aufgrund der Rechtsvereinheitlichung sind manche struktu-
iellen Anpass,ngen an die VerhäItnisse in den alten Ländern unum-
gänglich. in Bereichen, die durch die in der DDR herrschende Ideologie

[esänders stark geprägt oder geftirbt waren, stehen auch eine weitgehen-

de inhaltliche Erneuerung und Ergänzungen an. Gleichwohl nehmen

die hier vorgelegten Empfehlungen die verhältnisse in den alten Län-

dern nicht durchweg als vorbild und Maßstab für die künftige Entwick-
lung in den nerre.r Länd.r.r. In mancher Hinsicht nämlich unterscheiden

sicildie ktiLnstlerischen Hochschulen der neuen Länder positiv von de-

nen der alten und könnten diesen als vorbild dienen, insbesondere in
der Intensität, mit welcher die studierenden betreut werden, und in
manchen Formen des Praxisbezugs ihrer Ausbildung' Die Empfehlun-
gen warnen deshalb davor, vorbildliche Studienbedingungen nur des-

f,lU ni"trt weiterzuführen, weil sie in Hochschulen der alten Lä'nder

nicht ihresgleichen haben. Außerdem ermuntert der wissenschaftsrat

die künstlerischen Hochschulen der neuen Länder, eigene Profrle zu

entwickeln oder zu stärken.

Der Arbeitsgruppe, die diese Empfehltrngen vorbereitet hat, gehörten

auch Sachvä."Ui.taig" an, die nicht Mitglieder des Wissenschaftsrates

sind. Ihnen ist der wissenschaftsrat zu besonderem Dank verpflichtet.

DieEmpfehlungensindvomWissenschaftsratam24.Januar1992verab-
schiedetworden.
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A. Ausgangslage

I. Künstlerische Hochschulen in der DDR und ihre studien-
gänge

I. 1. KünstlerischeHochschuleninderDDR

Entsprechend den Traditionen des deutschen Hochschulwesens vor
1945, gab es in der DDR eigene Hochschulen zur Heranbildung deskünstlerischen Nachwuchses:
- für die bildenden .rnd angewandten KtiLnste die Kunsthochschule Ber_

lin-weißensee, die ,,Hochschule frir bildende Ktinste,. Dresden, die
,,Hochschule füLr indtrstrielle Formgestaltung,, Halle-nurg Giebichen-
stein und die ,,Hochschule fi.ir Grafik und Buchkunst., Lefizig,

- die Musikhochschulen ,,Hanns Eisler" Berlin, ,,carr Maria voä w"nu..,
Dresden,,,Felix Mendelssohn-Bartholdy" Leipzig und,,Franz Liszt..
Weimar,

- die Hochschule füLr schauspielkunst ,,Ernst Busch,, Berlin und die
Theaterhochschule,,Hans Otto., Leipzig,

- die Hochschule für Film und Fernsehen ,,Konrad wolf. in potsdam-
Babelsberg

- sowie für die Ausbildung von schriftstelern das Institut für Literat,r
,,Johannes R. Becher,,in Leipzig.

Die Mehrzahl dieser Hochschulen bestand bereits bei Gri.ind,ng derDDR; einige konnten schon damals auf eine Tradition von mehr als ei-
nem Jahrhundert zunickbricken, andere sind aus ärteren vorgringerein-
richtungen hervorgegangen.

]Jm-wlrklche Neugnindungen handelte es sich lediglich bei der Kunst-
hochschule Berlin-weißensee (gegründet 1g46), der Eochschule frir wtu-sik ,,Hanns Eisler" in Berlin (gegnindet 1g50), der Hochschure r.i. rimund Fernsehen ,,Konrad Wolf, potsdam_Babelsberg 

lgegri.inae; ig54)
und dem Institut für Literatur,,Johannes R. Becher..L Lörigd"g"ür-
det 1955).

Die organisation der ki.insflerischen Hochschulen entsprach im wesent-
Iighen derjenigen der wissenschaftlichen. Sie waren in sektionen oderAbteilungen gegliedert und wurden von einem Rektor geleitet, dem einbis zwei Prorektoren zur Seite standen.

Regional waren die künstlerischen Hochschuren in der DDR ähnlich un-gleichmäßig verteilt wie die wissenschaftlichen Hochschulen ,rrä ai"außeruniversitären Forschungseinrichtungen. sie konzentrierten sichim Berliner Raum und in Sachsen, fandän sich in ttrtiringÄn r:na inAnhalt nur spärlich und im Norden und osten des LandeJüberhaupt
nicht. In gewissem Ausmaß wurde versucht, diese Unglei"tse;chte
durch Filiallösungen auszugleichen. so unterhielt die Mu-sikhoähschure
Leipzig eine Außenstelle in Magdeburg, die Musikhochschule BerlinAußenstellen in Schwerin und Rostoct< una die Theaterhochschule Ber-lin eine Außenstelle ebenfalls in Rostock.
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I. 2. Studiengänge

Die Kunsthochschulen boten Studiengänge sowohl in der Freien Kunst
- Malerei, Grafrk und (mit Ausnahme von Leipzig) Plastik - als auch in
anwendungsorientierten Bereichen an: Berlin-Weißensee in Architek-
tur, Gebrauchsgrafik, Keramik, Mode, Textil und Szenographie, Dres-
den in Bühnenbild und Restaurierung, Halle-Giebichenstein in zahlrei-
chen Fachrichtungen des Produktdesigns und Kunsthandwerks.

An den Musikhochschulen bestanden Studiengänge in den Instrumen-
tal- und Gesangsfächern einschließlich Musikerziehung, Dirigieren/Kor-
repetition, Komposition/Tonsatz und Popularmusik; an der Musikhoch-
schule ,,Hanns Eisler" in Berlin außerdem Ausbildungsmöglichkeiten
ftir Tonmeister und im Fach Regie, an der Musikhochschule Weimar ein
Studiengang Schulmusik.

Die Kunst- und Musikhochschulen der DDR mit Ausnahme der Musik-
hochschule Weimar waren an der Ausbildung von Lehrern für allge-
meinbildende Schulen nicht beteiligt; sie fand ausschließlich an Univer-
sitäten und Pädagogischen Hochschulen statt.

Die beiden Theaterhochschulen boten Studiengänge für Schauspiel, Re-
gie und Choreographie, die Berliner Hochschule außerdem fitu: Puppen-
spiel, die Leipziger ftir Theaterwissenschaft.

An der Hochschule ftir Film und Fernsehen in Potsdam-Babelsberg wa-
ren künstlerische Studienglinge in den Fachrichtungen Regie, Kamera,
Produktion, Dramaturgie/Film- und Fernsehwissenschaft und ebenfalls
eine Schauspielausbildung eingerichtet, am Institut ftir Literatur ,,Jo-
hannes R. Becher" in Leipzig Studiengänge ftir Schriftsteller und Litera-
turmittler.

Manchen kürrstlerischen Hochschulen waren Fachschulen zur Berufs-
ausbildung fü,r fachlich benachbarte Felder angegüedert. An der Hoch-
schule ftir bildende Ktimste Dresden gab es eine Fachschule ftir Theater-
berufe, an der Hochschule ftir Film und Fernsehen Potsdam-Babelsberg
eine Fachschule füLr frlm- und fernsehtechnische Berufe. Die Fachschul-
ausbildung dauerte in der Regel drei Jahre und endete mit einem Fach-
schulabschluß mit Angabe der beru-flichen Fachrichtung.

Viele künstlerische Hochschulen unterhielten außerdem Einrichtungen
zur Vorbildung und Rekrutierung des eigenen Studentennachwuchses.
Zur Vorbereitung musikalisch besonders begabter SchriLler und Schüle-
rinnen auf ein Musikstudium waren den Musikhochschulen sogenannte
Spezialschulen angeschlossen - besondere Schulen mit Internaten, in
denen neben den allgemeinen Schulfächern schwerpunktmäßig Instru-
mentalfächer gelehrt wurden, und zwar von Dozenten der Hochschule.
Die meisten ihrer Absolventen wechselten anschließend auf die Musik-
hochschule und stellten hier oft die Mehrzahl der Studierenden. Die
Kunsthochschulen veranstalteten ein Abendstudium oder besondere
Kurse zur Vorbereitung talentierter und interessierter junger Menschen
auf ein künstlerisches studium. Mit gleicher Zielsetzung betreuten die
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Theaterhochschulen Amateurtheater und bereiteten Studieninteressier-
te auf die Aufnahmeprüfung vor.

Eingangsvoraussetzungen fi.ir das Studium an einer kiiLnstlerischen
Hochschule waren meistens der Abschluß der Polytechnischen Ober-
schule, die mit der 10. Klasse endete, und das Bestehen einer - mitunter
mehrstufigen - Eignungsprtifung. Das Studium selbst war klar dr.rch-
strukturiert und fand überwiegend in Fachklassen statt. Die Regelstu-
diendauer betrug je nach Fachrichtung acht bis zwölf Semester und wr-u-
de durchweg eingehalten. Den häufigsten Studienabschluß bildete an al-
len kiinstlerischen Hochschulen ein Diplom.

An den Kunsthochschulen war ein postgraduales Studium als Meister-
schüler möglich, an den Musikhochschulen füLr Absolventen einer In-
strumental- oder Gesangsausbildung eine Zusatzausbildung zum Soli-
sten, ferner eine pädagogische Zusatzqualifikation zum Diplom-Musik-
lehrer. Diese Lehrer waren überwiegend an Musikschulen tätig, nicht an
allgemeinbildenden Schulen.

Die Mehrzahl der Studierenden absolvierte ihr Studium als Direktstudi
um. Manche Studiengänge der küLnstlerischen Hochschulen wurden je-
doch auch als Fernstudium angeboten, das in der Regel Präsenzphasen
einschloß. An den Musikhochschulen wurde diese Möglichkeit vor al-
lem von Musikern genutzt, die eine Zusatzqualifikation als Musiklehrer
in außerschulischen Einrichtungen anstrebten, und von Instrumentali-
sten, die zwar schon in Orchestern tätig waren, aber ohne Abschluß und
deshalb niedriger eingruppiert als Musiker mit Diplomabschluß. Die
Musikhochschule ,,Hanns Eisler" in Berlin bot ein Femstudium auch zur
Nachqualifrkation von Schulmusikern an, die an Pädagogischen Hoch-
schulen oder Universitäten studiert hatten. An der Hochschule für Film
und Fernsehen in Babelsberg wwde die film- und fernsehtechnische
Ausbildung häufig als Fernstudium absolviert. An den Kunst- und Thea-
terhochschulen spielte es mrr eine geringe Rolle und beschränkte sich
im wesentlichen auf wissenschafUiche Studiengänge.

Inhaltlich stand in allen Studiengängen die künstlerische Ausbildung in
der jeweiligen Fachrichtung im Mittelpunkt. Besonderer Nachdruck
wurde dabei auf die Vermittlung handwerklich-technischer Kenntnisse
und Fertigkeiten gelegt, vor allem in den Anfangssemestern. Alle Stu-
diengänge umfaßten daneben wissenschaftliche Anteile. Im übrigen wa-
ren auch an den kürrstlerischen Hochschulen Lehrveranstaltungen in
Marxismus-Leninismus, Russisch und Sport obligatorisch.

Charakteristisch friLr viele künstlerische Studienglinge war ein starker
Praxisbezug. Er fand sich am stärksten formalisiert an der Theaterhoch-
schule Leipzig in der Weise, daß die Schauspielstudenten nach dem
Grundstudium an der Hochschule ihre Ausbildung an Studiobühnen
fortsetzten, die an Theatern in I-eipzig trnd in anderen Städten für die
Hochschule eingerichtet wEüen. An der Schauspielhochschule Berlin
fand praktische Ensemblearbeit bis hin zu kompletten Produktionen an
einer hochschuleigenen Studiobühne statt.
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studierende der Design-Abteilungen der Kunsthochschulen absolvier-

ten Praktika in Industriebetrieben und übemahmen von dort oft kleine-

re Entwicklungsaufträge ftir ihre Diplomarbeiten. studierende der Mu-

sikhochschulen, zumindest der Instrumentalfächer, wurden häufig als

Aushilfen oder substitute in orchester naheliegender orte geholt. um-
gekehrt waren an den Theater- und Musikhochschulen zahlreiche

§chauspieler, Orchestermusiker und Sänger aus Ensembles der näheren

umgebung als I-ehrbeauftragte tätig. Eine andere Form der verschrän-
tung von studium und Praxis wurde an der Hochschule fi.iLr Film und
Fernlehen in Babelsberg praktiziert; ihre Studenten verfügten großen-

teils über eine einschlägige berufliche vorbildung und wurden von ihren
Betrieben an die Hochschule delegiert.

Die Studieninhalte der ki.iLnstlerischen Studiengänge waren unterschied-
lich stark durch die in der DDR herrschende Ideologie geprägt und ge-

fürbt. In hohem Maße war dies in der bildenden Kunst der Fall. Mit dem

,,sozialistischen Realismus" war ihr ein Konzept vorgegeben, das Kunst
als Treiger von Inhalten und politischen Botschaften verstand und von
daher die Bedeutung von Form, Thema, Motiv und Symbo1 bestimmte'
Infolgedessen galt Kunst an den Kunsthochschulen der DDR in höhe-

."rn M"ß" als lehr- und lernbar als an den Kunsthochschulen der Bun-

desrepublik, weniger als sich ständig erneuernder kreativer Prozeß. Was

jenes Konzept inhaltlich und formal im einzelnen bedeutete und wo sei-
-ne 

Grenzen verliefen, war und blieb freilich strittig; die kürrstlerischen
Antworten fielen sehr verschieden aus.

Auch war die politische verbindlichkeit jenes Konzepts Schwankungen
unterworfen und ebenfalls von örtlichen Gegebenheiten abhängig.

Gleichwohl konnten sich radikal andere küLnstlerische Ansätze an den
Kunsthochschulen der DDR kaum oder gar nicht entfalten und behaup-

ten, weder unter den studierenden und erst recht nicht unter den Do-

zenten. Der spielraum für ktinstlerische Formulierungen politisch un-
liebsamer Inhalte wie für Experimente mit radikal neuen künstlerischen
Mitteln war gering. Grundsätzlich ähnliches gilt für die ki.i'nstlerische

Ausbildung an der Hochschule fi.ir Fitm und Fernsehen in Potsdam-Ba-

belsberg, abgeschwächt auch ftir den Bereich Komposition etl.r den Mu-
sikhochichulen. In den Design-Bereich der Kunsthochschulen wirkten
die politisch-ideologischen Gegebenheiten der DDR insbesondere da-

durch ein, daß viele Entwtirfe, die den ästhetischen vorstellungen von
Entscheidungsträgern oder ökonomischen Katki.ilen nicht entsprachen,
nicht in die Serienproduktion übernommen wurden-

Mit diesen Rahmenbedingungen hängt die Konzentration auf hand-
werklich-technische Qualität und Perfektion zusammen, die an der Leh-
re der künstlerischen Hochschulen der ehemaligen DDR wie an der
eigenen Arbeit vieler ihrer Lehrer auffällt, in manchen Bereichen, zum
Bäispiel im Design, auch ein Rückzug auf theoretische Arbeiten. Eine er-
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hebliche Anzahl von Ktirrstlern, die sich diesen Bedingungen nicht an-
passen konnten oder wollten, wurde von den Hochschutei abgestoßen
gqglg* nicht erst aufgenommen; nicht wenige von ihnen verließen die
DDR.

An den Theaterhochschuren hatte der sogenannte Realismus einen et-
was anderen stellenwert. Er war hier durch die künstlerisch-pädagogi-
schen Konzepte der Theaterleiter und -pädagogen stanislaiski- und
Brecht vermittelt. Diese Konzepte sowie eigene produktionen der Thea-
terhochschulen und studiobühnen boten äinen *enn auch sehr gerin-
genFreiraum.

I. 3. Personalund Personalstruktur

An den künstlerischen Hochschulen der DDR lehrten 1g90 insgesamt
975 Personen, davon

145 Professoren,

222Dozenten,

300 Assistenten und Oberassistenten, unbefristet,

74 Assistenten, befristet,

216 Lektoren und Lehrer im Hochschutdienst.

Von ihnen waren insgesamt

297 (29 %) an den Kunsthochschulen,

496 (51 7o) an den Musikhochschulen,

115 (13 %) an den Theaterhochschulen,

66 (7 Vo) an der Hochschule fiiLr Film und Femsehen

tätig.

Die Personalstruktur der ktirrstlerischen Hochschulen der DDR war
ähnlieh beschaffen wie diejenige der wissenschaftlichen Hochschulen:
ein breiter Mittelbau, überwiegend in unbefristeten Beschäftigungsver-
hältnissen, und darüber eine kleinere Gruppe von Hochschü[ef,rern,
unter denen wiederum die Dozenten meist zahlreicher waren als die
Professoren; ein erheblicher Teil der r.ehre wurde also vom Mittelbau
getragen. Die Hochschullehrer rekrutierten sich durchweg aus dieser
Gruppe, häufig per Hausberufung an derselben Hochschüle. An den
Musik- und rheaterhochschulen wurde das hauptamfliche Lehrperso-
nal durch eine große Zahl nebenberuflicher Lehrbeauftragte ergeinzt.

Zwischen den einzelnen Hochschularten, auch zwischen gleichartigen
Hochschulen bestanden allerdings erhebliche unterschiede. sie sind der
folgenden Tabelle zu entnehmen:
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in denneuen Ländem

Hochschule
Pro-

fessoren
Dozenten Relation

Mit-
arbeiter

Relation
Prof. u. Doz.: Mitarb.

KHSBerlin
IfbKDresden
KHSHalle-
Giebichenstein
HS fü-r Grafik
undBuchkunst
Leipzig

I
13

22

10

30
11

26

15

1:3,3
1:0,8

l:1,2

1:1,5

26
42

79

t4

1:0,67
1:1,75

1:1,65

1:0,56

Mittelwert 1:1,5 1:1,15

MHSBerlin
MHS Dresden
MHSl,eipzig
MHSWeimar

35
10

18

11

27
28
19

33

1:0,8
1:2,8
1:1

1:3

74
88
32

108

l:t,2
l:2,3
1:0,86
l:2,45

Mittelwert l:t,14 l:1,7

SHSBerlin
THSLeipzig

7

3

15

6

l:2,1
l:2

52
32

l:2,4
1:3,5

Mittelwert l:2,7 l:2,9

I t2 l:1,7 47 l:2,5

Übersicht I
Personal an Kunst- und Musikhochschulen Herbst 1990

HFFBabelsberg

Ebenfalls innerhalb einzel:rer Hochschulen gab es beträchtliche unter-
schiede. In der Theaterhochschule Leipzig zum Beispiel war nur der

Theoriebereich mit Professuren ausgestattet; der studiengang choreo-
graphie wurde ausschließlich von Angehörigen des Mittelbaus getragen.

Är"fr rt den Außenstellen der Musikhochschulen und der Schauspiel-

hochschule Berlin waren überwiegend Angehörige des Mittelbaus tätig,

nur ausnahmsweise Professoren.

I. 4. Studenten und Studienanfänger

Die Gesamtzahl der studierenden (einschließlich FachschtiLler) an den

ktinstlerischen Hochschulen der DDR betrug Ende 1989 4958, davon

1270 atden Kunsthochschulen, 3 135 an den Musikhochschulen, 438 an

den Ttreaterhochschulen und 115 an der Hochschule fti,r Film und Fern-
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sehen in Potsdam-Babelsberg. Ihr Anteil an der Gesamtzahl der studie-
renden der DDR betrug damals B,SVo.t1

studienanfänger wurden in der Regel einmal jährlich aufgenommen, in
manche studiengänge auch nur alle zwei Jahre. ore aulnanmezahlen
richteten sich nach dem prospektiven Absolventenbedarf. Er wurde zen-tral ermittelt und in detaillierte Aufnahmequoten fiiLr die einzelnen
Hochschulen umgesetzt. Die individuelle Entscheidung über die Auf-
nahme trafen die einzelnen Hochschulen in Eignungsprüfungen. Die
Gesamtzahl der Studienanfänger (einschließlich raähschril"er) der
künstlerischen Hochschulen betrug im wintersemester 19gg/g0 1083;
dies entsprach einem Anteil von 3 /o aller Studienanfänger.

Infolge zentraler Lenkr.rngsmaßnahmen lagen die studentenzahlen der
verschiedenen Hochschulen und Hochschularten unterschiedlich hoch.
1989 wiesen die Musikhochschulen Berlin und weimar mit gut g00 stu-
dierenden (einschließlich Fernstudenten und spezialschülui; ai" rr,i"t -
sten Zahlen auf, die Hochsehule ftir Film und Fernsehen in babelsberg
mit 115 studierenden die kleinste. Im schnitt zählten die Kunsthoch-
schulen 318 studenten, die Musikhochschulen Tg4 und die Theaterhoch-
schulen 219, meist aus allen Regionen der DDR. An den Außenstellen
der Musikhochschulen und der schauspielhochschule Berlin wiüen
durchschnittlich rund 30 Studierende eingeschrieben.

Auch die zahlenmäßige Relation zwischen Lehrpersonal und studieren-
den war recht verschieden. Einen überblick über Studienanfängerzah-
len, Gesamtstudentenzahlen, Betreuungsrelationen und Absol,Ienten-
zahlen im wintersemester lg8g/90 vermittelt die folgende Tabelle:

1) Die letzte amtliche Statistik der DDR nennt frir l98B fiiLr' die Studierenden lniLnsfleri-
scher Hochschulstudiengänge allein - ohne Fachschulstudenten una ohne stuä[renoe
wissenschaftlicher und technischer Fachrichtungen - folgende zahlen lunter,,Anteilsquote" ist dabei der Anteil an der Gesamtzaf,l der stude"nten, st"ai""."ä"g*
bzw. Absolventen aller Hochschulen der DDR zu verstehen):
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** l^ü*l}

I a*t".
lo**- I ."--

stud. I stud.

Studienr

,**. lenrc1r"" I quore

Infänger

I a*t""
u*H- I r"-.
stud. I stud. ** l^äi:H

enten

dmnter

Oi*kt- I f"" -

stud. I stud.

Musik
Darstellende
Kunst
Bildende
Kunst
Angewandte
KüLnste/
Industr.
Formgebung

2082

426

212

596

1,6

0,3

0.2

0,5

1529

425

212

544

464

49

536

126

43

125

1,7

0,4

0,1

0,4

380

726

43

123

116

2

360

98

39

88

1,4

0,4

0,2

0,3

248

98

39

80

91

6

Insgesamt 3372 2,6 2729 550 841 2,6 683 181 602 2,3 482 97



Hochschule Studienanf. Studenten ReI. Lehrende
: Studierende Absolventen

KHSBerlin
HbKDresden
I(HS Halle-
Giebichenstein
HSfürGrafik
und Buchkunst
Leipzig

67
55

95

50

239
370

426

235

1:3,6
1:5,6

1:3,5

1:6,0

30
24

64

19

Mittelwert 67 318 l:4,3 34

MHSBerlin
MHSDresden
MHSLeipzig
MHSWeimar

2t9
t24
149

240

903

796

5t7
901

1:6,6

1:6,3

1:7,5

1:5,7

130

55
104

99

Mittelwert 183 779 1:6,3 97

SHS Berlin
THS Leipzig

50

52

2t0
228

l:2,8
l:5,7

56
33

Mittelwert 5l 2r9 1:3,8 45

HFFBabe 13 115 t..t,7 30

Übersicht 2

Studenten, Studienanfänger und Absolventen
an Kunst- und Musikhochschulen

1989/90

lsberg

I. 5. Absolventen

Nach BeendigUng ihres Studiums fanden die Absolventen der kt.iLnstleri-

schen Hochschulen in der Regel eine ihrer Ausbildung entsprechende
Beschäftigung; die Absolventen der Musikhochschulen meist in einem
Orchester, einem Opernhaus, einer Rundfrrnkanstalt, einer Musikschule
oder einer anderen Einrichtung der DDR; an welcher, stand in der Regel
schon vor Beendigung des studiums fest. Analoges galt ftir die Absol-
venten der Theaterhochschulen. Diejenigen der Hochschule füLr Film
und Fernsehen kehrten in der Regel in die Betriebe zurück, von denen
sie zum Studium nach Babelsberg delegiert worden waren. Die Absol-
venten der Kunsthochschulen mit einem anwendungsorientierten Ab-
schluß gingen meist in die Industrie oder einen Dienstleistungsbetrieb.
Den Absolventen freikünstlerischer studiengänge halfen der staat und
die halbstaatlichen Kürrstlerorganisationen. Die Räte der Bezirke zum
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Beispiel nahmen mit den studierenden, die ihnen vom Kultusministeri-
um_namentlich zugewiesen wurden, im 4. studienjahr verbindung aufund schlossen mit ihnen Förderverträge mit eineilaufzeit bis zu drei
Jahren. Auch hatten sie dafüLr sorge zu tragen, daß den Absolventen an-gemessener wohnraum, Ateliers sowie Kindergarten- und Krippenplät_
"e zur verftigung gestelrt wurden, auf Antrag iuch ein zinslosär Kredit.
,,In Zusammenarbeit mit den örflichen staatsorganen ihres Territoriums
sowie dem Bezirksvorstand des FDGB" hatten sie außerdem ,,die weiterepolitische, weltanschauliche r.rnd ktinstlerisch-fachliche Entwicklung
der Absolventen zu allseitig gebildeten, schöpferisch tätigen und verant-
wortungsbewußt handelnden sozialistischen persönlichkeiten,, zu si-
chern. sie organisierten ,,vielfältige verbindungen zur praxis,,, vertief-
ten die Beziehungen junger Ktinstler ,,zum realen sozialistischen Leben
in der DDR", vermittelten studienaufenthalte in Betrieben und Kombi_
naten sowie verbindungen zu staailichen und gesellschaftlichen Ein-
richtungen, sorgten für Ausstellungsmöglichkeiten und ftirderten,,unter
Benicksichtigung der individuellen Neigungen und Fähigkeiten den
Einsatz von Absolventen als Leiter im bilänerischen volkss-chaffen, der
Mitwirkung in der Kunstverbreitung und in der Kunstpropaganda;..2;

II. Veränderungen seit lg8g

AIle künstlerischen Hochschulen der DDR mit Ausnahme des Johan-
nes-R.-Becher-Instituts in Leipzig wurden von den neuen Ländern bzw.
dem Land Berlin übernommen und weitergefi.ihrt. Abgeschafft *urae
überall der obligatorische unterricht in Marxismus-Läinismus, Rus-
sisch und sport, eine Angleichung der studiengangsstrukturen an die in
den westlichen Bundesländern üblichen Muster eingereitet. Die meisten
Hochschulen planen Modifikationen und Ergänzungen ihrer studienan-
gebote oder haben sie bereits realisiert, schwierig geworden ist in der
umbruchzeit der Praxisbezug vieler studiengänge, weil Betriebe ,ndkulturelle Einrichtungen, mit denen die Hoehschuien bis lggg koope-
rierten, entweder nicht mehr existieren oder sich selbst in tiefgreiÄden
umstrukt,rierungsprozessen befinden. Die Finanzierung der Fraxispha-
sen ist i, Flage gestellt, die Rekrutierung von Lehrüeauftragten er-
schwert, früher übliche Delegationen sind entfallen.

An allen ki.i'rstlerischen Hochschuren hat sich das personal in den ver-
gangenen zwei Jahren reduziert. Gleichzeitig haben fast alle Hochschu_
len die Zahl ihrer Neuzulassungen erhöht, uÄ ih.e., personalbestand ab-
zusichern. In einigen studienrichtungen - insbesondere füLr schauspiel
und Film - kommt mittlerweile ein erheblicher prozentsatz der Bewer-
ber und der Studienanfänger aus den alten Bundesländern.

) _{nor{uns über den Einsatz von Absolventen der Hochschulen ftir bildende Kunst
(Yalerei/crafrk, Plastik) und die weitere umfassende Ftiraerung;unjer iür,;;I".,o,'
28. April 1978.
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Die innere organisation der Hochschulen wurde dem Hochschuhah-
mengesetz angepaßt. Mit der Einrichtung von selbstverwaltungsgre-
mien ging in där Regel eine personelle Neubesetzung der Leitungsfunk-
tionen einher. Die meisten Hochschulen ersetzten die Aufteilung in sek-
tionen oder Abteilungen durch eine Gliederung in Fachbereiche'

Angegliederte Fachschulen wurden eingegliedert und sollen zum TeiI zu

Fachh-ochschulabteilungen weiterentwickelt werden, spezialschulen ftir
Musik hingegen ausgegliedert und dem sekundarschulbereich zugeord-

net; allerdings wird ihr spezieller Musikunterricht meist weiterhin von
Musikhochschuldozenten erteilt. Außenstellen verloren durch die Ein-
richtung der neuen Bundeständer die verbindung zu den Hochschulen,
zu denen sie gehörten, und gerieten in akute Existenzprobleme.

Ebenfalls verändert haben sich mit dem neuen wirtschafts- und Gesell-
schaftssystem die Studienbedingungen und die Berufsperspektiven für
die Absolventen l«irrstlerischer Hochschulen. Bisherige ideologische
vorgaben und Einschränkungen für ktinstlerisches Arbeiten sind gefal-

len, gleichfatls Mobilitätshemmnisse; die Isolation von der Kunst und
dem Kunstleben des westens ist beendet. Auf der anderen seite haben

Umstellungen in der Studienfinanzierung, vorher unbekannte Woh-

nungsprobleme, personelle und organisatorische Veränden'mgen inner-
halb der Hochschulen, Veränderungen von Studieninhalten und Stu-
dienstrukturen unsicherheit und Besorgnisse ausgelöst, noch mehr das

Ende der faktischen Garantie, nach studienabschluß eine der Ausbil-
dung entsprechende auskömmliche Beschäftigung zu finden, und die
Aussicht, zum Lebensunterhalt möglicherweise eine ganz anders gearte-

te Tätigkeit aufnehmen zu müssen. Allerdings sind diese Besorgnisse in
den einzelnen Studienrichtungen und individuell sehr unterschiedlich
ausgeprägt.

B. Allgemeine Empfehlungen

Je nach Hochschulart und studienrichtung bestehen zwischen den
künstlerischen Hochschulen der neuen und der alten Länder geringe

oder größere Unterschiede in bezug auf Größe, Fächerspektrum und
prorrt, anuge und Au_fbau des studiums, Studieninhalte und Abschlüs-
se, Personalstruktur und Betreuungsrelationen sowie das gesellschaft-

liche umfeld und die Berufsperspektiven der Absolventen. sie sind ge-

ringer für die Musik- und schauspielhochschulen, in deren Ausbildung
technische Fähigkeiten und Interpretationskunst im vordergrund ste-

hen und fti'r deren Absolventen die Berufsbilder während der deutschen
Teilung in beiden staaten vergleichbar blieben. Größere Unterschiede
besbhän zwischen den Kunsthochschulen, deren Ausbildgng auf die je
eigene künstlerische Produktion angelegt ist. Insbesondere die Bildende
Kunst unterlag in der DDR inhaltlichen und formalen vorgaben und
kannte ktirrstlerische Fleiheit nur innerhalb mehr oder weniger enger

Grenzen, während fi.ir sie in der alten Bundesrepublik das Postulat un-
beschränkter kürrstlerischer Freiheit konstitutiv ist. Entsprechend un-
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terschiedlich war das studium der Bildenden Kunst an den Kunsthoch-
schulen beider Staaten konzipiert.

Die Gegebenheiten an den l«instlerischen Hochschulen der alten Län-
der können jedoch nicht ohne weiteres das Model ftir die weitere Ent-
wicklung der ktinstlerischen Hochschulen der neuen Länder abgeben,
schon deshalb nicht, weil manche Ausbildungsbedingung"r, ,nä -l"i-
stungen an den kürrstlerischen Hochschulen der DDR vorbildlich wa-
ren, insbesondere in den studiengängen, in denen der schwerpunkt auf
der interpretatorischen Ausbildung lag. Dies betrifft vor allem Betreu-
ungsrelationen, Formen des Praxisbezugs und speziell an Musikhoch-
schulen die frühzeitige Förderung besonders begabter Jugendlicher. In-
sofern ist die Übernahme mancher Ausbildungsbedingrrnlen der küLnst-
lerischen Hochschulen der ehemaligen DDR durch die liünstlerischen
Hochschulen der alten Länder erwägenswert. Außerdem unterscheiden
sich struktur, Ausstattung, studienkonzeption und -inhalte der kürrstle-
rischen Hochschulen der alten Länder erheblich voneinander und sind
selbst keinem einheitlichen Modell verpflichtet. Im übrigen gibt es ftir
viele Parameter der l«iLnstlerischen Hochschulen in der Bundäsrepublik
keine normativen hochschulplanerischen Vorgaben

Der wissenschaftsrat beschränkt sich auf allgemeine Empfehlungen zu
den Punkten, in denen aus rechtlichen Gninden, im Inteiesse deir ver-
gleichbarkeit der studieninhalte und -abschlüsse wie der studienbedin-
gungen oder im Interesse der chancengleichheit der Absolventen ver-
änderungen an den kürrstlerischen Hochschulen der neuen Länder an-
gezeigt sind. Zugleich ermuntert er die kiiLnstlerischen Hochschulen der
neuen Länder, die in der DDR weitgehend zentral gelenkt wurden, die
ihnen jetzt offen stehenden Möglichkeiten zurje eigenen profilierung zu
nutzen.

I. Kunsthochschulen3)

Die Kunsthochschulen der neuen Länder sind mit studentenzahlen zwi-
schen 235 (Leipzig) und 426 (Halle; Angaben vom \[intersemester
1989/90) und einer Durchschnittsgröße von 318 Studierenden kleiner als
die Mehrzahl in den alten Ländern. Hier zählen nur b weniger als b00
Studierende (Flankfurt, Karlsruhe, Münster, Ni.irnberg und saarbrtik-
ken). Die durchschnitiliche Studentenzahl liegt bei 540.

An Fächerspektrum und Profil der Kunsthochschulen der neuen Länder
füllt auf, daß durchweg nicht der Kernbereich der Bildenden Kr;nst -Malerei, Freie Grafrk und Plastik -, sondern anwendungsorientierte Be-
reiche dominieren. Im Studium spielt die vermittlung handwerklich-
technischer Kenntnisse und Fertigkeiten eine größere Rolte als an den
meisten Kunsthochschulen der alten Länder, auch die vorstellung,

3) Di. f.lg."den Allgemeinen Empfehlungen beziehen sich nur auf Arten künstleri-
scher Hochschulen, die in denneuen LändeÄjeweils mehrfach vertreten sina, unä aes-
halb nicht auf die Hochschule fi.ir Film und Fernsehen in potsdam-Babelsberg.
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Kunst sei in gewissem Maße lehr- und lernbar, die Entfaltung kreativer
Potentiale hingegen eine geringere. Die Studienabschlüsse unterschei-
den sich dadurch, daß die Hochschulen der neuen Länder durchweg ein
Diplom verleihen, auch in der Freien Kunst, während dies in den alten
Ländern in der Regel lediglich in den anwendungsorientierten Studien-
gängen geschieht, in den freikürrstlerischen hingegen entweder gar nicht
äder .rur fakultativ. Die Aufnahmemodalitäten unterscheiden sich
grundsätzlich kaum voneinander. Die Aufnahmezahlen hingegen liegen
an den Hochschulen der neuen Länder niedriger als an denen der alten.

unterschiedlich in der Personalstruktur ist vor allem die Größe des Mit-
telbaus; an den Hochschulen der neuen Länder übertrifft sie in der Re-
gel diejenige der Hochschullehrergruppe, an den Hochschulen der alten
Länder ist es umgekehrt; manche Kunsthochschulen kennen hier einen
Mittelbau nur in Ansätzen. Die zahlenmäißige Relation zwischen Lehr-
körper und Studierenden liegt an den Hochschulen der neuen Länder
etwa drei- bis viermal so hoch wie an denen der alten; entsprechend in-
tensiver f?illt dort die Betreuung der einzelnen Studierenden aus. Aller-
dings ist der tatsächliche Unterschied oft etwas geringer' als es das Zah-
lenverhältnis zum Ausdruck bringt, weil die Studienzeit an den Kunst-
hochschulen der alten Bundesrepublik in vielen Fällen die Regelstu-
dienzeit überschreitet, während diese in der DDR durchweg eingehalten
wurde, u. a. deshalb, weil hier berufliche Tätigkeiten zur Finanzierung
von Studium und Lebensunterhalt kaum nötig waren.4)

Aufgrund der unterschiedlichen Staats- und Gesellschaftssysteme un-
terschieden sich schließlich bis 1989 das Umfeld und die beruflichen
Perspektiven der Absolventen von Kunsthochschulen in ost- trnd west-
deutschland grundlegend voneinander.

I. 1. Inhaltlicher Emeuerungs- und Ergänzungsbedarf

vorrangiger Erneuerungsbedarf besteht in den Kernbereichen der Frei-
en Kr.mst. Die ideologischen Vorgaben von Realismuskonzepten und das

Fehlen kürrstlerischer Freiheit, politisch beeinflußte Berufgngen und die
lange Isolation von Kunstbetrieb und ki.iLnstlerischen Auseinanderset-
zungen zumindest des westlichen Auslandes haben dazu geführt, daß die
Kernbereiche der Freien Kunst an den Kunsthochschulen der DDR den
Anschluß an internationale Entwicklungen und Auseinandersetzungen
weitgehend verloren haben. Hier sind daher ein verändertes Kgnstver-
ständnis und eine weitgehende inhaltliche Erneuerung durch entspre-
chende Neuberufungen notwendig. Die verfahren der neuen Llinder zur
Erneuerung der Universitäten sind insoweit auch auf die ktirrstlerischen
Hochschulen anwendbar. Dabei sollte eine Pluralität kti,nstlerischer An-
sätze angestrebt werden.

4) Eine Gegenüberstellung der zahlenmäßigen Relation zwischen Lehrkörper und Ab-
solventen isl ftL: die Kunsthochschulen wenig aussageftihig, weil in den alten Ländem
ein erheblicher Teil der Studierenden, insbesondere der freikünstlerischen Studiengän-
ge, das Studium ohne ftirmlichen Abschluß verläßt.
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Ebenfalls die kunstbezogenen wissenschaften bedürfen einer inhalt-
lichen und personellen Erneuenrng, sofern sie an die ideorogischen vor-
gaben der staatspartei der DDR gebunden werren. Dies betrifft in erster
Linie die Philosophie/Asthetik und die Kunstsoziologie, partiell auch die
Kunstgeschichte.

Ergänzt werden sollte das Lehrangebot in der Freien Kunst um Berei-
che, die in der DDR kaum oder gar nicht vertreten waren, in erster Linie
die künstlerische verwendung neuer Medien wie video und computer
sowie Environment. Der umgang mit computern sollte im Hinblick auf
die Berufsmöglichkeiten der kürrftigen Absolventen auch fiir anwen-
dungsorientierte studiengänge wie Grafikdesign und produktdesign
vorgesehen werden.

Im Lehrangebot der Kunsthochschulen sollten ferner Gebiete benick-
sichtigt werden, die für ihre Absolventen mit der veränderung des
stäats-, Gesellschafts- und wirtschaftssystems in den neuen Ländern
wichtig g.eworden sind wie Flagen des Kunstmarktes, des urheberrechts
und der öffentlichkeitsarbeit.

Im Bereich des Designs bedarf es einer konzeptionellen Reform und ei-
ner inhaltlichen und technischen Modernisierung bestehender Ausbil-
dungsangebote, um die historiseh bedingten Rückstände aufzuholen
und den aus der veränderung des wirtschafts- und Gesellschaftssystems
resultierenden neuen Anforderungen an eine Designtätigkeit gerecht
werdenzukönnen.

I. 2. FächerspektrumundProfil

Normative vorgaben fi.ir Fächerspektrum und profil einer Kunsthoch-
schule wären abwegig. Die skala der Möglichkeiten reicht von einer
Akademie, die sich auf die Kernbereiche der freien Kunst beschrlinkt -
wie Düsseldorf - bis zu einer Hochschule für Gestaltung, die ausschließ-
lich anwendungsorientierte studiengänge anbietet - wiä orrenbach. Die
Kunsthochschulen der neuen Länder sollten ebenso ihre eigenen profile
weiterentwickeln.

sofern an einer Kunsthochschule freikünsilerische studiengänge ange-
boten werden, sollten sie so ausgestattet sein, daß sich die wü_rischens-
werüe künstlerische Kreativität und vielfalt entwickeln können. Not-
wendig hierzu ist eine Mindestzahl von professuren, möglichst besetzt
mit vertretern unterschiedlicher oder sich ergänzender künstlerischer
Ansätze und Arbeitsrichtungen. Genauere Hinweise hierzu frnden sich
in den Empfehlungen zu einzelnen Hochschulen in Teil c. Auch an
einer Ktmsthochschule mit schwerpunkt im Bereich des Designs und
ohne freikiinstlerische studiengänge sollte die Freie Kunst im Iiteresse
einer ständigen produktiven Herausforderung der anwendungsorientier-
ten Ktinste und der Auseinandersetzung zwischen ihnen und der Fleien
Kunst durch eigene Professuren vertreten werden.

190



EmpfohlenwirdfernereineVertretungkunstbezogenerWis-senschaften
,. i"ä". Hochschule, zumindest "on 

Kunstgeschichte'-Philosophie/
ÄstiretL oder Semiotik und Kunstsoziologie. Ergänzt werden sollte die-

ser Kern durch weitere Fachgebiete je nach Profil der einzelnen Hoch-

schule. In der Regel sollten die kunstbezogenen wissenschaften mit

eigenen Ptofessr.Üen vertreten sein. Möglich ist jedoch auch ein Dienst-

leisttrngsimport von einer benachbarten Universität'

In jedem Fall aber sollten sie kunstbezogen gelehrt werden, also im Hin-

bhäk darauf, daß es sich bei ihren Adressaten in erster Linie um ange-

hende KtiLnstler und gegebenenfalls Kunsterzieher handelt, nicht um

Studenten, die einen wissenschaftlichen Abschluß anstreben'

Ergänzt werden sollte das Fächerspektrum der Kunsthochschulen nach

vräguctrt eit um Studiengänge fi.iLr Kunsterziehung an allgemeinbilden-

den"schulen in der Sekundarstufe II.5) Für einen qualifuierten Kunst-

unterricht in dieser stufe sind außer fundierten kunstwissenschaftlichen
Kenntnissen und reflektierter wahrnehmungsftihigkeit, verständnis fti'r

ktinstlerische Problemstellungen und die Fähigkeit zu dessen vermitt-
lung, vor allem eigene küLnstlerische Fähigkeiten notwendig. Sie lassen

sich am ehesten im unmittelbaren Kontakt mit KüLnstlern und Kunststu-

denten erwerben und entfalten, wie er nur an Kunsthochschulen mög-

lich ist. Daher sollte die Ausbildung von Kunsterziehern für die sekun-
darstufe II vorzugsweise den Kunsthochschulen vorbehalten bleiben.

Die hierftir benötigten stellen können teilweise durch umwidmung und
Verlagerung der §telen gewonnen werden, die an Universitäten und
gegeb;nenfäls pädagogisähen Hochschulen hierfür künftig nicht mehr

ärfäderlictr sind. Dasleweils zweite Fach sowie die pädagogischen

Grundlagenfticher soltÄn an einer benachbarten Universität studiert
werden.

Designstudiengänge finden sich in den alten Bundesländern sowohl an

Kunithochsctruten als auch an Gesamthochschulen und an Fachhoch-

schulen. sie sind überall anwendtrngsorientiert angelegt, unterscheiden

sictr ledoctr formal in Eingangsvoraussetzungen, Studiendauer und Ab-

schlüßbezeichnung, teilweise in der Institutionalisierung des Praxis-

bezugs, außerdemlm Strukturierungsgrad des Studiums' Konzeptionel-

te uriA.inhaltliche Unterschiede bestehen darin, daß im Studium an

Kunsthochschulen die theoretischen Anteile größer und die Forschungs-

orientierung stärker ausgeprägt sind als an Fachhochschulen, gleichfalls

die freiktiLrritlerisch-gestalterischen und experimentellen Ausbildungs-
elemente. Designstudiengänge an Fachhochschulen sind im Unter-

schied zu denjenigen an kunsthochschulen stärker geprägt durch die

Ausrichtung äuf üestimmte Berufsfelder, inhaltlich größere Nähe zu

rl vr-it p.l-**t"fe sind im folgenden die Kl-asserr-1-4, mit Sekundarstufe I die Klassen

Slf O, -it S"tutraarstufe II die i{assen 11-13 und die der beruflichen Schulen gemeint.

Mit den hier verwendeten Bezeichnungen ist ein Votum weder füLr eine bestimmte

§"rr"iä.s."i..tion noeh ftir eine bestimmte Anlage der l,ehramtsstudiengänge ver-

bunden.
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studiengängen in den Bereichen wirtschaft und rechnik sowie durch
eine engere verbind,ng gestalterisch-technischer Fertigkeiten mit kon-
zeptionell-ktinstlerischen Fähigkeiten. Auch steht tendenziell die Her-
stellung von Einzelstücken weniger im vordergrund als die Ausbildung
ftir die serielle Fertigung. Dementsprechend unlerscheiden sich die per-
sonelle und apparative Ausstattung von Design-Fachbereiehen an
Kunsthochschulen und Fachhochschulen.

Auch wenn sich in studienprofilen r.rnd angestrebten Tätigkeitsfeldern
zwischen der-Designausbildung an Kunsthochschulen und an Fach-
hochschulen Überschneidungen ergeben, sollte bei der weiterentwick-
lung von Design-studiengängen an Kunsthochschulen einerseits eine
hinreichende Differenzierung der profile beider Hochschularten beach-
tet und gewährleistet, andererseits aber auch eine verdoppelung von
Ausbildungsrichtungen insbesondere an einem ort oder in-einer !roo"-
ren Region vermieden werden. wo und mit welchen studienange-boten
der wissenschaftsrat die Einrichtung von Fachhochschulstudie.rla.rg".,
im Bereich Design/Gestaltung ftir sinnvoll erachtet, legt er in einär eige-
nen Empfehlung dar. Dort finden sich auch nähere Hinweise zu inhalt-
lichen und konzeptionellen trYagen des Design-Studiums. 6)

I. 3. AnlageundAufbau des Studiums

Die studiengänge an den Kunsthochschulen der DDR enthielten ein
stark durchstrukturiertes Grundstudium zum Erwerb handwerklich-
technischer Kenntnisse und Fertigkeiten. Die jetzt vorliegenden, in
Teilen veränderten studienpläne halten an diesem Grundstudium über-
wiegend fest. Es nimmt meist einen unverhältnismäßig großen Raum
ein und hat sich zu einer eigenständigen Disziplin entwickält, die isoliert
und stark verschult erscheint und eine eigenständige künsilerische Ent-
wicklung behindern kann. An den Kunsthochschulen der alten Länder
sind - besonders aus dem freikünstlerischen Bereich - schon vor gerau-
rner zelt erhebliche zweifel am wert eines derart traditionell-akademi-
schen Grundlagenstudiums vorgebracht worden; hier findet es sich
daher nirgends mehr,

um das Grundlagenstudium an den Kunsthochschulen der neuen Län-
der zu revitalisieren, schlägt der wissenschaftsrat vor, es inhaltiich zu
reformieren und enger mit dem Fachstudium zu verflechten. Hierzu
wird empfohlen, es nicht blockartig vorzuschalten, sondern in das Fach-
studium hineinzuziehen.

Der wissenschaftsrat empfiehlt zudem, im Grundstudium genügend
FYeiräume fi.ir eigenes ktirrstlerisches Experimentieren vorzusuhen. 

-

Q vgl. wissenschaftsrat: Empfehlungen zu standorten und studienangeboten einer
Fachtrochschul_apb_r]{ungim Bereichbesign/Gestaltu-ngin de., n.r"r, Läd.*, ir, di"-
sem Band, Teil I, S. 263.
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Er empfiehlt ferner, grundständige Kunsthochschulstudiengänge nicht
so eng anzulegen, wie es bisher an einigen Hochschulen der neuen Län-
der besonders im Bereich Design/Gestaltung der Fall ist (2. B. Spielzeug-
design, Lehr- und Lernmitteldesign), um die Studierenden nicht nur für
stark spezialisierte Tätigkeitsgebiete auszubilden. Die Studiengänge soll-
ten vielmehr breit angelegt werden, methodisch untermauert sein und
eine zu frühe Spezialisiemng vermeiden, etwa indem sie erst im Haupt-
studium die Wahl verschiedener Schwerpunkte vorsehen.

trtir anwendungsorientierte Studiengänge ist ein formalisierter Abschluß
im Interesse der Arbeitsmarktchancen der Absolventen ratsam, in der
Regel das Diplom. Auch ftiLr freiküLnstlerische Studiengänge kann ein
Abschlußzeugnis empfehlenswert sein, da es den Eintritt in manche be-
rufliche Positionen, insbesondere solche des Öffentlichen Dienstes, er-
leichtern kann. Außer dem Diplom sollten hierfür allerdings auch ande-
re Formen zulässig sein, etwa ein Zertifikat, wie es die Düsseldorfer
Kunstakademie vergibt.

Die Möglichkeit, ein Studium der Fteien Kunst zu betreiben, ohne einen
formalen Abschluß anzustreben, sollte allerdings nicht verbaut werden.
Daher sollte auch die Zulassung zum MeisterschtiLlerstudium nicht von
einem vorherigen Studienabschluß abhängig gemacht werden.

Zw Zukunfl von Fernstudienangeboten, nach denen die Nachfrage an
den ktiLnstlerischen Hochschulen der neuen Länder aufgrund der Verän-
dertrng von Arbeitsmarkt- und Beschäftigungsbedingungen seit 1989
deutlich abgenommen hat, wird der Wissenschaftsrat in einer eigenen
Empfehlung Stellung nehmen.

I. 4. PersonalstrukturundPersonalausstatttrng

I. 4.1. Personalstruktur

In der Personalstruktur der Kunsthochschulen macht das Hochschul-
rahmengesetz ähnliche Reformen notwendig wie an den übrigen Hoch-
schulen der neuen Länder.

Die wesentlichen Lehrgebiete der einzelnen Studiengänge sollten künf-
tig durch Professuren vertreten werden. Ihre Inhaber müssen den
Hauptanteil der Lehre tragen. Neben vollamtlichen Lebenszeitprofessu-
ren kommen auch befristete und Teilzeitprofessuren in Ftage. Insbeson-
dere in Bereichen, in denen ki.iLnstlerische Ansätze und Konzepte beson-
ders schnell wechseln und es fiir die Ausbildung der Studierenden wich-
tig ist, diesen Wechsel während ihres Studiums kennenzulernen, sollte
von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht werden. Im übrigen sollten
die Kunsthochschulen in die Lage versetzt werden, durch regelmäßige
Gastprofessuren die Vielfalt ihres Lehrangebotes zu erhöhen und Ver-
treter künstlerischer Richtungen, die an ihnen nicht vertreten sind, tem-
porär als Lehrkräfte zu gewinnen.
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Zahlenmäßig sollte die Gruppe der Professoren größer sein als der Mit-
telbau. Im freiktiLnstlerischen Bereich sind Stellen für l«instlerische oder
wissenschaftliche Mitarbeiter nur in geringem Umfang oder gar nicht er-
forderlich, es sei denn als Qualifikationsstellen zur Förderung des küLnst-
lerischen Nachwuchses. In anwendungsorientierten Bereichen sollte im
Schnitt auf eine Professur nicht mehr als eine Mitarbeiterstelle entfal-
len. In den lehrerausbildenden Bereichen sind Mitarbeiterstellen insbe-
sondere ftir die Organisation und Betreuung von didaktischen Veran-
staltungen und Schulpraktika erforderlich.

Assistentenstellen sollten generell befristet sein, nicht jedoch Stellen fiir
die Wahrnehmung dauerhafter Lehraufgaben, die nicht die Qualifrka-
tion eines Hochschullehrers verlangen,z. B. die Einführung in bestimm-
te Techniken, oder füLr Dienstleistungen wie die Leitung von Werkstät-
ten. Hierfür sollten Stellen füLr Lehrkräfte fiir besondere Aufgaben, Mei-
ster oder Techniker vorgesehen werden.

Hochschullehrer sind künftig nach den vom Hochschulrahmengesetz
vorgegebenen Verfahren zu berufen. Um die bisherige Isolation der
Hochschulen in den neuen Ländern von internationalen Entwicklungen
und Auseinandersetzungen zu überwinden, empfiehlt der Wissen-
schaftsrat, bei Neuberufungen auch Künstler aus dem Ausland zu ge-
winnen.

Der Wunsch vieler Angehöriger des Mittelbaus, daß wenigstens für eine
Übergangszeit von der Möglichkeit der Hausberufung Gebrauch
gemacht wird, ist verständlich. Hausberufungen sollten jedoch im In-
teresse der überregionalen Attraktivität und Konkur:renzfähigkeit der
Kunsthochschulen nur ausnahmsweise vorgenommen werden. Der
Wissenschaftsrat verweist insoweit auf seine Empfehlungen zu Hoch-
schulstrukturkommissionen und Berufungspolitik vom November
1990; sie sind sinngemäß auch auf künstlerische Hochschulen anzu-
wenden.

I. 4.2. Personalausstattung

Die Betreuungsrelationen waren an den Kunsthochschulen der DDR
erheblich güLnstiger als an denen der Bundesrepubtik. An den Kunst-
hochschulen der DDR betrug das Zahlenverhältnis zwischen Lehren-
den und Studierenden im WS 1989/90 im Schnitt 1:4, an denen der al-
ten Bundesrepublik dagegen dr.rrchschnitttich 1:14, mit einer Streuung
von 1:7 (Karlsruhe) bis 1:21 (Hamburg und München). Diese ver-
gleichsweise großzügige Personalausstattung ermöglichte es den Kunst-
hochschulen der DDR, ihre Studenten intensiv in Kleingruppen auszu-
bilden. Sie hing zusammen mit einem Kunstverständnis, nach wel-
chem Kunst in höherem Grade als lehr- rmd lernbar galt, als das im
Westen vorherrschende Kunstverständnis annimmt, und war der Ent-
faltung eigenständiger kiirrstlerischer Kreativität der Studierenden
nicht immer forderlich, hatte aber andererseits zur Folge, daß die Stu-
dierenden durchweg eine solide Ausbildung in handwerklich-techni-
schen Fertigkeiten erhielten und ihr Studium innerhalb der vorgesehe-
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nen zeit abschlossen. umgekehrt ist bei der Bewertung der unter-
schiedlichen Zahlenverhältnisse in Rechnung zu stellen, daß in den al-

ten Ländern viele Studenten ihr Studium neben einer Berufstätigkeit
betreiben und über die vorgesehene Zeit hinaus studieren, wobei sie

L,ehrleistungen der Hochschule nur in eingeschränktem Maße in An-
spruch nehmen.

Mit Personalabbau r.md Erhöhung der Aufnahmezahlen an den Kunst-
hochschulen der neuen Länder hat sich die Differenz in der Betreuungs-
relation in den vergangenen zwei Jahren abgeschwächt.

Normative Vorgaben für die Personalausstattung der Ktrnsthochschulen
gibt es in der Bundesrepublik nicht. Die Entscheidung über die Zahl der

Studienanftinger, die zum Studium zugelassen werden, liegt bei den

Kunsthochscliulen. Sie wird in individuellen Aufnahmeprüfungen nach

Maßgabe der künstlerischen Begabung der Bewerber getroffen. Hieran
sollte grundsätzlich festgehalten werden.

obergrenzen findet die Erhöhung der Aufnahmezahlen an der räum-
lichen und apparativen Ausstattung der Hochschulen, namentlich
der Kapazität der werkstätten und dem umfang studentischer Ar-
beitsflächen. Die Ftequentierung von werkstätten läßt sich nicht be-

liebig erhöhen, ohne daß die Ausbildungsqualität Schaden nimmt
und erhebliche Abstriche am Ausbildungsziel gemacht werden müs-

sen. Die Gewinnung studentischer Arbeitsflächen außerhalb der

Hochschulgebäude, etwa durch Anmietung von Ateliers - durch die

Hochschule oder die studierenden selbst - oder dadurch, daß Stu-
dierende in ihren Privatwohnungen arbeiten, dtirfte angesichts der
Einkommenssituation und der Lage auf dem Wohnungs- und Immo-
biliensektor der neuen Länder auf absehbare zelt nur in sehr be-
grenztem Maße möglich sein.

Bei der Bemessung des Personalbedarfs sollten sich die neuen Liinder
von den inhaltlichen Anforderungen an eine qualifizierte Ausbildung
leiten lassen und nicht Relationen westdeutscher Kunsthochschulen
unkritisch übernehmen. Auch bei veränderten Rahmenbedingungen
und Lehrkonzepten kommt der intensiven Betreuung der studieren-
den durch,,Ki.iLnstlerlehrer" entscheidende Bedeutung zu, gleichfalls

dem Erlernen bestimmter Techniken und der verfügbarkeit personell
wie apparativ gut ausgestatteter werkst?itten. Hieraus ist nicht die

Festschreibungäer bis 1989 bestehenden Personalausstattung und der

im Hinblick aüf aie Studienbedingungen nicht gerechtfertigten restrik-
tiven Zulassungspraxis zu folgern. Personalreduktionen und Erhöhun-
gen der Zulassungszahlen, wie sie 1990/91 bereits erfolgten, sind in
äelen Studiengängen noch weiterhin notwendig ,nd sinnvoll. Der
Wissenschaftsrat warnt jedoch vor einer grundlegenden Verschlechte-
rung der Betreuungsrelationen an den Kunsthochschulen der neuen

Länder.
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I. 5. Ausbildungskapazitäten derKunsthochschulen

Die Ermittlung eines quantitativen gesellschaftlichen Bedarfs an Künst-
lern oder an Hochschulabsolventen mit einer anwendungsorientierten
künstlerischen Ausbildung wäre in einer offenen Gesellsctraft wie der
der Bundesrepublik ein besonders schwieriges unterfangen. Die para-
meter hierfür sind zu vielftiltig, ebenfalls die Entscheidungen, die hier-
auf einwirken. Eine deduktive Ableitung erforderlicher Ausuiiaungska-
pazitäten ist deshalb unmöglich. Deren Größe ist im wesentlichen das
Resultat einer politischen setzung. Der wissenschaftsrat beschränkt sich
daher auf eine Gegenüberstellung grober quantitativer werte in alten
und neuen Ländern.

In der Br.rndesrepublik kamen 1g8g auf eine Mio Einwohner rund 150
Studierende an Kunsthochschulen, in der DDR 26. Bezogen auf die
Altersgruppe der l8-35jährigen, entfielen in der Bundesrelubhk rund
520 Kunsthochschulstudenten auf eine Mio Einwohner, in där DDR 284.
Auch wenn man berücksichtigt, daß rund 20% det Studierenden an den
Kunsthochschulen der Bundesrepublik angehende Kunsterzieher
stellen, die in der DDR an universitäten und pädagogischen Hochschu-
len ausgebildet wurden, bleibt auffüllig, daß aer anteit der Kunsthoch-
schulstudenten in der DDR erheblich niedriger lag als in der Bundes-
republik.

Das gleiche Bild ergibt sich frir den Anteil künstlerischer Ausbildungs-
möglichkeiten außerhalb der Kunsthochschuren. In der alten Bundesre-
publik gibt es ktiLnstlerische Studiengänge auch an Gesamthochschulen
und Fachhochschulen sowie an einzelnen universitäten; sie haben ins-
besondere frir die Ausbildung von Designern große Bedeutung. In den
ktiLnstlerischen studiengängen an Gesamthochschulen waren tsag runa
2900 studierende immatrikuliert, an Fachhochschulen 12 600 - insge-
samt etwa anderthalb mal so viele wie an den Kunsthochschulen. Die
DDR kannte an universitäten, Technischen Hochschulen und Inge-
nieurhochschulen keine ktirrstlerisch-gestalterischen studiengtinge. Sie
unterhielt iediglich einige Fachschulen ftir Angewandte xunstTtndu-
strielle Formgebtrng. Die Zahl ihrer schüler betrug 19gg insgesamt b10 -nur rund 85 % der studentenzahl in vergleichbaren Fachriähtungen an
den Kunsthochschulen.

Das Ziel einer vergleichbar strukturierten und in den Kapazitäten ähn-
lich bemessenen Hochschullandschaft spricht daher für eine intensivere
Nutzung und eine Ausweitung der Ausbildungskapazitäten der Kunst-
hochschulen und erst recht fiiLr den Aufbau von Däsign-Fachbereichen
an den neuen Fachhochschulen.

I. 6. Übergangsmaßnahmen

KtiLnstler und ktinstlerischer Nachwuchs der DDR haben unter unfrei-
heit, politisch-ideologischer Bevormundung und Isolation vom west-
lichen Ausland in vergleichbarer weise gelitten wie wissenschafiler und
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wissenschaftlicher Nachwuchs; in vergleichbarel Weise waren auch ihre
Arbeits- und Entwicklungsmöglichkeiten beschränkt und beeinträch-
lig!. zwar folgt der weg zu einer kürrstlerischen Professur anderen

Mustern als eine wissenschaftlerkarriere. Gleichwohl sind für den po-

tentiellen Nachwuchs des Lehrkörpers an Kunsthochschulen ähnliche
Fördermaßnahmen angezeigt wie für den wissenschaftlichen Nach-
wuchs, um ihn füLr die Anforderungen des internationalen Kunstbetriebs
zu qualifizieren.

Der Wissenschaftsrat empfrehlt daher die Auflage eines befristeten
Förderprogramms für den ki.i'nstlerischen Nachwuchs aus den neuen
Ländern durch einen bewährten Programmträger, etwa den Deutschen
Akademischen Austauschdienst (DAAD).

Vorgesehen werden sollten vor allem die Möglichkeit, an einer Kgnst-
hochschule oder einer anderen einschlägigen Einrichtung des Auslandes
oder der alten Bundesrepublik zwei Jahre zu arbeiten, sowie eine befri-
stete Weiterftihrung nach der Rückkehr. Ziel der Maßnahme sollte es

sein, jürrgere Kürrstler der neuen Länder in intensiven Kontakt mit der
internationalen küLnstlerischen Entwicklung zu bringen. Das Programm
sollte sowohl Kti,nstlern offenstehen, die bereits an einer Kunsthoch-
schule oder einer anderen Einrichtung der neuen Länder beschäftigt
sind, als auch freischaffenden. In dieses Programm einbezogen werden
sollten auch Angehörige und Absolventen der Hochschule für Film und
Fernsehen in Potsdam-Babelsberg.

Zur Förderung ktiLrzerfristiger Aufenthalte an Kunsthochschulen und
sonstigen einschlägigen Einrichtungen im In- und Ausland sowie der
Teilnahme an wichtigen Kunstausstellungen und ähnliehen Veranstal-
tungen sollten ebenfalls Mittel zur Verfrigung gestellt werden.

Insgesamterforderlich sind ? bis 8 Mio DM, verteilt auf fünf Jahre.T) Der
wissenschaftsrat bittet zu prüfen, ob diese Mittel bei der Revision des

Hochschulerneuerungsprograrnms vorgesehen werden können.

II. Musikhochschuien

Die vier Musikhochschulen der DDR unterschieden sich weniger von
denen der Bundesrepublik als die Kunsthochschulen beider Länder.

Den Schwerpunkt ihres Studiengangsspektrums bildete wie an den Mu-
sikhochschulen der Bundesrepubtik die Ausbildung in Instrumental-
und Gesangsfächern. Im studienangebot fehlten allerdings die Kirchen-
musik und - außer in Weimar - die Ausbildung von Schulmusikern. Da-
für waren die Anteile der Musikpädagogik fti,r den außerschulischen Be-
reich sowie der Popularmusik tendenziell gXößer als in den Musikhoch-

?) Veranschlagt sind hierin füq: vier Jahre die Vergabe von je 20 Stipendien von_ 40 000

fjfvf pro Jahr und einer Laufzeit von zwei Jahren sowie ftir fünf Jahre 0,2 Mio DM iättr-
Iich ?ür die Förderung ktinzerfristiger Aufenthalte. Bei einem Förderbeginn 1993 ergibt
sich folgender jlihrlicher Finanzbedarf: 1993 1 Mio, 1994 1,8 Mio, 1995 1,8 Mio' 1996

1,8 Mio, 1997 l MioDM.



schulen der Bundesrepublik. Abgesehen vom obligatorischen unter-
richt in Marxismus-Leninismus, Russisch und sport unterschieden sich
Anlage und Inhalt der studiengänge an den Musikhochschulen der
DDRnicht wesentlich von denen in der Bundesrepublik.

Ihre durchschnittliche studentenzahl entsprach 1g8g mit 7g3 derjenigen
der Musikhochschulen der Bundesrepublik mit durchschnittlich z5b
studierenden. Allerdings sind in der Angabe für die damalige DDR
Fernstudenten und spezialschüler enthalten. Läßt man sie außer acht,
sinkt die Durchschnittszahl auf 37b.

Im Lehrkörper überwog der Mittelbau über die Gruppe der Dozenten
und Professoren; meist in unbefristeten Beschäftigungsverhältnissen
tätig, trug er einen großen TeiI der Lehre. Einen ebenfalls erheblichen
Teil trugen Lehrbeauftragte, überwiegend hauptberufliche orchester-
musiker und sänger. Auch an den Musikhochschulen wurden Hoch-
schullehrer meistens aus dem eigenen Mittelbau per Hausberufung
rekrutiert.

Das zahlenmäßige verhältnis zwischen Lehrenden und studierenden
war erheblich griLnstiger als an westdeutschen Musikhochschulen; es be-
trug in der DDR im Durchschnitt 1:6,b, an den Musikhochschulen der
Bundesrepublik dagegen 1:10,8. Die grlnstigste Relation herrscht hier in
Freiburg mit 1:7,9, die ungrinstigste in Lübeek mit 1:1b. Ahnhche Unter_
schiede bestanden im zahlenmäßrgen verhältnis von Lehrenden zu Ab-
solventen. Es lag an den Musikhochschulen der DDR lggg bei l:0,g, an
denen der Bundesrepublik bei 1:1,5 (ohne Lehramts-Studenten) bzw.
1 : 1,7 (einschließlich Lehramts-Studenten).

In der Ausbildrmgspraxis schlug sich dieser unterschied insbesondere
darin nieder, daß Musikstudenten in der DDR 2 bis 3 semester-wochen-
stunden künstlerischen Einzelunterricht erhielten und zusätzlich 1 bis 2
semester-wochenstunden Korrepetition während der gesamten stu-
dienzeit. Ihre Kommilitonen in westdeutschland hingegen müssen sich
meist mit 1,5 semester-wochenstr.rnden Einzelunterricht bescheiden.
Regelmäßige Korrepetition mit den Lehrenden gibt es fiir sie nicht annä-
hernd in dem umfang, wie er in der DDR üblich war; Korrepetitions-
partner müssen sie sich häufrg untereinander oder anderweitig suchen.

Aufgrund der intensiven Betreuung der studierenden, ihres in vielen
Fällen schon in der schulzeit einsetzenden unterrichts, der Berufsbezo-
genheit des Studiums und der Qualifikation der Lehrenden beendeten
nicht nur die meisten Musik-Studenten in der DDR ihr studium inner-
halb der vorgesehenen Zeit, sondern die Ausbildung erreichte auch in-
ternationale Konkurrenzfühigkeit. Die Erfolge, die Musikstudenten und
Musiker aus der (ehemaligen) DDR vor und nach 1g8g in nationalen und
internationalen wettbewerben ernrngen haben, und die Möglichkeiten,
die sich ihnen auf dem ktirrstlerischen Arbeitsmarkt bieten, bezeugen
dies in eindrucksvoller Weise.
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II. 1. Inhaltlicher Erneuerungs- und Ergänzungsbedarf

Der inhaltliche Erneuerungsbedarf an den Musikhochschulen der neuen

Länder ist insgesamt gering. Musik- und Gesangsausbildung entzogen
sich aufgrund ihrer hochgradig technischen und interpretatorischen An-
forderungen weitgehend ideologischer Einfürbung. Das gleiche galt für
die Berufungspolitik in den Instrumental- und Gesangsfächern. Inhalt-
licher Erneuerungsbedarf besteht daher allenfalls in einigen wissen-

schaftlichen Fächern sowie in Komposition.

Ergänzt werden sollte das studiengangsspektrum der Musikhochschu-
len um schulmusik, zumindest frir die sekundarstufe II. Besonders in
dieser stufe fordert der Musikunterricht von den Lehrern einen hohen
stand eigener musikpraktischer und -theoretischer Fertigkeiten und
Kenntnisse. Die personellen und materiellen Voraussetzungen für deren

Erwerb sind an den Musikhochschulen besser als an universitäten und
pädagogischen Hochschulen. Allerdings sollten in der schulmusikaus-
bildung an den Musikhochschulen die besonderen Anforderungen der
l,ehrerausbildung angemessen berücksichtigt werden. Hierzu gehört
insbesondere die Berufung einschlägig ausgewiesener Didaktikter. Als
Mindestausstattung sind hierfür ein bis zwei Professuren vorzusehen,
außerdem Mitarbeiterstellen und/oder Lehrauftragsmittel flil. die
Betreuung didaktischer Übungen und von Schulpraktika.

In den alten Bundesländern frndet sich die schulmusikausbildung füLr

die verschiedenen schulstufen außer an Musikhochschulen auch an

Universitäten, Gesamthochschulen r;nd Pädagogischen Hochschulen.
sofern auch in den neuen Ländern studiengänge ftiLr bestimmte schul-
arten oder schulstufen an Musikhochschulen und universifäten, even-
tuell auch an Pädagogischen Hochschulen, parallel angeboten werden,
sollten die Länder daftir sorgen, daß die Ausbildung an den verschiede-
nen Institutionen jeweils gleichwertig ist.

sinnvoll ist die wiederaufnahme der Kirchenmusik in die studienange-
bote der Musikhochschulen. Eine stärkere Berücksiclrtigung der Neuen
Musik einschließlich elektronischer Musik, ebenfalls historischer Auf-
führungspraxis, die im Ausbildungsangebot mancher Musikhochschu-
len seit 1989 bereits berücksichtigt wurde, ist naheliegend aufgrund der
Bedeutung, die beide im internationalen Musikleben gewonnen haben'

Gegenüber den an mehreren Musikhochschulen der neuen Länder
geplanten grundständigen studiengängen fti,r Musical rät der wissen-
schaftsrat zur Z:urf1cl<haltung. Die hierfü,r erforderlichen Voraussetzun-
gen, aueh der spezifrsche Praxisbezug, lassen sich ohne unverhältnis-
mäßigen Aufwand nicht in angemessener Weise schaffen.

Musikwissenschaftliche Angebote sollten an allen Musikhochschulen
vorgesehen und nach Möglichkeit durch eigene Professuren wahrge-
nommen werden. Über die Einrichtung eigenständiger musikwissen-
schaftlicher Studiengänge und die Verleihung des Promotionsrechts
kann nur im Einzelfall nach Maßgabe der personellen Voraussetzungen
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urrd unter Berücksichtigung der studienangebote benachbarter univer-
sitäten entschieden werden.

Spezialschulen fi.ir Musik hatten unter den Bedingungen, die in der
DDR herrschten, eine wichtige Funktion für die musikalische Aus-
bildung hochbegabter Jugendlicher und ftir die Rekrutierung des
Nachwuchses der Musikhochschulen. sie schwächt sich in dem Maße
ab, in welchem die außerschulischen Angebote an Instrumental- und
Gesangsausbildung bis hin zur Hochschulreife verbessert werden. Ein
wesentliches Ziel, das die spezialschulen verf'olgten, bleibt aber auch
unter veränderten bildungspolitischen Rahmenbedingungen bestehen,
nämlich musikalisch hochbegabte Jugendliche bereits vor Erreichen der
Hochschulreife durch Hochschullehrer so unterrichten zu lassen, daß sie
Aussicht haben, ein Musikhochschulstudium so rechtzeitig und so
qualifiziert zu beenden, um eine erfolgreiche Karriere als orchester-
musiker oder solist einzuschlagen. Denn musikalische Leistungen ober-
halb eines bestimmten Anspruchsniveaus werden in der Begel nur
erreicht, wenn die Ausbildung hierfür bereits während der schulzeit ein-
setzt und durch Dozenten erfolgt, die selbst herausragend qualifrziert
sind.

Eine Fortfiihrung der spezialschulen als Teil der Musikhochschulen
scheidet aus. sie zählen nunmehr zum schulbereich; ihre Anbindung an
die Musikhochschulen wurde gelockert. Meist werden sie von den
Ländem als musische Gymnasien weitergeführt. Der wissenschaftsrat
empfiehlt den neuen Ländern jedoch, auch künftig an den Musikhoch-
schulen Kapazitäten ftir die Ausbildung musikalisch hochbegabter
Jugendlicher vor Erreichen der Hochschulreife vorzusehen. Diese kapa-
zitäten können sowohl zur Erteilung des speziellen Musikunterrichts an
musischen Gymnasien oder anderen Regelschulen als auch zur Ausbil-
dung besonders talentierter Jugendlicher als Jungstudenten verwendet
werden.

II. 2. PersonalstrukturundPersonalausstattung

Atrnlictr wie an den Kunsthochschulen sollte das quantitative verhältnis
von Professoren- und Dozentenstellen zu Mittelbaustellen schrittweise
umgekehrt werden. Mittelfristig sollten alle wichtigen Instrumental-,
Gesangs- und rheoriefächer von Professuren vertreten werden, die auch
den Hauptteil der Lehre zu tragen haben. Ihnen können Assistentenstel-
len zugeordnet werden, die in der Regel befristet besetzt werden sollten.
Ihr Anteil sollte 10 7o der Professorenstellen nicht wesentlich über-
schreiten.

um erstklassige Musiker, die weiterhin in einem orchester oder freibe-
ru-flich tätig sein wollen, als Hochschullehrer zu gewinnen, sollten die
Musikhochschulen auf einem Teil ihrer Stellen Teilzeitprofessoren ein-
stellen. Diese Personalkategorie hat sich an den Musikhochschulen der
alten Länder bewährt. Außerdem sollten den Musikhochschulen genü-
gend Lehrauftragsmittel für die nebenberufliche Beschäftigung von
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Lehrbeauftragten zur Ergänzung ihrer studienangebote zur verftigung
gestellt werden.

FüLr dauernde Lehraufgaben, die nicht die Qualifikation von Hochschul-
lehrem erfordern, sowie dauerhafte Dienstleistungsaufgaben sollten
Stellen friLr Lehrkräfte fi.ir besondere Aufgaben oder Ratsstellen in einer
Größenordnung von 20 bis 25Vo der Professorenstellen vorgesehen
werden.

Zur FYage der Hausberufung qualifrzierter Angehöriger des Mittelbaus
in Professorenstellen wird auf die entsprechenden Ausführungen zu den
Kunsthochschulen unter B. I. 4. verwiesen.

Die Musikhochschulen der neuen Länder halten den Umfang des Ein-
zelunterrichts und das Angebot an Korrepetition, das sie bisher prakti-
zieren, wegen der besonderen Anforderungen der musikalischen Ausbil-
dung für notwendig und deshalb für bewahrenswert und für sachange-
messener als die Ausbildungsverhältnisse an den Musikhochschulen der
alten Länder. viele Sachverständige aus den alten Ländern bestätigen
sie hierin und halten die in Westdeutschland übliche Betreuung der Stu-
denten im Hinblick auf internationale Ausbildungsstandards ftiLr zu
niedrig. Offensichtlich können die Ausbildungsbedingungen an den Mu-
sikhochschulen der neuen Länder in dieser Beziehung den Musikhoch-
schulen der alten Länder als Vorbild dienen.

Zweifellos steht die Ausbitdungsqualität der Musikhochschulen der neu-
en Llinder in direktem Zusammenhang mit ihrer guten Personalausstat-
tung. Der Wissenschaftsrat empfiehlt daher den neuen Uändern, an den
Musikhochschulen an Studienplänen mit einem hohen Anteil von Ein-
zelunterricht und Korrepetition festzuhalten und die Betreuungsrelatio-
nen nicht an den in dieser Hinsicht wenig beispielhaften studienbedin-
gungen an den Musikhochschulen der alten Länder auszurichten.

Die Entscheidtrng über die Aufnahme von Studienbewerbern liegt bei
den Musikhochschulen selbst. Sie wird in individuellen Aufnahme-
pri.ifungen nach Maßgabe der ki.irrstlerischen Begabung getroffen. Hier-
an sollte festgehalten werden.

IL 3. Ausbildungskapazitäten

Die Gesamtzahl der Studierenden an den Musikhochschulen (ausge-

nommen Studiengänge fl.iLr Darstellende Kunst) der alten Länder betrug
im Wintersemster 1989/90 12 330. Hiermit kamen rund 200 Musikstu-
denten auf eine Mio Einwohner; bezogen auf die Gruppe der 18-35jlihri-
gen, waren es knapp 698. In der damaligen DDR entfielen zum gleichen
Zeitpunkt 187 Studierende an Musikhochschulen auf eine Mio Einwoh-
ner, bezogen auf die Gruppe der 18-35jährigen 577. Bei dieser Gegen-
überstellung ist jedoch einerseits zu berücksichtigen, daß an den Musik-
hochschulen der alten Länder rund ein Drittel der Studierenden ange-
hende Schulmusiker stellen, die in der DDR nicht an Musikhochschu-
len, sondern an Universitäten und Pädagogischen Hochschulen ausge-
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bildet wurden. Andererseits enthält die Rechnung für die DDR Fernstu-
denten und Spezialschüler. Berücksichtigt man allein die Direktstuden-
ten und läßt frir die Bundesrepublik die schulmusikstudenten außer
Acht, ergeben sich fi.iLr die Bundesrepublik etwa 130 Musikhochschulstu-
denten, bezogen auf eine Mio Einwohner, für die DDR g2, bezogen auf
die Altersgruppe der 18-3bjährigen46sbzw.2g0. In der DDit wuräe also,
bezogen auf die Bevölkerung, rund ein Drittel weniger Musikstudenten
ausgebildet als in der Bundesrepublik. Der Unterschied wird noch grö-
ßer, wenn staatliche und kommunale Musikakademien r;nd Konservato-
rien einbezogen werden, die in den alten Ländern neben den Musik-
hochschulen ftir musikpraktische,nd musikpädagogische Berufe aus-
bilden, in der DDR jedoch fehlten. Etwas geringeiisi die Differenz bei
den Absolventenzahlen. Sie betrug 198g an den Musikhochschulen der
DDR insgesamt 388, an denen der Bundesrepublik 1bg6 (ohne Lehr-
amtsstudiengänge). Bezogen auf die Gruppe der lg-3bjährigen waren
dies 90 in der Bundesrepubtik und T0 in der DDR; hiär 

"Äi"ht" di"
DDR also 78 % des Wertes ftiLr die Bundesrepublik.

III. Theaterhochschulen

Die Theaterhochschulen der neuen Länder r.rnterscheiden sich von ver-
gleichbaren Einrichtungen in den alten Ländern vor allem in Größen-
ordnung, Personalstruktur und Betreuungsrelationen. Ihr studien-
gangsspektrum weist einige Besonderheiten auf, die an Theaterhoch-
schulen der alten Länder weitgehend oder ganz unbekannt sind, etwa
studiengänge für choreographie sowie den siudiengang puppenspiel an
der Theaterhochschule Berlin und einen grundsüindi[en stuaiengang
Theaterwissenschaft an der Theaterhochschule Leipzig Im übrigen äh-
neln sich die studieninhalte weitgehend. Eine Besonderheit aes studl-
ums an den Hochschulen der neuen Länder liegt allerdings in seiner
starken verflechtung mit der Theaterpraxis. Im diitten und vierten stu-
dienjahr sind die Studierenden an studiobtihnen tätig, die den Hoch-
schulen an Theatern der umliegenden orte zur verfügung stehen, oder
werden auf andere weise schrittweise in die praktisähe Theaterarbeit
einbezogen. Ein grundlegender organisatorischer unterschied zwischen
den alten und den neuen Ländern besteht darin, daß es in den alten Län-
dern eigenständige staatliche Theaterhochschulen nirgends mehr gibt;
sie sind durchweg mit Musikhochschulen zusamme.rgei.ßt.

III. 1. Erneuerungs- und Ergänzungsbedarf

Die Ausbildungsqualität an den Theaterhochschulen der neuen Länder
ist wegen ihrer Professionalität auch in den alten Ländern anerkannt.
sie wird bestätigt durch wettbewerbserfolge ihrer Studenten und Absol-
venten. Der wissenschaftsrat sieht daher keine veranlassung, allgemei-
ne veränderungen an Fächerspektrum und profrl der Theate-rhocf,schu-
len der neuen Länder zu empfehlen. Er empfiehlt nachdrücklich den
Erhalt der Praxiskontakte. Das prinzip, daß Schauspielstudenten ihr
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Hauptstudium an studiotheatern absolvieren und schrittweise in die
praktische Theaterarbeit einbezogen werden, ist überzeugend qnd sollte

teibehalten werden. Dies setzt voraus, daß die Landesregierungen -
gegebenenfalls durch vereinbarung mit den Bühnenträgern - entspre-

chende Regelungen fortführen oder neu treffen.

Die Ausbildung an den Theaterhochschulen sollte neben praktischen

auch wissenschaftliche Anteile enthalten, und zwar auf einem dem Rang

der Hochschulen angemessenen Niveau. Hierfür sollten an den Theater-

hochschulen eigene Professuren bestehen. Inhaltlich müssen füLr diese

Bereiche die üblichen wissenschaftlichen Standards gelten' Allerdings
sollten sie sich in der Lehre auf den Praxisbezug der studiengänge ein-

stellen.

Über die Einrichtung eigenständiger theaterwissenschaftlicher studien-
gänge an Theaterhochschulen ist nach örtlichen Gegebenheiten zu ent-

Icnäaen; gegebenenfalls sollte sich ihre Konzeption deutlich von thea-

terwissenschaftlichen Studiengängen an Universitäten unterscheiden.

III. 2. Personalstrukturund Personalausstattung

In der Personalstruktur der Theaterhochschulen dominiert wie an den

übrigen kti,lstlerischen Hochschulen der neuen Länder quantitativ der

tvtittettau über die Gruppe der Professoren und Dozenten. Auch hier
sollten dieses Verhältnis mittelfristig umgekehrt und die wesentlichen
Lehrgebiete künftig von Professoren vertreten werden. Um qualifizierte
t-ehrtrafte aus der Praxis zu gewinnen, werden Teilzeitprofessulen
nachdnicklich empfohlen. Außerdem sind Lehrauftragsmittel in ange-

messener Höhe fi.ir die nebenberufliche Beschäftigung von Lehrbeauf-
tragten zur Arrondierung und Ergänzung des studienangebots volzu-
sehen.

Zur Frage von Hausberufungen von Angehörigen des Mittelbaus ver-
weist dei Wissenschaftsrat auf seine Ausfi.ihrungen zur gleichen Frage

an den Kunst- und Musikhochschulen; sie gelten sinngemäß auch hier.

Die Zahl der studierenden der einzelnen Theaterhochschulen entspricht
in etwa derjenigen entsprechender Abteilungen all Hochschulen der

alten Länder, jedoch verfügen die Theaterhochschulen der neuen Län-

der über einen höheren Personalbestand. Deswegen ist hier das quanti-

tative verhältnis zwischen der Zahl der hauptamtlich Lehrenden und
der studierenden erheblich gtirnstiger als in den alten Ländem. Hier lag

es 1990 bei etwa 1:20 - mit beträchtlichen unterschieden zwischen ein-

zelnen Hochschulen -, in den neuen Ländern bei 1:4. Entsprechend in-
tensiver ist die individuelle Betreuung der einzelnen Studierenden.

Die Theaterhochschulen der neuen Länder halten eine derartige
Betreuung wegen der besonderen Anforderungen der schauspielausbil-
dung fi.iLr notwendig und deshalb füLr bewahrenswert und fiiLr sachange-

-usi"rre, als die Ausbildungsverhältnisse an vergleichbaren Hochschu-
len der alten Länder. von sachverstlindigen aus den alten Ländern wer-



den sie hierin unterstützt. In dieser Bezieh,ng können die Ausbildungs-
bedingungen der Theaterhochschulen der neuen Länder denen der al-
ten Länder als Vorbild dienen.

Der wissenschaftsrat empfiehlt daher den neuen Ländern, an der
Betreuungsintensität und an den praxiskontakten der schauspielausbil-
dung festzuhalten und sie bei der personalausstattung ," uä.ti"t"i"rr-
tigen.

Die Entscheidung über die Aufnahme von studienbewerbern in die
Theaterhochschulen sollte wie bisher in individuelen Aufnahmeprü-
fungen nach Maßgabe der künstlerischen Begabung getrorren wlräen.

III. 3. Zur Fortführung selbständigerTheaterhochschulen

Zur Fortfühmng selbständiger Theaterhochschulen oder ihrer Fusionmit anderen künstlerischen Hoehschulen spricht der wissenschaftsrat
keine allgemeine Empfehlung aus. Er hält grundsätzlich ueiae wege rür
gangbar. welcher sich mehr empfiehlt, ist nach den jeweils besonäeren
Gegebenheiten zu entscheiden. Bei einer Fusion sollL jedoch durch ge-
9isn"t" vorkehrungen daftir gesorgt werden, daß die 

-schauspielabtei-

lung hochschulintern in Angelegenheiten, die sie unmittelbar üetreffen,
durch die meist erheblich größere Musikabteilung nicht majorisiert und
daß sie in angemessener weise an der Hochschulätung ueteitigtwira.

III. 4. Ausbildungskapazitäten und ihre regionale Verteilung
An den Hochschulen der Bundesrepubrik waren lggg/g0 ru,'d 1220
schauspielstudenten immatrikuriert, an denen der DDR (einschließlich
der Hochschule ftir Film und Fernsehen Babelsberg) 4b0. Auf e;; Mio
Einwohner kamen somit in der Bundesrepublik 10, in aer oon zz
schauspielstudenten, 

-r"""+"rb der Altersgruppe der 1g-35jährigen in
der Bundesrepublik 6g, in der DDR gB aufjö eine Mio Einwohner.fn der
DDR w,rde also an den Hochschulen eine relativ etwas größere Gzahl
von schauspielern ausgebildet als in der BundesrepubhklDabei ist aler-
dings zu benicksichtigen, daß hier auch andere wege als ein studium an
einer staatlichen Hochschule zum schauspieleruärur führen können,
insbesondere Privatschulen; von ihnen kämmt rund die Hälfte der
Berufsschauspieler. In der versorgung mit staatlichen Ausuilounlsmcrg-
Iichkeiten für Theaterberufe sind die neuen Länder indessen" nicht
schlechter gestellt als die alten. Eine Ausweitung der bestehenden Aus-
bildungskapazitäten ist daher nicht angezeigt.
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C. Empfehlungen zu den kürrstlerischen Hochschulen in den
einzelnen Ländern

I. Berlin

I. 1. Allgemeine Ausgangslage und Planungen des Landes

In Berlin gibt es seit der Vereinigung der bis 1989 getrennten Stadthälf-
ten vier kürrstlerische Hochschulen:

- die Hochschule der Ki.inste (HdK) im westteil der stadt mit studien-
gängen in den drei Sparten Bildende Kunst (einschließlich visuelle
kommunikation, Design und Architektur), Musik und Schauspiel so-

wie in Gesellschafts- und Wirtschaftskommunikation, rund 5000 Stu-
dierenden und rund 490 hauptamtlich Lehrenden,

- die Musikhochsehule ,,Hanns Eisler" mit rund 1000 Studierenden und
103 hauptamtlich L,ehrenden (Wintersemester l99l I 92),

- die Kunsthochschule Berlin-Weißensee mit knapp 300 Studierenden
und 55 hauptamtlich Lehrenden,

- die Hochschule ftir schauspiel ,Ernst Busch" mit etwa 150 Studieren-
denund 57 hauptamtlich Lehrenden.

Die Ausbildung von Lehrern an allgemeinbildenden Schulen ftir die Fä-

cher Musik und Kunsterziehung findet im Westteil der Stadt bisher an

der Hochschule der KiiLnste statt, im ostteil an der Humboldt-universi-
tät; die dortigen ki.iLnstlerischen Hochschulen waren bis 1989 an der
grundständigen Lehrerausbildung nicht beteiligt.

Das Berliner Abgeordnetenhaus hat mit dem Ergänzungsgesetz zum
Berliner Hochschulgesetz vom 18. 7. 1991 die Weiterführung aller vier
ktiLnstlerischen Hochschulen als selbständige Körperschaften beschlos-
sen. Für die kiirnstlerischen Hochschulen im Ostteil der Stadt sieht das

Ergänzungsgesetz eine Neustrukturienrng von Forschung und Lehre
uoi.Zw Vorbereitung von Entscheidungen hierüber sowie von Habilita-
tionsentscheidungen und von Berufungsvorschlägen für die Besetzung
von Professorenstellen sind an jeder Hochschule struktur- und Beru-
fungskommissionen gebildet worden, zusammengesetzt aus drei Profes-

sor(inn;en von Hochschulen außerhalb des Gebiets der ehemaligen
DDR, drei Professor(inn)en oder Dozent(inn)en der betreffenden Hoch-
schule sowie je einem Mitglied des akademischen Mittelbaus und der
Studentenschaft der betreffenden Hochschule.

Die senatsverwaltung für wissenschaft trnd Eorschung hält einen Aus-
bau der im verhältnis zur Hochschule der Künste relativ kleinen l«imst-

lerischen Hochschulen im ostteil der stadt füLr notwendig, um deren
wettbewerbsftihigkeit herzustellen. Ausgehend von der politischen Ab-
sicht, die überregionale Attraktivität Berlins als Zentrum von Forschung
und Lehre zu erhalten und deshalb auch kümftig doppelt so viele Stu-
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dienplätze bereitzustellen, wie es dem Bevölkerungsanteil des Landes
entspricht, plant sie frir die künstlerischen Hochschulen folgende Aus-
bildungskapazitäten:

übersicht 3

Kapazitäten, Studenten und Studienanfänger
an künstlerischen Hochschulen Berlins

1990/91

Aufnahmekapazitlit

Normal- I gti"h"t-
last I tast

Zulas-
sungen

1990

Studienplätze

Normal- I go"h"t-
Iast I tast

Studenten
1990

HdK
KHSWeißensee
HfM
,,Hanns Eisler"
HS f. Schauspiel

640
r20

150
50

750
130

170
60

929
61

2tB
77

3500
500

750
200

4300
550

850
240

5077
262

755
186

nsgesamt 960 1110 t279 4950 5940 6280

Außerdem ist an der neugegniLndeten Fachhochschule frir wirtschaft
und rechnik die Einrichtung von studiengängen ftir produkt- und
Kommunikationsdesign vorgesehen.

Lehrer an allgemeinbildenden schulen für die Fächer Musik und Kunst-
erziehung sollen nach den vorstellungen des Landes mit Rücksicht auf
die qualitativen Anforderungen wie im Hinblick auf den Bedarf ktinftig
nur noch an der Hochschule der Künste ausgebildet werden.

Zur Erarbeitung von vorsc_hlägen und Empfehlungen für die künftige
Entwicklung der Berliner Hochschullandschaft hat der senat eine Lan-
deshochschulstrukturkommission berufen. In Hinblick auf die Arbeiten
des wissenschaftsrates hat sie Empfehlungen zu den Kunsthochschulen
bislang zurückgestellt.

Außerdem hat das Land den wissenschaftsrat um eine Evaluierung der
künstlerischen Ausbildung an den vier ktiLnstlerischen Hochschulen des
Landes, d.h. auch zu der Hochschule der Künste, und um Empfehlun_
gen gebeten

- zur Beibehaltung ihrer Selbständigkeit,
- zuStandortfragen,
- zu Profilen und Fächerkanon der einzelnen Hochschulen sowie
- ry Beibehaltung von Doppelangeboten wegen unterschiedlicher

Ausbildungsangebote.

Die vorliegenden Empfehlungen behandeln nur die drei ktiLr-rstlerischen
Hochschulen im früheren ost-Berlin, nicht die Hochschule der Künste
im westteil der stadt. Einae der vom Land aufgeworfenen rragen t <in-,gn T dieser stellungnahme noch nicht behandelt werden. Der"wissen-
schaftsrat behlilt sich vor, in einer späteren Empfehlung, die sich insbe-
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sondere mit der HdK befaßt, zur weiteren Entwicklung der kürrstleri-

schen Hochschulen Berlins Stellung zu nehmen.

Mit den hier vorliegenden Stellungnahmen zu den drei kümstlerischen

Hochschulen im ostteil der stadt stellt der wissenschaftsrat erste struk-

turierende Konzeptionen vor. Insbesondere spricht sich der wissen-

schaftsrat dafür aus, die drei kleineren Hochschulen als selbständige

Institutionen zu erhalten, als kleinere Kunsthochschulen mit je eigenem

Profil weiterzuentwickeln und dadurch von der völlig anders struktu-
rierten Hochschule der Ki.irrste abzuheben. Deren Konzept und Größen-

ordnung wurden bewußt nicht als Modell und Maßstab genommen. Der

wissenschaftsrat hält es ftir hochschulpolitisch sinnvoll, daß in einer Me-

tropole mit mehreren Millionen Einwohnem mehrere Kunsthochschu-
len mit unterschiedlichem Profrl und Fächerspektrum nebeneinander
bestehen und um qualifizierte Leistungen in Lehre, kürrstlerischer Ent-

wicklung und Forschung miteinander wetteifern. Eine solche Differen-
zierung äes Studienangebots erhöht die Wahlmöglichkeiten der Studien-
intereiierten und ist d-er Entwicklung der einzelnen Ausbildung§stätten
förderlich.

I. 2. Kunsthochschule Berlin-Weißensee

1. 2.1. Ausgangslage

Die Kunsthochschule Berlin-weißensee wurde 1946 als ,,Kunstschule
des Nordens,, geglündet und erhielt ein Jahr später Hochschulstatus als

,,Hochschule fiir angewandte Kunst". 1953 wurde sie in ,,Hochschule frit
bitdende und angewandte Kunst" umbenannt; ihren heutigen Namen

trägt sie seit 1969.

Die Hochschule bietet folgende studiengänge an: Industriedesign, Gra-

fikdesign, Keramikdesign, Modedesign, Textil- und Flächendesign, Ar-
chitektur, Malerei und Plastik/Bildhauerei sowie BüLhnenbild. Die stu-
dierenden aller studiengänge absolvieren im ersten Jahr ein gemeinsa-

mes Grundstudium. Alle Studiengänge dauern zehn Semester und
schließen mit einem Diptom ab. Anschließen kann sich ein Meisterschü-
lerstudium.

Außerdem veranstaltet die Hochschule Jugendkurse und ein Abend-
(Vor-)Studium zur Vorbereitung küLnstlerisch begabter junger Men-

schen auf ein künstlerisches Studium.

Im Sommersemester 1989/90 zählte die Hochschule insgesamt 239 Stu-

dierende - 189 für Design/Architektur und 50 für bildende Kunst. 30 Ab-
solventen verließen die Hochschule, 67 Studierende wurden neu aufge-

nommen. Der Lehrkörper umfaßte 61 Personen - 17 Professoren,

21 Dozenten, 20 Assistenten und 3 Lektoren bzw. Lehrer im Hochschul-

dienst. 53 weitere Bedienstete waren in Technik und verwaltung be-

schäftigl.



Der Hauptstandort der Hochschule befindet sich im Stadtteil weißensee;
die Abteilung Malerei ist im stadtzentrum untergebracht, die Abteilung
Plastik in Berlin-Johannistal. Ferner verfügt dle Hochscirule über eine
Außenstelle in sauen, die gemeinsam mit der HdK und anderen ktiLnsile-
rischen Hochschulen als Begegnungstätte und Arbeitsort ftir externe
Veranstaltungen genutzt wird.

Nach der wende wurde die Hochschule reorganisiert. sie ist jetzt in
12 Fachabteilungen gegliedert; sie entsprechen weitgehend den frühe-
ren sektionen. Die frühere sektion Geisteswissenschaften wwde aufge-
löst, eine neue Abteih.rng Kunst- und Geisteswissenschaften eingerich-
tet. Eigenständige Fachbereiche gibt es nicht. Einziges Entscheiäungs-
gremium ist derAkademische Senat.

Die Zahl der Zulassungen wurde erhöht; zum wintersemester lggl/gz
betrug sie 93. Knapp 40% der Bewerbungen und Zulass,ngen entfielen
auf studierende aus den alten Bundesländern. Die Gesamtzaht der stu-
dierenden ist um rund 20 /o auf knapp 800 gestiegen. Gleichzeitig ver-
kleinerte sich der Lehrkörper um 10%0. Im August 1gg1 umfaite er
13 Professoren,22Dozenten, 1z Assistenten und 3lehrer im Hochschul-
dienst.

I. 2.2. Planungen des Landes und der Hochschule

Anfang 199i war vom Land geprant, aus finanzielen Gründen die
Kunsthochschule weißensee zum 80. g. 1gg1 aufzulösen und in die
Hochschule der Künste einzugliedern, und zwar durch überführung der
Studierenden von weißensee in die korrespondierenden Studiengänge
der HdK und die Aufstockung von deren personalbestand um zo stet-
len. Nach längerer, auch in der öffentlichkeit geführter Debatte ist das
Berliner Abgeordnetenhaus diesen plänen ni-ht gefolgt, sondern hat
sich wegen der spezifischen Konzeption und der Intensiut der Ausbil-
dung an der Kr-rasthochschule weißensee mit der verabschiedung des
Ergänzungsgesetzes zum Berliner Hochschulgesetz vom 22. Juni 1gg1
für den Fortbestand dieser Hochschule ats setusuindiger Hochschule
entschieden.

Als Konsequenz dieser Entscheidung hält das Land einen stufenweisen
Ausbau der Hochschule für erforderlich, um die ftir ihre überregionale
wettbewerbsftihigkeit nötigen qualitativen Mindeststandards im Äusbil-
dungsangebot sowie eine wirtschafiliche Mindestgröße zu erreichen. sie
strebt einen Ausbau der Hochschule auf b00 studienplätze an und veran-
schlagt hierfür einen Personalbedarf von rund 183 stellen, davon bb pro-
fessuren und 27 Mittelbau-stellen. unter Zugrundelegung eines Flä-
chenbedarfs von 20m':HNF pro studienplatz tr:itt sie beieinlm Bestand
von 3000 m'? weiterhin nutzbarer Flächen einen zusätzlichen (Neubau-)
Flächenbedarf von 7000 m'z HNF ftir gegeben r.rnd hierfüLr eine Investi-
tionssumme von rund 42 Mio DM ftir nötig, unbeschadet außerdem not-
wendiger Bauerhaltungsmaßnahmen. Hierbei geht sie davon aus, daß
die Flächenerweiterung um 2000m'z auf dem vorhandenen Grundstück
möglich ist.
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Der Hochschule selbst geht es vor allem darum, ihre Eigenständigkeit
und Identität als kleine, überschaubare Kunsthochschule mit den

schwerpunkten Design/Architektur und bildende Kunst zu erhalten.

Die bisherigen Studiengänge sollen fortgeführt werden, ebenfalls das

gemeinsamä Grundstudium und in allen Studiengängen die Betonung

äer handwerklich-technischen Grundlagenausbildung, allerdings bei
verküLrzung der Regelstudienzeit von 10 auf 9 semester. Erhalten wer-

den sollenlbenfalli die Durchlässigkeit zwischen den einzelnen Stu-

diengängen und die interdisziplinären Arbeitsmöglichkeiten, um die

Absolventen auf vielftiltige und wechselnde berufliche Anforderun-
gen vorzubereiten. Als übergreifende inhaltlich-thematische schwer-

[.-t t" des Studiums sind ,,Neue Ganzheitlichkeit" und ,,Ballungs-
t ilt** vorgesehen. Neu konzipiert werden die theoretischen Stu-

dienanteile.

Erweitert werden soll das Studienangebot um neue Medien und Mar-
keting, ferner um weiterbildungsmöglichkeiten fü'r Gasthörer in theo-

retischen Fächern sowie - in Form von Lehrgängen, Kursen und
werkstattwochen - in allgemeinen kürrstlerischen und fachspezifr-

schen Fragen wie Typographie, Zeichnen und Gestaltungslehre, Farb-
lehre, Bronzeguß und Design-Geometrie. Im übrigen verspricht sich

die Hoehschule inhaltliche Innovationen der studienangebote durch
Neuberufungen.

Zur Intensivierung der Zusammenarbeit zwischen verschiedenen
Fachrichtungen wird mittelfristig die räumliche Konzentration aller
Abteilungen der Hochschule an einem standort fiir wünschenswert
gehalten.

verbessert werden sollen die technische Ausstattung der werkstät-
ten, neu geknüpft die Fraxiskontakte, in erster Linie zur Industrie.
vorgesehen ist eine verstärkung der überregionalen und internatio-
nalÄ Verbindungen der Hochschule, insbesondere der Austausch
von Lehrkräften mit anderen Kunsthochschulen. Die Studentenzah-
len sollen weiter erhöht werden, jedoch auf nicht mehr als insge-

samt 450, die Gmppengrößen auf 12 bis 15 begrenzt bleiben. Fiir die
personalstruktur sind eine Erhöhung der ZahI der Professuren auf
50 bis 60 (bis 1994) und eine entsprechende verminderung der ver-
waltungsstellen bei insgesamt gleichbleibendem stellenvolumen vor-
gesehen.

Beibehalten werden soll auch die Gtiederung der Hochschule in unselb-

ständige Fachabteilungen und die Konzentration der Gremienentschei-
dungen beim Akademischen senat. Nachgedacht wird über die Einrich-
tung einer zusätzlichen Abteilung fi.il Innenraumgestaltung'

sie ist überzeugt, auf diese weise als eigenständige Kunsthochschule
neben der Hochschule der Ktinste dauerhaft bestehen zu können,

mit der sie im übrigen ein verhältnis ,,kooperierender Konkurenz"
anstrebt, einschließlich gegenseitiger Abstimmungen über Studien-
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schwerpunkte und andere Planungsfragen, die beide Hochschulen
betreffen.

I. 2.3. Empfehlungen

Quantitativ und qualitativ dominiert in der Kunsthochschule weißensee
der anwendungsorientierte Bereich; sie zeigt das profil einer Hochschule
für Gestaltung. Auch das Ansehen, das die Hochschule in der DDR ge-
noß, beruhte in erster Linie auf den Leistungen dieses Bereiches. Der
Zusammenhang zwischen ihm und dem freiktinsilerischen Bereich ist
nach dem Eindruck des Wissenschaftsrates nicht durchgehend so eng,
wie von der Hochschule postuliert; deren räumliche Aufteilung auf meh-
rere Standorte mag hierzu beigetragen haben.

In weißensee sollten nach Auffassung des wissenschaftsrates auch künf-
tig anwendungsorientierte ktiLnstlerische Studiengänge angeboten wer-
den. Eine Designausbildung auf hohem Niveau ist füLr den Aufbau wett-
bewerbsfähiger Industrie- und Dienstleistungsunternehmen in den neu-
en Ländern von erheblicher Bedeutung. Ftir eine Designhochschule mit
einem spezifischen Profil sieht der wissenschaftsrat in Berlin einen Be-
darf. Die ursprünglich beabsichtigte Schließung der Hochschule in Wei-
ßensee und ihre Integration in die HdK wären deswegen ein falsches
Signal gewesen. Der Wissenschaftsrat empfrehlt, die Hochschule in Wei-
ßensee als eigenständige Kunsthochschule zu erhalten und zu einer
Hochschule für Gestaltung weiterzuentwickeln.

Er hat für Weißensee auch die Fachhochschul-Variante erörtert. Die ge-
genwärtige Ausstattung der Kunsthochschule Weißensee und die Kon-
zeption ihrer Designstudiengänge entsprechen in mancherlei Hinsicht
Design-Fachbereichen westdeutscher Fachhochschulen. Insofem er-
scheint diese variante grundsätzlich denkbar. Der wissenschaftsrat hat
sich jedoch wiederholt gegen die Einrichtung von Fachhochschulen mit
nur einer Fachrichtung ausgesprochen. Eine Zukunft als Fachhochschu-
le hätte für weißensee daher die Angliederung an die neu gegründete
Fachhochschule für wirtschaft und rechnik (FHTW) in Karlshorst be-
deutet. Wegen der erheblichen räumlichen Entfernung zwischen Wei-
ßensee und den übrigen Standorten der FHTW wäre jedoch die prakti-
sche Zusammenarbeit zwischen der Design-Abteilung und den übrigen
Abteilungen der Hochschule vermutlich gering geblieben. Außerdäm
wäre die Nicht-weiterfüLhrung weißensees als eigensländige Hochschule
auch hochschulpolitisch ein im Hinblick auf die neuen Länder proble-
matisches Signal gewesen; denn in der DDR war Weißensee neben Hal-
le-Giebichenstein eine der beiden renommierten Design-Hochschulen.

Besonderes Gewicht für die Empfehh.mg des wissenschaftsrates, wei-
ßensee als Hochschule fiir Gestaltung fortzufi.ihren, kam den Chancen
zu, in Berlin ein besonders differenziertes Angebot anwendungsorien-
tierter kiinstlerischer studiengänge aufzubauen. Es erscheint im Hin-
blick auf die Nachfrage nach studienplätzen wie auf den absehbaren Be-
darf des Arbeitsmarktes gerechtfertigt. Allein Berlin zählt seit der wie-
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dervereinigung der stadt rund vier Mio Einwohner. Drei der neuen Bun-
desländer lBrandenburg, Mecklenburg-Vorpommern und Thtiringen)
unterhalten keine eigenen Kunsthochschulen; ein Teil ihrer studienbe-
rechtigten, die an einer Kunsthochschule eine anwendungsorientierte
Ausbildung absolvieren wollen, wird schon deshalb nach Berlin kom-
men. Angesichts des Bedarfs an guten Designern im allgemeinen, des

Nachholbedarfs der neuen Länder im besonderen sowie der überregio-
nalen und internationalen Attraktivität Berlins als studienort ist zu er-

warten, daß die Nachfrage nach Design-studienplätzen all einer Kunst-
hochschule hier zunehmen wird. Empfehlenswerter, als sie alle an der
HdK auszubilden, erscheint es, neben der HdK und der - neu einzurich-
tenden - Design-Abteitung einer Fachhochschule eine weitere Kunst-
hochschule mit dem schwerpunkt Design zu entwickeln, auch mit ent-
sprechender Bezeichnung.

Sie solLte sich in Profil und Ausbildungskonzept von den vergleichbaren
Einrichtungen der HdK unterscheiden. In weißensee könnte ein Ausbil-
dungsmodell realisiert werden, das zu dem der HdK eine sinnvolle
Alternative darstellt. Auch in anderen europäschen Metropolen finden
sich trnterschiedlich konzipierbe Kunsthochschulen nebeneinander. Daß

kleine ki.instlerische Hochschulen bei entsprechender personeller Beset-

zung und Ausstattung überregional herausragende und nachhaltige wir-
kung erzielen können, haben früher das Bauhaus und zuletzt die ulmer
Hochschule ftiLr Gestaltung eindrucksvoll gezeigt.

Ftir die künftige Hochschule fi.ir Gestaltung in Weißensee werden die

studiengänge Produktdesign und Kommunikationsdesign empfohlen,
mit jewäils breiter Anlage ,nd mehreren Schwerpunkten. Im Studien-
ga.rg e.oarxaesign können die bisher eigenständigen studiengänge In-
äustiieaesign, Keramikdesign, Modedesign sowie Textil- und F1ächen-

design aufgehen, im studiengang Kommunikationsdesign die bisheri-
ge.r studiengänge Grafikdesign und Bi.ihnenbild. FüLr Btihnenbild kann
äuch ein eigänei Studiengang in Frage kommen. Architekttrr könnte als

Aufbaustudium angeboten werden, auch für Absolventen einschlägiger
Fachhochschul-studiengänge. Im einzelnen sollten die Studienangebote

der Hochschule für Gestaltung in weißensee mit denen der Designstu-

diengänge der Fachhochschule fü,r Technik und wirtschaft sowie der

Fachhochschule Potsdam abgestimmt werden.

FüLr eine permanente Herausforderung der anwendungsorientierten
Kunst ist ei wünschenswert, daß die Freie Kunst innerhalb der Hoch-
schule selbst vertreten bleibt, tunlichst in unmittelbarer räumlicher Nä-

he zu den anwendungsorientierten Bereichen. Die Weiterftihrung eines

Studiengangs Freie Kunst wird jedoch nicht empfohlen.

ob übergreifende inhaltliche schwerpunkte wie ,,Neue Ganzheitlich-
keit,, und ,,Ballungskultur" postuliert werden sollten und auf Dauer trag-
fähig sind, scheint fraglich, ebenso freilich, ob sie überhaupt notwendig
sind. Die gemeinsame Konzentration auf übergreif.ende schwerpunkte
ist sinnvol-i, sollte aber inhaltlich flexibel und dem Übereinkommen der
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Interessenten überlassen bleiben und ohne normative vorgaben aus-
kommen.

Hingegen ist eine Einbeziehung der neuen Medien in die studienange-
bote in jedem Falle notwendig, ebenfalls eine bedarfsgerechte verbesse-
rung und Modernisierung der Werkstättenausstattung.

Als Größenordnung einer so profrlierten Hochschule erscheinen 350 bis
400 Studienplätze ausreichend, damit die besonderen vorteile einer klei-
nen Hochschule - vor allem fachrichtungs- und schwerpunktübergrei-
fende orientierungs-, Arbeits- und Kooperationsmöglichkeiten sowie
hohe Betreuungsintensität - zum Tragen kommen können.

Bei dieser Größenordmrng hiilt der wissenschaftsrat die bisherige
Stellenausstattung der Hochschule (61 Lehrende) für ausreichend.
Auch bei einer Zielzahl von 500 Studienplätzen erscheint die vom Land
wie von der Hochschule geplante Zahl von b0 bis 60 professuren über-
höht.

Indessen ist rasch eine Reihe von Neuberufungen aus dem In- und
Ausland notwendig, um bisher an der Hochschule nicht vertretene
ktiLnstlerische Richtungen nach weißensee zu holen und die orientie-
rung an der internationalen Design-Entwicklung zu verstärken. Da
kurzfristig nicht genügend. freie hofessorenstellen verfügbar sind,
sollte das Land ftir eine Übergangszelt zusätzliche profesiuren zur
Verfi.igung stellen.

F\iLr die Berufungsverfahren verweist der wissenschaftsrat mit besonde-
rem Nachdruck auf seine Empfehlung, daß Hausberufungen nur aus_
nahmsweise erfolgen sollten. wenn in weißensee ein Alternativmodell
zur Design-Ausbildung der HdK entwickelt werden soll, müssen hier
l,ehre und ktinstlerische Entwicklung von herausragender eualität be-
trieben werden. Dies setzt die Berufung entsprechend qualifizierter
Lehrkräfte voraus. Die Professorengruppe der Berufungskommissionen
sollte deshalb höchstens zur Hälfte mit Angehörigen der Hochschule be-
setzt werden, zur anderen Hälfte mit externen - auch ausländischen -Experten. Der Wissenschaftsrat verweist in diesem Zusammenhang
noch einmal auf seine Empfehlungen zur Berufungspolitik an den
Hochschulen der neuen Länder und in Berlin; sie gelten sinngemäß
auch ftir küLnstlerische Hochschulen. 8)

Zum Flächenbedarf einer küLnftigen Hochschule für Gestaltung in wei-
ßensee verweist der wissenschaftsrat darauf, daß pro Studienpratz in
Kunsthochschul-studiengängen üblicherweise ein Richtwert von 12 m,
HNF veransehlagt wird.

8) s. wissenschaftsrat: Empfehlungen zur Bildr.rng von Hochschulstrukturkommissio-
nen und zur Berufungspolitik an den Hochschulen in den neuen Llindern und in Berlin,
in diesem Band, Teil I, S. 13 ff.
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I. 3. Hochschule für Musik ,Hanns Eisler" Berlin

I. 3.1. Ausgangslage

Die Hochschule füLr Musik,,Hanns Eisler" Berlin wwde 1950 gegündet.
sie bietet grundständige studiengänge in den Instrumentalftichem (Ta-

steninstrumente, streichinstmmente, Blasinstrumente, Gitarre/Akkor-
deon, Schlagzeug), in Gesang, Dirigieren/Korrepetition, Komposition/
Tonsatz, Popularmusik und Musiktheater-Regie sowie eine Ausbildung
zum Tonmelster an. In allen Instrumental- und Gesangsfächern ist auch

eine musikpädagogische Ausbildung möglich. Alle studiengänge schlie-
ßen mit einem Diplom- oder Staatsexamen ab; die studiengänge Kom-
position/Tonsatz, Dirigieren und Tonmeister nach dem zehnten Seme-

ster, alle übrigen nach dem achten. Darüber hinaus bietet die Hochschu-
Ie Aufbaustuäien fi1r die solistische Ausbildung in den Instrumental-
fächern und im Fach Gesang über maximal vier semester an; sie schlie-

ßen mit einem ktiLnstlerischen Diplom ab.

Die Gesamtzahl der studierenden betrug im wintersemester 1989/90

903, darunter 214 Fernstudenten. Der Lehrkörper umfaßte am 1. 10. 1990

138 hauptberuflich Tätige - 34 Professoren, 29 Dozenten, 31 Assistenten
und 44 Lehrerim Hochschuldienstund Lektoren.

Gegliedert war die Hochschule in Abteilungen füLr: Komposition/Tonsatz,
Dirigieren, Gesang/Musiktheater, opernregie, Klavier/Tastemlstru-
ment, streichinstrumente, Blasinstrumente, Gitarre/Akkordeon, Popu-
larmusik, Tonmeister sowie wissenschaft und Bildung. sie unterhielt je
eine Außenstelle in Rostock und schwerin. Angeschlossen war ihr eine

Spezialschule ftir Musik.

Der Hauptstandort der Hochschule befindet sich in Berlin-Mitte. Einige
Abteilungen und weitere Übungsräume sind in einem weiteren Gebäude

in der Innenstadt untergebracht. Die Hochschule besitzt eigene Kam-
mermusiksäle sowie einen studiosaal ftir 250 Besucher. Für Orchester-

konzerte und opernauffütrrungen ist sie auf die Nutzung auswärtiger
Säle angewiesen.

seit 1989 hat die Hochschule durch vermehrte Neuzulas§ungen die Ge-

samtzahl ihrer studierenden um rund 10% auf 992 im Wintersemester
1991/92 gesteigert, darunter 189 Fernstudenten; deren Anteil ist von 24

auf 19 % gefallen. seit Herbst 1990 hat der Lehrkörper umz'Vo abgenom-
men; im September 1991 bestand er aus 28 Professoren, 21 Dozenten,

24 Assistenten und 30 khrern im Hochschuldienst und I-ektoren'

Die Außenstellen Rostock und schwerin wurden von der Hochschule
abgetrennt und vom Land Mecklenburg-Vorpommern übernommen;

"rr"n 
ai" organisatorische verbindung zur Spezialschule wurde gelöst.

Diese soll ali musisches Gymnasium weitergefi.itrrt werden. Der Musik-
unterricht für ihre gegenwärtig 177 Schüler wird aber weiterhin von An-
gehörigen der Hochschule erbeilt'
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von einer Neugliederung der Abteilungen in Fachbereiche wr.rde nach
intensiver Diskussion in den Hochschulgremien abgesehen, da sie ge-
genüber der bisherigen Gliederung keine Vorteile versprach.

Anstelle des abgeschafften Grundlagenstudiums in Marxismus-Leninis-
mus bietet die Hochschule nunmehr ein breit gefächertes studium gene-
rale zu Themen von Philosophie und Musik an. Neu konzipiert wurde
ein Ergänzungsstudiengang Kulturmanagement in Kooperation mit der
Freien universität. Er soll Absolventen eines sozialwissenschaftlichen,
geisteswissenschaftlichen oder künstlerischen studiengangs Möglich-
keiten zur Qualifrzierung im Kulturbereich bieten undkenntnisie im
Projekt- und Institutionsmanagement sowie in den hiermit zusarnmen-
hängenden kommunikations- und wirtschaftswissenschaftlichen Teil-
disziplinen vermitteln. Als Abschluß ist ein benotetes Zertifrkat vorge-
sehen.

1991 konnte die Hochschule in ihrem Hauptgebäude 55 neue Räume be-
legen. Ihre räumliche Ausstattung ist seitdem zufriedenstellend.

L 3.2. Planungen des Landes und der Hochschule

Das Berliner Abgeordnetenhaus hat mit der verabschiedung des Ergän-
zungsgesetzes zum Berliner Hochschulgesetz die weiterführung der
Hochschule ftir Musik ,,Hanns Eisler" als eigenständige Musikhochichu-
le beschlossen. Geplant ist die gleiche Größenordnung wie bisher, näm-
lich 750 Studienplätze rmd eine jährliche Aufnahmekapazltät von 150
studienanfängern. F[ir 1992 sind im Haushaltsplan des Landes 65 pro-
fessuren (29 c4,23 c3, 13 c2) sowie insgesamt 60 stellen füLr künstleri-
sche Lehrkräfte und l«iLnstlerisch-wissenschaftliche Mitarbeiter veran-
schlagt.

Die Entscheidung des Landes entspricht den vorstellungen der Hoch-
schule. sie möchte als selbständige Musikhochschule weiterbestehen
und verweist zur BegrüLndung auf ihre 4Ojährige erfolgreiche Arbeit und
die Plazierung ihrer studenten bei internationalen wettbewerben. Zu-
dem ist sie gemeinsam mit vertretern der HdK der Auffassung, Berlin
habe in Zukunft wachsende Aufgaben in der musikalischen eusuitaung
zu erfüllen. Eine Fusion mit den Fachbereichen Musik der HdK hält sie
aus Gründen der Überschaubarkeit der Institute für nicht zuträglich.

Die Instrumental- und Gesangsausbildung soll im wesentlichen unver-
ändert fortgesetzt werden, allerdings mit stärkerer Akzentuierung der
solistischen Ausbildung. Zum wintersemester Lggllgz wurde der i_izwi-
schen vom Senat bestätigte Ergänzungsstudiengang Kulturmanagement
eröffnet. Die Hochschule plant je ein weiteres Ergänzungsstudium zur
Musik- und Medienkritik, ftir elektronisehe Tasteninstrumente im Zu-
sammenhang mit der Fachrichtung Popularmusik und für Filmmusik in
der Fachabteilung Komposition/Tonsatz in Kooperation mit der Hoch-
schule für Film und Fernsehen Potsdam-Babelsberg. Ein studiengang
Alte Musik soll ftiLr die Musizier- und Interpretationspraxis mit hiitori-
schen Instrumenten wie den Gesang der vor-Bach-zelt eingerichtet
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werden. vorgesehen ist ferner ein studiengang Kirchenmusik.Die_Aus-
bildung.ron schul*usikern würde die Hochschule gern von der Hum-
boldt-üniversität übernehmen. Sie ist überzeugt, eine qualifrziertere

musikpraktische Ausbildung bieten zu kÖnnen, als sie dort möglich ist.

Die räümlichen Voraussetzungen hält sie für gegeben. Die Ausbildung
in den pädagogisch-psychologischen Grundlagenfächern sowie im zwei-

ten Fach soll nach ihren vorstellungen an der Humboldt-universität
verbleiben.

Die Abteilung Komposition/Tonsatz soll um ein Studio füLr elektronische
Musik erweitert werden. Nur noch in größeren Abständen, eventuell
auch gar nicht mehr immatrikuliert werden soll füLr den studiengang
Tonmeister, da die Kooperation mit den Rundfunkanstalten in der prak-

tischen Studioausbildung nicht mehr realisiert werden kann'

Gegenwärtig sind an der Hochschule noch 189 berufstätige Musiker als

FeÄstudenten eingeschrieben. Die Hochschule beabsichtigt, ihre Stu-
dienprogramme zum Abschluß zu ftiLhren. Für die Neuimmatrikulation
in Fernstudienkurse sieht sie jedoch keinen nennenswerten Bedarf'

Interessiert ist sie an der Weiterftilhrung der bisherigen Spezialhochschu-
le ftiLr Musik und weist auf die Notwendigkeit der Internatsbetreuung ftiLr

auswärtige Schüler aus Brandenbug, Mecklenbr-rrg-Vorpommern und
Sachsen-Anhalt hin.

I. 3.3. Empfehlungen

Die Entscheidung, die Hochschule fiir Musik ,,Hanns Eisler" als eigen-

ständige Musikhochschule weiterzuführen, erscheint aufgrund der Qua-
lität ihier Ausbildung, ihrer Größe sowie der Größe der Musikabteilung
der HdK, der besonderen Betreuungsanforderungen der musikalischen
Ausbildung und aufgrund der Nachfrage nach studienplätzen in musi-
kalischen studiengängen richtig, ebenso die vom senat vorgesehene

Größenordnung von 750 Studienplätzen.

Die Ausbildung in den Instrumental- und Gesangsfächern, Dirigieren/
Korrepetition, Komposition/Tonsatz, Popularmusik und Musiktheater-
Regie sollte fortgesetzt werden. Eine Erweiterung des studienangebots
um Kirchenmusik und Alte Musik sowie um die vorgesehenen Ergän-
zungsstudiengänge Musik- und Medienkritik, elektronische Tasten-

instrumente und Filmmusik erscheint sinnvoll, wenn die erforderlichen
personellen und sachlichen voraussetzungen erfi.iLllt sind. Auch ein breit
angelegtes Studium generale kann sinnvoll seiry es setzt iedoch gleich-
falls hinlänglich qualifrzierte Lehrkräfte voraus.

sofern die Kapazitäten der HdK fi.ir die Ausbildung von Schulmusi-
kern ftiLr den in Berlin anfallenden Bedarf nicht ausreichen, empfrehlt
der wissenschaftsrat die Aufnahme auch der schulmusikausbildung
zumindest ftir die sekundarstufe II an der Hochschule füLr Musik. Aus
den in den Allgemeinen Empfehlungen unter B. II. 1. genannten
Grtirrden hält er es für grundsätzlich geboten, diese Ausbildung an
Musikhochschulen durchzuftiLhren. Er empfiehlt deshalb, von ihrer
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weiterführung an der Humboldt-universität abzusehen und sie entwe-
der an der HdK zu konzentrieren oder auf beide Berliner Musikhoch-
schulen zu verteilen.

Zur ki.irrftigen Personalstruktur der Hochschule, zur Flage der Betreu-
ungsrelationen r.rnd zum Instrumentalunterricht für schüler der ehema-
ligen spezialschule verweist der wissenschaftsrat auf die punkte B. II. 1.
und 2. der Allgemeinen Empfehlungen.

I. 4. Hochschule für Schauspielkunst,,Ernst Busch,, Berlin

I. 4.1. Ausgangslage

Die Hochschule wurde 1951 als Staatliche schauspielschule zur weiter-
führung der Traditionen der Max-Reinhardt-schule gegrtindet. 1gg1 er-
folgte ihr Zusammenschluß mit dem Institut fiir schauspielregie (Ber-
lin), das seit 1974 bestand, zur Hochschule ftiLr Schauspielkunst. -

sie bietet studiengänge fiiLr schauspieler, Regisseure und - als einzige
Hochschule der ehemaligen DDR - puppenspieler an. sie umfassen ein-
heitlich B Semester und schließen mit einem ktiLnstlerischen Diplom ab.
Ein Ergänzungs- oder Zusatzstudium wr.rde für choreographie ange-
boten.

Im wintersemester 1989/90 zählte die Hochschule l3b studierende (nur
Direktstudenten). 36 Studierende wurden damals neu zugelassen, b6
verließen die Hochschule mit einem Diplom. Zur gleichenZeit waren
insgesamt 63 Lehrkräfte an der Hochschule tätig - 9 professoren, 14 Do-
zenten, 15 Assistenten und oberassistenten und 25 Lektoren und Lehrer
im Hochschuldienst.

Gegliedert war die Hochschule in Sektionen für Schauspiel, puppen_
spiel, Regie-Institut/studiotheater und einen wissenschaftlichen Bereich
(Arbeitsschwerpunkte: Kultur- und sozialgeschichte des 20. Jahrhun-
derts, Kulturwissenschaft).

untergebracht ist sie in drei standorten in schöneweide sowie am
Prenzlauer Berg. Zwischen ihnen liegen beträchtliche Entfernungen,
ebenfalls zu den Theatern im Zentrum Berlins. Die Hochschule veritigt
über ein eigenes studiotheater mit ca. 150 plätzen. Bis 1g90 unterhielt sie
eine Außenstelle in Rostock.

Seit 1989 hat sich der Lehrkörper etwas verkleinert; im september 1g91
zählte er noch 4 Professoren, 16 Dozenten, 26 Assistenten und oberassi-
stenten sowie 10 Lektoren und L,ehrer im Hochschuldienst, insgesamt
also 56 Personen. Die Zahl der Studierenden hat sich im gleichen Zeit-
raum auf 148 erhöht. stärker verschoben hat sich ihre regionale Her-
kunft; ein erheblicher Teil kommt jetzt aus den alten Ländern. unter
den studienanfängern des wintersemesters Lggl/gz stellen sie im stu-
diengang Puppenspiel 30% und in den Studiengängen Schauspiel und
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Regie jeweils 50 90. unter den Bewerbungen lag der Anteil derjenigen

aus den alten Ländem noch höher.

1990 hat die Hochschule achtsemestrige Diplom-Studiengänge ftir cho-
reographie und für Bewegungspädagogik eingerichtet. Der letztgenann-

te §tuäiengang ist ftir Absolventen eines Schauspielstudiums gedacht,

die zu eewegungspädagogen ausgebildet werden sollen, und darüber

hinaus ftir Schauspieler-und Regisseure, um sie zu größerer Bühneneffr-

zienz zubringen.

I. 4.2. Planungen des Landes und der Hochschule

Das Berliner Abgeordnetenhaus hat mit der verabschiedung des Ergän-

zungsgesetzer ,r* Berliner Hochschulgesetz die weiterftihrung der

HoÄinute fiiLr Schauspielkunst als eigenständiger Hochschule be-

schlossen. Die Planungen sehen 200 studienplätze und jährlich 50 Neu-

zulassungenvor.

Die Hochschule selbst möchte eine Ausbildungsstätte für Schauspieler

auf der Grundlage der Konzepte von Stanislawski und Brecht bleiben

und die bisherigÄ Studiengänge unter Erhaltung ihrer Ausbildgngsqua-
Iität fortführen. Hierzu bildet nach ihrer fiberzeugung die Beibehaltung

eines hohen Anteils der küLnstlerischen T?ainingsfticher wie sprecherzie-
hung, Stimmbildung, musikalische Ausbildung, Bewegung, Tanz und

an<roratix eine wesentliche voraussetzung. Neu gestaltet werden soll

das theoretische Lehrangebot, die Forschung gestärkt werden. Gedacht

ist femer an eine Ausbiläung von Bühnentechnikern. Für wünschens-

wert und sinnvoll hielte die Hochschule darüber hinaus die Ausweitung

ihres Ausbildungsspektrums auf alle übrigen Theaterberufe, also ihre

Weiterentwicklung zu einer Art,,Theaterakademie"'

wegen des hohen Betreuungsaufwandes ihres studienkonzeptes und

der-Ensemblearbeit, die als wesentliches Element der Ausbildung beibe-

halten werden soll, hält die Hochschule eine Erhöhung der Zahl ihrer

Studierenden nur in sehr begrenztem Maße für möglich'

Neue inhaltliche Anstöße verspricht sie sich von einer stärkeren Durch-

mischung des Lehrkörpers mit Dozenten aus westlichen Ländern, auch

im Rahmen von Gastdozenturen. Hierzu möchte sie ihre internationalen

Kooperationsbeziehungen weiterentwickeln und verstärken. Erhalten

und gepflegt werden sollen aber auch die traditionell guten Beziehungen
zu osteuropaischen Hochschulen.

Ein vorrangiger wunsch der Hochschule gilt der verbesserung ihrer

Ausstattun§ äit Prob".rräumen. Im übrigen möchte sie ihre Selbstän-

digkeit beriahren. Eine Fusion mit der Hochschule fün Musik ,,Ilanns
EiIler" wird weder gewünscht noch als sachlich geboten angesehen' tr'üLr

sinnvoll gehalten wira alenrath eine institutionalisierte Kooperation

zwischen beiden Hochschulen.
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I. 4.3. Empfehlungen

Die Ausbildung der Hochschule ist weithin anerkannt. sie sollte deshalbfortgefiihrt werden. Diese Empfehlung gilt in erster Linie ftir den stu-
diengan-g schauspiel, in zweiter Linie-aüch flir die st"ä""sä^g" zup-penspiel und Regie. Ergänzende studienangebote flir choTeo'graphieund Bewegungspädagogik erscheinen sinnvoil. Der wissenscfraftsrat
hält allerdings eine Regelstudienzeit von acht semestern frir bedenklich,
wenn eine abgeschlossene Ausbildung ars Tänzer bzw. schauspi"l"r ror-
ausgesetzt wird, und regt an, diese studienangebote eher alsierseme-
strige Aufbaustudiengänge zu konzipieren.

Fti'veränderungen der personalstruktur sowie zur Fyage der Betreu-
ungsrelationen wird auf die punkte B. III. 2. der Algeme"inen Empfeh-
lungen verwiesen.

Die Hochschule für schauspielkunst,,Ernst Busch" ist mit gegenwärtig
rund 150 studierenden die kreinste Hochschule des Lande.äärmr. ür."
weiterfü*rrung als eigenstaindige Hochschule ist trotz itrrer gerrngen crö-
ße aufgrund ihrer Ausbildungsquarität, ihres besonderen ä.r.uTtarrrrgs-
ziels r-rnd dessen besonderer Anforderungen sowie aufgrund der Nach-
frage nach ihren studienplätzen vertretb-ar. Die vorgeähene iapaziüit
von 200 Studierenden erscheint angemessen.

Gleichwohl stellt sich die Frage, ob auf längere sicht die Zusammenfüh-
rung der Hochschule mit einer anderen ktinstlerischen Hochschure des
Landes Berlin sinnvoll sein kann. Ob sich eine Zusammenlegung mlt
der schauspielabteilung der HdK empfehren könnte - entwed"er durch
Eingliederung der Hfs in die HdK oder durch Herauslösung ä", s"rr""-
spielausbildung aus der HdK und ihre Zusammenregung äit aer ursund eventuell anderen Hochschuleinrichtungen ,ü Ä", gr.iß"r".,
Schauspiel- oder Theaterhochschule _, kann 

"ri d"r, unter I. f .!ena.rn_ten Gründen im Rahmen dieser Empfehlung nicht beurteilt äerden.Eine Zusammenlegung der Hfs mit der Musikhochsctrute ,,rranns nis_ler" wäre allenfalls dann sinnvoll, wenn sie nicht nur administrativ erfol_gen, sondern auch inhaliliche Kooperationsmöglichkeiten verbessern
und fördern wtirde. solange beide Hochschuren il rhr"., gug""*ä.tig",
Gebäuden untergebracht bleiben, die rund 10 km ,roneinääer enirer.rt
sind' ist dies kaum möglich. Eine veränderte situation würde sich erge-ben, falls die Hochschule_für Schauspiel aus ihrer:et igen pe;pieren
Lage ins stadtzentrum verlagert und räumlich mit dör uü.i*ro"rrärr.rt"
,,Hanns Eisler" zusarnmengeführt werden sollte; in diesem r,.rr *ärri" ai"Frage einer institutionalisierten Zusammenarbeit oder einer Fusion
ernsthaft geprüft werden.

II. Brandenburg

II. 1. Allgemeine Ausgangslage und planungen des Landes
In der DDR gab es auf dem Territorium des heutigen Landes Branden-
burg nur eine ktinstlerische Hochschule, die Hochschule füLr Film und
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Fernsehen ,,Konrad Wolf in Potsdam-Babelsberg (HFF)' Sie wurde

vom Land Brandenburg übernommen und soll als künstlerische Hoch-

schule fi.iLr künstlerische und technische Berufe im Bereich von Film
und Femsehen weitergefi.ihrt werden.

Die Einrichtung weiterer ktiLnstlerischer Hochschulen beabsichtigt das

Land nicht. über die Ausbildung von Lehrern an allgemeinbildenden
schulen für die Fächer Musik trnd Kunsterziehung ist noch keine end-

gültige Entscheidung gefallen. Einstweilen werden Musiklehrer ftir die
pri*ur"t rr", die Sekundarstufe I und die sekundarstufe II sowie Kunst-

erzieher für die Primarstufe an der universität Potsdam ausgebildet.

II. 2. Hochschule für Film und Fernsehen,,Konrad wolf'Potsdam-Ba-
belsberg

II. 2.1. Ausgangslage

Die Hochschule ftir Film und Fernsehen ,,Konrad wolf in Potsdam-Ba-

belsberg wurde 1954 als ,,Deutsche Hochschule fi.iLr Filmkunst" gegri..i'rt-

det. 1962 wurde ihr die Ingenieurschule füLr Filmtechnik eingegliedert,
die 1955 als Fachschule für filmtechnische Berufe entstanden war.

Die Hochschule bietet studiengänge in den Fachrichtungen Regie, Ka-

mera, Produktion, Dramaturgie/Film- und Fernsehwissenschaft und
schauspiel an. Die beiden erstgenannten dauerten bis 1990 zehn seme-
ster, die übrigen acht semester. Eingangsvoraussetzungen walen Abitur
(mit Ausnahme des studiengangs schauspiel) und gestaffelte fachspezi-

fische Aufnahmeprüfungen. Alle Studiengänge ftiürrten zu einem

Diplom.

Daneben wurde eine Fachschulausbildung in den Fachrichtungen Film-
und Fernsehtechnik (Schwerpunkte Ton, wiedergabetechnik, Kopier-
werktechnik, Beleuchtungstechnik, wissenschaftliche Kinematogra-
phie, Fernsehproduktion), Schnitt, Animation, Fernsehkamera und Re-

gieassistenz/Aufnahmeleitung sowie Film- und Fernsehwirtschaft ange-

boten. Auch ihr ging eine Eignungsprüfung voraus. Die Ausbildung um-

faßte jeweils sechs semester und führte zu einem Fachschul- oder - in
der liachrichtung Film- und Fernsehtechnik - einem Ingenieurab-
schluß. In einigen Fachrichtungen war die Fachschulausbildung auch als

Fernstudium ÄOgtict . Es konnte entweder als negnsemestriges Fernstu-
dium mit monatlichen Präsenzphasen von drei Tagen absolviert werden
oder in der Form, daß die studierenden Lehrgänge in den studios der

Defa oder von Funk und Fernsehen besuchten und nur im letzten stu-
dienjahr der Hochschule als Externe angehörten. Insgesamt erwarb fast

üe üatfte der Fachschulabsolventen den Abschluß auf einem dieser bei-

den wege. In den letzten Jahren entwickelten sich die Fachrichtungen
Ton, Schnitt und Animation zu den gefragtesten Ausbildungsrichtungen
der i'achschule. In die übrigen wurden keine Studienanfänger mehr auf-
genommen.
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Neuaufnahmen fanden nur alle zwei Jahre statt, und zwar alternierend
in die Hochschul- und die Fachschulausbildung, ,nd in einer Größen-
ordnung von 8 bis 10 studierenden pro Fachrichtung; zwei von ihnen
waren in der Regel Ausländer. Nur in den studiengang produktion fan-
den wegen des großen Bedarfs an Absolventen jtihriiche Neuaufnahmen
statt, ebenfalls in das Fernstudium.

Die Gesamtzahl der Studierenden betrug im wintersemester lg8g/g0
287, darunter 193 Direktstudenten; von ihnen waren 115 Hochschulstu-
dierende, die übrigen Fachschüler. 1g89 verließen insgesamt z1 Absol-
venten die Hochschule - 27 mit einem kürrstlerischen Diplom, 3 mit ei-
nem Hochschulabschluß, 23 mit einem Fachschulabschlüß und 1g mit
einem Fernstudienabschluß. Im gleichen Jahr wurden z0 studierende
neu aufgenommen, darunter 52 Direktstudenten, von denen 13 einen
Hochschulstudiengang wählten, die übrigen eine Fachschulausbildung.

Im Herbst 1990 bestand der Lehrkörper der Hochschule aus 6 professo-
ren, 19 Dozenten, 33 Assistenten und oberassistenten sowie 12 Lektoren
und Lehrern im Hochschuldienst. Hinzu kamen 4g technische und ande-
re Fachkräfte (ohne Verwaltung).

Gegliedert war die Hochschule bis dahin in 6 sektionen; ihnen war
jeweils ein studiengang zugeordnet. Hinzu kam die Fachschulabteilung,
ebenfalls den Ausbildungsgängen entsprechend untergliedert. Den sek-
tionen waren Werkstätten und Studios zugeordnet.

Als zentrale Einrichtungen bestanden ein Forschungszentrum frir audio-
visuelle Medien, das u. a. die film- und fernsehwissenschaftliche For-
schr.mg der DDR koordinierte, eine Informations- und Dokumentations-
abteilung unterhielt und die ,,Beiträge zur Film- und Fernsehwissen-
schaft" herausgab; ferner eine zentrale Filmbibliothek und ein produk-
tionszentrum, dem die ökonomische und organisatorische planung, vor-
bereitung, Durchftihrung und Abwicklung der Film- und elektroniichen
Produktionen oblag, die im Rahmen der praktischen Ausbildung herge-
stelltwurden.

untergebracht ist die Hochschule in einer Reihe weit auseinanderliegen-
der Gebäude, meist ehemaligen Villen, in potsdam-Babelsberg. Ihr bau_
licher Zustand ist überwiegend schlecht.

seit 1989 hat sich die Hochschule stark verändert. Besonders aufftillig ist
ein drastischer Personalabbau, der teils altersbedingt, teils auf die n.s"u-
nisse hochschulinterner Evaluationsverfahren zurückzuführen ist.
Allein zwischen Herbst 1990 r.rnd Herbst 1gg1 hat sich die Zahl der pro-
fessoren von 8 auf 2 vermindert, die der Dozenten von 1g auf 12, die der
wissenschaftlichen und ktinstlerischen Assistenten und oberassistenten
von 33 auf 17, die der Lektoren und Lehrer im Hochschuldienst von 12
auf 9. Das sonstige Fachpersonal ist zahlenmäßig von 4g auf 42 :,trück-
gegangen.
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Gleichzeitig ist die Zahl der studienbewerber sprunghaft gestiegen, auch

solcher 
"rJd".r 

alten B,ndesllindern. Dagegen ist die Zahl der Fernstu-

denten stark rückläufig, im wesentlichen deshalb, weil sie sich in der Re-

gel in einem Beschäftigungsverhältnis befinden, aufgrund der veränder-

ien ökonomischen natrmenbedingungen von ihren Betrieben aber nicht
mehr wie vor 1989 freigestellt werden. 1990 wurden 140 studenten neu

zugelassen - 54 ftir die Hochschulstudiengänge und 86 Fernstudenten

nü ai" Fachschulausbildung. 1991 r,vurden 86 Studienanf?inger aufge-

nommen - 56 in die Hochschulstudiengänge und 30 Direktstudenten in
die Fachschulausbildung. Die Gesamtstudentenzahl des winterseme-

sters 1991/92 betrug 265, davon 236 Direktstudenten'

Die Regelstudienzeit der Studiengänge Regie und Kamera wurde von 10

auf 8 s-emester verkürzt. Die Fachschulausbildung soll als solche nicht
weitergeftitrrt werden; Neuaufnahmen wird es nicht mehr geben' Fach-

schüLlei, die nach 198g aufgenommen wurden, sollen in ein Fachhoch-

schulstudium überführt werden. Auch in das Fernstudium finden einst-

weilen keine Neuaufnahmen mehr statt; in der bisherigen Form läuft es

1994 aus.

Die innere organisation der Hochschule wurde dem Hochschulrahmen-
gesetz entsprähend verändert. Seit 1990 hat sie eine Rektoratsverfas-
iung die zäntralen Einrichtungen sind seither teils dem Rektor, teils

dem Kanzler unterstellt'

Die frti,heren Sektionen wurden in drei Abteilungen (Fachbereichen)

folgendermaßen zusarnmengefaßt:

A 1: Regie, Kamera, Schauspiel, Szenographie;
e z: proaumion, Dramaturgie/Film- und Fernsehwissenschaft r.rnd In-

stitut für Medienforschung;
A 3: Bisherige Fachschulfachrichtungen Animation, Ton und Schnitt

sowieauslaufendeFernstudiengiingemitFachschulabschluß.

Die Hochschule hat mit der Anschaffung neuer T?icktechnik, elektroni-
scher schnitteinrichtungen und von computer-Animationsplätzen be-

gomen, ihre technische Ausstattung zu verbessem und zu modemisie-

r=en. Außerdem intensivierte sie ihre verbindungen zu ausländischen

Hochschulen und nahm Kooperationsbeziehungen zu verwandten
Hochschulen in den alten Bundesländern auf, namentlich der Kunst-

hochschule ftir Medien Köln, der HFF München sowie der HdK und

dffb in Berlin. Eine Produktionskooperation wurde mit verschiedenen

sendeanstalten der ARD, des ZDF und der Länderkette vereinbart.

Die Notwendigkeit von veränderungen in der räumlichen unterbrin-
gung aer Hoch-schule zeichnet sich ab, weil frütrere Eigentümer von Ge-

6arä"rr, über die sie bisher verfügf,' Besitzansprüche geltend machen

und womöglich durchsetzen können.
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II. 2.2. Planungen des Landes und der Hochschule

Das Land Brandenburg hat die Fortführung der Hochschule füLr Film
und Fernsehen als künstlerische Hochschule füLr die Ausbildung füLr
ktiLnstlerische und technische Film- und Fernsehberufe beschlossen. Die
bisherigen Hochschulstudienglinge sollen als Kunsthochschul-studien-
gänge weitergeführt, die bisherigen Fachschulausbildungsgänge in
Fachhochschul-studiengänge überftihrt werden. Genauere Entschei-
dungen über das künftige studienangebot und dessen Konzeption sowie
die künftige Struktur der Hochschule, ihre weitere EntwickLrng und
eventuelle Kooperation mit verwandten Hochschulen in anderen Bun-
desländern hat das Land von dem Votum eines Ausbau- und Struktur-
ausschusses abhängig gemacht; es liegt noch nicht vor. Bis auf weiteres
veranschlagt das Land ftir die Hochschule eine künftige Größenordnung
von 300 bis 350 Studienplätzen.

Wegen der Restitutionsansprüche auf zahlreiche der bisher von der
Hochschule genutzten Grundstücke r.urd Gebäude, aber auch wegen
deren schlechten Zustandes sowie wegen der räumlichen Zersplitterung
der Hochschule und ihres technischen Erneuerungsbedarfs hält das
Land eine baldige räumliche Verlagerung und Zusammenfassung der
Hochschule für unumgänglich. Es favorisiert einen Neubau auf dem
ehemaligen Defa-Gelände in Babelsberg in unmittelbarer Nähe zu pro-
duktionsstätten von Fernsehanstalten, Filmgesellschaften und studio-
betrieben.

Die Hochschule selbst beabsichtigt im wesentlichen eine Fortführung
ihres bisherigen Studienangebotes und seiner Essentials - Verbindung
fachtheoretischer Ausbildung mit gleichermaßen handwerklich solider
wie kreativer werkstattausbildung und Zusammenarbeit von studieren-
den der verschiedenen Studiengänge in gemeinsarnen produktionspro-
jekten. Die bisherigen Hochschulstudiengänge sollen deshalb als Kunst-
hochschulstudiengänge weitergefi.ihrt werden. F\ir die bisherigen Fach-
schulausbildungsgänge ist die Überführung in Fachhochschulstudien-
gänge vorgesehen; sie sollen aber innerhalb der HFF verbleiben. Ihre
Auslagerung wüLrde als Substanzverlust und Schädigung auch der
Kunsthochschulstudiengänge empfunden, weil sie die Vermittlung frlm-
und fernsehtechnischer Kenntnisse an deren studierende erschweren
und das Ende der für die spätere Berufspraxis so wichtigen Teamarbeit
von Studierenden der ki.iLnstlerischen wie der film- und fernsehtechni-
schen Fachrichtungen bedeuten würde. Außerdem sprechen nach An-
sicht der Hochschule wirtschaftliche Gründe, vor allem die Möglichkeit
einer gemeinsamen Nutzung der technischen Ausstattung, für das
Nebeneinander von Kunst- und Fachhochschulstudiengängen.

Neuaufnahmen sollen ktinftig in alle Studiengänge jährlich erfolgen. In-
haltlieh soll die Ausbildung in Richtung auf Industrie- und werbefrlm
erweitert werden. Neu konzipiert wird das theoretische Studienangebot.
zusätzlich vorgesehen ist ein studiengang szenografie (Filmarchitektur
ftiLr Innen- und Außenaufnahmen), zunächst als viersemestriges Aufbau-
studium ftir Absolventen einschlägrger grundständiger studiengänge
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und Bewerber mit vergleichbarer praktischer Erfahrung; eventuell soll
später hieraus ein grundständiger studiengang szenogEfie entwickelt
werden. Darüber hinaus wünscht die Hochschule zur Arondierung ihrer
Studienangebote einen studiengang Journalismus. Über die weiterfüür-
rung des Fernstudiums ist noch nicht entschieden; Neuaufnahmen hier-
ftiLr finden einstweilen nicht statt. Fti,r die theoretische Disziplin Film-
und Fernseh- oder Kommunikationswissenschaft wird ein wissenschaft-
licher Abschluß einschließlich der Möglichkeit zur Promotion ange-

strebt.

Quantitativ sehen die Planungen der Hochschule insgesamt rund
+b0 Studienplätze und 150 Stellen fiir wissenschaftliches Personal
vor.

F-ur notwendig gehalten werden eine veränderung der Personalstruktur,
insbesondere eine Vermehrung der Professorenstellen zu Lasten von
Mitarbeiterstellen, gnd rasche Neuberufungen in den Fächern, die zgr
Zeit nicht von Professuren verheten werden. Ftir notwendig gehalten
werden ferner eine weitere Verbesserung der technischen Ausstattung
und - vor allem - eine räumliche Konzentration der Hochschule, vor-
zugsweise auf dem ehemaligen Defa-Gelände. Eine Intensivierung der
Koäperationsbeziehungen zu anderen Medienhochschulen ist beabsich-
tigt. Bei Realisierung dieser Planungen ist die Hochschule überzeugt,
sich auch in der gesamtdeutschen Hochschullandschaft gut behaupten
zu können.

II. 2.3. Empfehlungen

Die Hochschule füLr Film und Fernsehen ,,Konrad Wolf ist singulär in
der deutschen Hochschullandschaft. Sie hat sich eng spezialisiert auf die
Ausbildung frir Film- und Fernsehberufe, in denen sie ein breites Aus-
bildungsspektrum anbietet. Es umfaßt sowohl die Ausbildung für kon-
zeptionelle und künstlerische wie theoretisch-wissenschaftliche als auch
füi technische und ökonomische Tätigkeiten im Bereich von Film und
Fernsehen. Einige Studiengänge oder studienrichtungen finden sich

überhaupt nur in Babelsberg. Dies gilt füLr Dramaturgie und Kamera als

Kunsthochschulstudiengänge; in den alten Ländern beginnt die Ausbil-
dung von Kameraleuten gerade erst im Bereich von Fachhochschulen
und Berufsakademien (FH Dortmund; Filmakademie Baden-Württem-
berg). singulär wäre auch die geplante Ausbildung in szenografre für
Film und Fernsehen.

Zwei weitere Studiengänge finden sich nirgends im gleichen Kontext
wie in Babelsberg. Einmal diejenige von Toningenieuren; sie wird sonst
nur noch als gemeinsamer Studiengang der Musikhochschule und Fach-
hochschule Düsseldorf angeboten, aber mit stärkerer Berücksichtigung
des Musikbereichs. Zum anderen die Ausbildung von Schauspielern; sie

berücksichtigt wie andere Schauspielstudiengänge die BediiLrfnisse des

Theaters, darüber hinaus aber auch die besonderen Anforderungen von
Film und Fernsehen.
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Auch das Ausbildungskonzept der Hochschule ftir Film und Fernsehen
ist singulär, insbesondere durch das Nebeneinander verschiedenartiger
studiengänge und ihre inhaltliche verzahnung sowie durch die Zusam-
menfi.ihrung der Studierenden in gemeinsamen Studienprojekten. Im
Hinblick auf die hohe Arbeitsteiligkeit des Film- und Fernsehbereiches
wie seine hohen Anforderungen an Kooperationsftihigkeit und Flexibili-
tät ist dieses Konzept einleuchtend.

Die technisch-handwerkliche Qualität der Ausbildung ist - besonders
angesichts ihrer bisher begrenzten technischen Möglichkeiten - bemer-
kenswert. sie wird bestätigt durch die überregionale, zum Teil interna-
tionale Reputation zahlreicher Absolventen der Hochschule. Künsileri-
sche Fleiheit, spielräume ftiLr Experimente und künstlerische Entwick-
lungsmöglichkeiten waren aus den im Allgemeinen Teil genannten
GrüLnden bis Ende 1989 eng begrenzt. Gleichwohl wurden innerhalb die-
ser Grenzen beachtliche ktirrstlerische Leistungen erreicht, besonders
im Erzähl- und Dokumentarfilm.

Der Arbeitsmarkt, ftir den die Hochschule ausbildet, ist aufnahmefühig
und wird voraussichtlich weiter expandieren. Ihre Lage am Rande der
Metropole Berlin ist sowohl wegen der Anregungen vielfültigster Art,
die sich hier bieten, ais auch im Hinblick auf die Möglichkeit von praxis-
kontakten und Kooperationen mit Film- und Fernseheinrichtungen op-
timal.

Der Wissenschaftsrat empfiehlt daher, die Hochschule für Fitm und
Fernsehen,,Konrad Wolf' als Kunsthochschule mit Studiengängen für
künstlerische, wissenschaftliche, technische und administrative Tätig-
keiten im Bereich von Film und Fernsehen fortzuführen. Das interdis-
ziplinäre Ausbildungskonzept, das auf Zusammenarbeit von studieren-
den der verschiedenen Ausbildungsrichtungen angelegt ist und den be-
ruflichen Anforderungen des Film- und Fernsehbereichs in beispielhaf-
ter Weise Rechnung trägt, sollte beibehalten werden.

Die Studiengänge Regie, Kamera, Dramaturgie, produktion und Schau-
spiel sollten als Kunsthochschulstudiengänge weitergefütrrt werden.

Zusätzlich eingeriehtet werden sollte ein Kunsthochschul-studiengang
Anirnation, eventuell einschließlich Cornputer-Grafrk. Wegen seines
ausgeprägt künstlerisch-experirnentellen charakters sowie im Hinblick
auf vergleichbare studienangebote anderer Kunsthochschulen erscheint
hierfi.ir ein Fachhochschul-Studiengang weniger angemessen.

In den künstlerischen Studiengängen sollten neben der Vermittlung
theoretischer und handwerklich-technischer Kenntnisse und Fertig-
keiten künstlerische Entwicklung und Innovation angemessen berück-
sichtigt werden. Verstärkt werden sollten die Möglichkeiten der Stu-
dierenden, sich mit den neuen Medien vertraut zu machen und mit ih-
nen zu arbeiten. Dabei sollte jedoch darauf geachtet werden, daß die
inhaltlichen Bereiche der Film- und Fernsehproduktion, in denen die
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Hochschule besondere stärken hat, nicht ungebiitflich zurückge-
drängt werden.

Der geplante Aufbaustudiengang Szenografie (Filmarchitektur) wird als

eineiinnvolle Ergänzung des vorhandenen Studienangebots angesehen.

Das gleiche gilt fi.ir einen Forschungsschwerpunkt FiIm- und Fernseh-

wissÄnschaft, Medienwissenschaft u. ä. und die Einrichtung eines wis-

senschaftlichen Studiengangs in dieser Fachrichtgng, sofern die hierftir
erforderlichen personellen voraussetzungen gegeben sind. Die Möglich-
keit des Studiums von Nebenfächern sollte durch vereinbarung mit
Nachbaruniversitäten sichergestellt werden.

Eine Veränderung der Personalstruktur der Hochschule ist erforderlich;
hierfür gilt grundsätzlich das gleiche wie für alle Kunsthochschulen (vgl.

B. I. 4. derAllgemeinen Empfehlungen)'

vom bisherigen Fachschulbereich hat der wissenschaftsrat den Ein-
druck gewonnen, daß es sich hier um einen der wenigen Fälle handelt,
in welchem der Aufbau einer Fachhochschulabteilung unter Nutzung
von Ressourcen und Potentialen und unter Rückgriff auf bisherige
Ausbildungskonzepte einer Fachschule aufgrund von deren Ausrich-
tung, Leistungskraft und regionaler Lage grundsätzlich vertretbar ist.

Ausstattungsdefrzite werden sich im Rahmen von verbesserungen, die
auch fi.ir die Kunsthochschulstudiengänge der HFF anstehen, beheben
lassen.

Fachhochschul-studiengänge sollten für schnitt und Ton eingerichtet
werden. Grundsätzlich wäre auch ein Fachhochschul-Studiengang Ka-
mera sinnvoll. Wenn wegen der besonderen Voraussetzungen in Babels-

berg jedoch ein Kunsthochschulstudiengang Kamera weitergeführt
wird, erscheint es nicht empfehlenswert, daneben noch einen Fachhoch-
schulstudiengang in der gleichen Fachrichtung einzurichten. Gleichfalls
sollte davon abgesehen werden, neben den Kunsthochschulstudiengän-
gen Regie und Produktion einen Fachhochschulstudiengang Regieassi-

itenz/Aufnahmeleitung einzurichten. sein Inhalt wäre mit Teilen dieser

Kunsthochschulstudiengänge weitgehend identisch.

Zur Fyage der tiberleitung des vorhandenen Fachschulpersonals ver-
weist dei Wissenschaftsrat auf seine einschlägigen Hinweise in den
Empfehlungen zur Errichttrng von Fachhochschulen in den neuen Län-
dern.

Eine organisatorische Eingliederung der Fachhochschulabteilung in
die Kunsthochschule ist aus sachlichen GrüT rden naheliegend und
sinnvoll. sie erlaubt eine gemeinsame Nutzung aufwendiger techni-
scher Ausstattung wie das Einüben der Zusammenarbeit von Angehö-
rigen unterschiedlicher Qualifrkationsrichtungen, wie sie ftir viele Me-

diänberufe üblich ist. Für alle Studiengänge sollte wie bisher enger
Praxisbezug und fiiLr ihre Studierenden Kooperation mit studenten an-

derer studiengänge, etwa in gemeinsamen studienprojekten, volgese-

hen werden.
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soweit sachlich geboten, empfiehlt der wissenschaftsrat eine Abstim-
mung der Fachhochschulstudiengänge der Hochschule fiir Film und
Fernsehen mit den studienangeboten des Fachbereichs Design der
Fachhochschule Potsdam.

Ftir alle studiengänge der Hochschule für Film und Fernsehen zusam-
men erscheint eine studienplatzzielzahl von 400 bis 450 angemessen
und vertretbar.

Eine verbesserung oder Erneuerung der technischen Ausstattung der
Hochschule ist dringend erforderlich. Sie sollte zusarnmen mit einer
räumlichen Konzentration konzipiert und realisiert werden. Die unter-
bringung der Hochschule in räumlicher Nlihe zu Film- und Fernsehpro-
duktionseinriehtungen, etwa - wie geplant - auf dem ehemaligen Defa-
Gelände in Potsdam-Babelsberg, wäre sehr sinnvolr. Bei einei solchen
Ixisung könnten technische Einrichtungen und Studioanlagen gemein-
sam genutzt werden. Dies ist nicht nur aus ökonomischen Gnirrden er-
strebenswert, sondern auch wegen der praxisorientierung der Ausbil-
dung. Derartige Kooperationen würden die Attraktivität der Hochschule
fijLr Dozenten wie Studenten noch erhöhen.

Der wissenschaftsrat empfiehlt, Angehörige und Absolventen der HFF
in die Förderungsmaßnahmen einzubeziehen, die unter punkt B. I. 6. zur
Förderung des künstlerischen Nachwuchses der neuen Länder empfoh-
len wurden.

III. Mecklenburg-Vorpommern

III. 1. Ausgangslage

Bis zum Ende der DDR unterhielt die Musikhochschule ,,Hanns Eisler,.
Berlin je eine Außenstelle in Rostock und schwerin, die Hochschule fi.iLr
schauspielkr.rnst ,,Ernst Busch" Berlin eine weitere Außenstelle, eben-
falls in Rostock. Bei diesen Außenstellen handelte es sich um zwar ad-
ministrativ abhängige, in ihrer praktischen Arbeit aber relativ selbstän-
dige Einrichtungen mit eigenem Personal und grundständigen studien-
gängen, die in der Fl.,egel von Anfang bis Ende am jeweiligen Ort absol-
viert wurden. Die Außenstelle Rostock der Musikhochschule Berlin bot
eine Ausbildung zum orchestermusiker und Diplom-Musiklehrer in
Streich- und Blasinstrumenten, Klavier, Schlagzeug, Akkordeon und
Gitarre, die Außenstelle Schwerin die gleichen studiengänge ftir chor-
sänger sowie für Holz- und Blechbläser. Der Schwerpunkt lag auf der
Ausbildung von Musikpädagogen, die nach ihrem Studium in Musik-
schulen und ähnlichen Einrichtungen eingesetzt wurden. Die Außen-
stelle Rostock der schauspielhochschule bildete schauspieler aus. Die
studierenden aller drei Außenstellen kamen aus allen Regionen der
DDR.
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schulmusiker werden in Mecklenburg-vorpommeln gegenwärtig an

den unversitäten Rostock und Greifswald ausgebildet, Kunsterzieher
nur in Greifswald.

Studentenzahl qnd Personalbestand der Außenstellen sind folgender

Übersicht zu entnehmen (Stand August 1991):

Übersicht 4

Personal und Studenten an kürrstlerischen Hochschuleinrichtungen in
Mecklenburg-Vorpommern

1991

Stu-
denten

Profes-
soren

)ozenten
)berassi-
stenten

Assi-
stenten

Lehrer
mHoch-
schul-
dienst

PemnaI
insge-
samt

Außenstelle
Rostockder
MHSBerlin

Außenstelle
Schwerin der
MHSBerlin

Außenstelle
Rostockder
HfSBerlin

86

53

61

2

1

3

2

4

I

2

2

2

3

1

t2

I

8

18

Insgesamt 200 2 4 7 6 16 35

untergebracht sind die beiden Rostocker Außenstellen in - getrennten -
Altbaüten, von denen insbesondere diejenigen ftir die Schauspielausbil-
dung heruntergekommen und stark renovierungsbedi.irftig sind. Die

Außänstelle Schwerin der Musikhochschule befindet sich zur Zeit in
einem Mehrzweckgebäude am stadtrand, das füLr die Ausbildung von

Musikern wenig geeignet ist.

Alle drei Außenstellen wurden vom Land Mecklenburg-Vorpommem
übernommen, der Lehrbetrieb weitergefütrrt. Die schauspielabteilung
in Rostock nahm Beziehungen zu westdeutschen Theatern auf, nament-
lich zum ohnsorg-Theater in Hamburg. Gleichzeitig begannen die drei
Außenstellen, die vordem kaum Kontakt untereinander hatten, mitein-
ander zu kooperieren, in Rostock auch mit der universität. IhI Personal

reduzierte sich infolge von Pensionierungen und Ausscheidens aus an-

deren GrüLnden, während die Entwicklung der Studentenzahlen unter-
schiedlich verlief. Die Nachfrage nach Studienplätzen in der Schauspiel-

ausbildung ist seit dem Ende der DDR gestiegen; für 1992/93 liegen nach

Angaben äer Abteilung rund 100 Bewerbungen vor, davon ein Drittel
aus den alten Bundesländem. In den beiden Musikabteilungen hingegen
hat wegen ihrer ungewissen Zukunft ein drastischer Studenten- und Be-

werbeÄchwund eingesetzt. Zahlreiche Studierende sind abgewandert,

dem Vernehmen nach vor allem die besonders talentierten'

227



Seit oktober 1991 sind die drei Außenstellen vorbehaltlich einer endgül-
tigen Regelung organisatorisch zum ,,Institut für Musik und Theater des
Landes Mecklenburg-Vorpommern" zusammengefaßt worden, einer
dem Kultusministerium nachgeordneten Einrichtr.rng. Es wird von
einem vom Minister bevollmächtigten Leiter im Benehmen mit den
Sprechern der ehemaligen Außenstellen, die jetzt als Studienbereiche
fttmieren, geleitet. Der Erlaß über die Institutseinrichtung enthält zu-
gleich vorläufige studienordnungen für die verschiedenen studiengän-
ge und Regelungen über die Lehrdeputate des Lehrpersonals.

III. 2. Planungen des Landes und des ,,Instituts für Musik und rheater,,

Das Land Mecklenburg-vorpommern plant, die drei Außenstellen
räumlich zusammenzufassen und aus ihnen eine Hochschule für Musik
und rheater mit den studiengängen Instrumental- und Gesangsausbil-
dung sowie schauspielausbildung zu entwickeln. Als standorte sind
Rostock und schwerin in der Diskussion. Beide städte haben geeignete
Gebäude für die unterbringung der Hochschule angeboten. Die Studien-
angebote sollen eventuell um Kirchenmusik und das Schulfach Darstel-
lendes spiel ergänzt werden, bei Ansiedlung in Rostock zusätzlich um
Schulmusik. Bei einer Ansiedlung in schwerin soll die schulmusikaus-
bildung an den Universitäten Rostock und Greifswald verbleiben.

Die Abteilungen selbst teilen den Wunsch nach Grürrdung einer Hoch-
schule füLr Musik und Theater, um die bisherigen Studienangebote dau-
erhaft weiterzuftiLhren und nach Möglichkeit um weitere zu ergänzen.
Eine abgestimmte Meinungsbildung ist bisher nicht erfolgt, da die insti-
tutionellen Voraussetzungen hierfür fehlen.

Die beiden Musikabteilungen würrschen vor allem eine Komplettie-
rung um die jeweils fehlenden Instrumentalfächer, die Abteilung
Rostock außerdem um Schulmusik, die Abteilung Schwerin um die
Ausbildung von Solosängern. Die Abteilung Schauspiel erwägt eine
Ausweitung ihres Studienangebots um die Ausbildungsrichtungen
Musical und Chanson sowie Synchronsprecher, ferner um das Schul-
fach Darstellendes Spiel, für welches an den Schulen erhebliche
Nachfrage bestehe, bisher aber nirgends eigene Ausbildungsmöglich-
keiten.

Der bevollmächtigte Leiter des ,,Instituts für Musik und rheater* schlägt
die unverzügliche Gründung einer Hochschule füLr Musik und rheater
mit folgenden Studiengängen vor:

- ki.instlerische Ausbildung in orchesterinstrumenten, Klavier, Gesang,
Kompostion und Dirigieren,

- Musikpädagogik (Ausbildung zum Musiklehrer an Musikschulen),

- Schulmusik, zumindest frir die Sekundarstufe II,

- sowie Schauspiel.
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Als Mindestgtöße veranschlagt er rund 340 studienplätze und einen
Lehrkörper von 29 hauptamtlich Tätigen, davon 7 C4-, 7 C3/C2-Professo-
ren und 15 hauptamtliche Angestellte, ferner 10 stellen ftiLr sonstiges
personal sowie Lehraufträge in der Größenordm.rng von 35 vollen Depu-
taten.

III. 3. Empfehlungen

Aus den im Allgemeinen Teil dargelegten Griinden ist die Gründung
einer neuen Hochschule für Musik und Theater unter Bedarfsgesichts-
punkten möglich, wenngleich nicht zwingend. In Mecklenburg-Vor-
pommern gibt es bisher keine ktirrstlerische Hochschule, mit dem ,,Insti-
tut füLr Musik und Theater", das aus den bisherigen Außenstellen der
Musikhochschule und der Schauspielhochschule Berlin hervorgegan-
gen ist, indessen Ansatzpunkte. Angesichts dieser Ausgangslage und
auch im Hinblick darauf, daß eine künstlerische Hochschule erhebliche
Auswirkungen auf das kulturelle Leben ihrer Region haben kann, hält
der Wissenschaftsrat die Absicht des Landes, das ,,Institut für Musik und
Theater" zu einer Hochschule weiterzuentwickeln, gnrndsätzlich ftir
vertretbar.

Nach seiner Auffassung setzt die Neugründung einer Hochschule für
Musik und Theater jedoch voraus, daß eine Reihe von Essentials erfüllt
ist:

- FüLr die Ausbildung von orchestermusikern und Sängern muß die ent-

sprechende Breite an Instrumental- und Gesangsfächern vertreten
sein.

- Zur Komplettierung des studienangebots sind die Fächer Gehörbil-
dung, Klavier, Komposition und Dirigieren sowie Ensemblespiel
erforderlich, im wissenschaftlichen Bereich Musikgeschichte und
-theorie, außerdem ein Fremdsprachenangebot, vor allem in Italie-
nisch.

- Die Hauptfächer sollten durch einschlägig qualifrzierte Lehrkräfte, in
der Regel hauptberufliche, vertreten werden.

- Die personelle, räumliche und instrumentale Ausstattung der Hoch-
schule muß diesen Anforderungen entsprechen.

- Essentiell für die qualifizierte Ausbildung von Schauspielern sind ein
fachliches Mindestangebot und eine möglichst enge Kooperation mit
leistungsfähigen Theatern am Ort.

Aus den in den Allgemeinen Empfehlungen unter B. II. 1. genannten
Gründen dringend wünschenswert ist außerdem die Ausbildung von
Schulmusikern, zumindest ftiLr die Sekundarstufe II. Ftir die Ergänzung
und Profilierung des Studienangebots kommen Musikpädagogik, Alte
Musik, Neue Musik (Arbeit mit elektrischen und elektronischen Klang-
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gebern), Akkordeon, Gitarre sowie Jazzlpop/Roek in Flage. vorteilhaft
fi.ir die Gewinnung qualifizierter nebenberuflicher Lehrkrtifte sowie für
die Möglichkeitvon Praxiskontakten der studierenden ist die räumliche
Nähe guter Berufsorchester, eines opernhauses, eines oder mehrerer lei-
stungsfähiger Theater sowie generell eines entwickelten kulturellen
Umfeldes.

Die beiden Musikabteilungen kommen nach Meinung des 'Wissen_

schaftsrates als Grundstock einer Musikhochschule kaum in Flage; ihr
Ausbildungskonzept und ihre pe.rsonelle Besetzung sind nicht hierauf
angelegt. Von ihrer pauschalen überftihrung wird äbgeraten. Die Aus-
bildung der schauspielabteilung war und ist überregional anerkannt. Da
sie bisher über keine Professuren verfügt, sind jedoch auch hier Beru-
fungen erforderlich. Die Gründung einer Hochschule fi.ir Musik und
Theater wtirde also weitgehend einen konzeptionellen und personellen
Neuaufbau erfordem.

Als Mindestausstattung hiilt der wissenschaftsrat folgende stellen füLr
erforderlich:

- in der Musikabteilung: je eine Professur für Komposition/Tonsatz,
Dirigieren (Chor/Orchester), Klavier, Orgel/evangelische Kirchenmu-
sik, Violine, Violoncello, Kammermusik, euerflöte, Oboe, Klarinette,
Horn, Trompete und Schlagzeug, 2 professuren fi.ir Gesang (ein-
schließlich opernschule) sowie je eine professur fi.ir Musikgeschichte/
Musikwissenschaft und Musikpädagogik. Erforderlich sind femer
hauptamtliche Lehrkräfte ftir Gehörbildung und Korrepetition. FiiLr
die übrigen Instrumentalfächer sowie zur erforderlichen Breite des
Lehrangebots in den Hauptfächern sind Lehrauftragsmittel oder Teil-
zeitprofessuren vorzusehen.

- in der Sehauspielabteilung: 3 vollzeit-professuren sowie zur Komplet-
tierung des Lehrangebots ebenfalls Lehrauftragsmittel und reilzeit-
professuren.

Diese Mindestausstattung muß nicht von vornherein zur verfügung ste-
hen. Einzelne Hauptfächer können für eine übergangszeit iuch von
Lehrbeauftragten oder Teilzeitprofessoren vertreten werden. unabding-
bar ist jedoch ein verbindlicher Entwicklungsplan, der sicherstellt, daß
die Mindestausstattung innerhalb eines Zeitraumes von nicht mehr als
fi.inf Jahren zur verfi.igung gestellt wird. Begonnen werden kann der
Ausbildungsbetrieb mit einigen Fächem, zum Beispiel Gesang, Klavier,
Kirchenmusik, Musikpädagogik und schauspiel. Die Instrumentalaus-
bildung kann jedoch m.* weitergeftihrt oder wieder aufgenommen wer-
den, wenn die orchesterinstrumente in der erforderliclien Breite ange-
boten werden, in der Regel von hauptamtlichen Lehrern. Außerdäm
müssen die theoretischen und wissenschaftlichen Fächer vertreten sein.
Hierftir kommen auch Dienstleistungen seitens der universität Rostock
in Flage. Die Ausbildung von schulmusikern sollte erst aufgenommen
werden, wenn die Mindestausstattung ftir die Ausbildung von Instru-
mentalisten und Sängern vorhanden ist.
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Das l,and Mecklenburg-Vorpommern sollte die Gründung einer Hoch-
schule füLr Musik und Theater nur beschließen, wenn die genannte Min-
destausstattung innerhalb des erwähnten Zeitraumes bereitgestellt wer-
den kann. Unter dieser Voraussetzung empfiehlt der Wissenschaftsrat
folgende Maßnahmen:

1. Die beiden Musikabteilungen sollten so rasch wie möglich an einem
Ort zusammengefiihrt werden, um die für die Ausbildung von
Instrumentalisten und Musikpädagogen erforderliche Breite der In-
strumentalfächer herzustellen und die Gesangsausbildung in die
Instrumentalausbildung einzubetten.

2. Für alle Studiengänge sind Neuberufungen erforderlich. Soll die Aus-
bildung ohne Unterbrechung weitergeführt werden, sind sie unver-
zi.iglich notwendig; soll sie erst später aufgenommen werden, recht-
zeitig vor Aufnahme des Lehrbetriebs.

3. FUr die Hochschule fi.iLr Musik und Theater sollte von vornherein die
Schulmusikausbildung für die Sekundarstufe II vorgesehen werden.

4. Die Schauspielabteilung sollte als selbständige Einheit mit den Mu-
sikabteilungen organisatorisch zusammengefiihrt werden, damit die
beiderseitigen administrativen Aufgaben gemeinsam wahrgenom-
men werden können. Außerdem werden Kooperationsmöglichkeiten
im Bereich der musikalischen Ausbildung und des Musiktheaters
verbessert.

5. Als Standort der küLnftigen Hochschule ftiLr Musik und Theater spricht
sich der Wissenschaftsrat t'iir Rostock aus. Zwar sind einige der ein-
gangs genannten Essentials sowohl in Rostock als auch in Schwerin
erfiiLllbar (Zusammenninrung aller drei Abteilungen sowie Weiter-
führung bzw. Neuaulbau von Praxiskontakten), andere jedoch wegen
der Nähe zur Universität nur in Rostock, insbesondere die Aufnahme
der Schulmusikausbildung an der neuen Hochschule und die ange-
messene Sicherung möglichst vielf?iltiger theoretischer Lehrange-
bote.

Angehende Schulmusiker müssen außer Schulmusik ein zweites Fach
sowie pädagogisch-psychologische Anteile an einer Universität studie-
ren. Die Ansiedltrng der Schulmusikausbildung in Schwerin wi.irde sie
zum Pendeln zwischen Schwerin und Rostock oder Greifswald zwingen.
Angesichts der Entfernungen und der Verkehrsverbindungen zwischen
diesen Orten ist dies nicht zumutbar. Die Ansiedh.rng der neuen Hoch-
schule ftiLr Musik und Theater in Schwerin wtirde daher bedeuten, die
Schulmusikausbildung auch ftiLr die Sekundarstufe II an den Universitä-
ten Rostock und Greifswald zu belassen. Aus den im Allgemeinen Teil
dargelegten Grürrden spricht sich derWissenschaftsrat jedoch daftiLr aus,
sie an die Musikhochschule zu verlegen.

Die Ansiedlung der Hochschule für Musik und Theater in Schwerin
wtirde auch eine Kooperation mit der Universität Rostock in den theore-
tischen Fächern, die fti,r die Ausbildung von Instrumentalisten, Sängern
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und Schauspielern notwendig sind, erschweren oder unmöglich machen
und daher entweder zu einem zumindest partiellen Neuaufbau dieser
Fächer in Schwerin nötigen oder Defizite im theoretischen Lehrangebot
zur Folge haben. Ebenfalls sehr erschwert oder unmöglich würde bei
dieser Lösung eine Beteiligung von Instrumental- und Gesangspädago-
gen an der Schulmusikausbildung sowie von pädagogen und psycholo-
gen der Universität Rostock an der musikpädagogischen Ausbildung.

Die Verlagerung der Schauspielabteilung nach Schwerin würde in
Rostock gewachsene Kooperationsstrukturen zerreißen, zumindest ihre
Weiterführung erschweren. Ob sie in vergleichbarer Weise in Schwerin
neu aufgebaut werden können, ist wegen des insgesamt weniger entwik-
kelten kulturellen Umfeldes fraglich.

Frir die Abteilung Schauspiel ist im Rahmen der Schauspielausbildung
ein Schwerpunkt,,niederdeutsches Theater" sinnvoll. Eine Ausweitung
des Studienangebots um die Studienrichtung Musical ist aus den unter
B. II. 1. genannten Gründen nicht zu empfehlen, eine Studienrichtung
Synchronsprechen aus grundsätzlichen Erwägungen nicht.

Eine Ausbildung ftiLr das Schulfach Darstellendes Spiel empfiehlt sich,
wenn dieses Fach in den Schullehrplänen Mecklenburg-Vorpommems
wie bisher schon in denen von Hamburg und Bremen vorgesehen wird.
An anderen Hochschulen bestehen hierftir bisher keine Ausbildungsan-
gebote. Deshalb könnte hier ein attraktiver Studienschwerpunkt ent-
stehen.

fV. Sachsen

fV. 1. Allgemeine Ausgangslage und Planungen des Landes

Der Fbeistaat Sachsen verfügt mit der Hochschule ftiLr bildende Künste
Dresden, der Hochschule fiir Grafik und Buchkunst Leipzig, den Musik-
hochschulen Dresden und Leipzig sowie der Theaterhochschule Leipzig
über die gfößte Zahl ktinstlerischer Hochschulen unter den neuen Län-
dern. Bis 1990 kam noch das Johannes-R.-Becher-Institut ftir Literatur
in Leipzighinzu.

Die Gesamtstudentenzahl der küLnstterischen Hochschulen des Landes
lag Ende 1989 bei 2260; das entsprach 45 7o aller Studierenden solcher
Hochschulen in der DDR. Mit 354 hauptamtlich Lehrenden waren
hier rund 36 % aller Dozenten an l«iLnstlerischen Hochschulen der
DDR tätig. Auf das Land Sachsen entfrel hiermit ein größerer Anteil
an Studierenden und Lehrenden künstlerischer Hochschulen, als
seinem Anteil an der Bevölkerungszahl der neuen Länder von rund
30 7o entspricht.

Das Land hat alle küLnstlerischen Hochschulen in Dresden und Leipzig
mit Ausnahme des Johannes-R.-Becher-Instituts übernommen. An des-
sen Stelle ist die Neueinrichtung eines Literaturinstituts an der universi-
tät Leipzig geplant. An den verbleibenden künstlerischen Hochschulen
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hält die Landesregierung, ähnlich wie an den universitäten, eine erheb-

Iiche Personatea*tion aus finanziellen GrüLnden flir unvermeidlich'
Persönliche Integrität und Quatifrkation des Lehrpersonals werden ent-

sprechend den äinschlägigen Bestimmungen des Sächsischen Hoch-

schu-lerneuerungsgesetzes überprüft'

Die Ausbildung von Lehrem ftir künstlerische Fächer an allgemeinbil-
denden schulen soll zumindest teilweise an den universitäten verblei-

ben, in welche die Pädagogischen Hochschulen integriert werden sollen.

Eine gänzliche verlagerung dieser Lehramtsstudiengänge an die künst-

leriscüen Hochschulen häilt die Landesregierung wegen deren beglenz-

ter Aufnahmekapazität zur Zeit nicht für möglich.

fV. 2. Hochschule füLr bildende KüLnste Dresden

IV. 2.1. Ausgangslage

Die Hochschule fi.i,r bildende KtiLnste Dresden hat zwei vgrgängerein-
richtungen: die 1764 gegrürrdete Kunstakademie, vor 1933 eine der

."rro.nrii"rt"sten kürrstlerischen Ausbildungsstätten Deutschlands, so-

wie die Hochschule füLr werkkunst, die mit der Akademie 1950 zusarn-

mengelegt wurde. Demzufolge umfaßt die Hochschule gegenwärtig so-

wohl-die-traditionellen Bereiche der bildenden Kunst - Malerei, Grafik,
Plastik - als auch anwendungsbezogene Fachrichtungen, und zwar

Bühnenbild und - seit 19?4 - Restaurierung mit den schwerpunkten
Gemälde, skulpturen und wandmalerei. seit 1964 ist ihr eine Fachschu-

le fi.iLr Ausstattungsberufe des Theaters (Theatermalerei/Theaterplastik,
Kostümgestaltung, Maskenbild) angegliedert.

Die bisherigen Studiengänge FYeie Kunst, Bühnenbild und Restaurie-

rung umfassen zehn semester und werden mit einem Diplom abge-

schi-ossen. In den Studiengängen Freie Kunst und Bütrnenbild ist ein

zwetjähriges Grundstudium zu absolvieren; das Hauptstudium findet in
einei factrnasse statt, die der Studierende in Übereinstimmung mit
dem kiter der Fachklasse wählt. F\ir besonders begabte Absolventen

kann sich ein Meisterschülerstudium anschließen. Im Studiengang Re-

staurierung dauert das Grundlagenstudium drei Jahre, denen das Haupt-

studium in einer der drei vertiefungsrichtungen folgt. Die Fachschul-

ausbildung umfaßt drei Jahre und führt zu einem Fachschulabschluß.

studiengang- und fachbereichsübergreifende Lehrveranstaltungen wer-

den angeboten in den Fächern Anatomie, Architekturgrundlagen,
typogralnie und Schrift, Sport sowie Kunst-, Kultur- ,nd Sozialge-

schichte.

Angeschlossen ist der Hochschule außerdem eine Abteilung Abendstu-

diÄ, die in einem dreijährigen Kursus begabte Schüler auf ein küLnstle-

risches Studium vorbereitet.

Die Zahl der studierenden (einschließlich Fachschüler) betrug im win-
tersemester 1989/90 222, davon72 in der bildenden Kunst und 150 in den

angewandtenFächern.DerLehrkörperumfaßteimSeptember199073

233



Personen (13 Professoren, 15 Dozenten, 21 Assistenten und oberassi-
stenten sowie 24 l,ektoren und Lehrer im Hochschuldienst), das Hoch-
schulpersonal insgesamt 1 47 Beschäftigte.

untergebracht ist die Hochschule an drei standorten. rm alten Akade-
miegebäude in unmittelbarer Nachbarschaft der staatlichen Kunst-
sammlungen und des Kunstvereins auf der Brühlschen Terrasse befin-
den sich das Rektorat, die Abteilung Malerei/Grafik sowie die grafischen
werkstätten; im Gebäude der früheren werkkunstschule in der Güntz-
straße die Fachbereiche Restaurierung und Bühnenbild, die Fachschule,
der Theoriebereich, das Abendstudium und die Hochschulverwaltr.rng;
an einem dritten Standort an der Pfotenhauer straße die Ateliers fiir pla-
stik mit Gipswerkstatt und Bronzegießerei. Alle Gebäude wurden im
Zweiten weltkrieg stark beschädigt, später großenteils nur partiell und/
oder unzulänglich wieder instandgesetzt und sind daher in hohem Maße
reparatur- und sanierungsbedürftig.

seit 1989 hat sich der Gesamtpersonalbestand der Hochschule um rund
20 auf 122 Beschäftigte verkleinert, der des Lehrkörpers allein um rund
L2%. Der Lehrbereich Kunst-, Kultur- und soziatwissenschaften wurde
vom Fleistaat sachsen nicht übernommen. Am 1. g. 1gg1 umfaßte das
Lehrpersonal 64 Personen, davon 12 professoren (6 bildende Kunst,
4 angewandte Kunst, 1 Archäometrie, 1 Architektr.*grundlagen), 12 Do_
zenten (7 bildende Kunst, 4 angewandte Kunst, 1 Kunstwissenschaft), 17
Assistenten und oberassistenten (5 bildende Kunst, 10 angewandte
Kunst, 1 Archäometrie, 1 Psychologie) sowie 23 Lektoren und Lehrer im
Hochschuldienst (3 bildende Kunst, B angewandte Kunst, 1 Sport, 1
Sprachen, 15 Lehrer f{ir Berufs- und Fachschulen).

Die Zahl der Neuaufnahmen wurde erhöht; 1g90 betrug sie 62, im
Abendstudium (vorkurs) 148. Am 1. g. 1gg1 waren an deiHochschule
insgesamt 260 studierende eingeschrieben, von ihnen g2 im studien-
gang Fleie Kunst, 55 im Studiengang Füestaurierung, 3g im Studiengang
Bühnenbild und 75 in der tr'achschule.

Die Gliederung der Hochschule wurde dem Hochschulrahmengesetz
entsprechend verändert. sie umfaßt jetzt vier Fachbereiche: Fleie Kunst;
Restaurierung; Bühnenbild; ferner die bisherige Fachschule mit den
Fachrichtungen Theatermalerei/plastik, Kostümgestaltung, Masken-
bild.

I\1. 2.2. Planungen des Landes und der Hochschule

Der Fleistaat sachsen beabsichtigt die weiterführung der Hochschule
als Kunsthoehschule. Die Ausbildung in den künstleriichen bzw. lqiLnst-
lerisch-wissenschaftlichen Fachgebieten Fleie Kunst, Restaurierung
und Btihnenbild sowie in den Theaterberufen Theatermaler, Theater-
plastiker, Maskenbildner und Kostümbildner soll fortgeftihrt werden.
Im winter-semester r99ll92 soll ein Lehrbereich visuelle Kommunika-
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tion seine Arbeit aufnehmen, im Sommer-Semester 1992 ein neu ge-

gründeter Lehrbereich Kunstgeschichte/Kunsttheorie'

Die Hochschule selbst möchte ihr derzeitiges Ausbildungsprofil erhal-

Ln, stabilisieren und arrondieren. Im Mittelpunkt stehen soll dabei der

Fachbereich Freie Kunst und ,,unter Beachtung der regionalen und Aka-

demietradition,. aktualisiert werden, ü. ä. durch Einrichtung je einer

,Experimentierklasse" für Malerei und Plastik. Das Ausbildtrngsangebot

im äereictr plastik - der einzigen Hochschulausbildung in Sachsen - soll

außerdem um Steinbildhauerei erweitert werden, und zwar schwer-

p""t t-lisis im Hinblick auf eine praxisorientierte Integration von Pla-

itit ,rrra Architektur. Neu konzipiert werden soll der theoretische Be-

reich. Im werkstattbereich ist die zusätzliche Einrichtung einer Buch-

binder-Werkstatt vorgesehen.

Der Fachbereich BijLhnenbild und die bisherige Fachschule mit den Aus-

bildungsrichtungen Theatermalerei/Plastik, Kosti.i,rngestaltung, 
_ 
Mas-

kenbilä solen zu einem Fachbereich Szenografie zusammengefaßt, die

bisherigen Fachschulausbildungsgänge entweder in Fachhochschulstu-
diengaäge oder in eine Fachakademie (höhere beru-fliche Fachschule)

tiberftihrt werden. Die Ausstattung soll nach Möglichkeit um eine Expe-

rimentierbi.itrne ergänzt werden.

Die Hochschule plant eine Erweiterung ihres studiengangspektrums um
einen Aufbaustudiengang Kunsttherapie, mittelfristig auch die Rück-

führung der Kunsterzieherausbildung.
'weiter erhöhen will die Hochschule die Zahl ihrer studierenden. Mittel-
fristig denkt sie an eine obergrenze von 390 Studienplätzen, davon 175

rtin rieie Kunst, Tb für Restaurierung, 50 für Bühnenbild und 90 füLr die

Fachschule.

tV. 2.3. Empfehlungen

Die Hochschule fürr bildende KiiLnste Dresden zeigt gegenwärtig mit dem

Nebeneinander von Freier Kunst, einem anwendungsorientierten Be-

reich mit den studiengängen Restaurierungund Bühnenbild sowie einer

eingegliederien FachJchute für Theaterausstattungsberufe kein klares

Profrl Auch die Größenverhältnisse der verschiedenen Bereiche sind

ftir eine Kunsthochschule atypisch: Anwendungsorientierber Bereich

und Fachschule zusarnmen zählen nahezu doppelt so viele Studierende
wie die Freie Kunst; die Fachschule allein stetlt fast ein Drittel aller Stu-

dierenden. Ein überzeugender innerer zusammenhang zwischen den

Bereichen ist nicht erkennbar. Von den Hochschulstudiengängen ver-

mittelt der studiengang Restaurierung eine sowohl wissenschaftliche als

auch kürrstlerisch-handwerkliche Ausbildung von überregional aner-

kannter Qualität. Der Bereich Freie Kunst vermittelt zwar eine solide

GrundausLildung im traditionellen Sinne; aber seine ktiLnstlerische Sub-

stanz scheint nach heutigen internationalen Maßsttiben weitgehend ver-

braucht.
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Der wissenschaftsrat hiilt eine Neuprofilierung der Hochsehule ft.ir er-
forderlich. Der Kembereich der Fleien Kunst 6edarf einer grundlegen-
den Erneuerung, damit eine wieder überregionar anerkanntä Kunstaka-
demie entstehen kann. Die hierzu notwendigen radikalen veränderun-
gen sind nach Auffassung des wissenschaftsrates in der gegenwärtigen
struktur der Hochschule nicht möglich. Er empfiehlt dahäriine organi-
satorische Trennung zwischen dem freikünstlerischen und dem anwen-
dungsorientierten Teil der Hochschule einschließrich der Fachschule
und die eigenständige weiterentwickh-rng beider Teile zu leistungsfähi
gen Ausbildungseinrichtungen mit unterschiedlichen Aufgaben und
entsprechend unterschiedlichem Frofrl. Der freikünstlerische Teil könn-
te auch in seinem Namen an die Tradition der Dresdner Kunstakademie
anknüpfen, der anwendungsorientierte an die der früher ebenfalls hoch
angesehenen Kunstgewerbeschule.

In der l«inftigen Kunstakademie verbleiben sollten nur der Bereich
Fleie Kunst mit den schwerpunkten Malerei, Fleie Grafrk und plastik
sowie die kunstbezogenen wissenschaften. organisatorisch sollten diese
Bereiche in einer Einheit zusarnmengefaßt und nicht in einzelne Fach-
bereiche unterteilt werden.

Eingeriehtet werden sollte gleichermaßen ein einheitlicher studiengang
Freie Krlnst statt getrennter Studiengänge für Malerei, plastik rrs*., ,.rrd
zwar aurbauend auf einem Kunstverständnis, nach welchem ktiLnstleri-
sche Arbeit - unbeschadet der Beherrschung bestimmter Techniken -in erster Linie einen offenen laeativen Prozeß darstellt, weder formal
noch inhaltlich festlegbar.

Die bisherige Grundlehre sollte durch ein ktinstlerisches Grundlagen-
studium abgelöst und auf zwei semester verkürzt werden; dieses Grund-
lagenstudium sollte neben der vermittlung handwerklich-technischer
Kenntnisse und Fertigkeiten vor allem der Entfaltung individueller
kiiLnstlerischer Anlagen in einer offenen Atelieratmosphäre dienen. An
die stelle der Fachklassen sollten Künstlerklassen treten, die nicht ftiLr
bestimmte und fachlich abgrenzbare Lehrbereiche eingerichtet sind,
sondern individuelle l«iLnstlerische Entwicklung unter Leitung eines
herausragenden Künstlerlehrers ermöglichen. Zwischen den einzelnen
KüLnstlerklassen sollte möglichst große Durchlässigkeit bestehen.

Zur Ergänzung des Fächerspektrums der Hochschule empfrehlt der wis-
senschaftsrat aus den unter Punkt B. I. 2. des Allgemeinen Teils genann-
ten Grürrden nachdriicklich die wiederaufnahme der Ausbildung von
Kr.rnsterziehern für die sekundarstufe II. Hierf'tir sind mindestens jä eine
Professur für Kunstpädagogik und -didaktik vorzusehen.

Ein Aufbaustudium Kunsttherapie hiilt der wissenschaftsrat nicht fi.ir
vordringlich. Mittelfristig kann es aus den gleichen GrüLnden, aus denen
es an mancher westdeutschen Hochschule angeboten wird, frir Absol-
venten freil«iLnstlerischer studiengänge in den neuen Ländern sinnvoll
werden. Nach Ansicht des Wissenschaftsrates sollte es jedoch vorzugs-
weise an Fachhochschulen oder universitäten eingerichtet werden, an
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denen die hierzu erforderlichen sozialwissenschaftlichen Fächer breiter
vertreten sind.

Mittelfristig eingerichtet werden sollten ein Aufbaustudium Architektur
mit dem Schwerpunkt Entwurf sowie einAufbaustudium Btihnenbild.

Zur inhaltlichen Neukonzeption der Kunsthochschule im einzelnen hält
der Wissenschaftsrat die Berufung einer GrüLndungskommission fiir
sinnvoll, wie sie §§ 126 f. des Sächsischen Hochschulerneuerungsgeset-
zes vorsieht. Sollte dies nicht möglich sein, empfiehlt er möglichst rasch
eine Reihe überzeugender Neuberufungen als ,,kritische Masse" zur Wie-
dererlangung herausragender kürrstlerischer Qualität und Lebendigkeit
der Akademie. Neubesetzt werden sollten 7 Professuren für Freie Kunst,
davon je 3 mit dem Schwerpunkt Malerei bzw. Bildhauerei und eine mit
dem Schwerpunkt Fleie Grafrk. Neu eingerichtet und ebenfalls rasch
besetzt werden sollte eine Professur füLr Video/Environment.

Neubesetzt werden sollten ferner 2 Professuren für Kunstgeschichte,
davon eine für allgemeine Kunstgeschichte, die andere für Geschichte
der Kunst der Moderne. Für die kunstbezogenen wissenschaftlichen
Fächer wird im übrigen auf Punkt B. I. 1. und 2. der Allgemeinen Emp-
fehlungen ver*riesen. Räumlich sollten diese Fächer möglichst nahe an
den freikti,nstlerischen Bereich herangeführt, also nach Möglichkeit im
Akademiegebäude oder in unmittelbarer Nähe untergebracht werden.

Sofern Stellen für die empfohlenen Neuberufi.mgen zw Zeit nicht ver-
ftigbar sind, sollten sie zusätzlich eingerichtet werden mit der Maßgabe,
daß dafür freiwerdende Stellen in gleicher Anzahl wegfallen. Für die
Besetzung dieser Stellen empfiehlt der Wissenschaft,srat die Einrichtung
außerordentlicher Berufungskommissionen gemäß §§ 125 Sächsisches
Hochschulerneuerungsgesetz.

F\ir den anwendungsorientierten Bereich der Hochschule, also die Stu-
diengänge Restaurierung und Bühnenbild sowie die bisherigen Fach-
schulausbildungsgänge, empfiehlt der Wissenschaftsrat, anknüpfend an
die füihere Tiadition der Kunstgewerbeschule, eine von der Kunsthoch-
schule organisatorisch getrennte Fortfi.ihrung, vorzugsweise als Abtei-
Iung der Fachhochschule Dresden.

Grundsätzlich wäre es möglich, auch den Studiengang Bühnenbild an
der neuen Kunstakademie anzusiedeln. Der Wissenschaftsrat gibt
jedoch seiner Zuordnung zum Fachhochschulbereich den Vorzug, um
einen Zusammenhang der Ausbildung von Bühnenbildnern mit ande-
ren theaterbezogenen Ausbildungsgäingen herzustellen.

Btihnenbild könnte als Schwerpunkt des Studiengangs Kommunika-
tionsdesign angeboten werden, der ftir die Fachhochschule Dresden vor-
gesehen ist. Um qualifrzierten Bühnenbildnern eine Vertiefung ihrer
Ausbildung im Rahmen der FYeien Kunst zu ermöglichen, schlägt der
Wissenschaftsrat mittelfristig einen Aulbaustudiengang BüLhnenbild an
der Kunsthochschule vor. Im Füahmen des Fachhochschulstudiengangs
Kommunikationsdesign ist ebenfalls ein Schwerpunkt Theatermalerei
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denkbar, im Füahmen des Studiengangs produkt-Design ein Schwer-
punkt Kostümgestaltung, eventuell auch Maskenbild.

Möglicherweise kommt auch die Zusammenfassung aller genannten
Schwerpunkte zu einem eigenen Studiengang Szenografie irFlage. Er
wäre ein Novum in der deutschen Fachhochschullandschaft. über die
Einrichtung von Fachhochschulstudienmöglichkeiten für Theateraus-
stattungsberufe sollte allerdings erst entschieden werden, wenn mit po-
tentiellen Arbeitgebern über Ausbildungsprofrl und Einstellungsmoda-
litäten soweit verständigung erzielt worden ist, daß die Absolventen
Aussicht auf eine ihrer Ausbildung entsprechende Beschäftigung haben
können. Als Alternative kommen auch weiterbildr.rngsmöglichkeiten
ftir Absolventen einer einschlägigen Lehre in Fyage.

Zur Einrichtung neuer Fachhochschulstudiengänge erinnert der wissen-
schaftsrat daran, daß er grundsätzlich Neugnindungen empfohlen hat,
gegebenenfalls unter Nutzung von materiellen und personellen Res-
sourcen bestehender Einrichtungen, nicht jedoch deren pauschale über-
leitung einschließlich ihres Personals.

Auch füLr den Studiengang Restauriemng wäre eine Weiterführung an
der künftigen Kunstakademie grundsätzlieh möglich. Der Wissen-
schaftsrat gibt jedoch seiner verlagerung an die Fachhochschule den
vorzug, um es der Kunstakademie zu erleichtern, wieder ein eindeutiges
Profil als Ausbildungsstätte fi.ir Fleie Kunst zu gewinnen. Außerdem
erscheint wegen des klaren Anwendungs- und Berufsbezugs d.ieses stu-
diengangs die Fachhochschule als institutioneller rüahmen angemesse-
ner als die Kunsthochschule. Die Ansprüche an die Ausbildungsqualität
verändern sich mit dieser Verlagerung nicht.

Auch bei organisatorischer Tlennung sind in geeigneten Feldem For-
men der Kooperation zwischen Kunstakademie und Fachhoehschule
möglich. Einzelne Lehrveranstaltungen für studierende der Fachhoch-
schule können von Dozenten der Kunsthochschule gehalten werden,
einzelne Lehrveranstaltungen für studierende der Kunsthochschule
von Dozenten der Fachhochschule. Auch gemeinsarne Lehrveranstal-
tungen fiir studierende beider Hochschulen sind in bestimmten Feldern
denkbar, ebenfalls die gemeinsame Nutzung einzerner werkstätten.
Eine Durchlässigkeit zwischen beiden Institutionen läßt sich auch derge-
stalt vorsehen, daß Studierende und Absolventen der Fachhochschüle
mit nachgewiesener künstlerischer Begabung an die Kunsthochschule
wechseln können und studierende der Kunsthochschule an die Fach-
hochschule.

IV. 3. Hochschule flir Grafik und Buchkunst Leipzig

fV. 3.1. Ausgangslage

Die Hochschule für Grafik und Buchkunst Leipzig geht auf die 1260
gegniLndete,,Zeichnungs-, Mahlerey- und Architektur-Academie,. zu-
rüc\ ihren heutigen Namen trägt sie seit 1g4?. sie bietet studiengän-
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ge in den Fachrichtungen Malerei/Grafik, Buchkunst/Grafikdesign so-

wie Fotografie an. Sie umfassen je zehn Semester, davon vier Seme-
ster Grundstudium, und schließen mit einem Diplom ab. Daran an-
schließen kann sich eine dreijährige Meisterschülerausbildung. Ein
Schwergewicht der bisherigen Ausbildung lag auf der Vermittlung
handwerklich-ktimstlerischer Fertigkeiten, insbesondere im grafischen
Bereich. Ausbildungsqualität und ktiLnstlerische wie technische Lei-
stungsftihigkeit namentlich des Grafrkdesign der Leipziger Hochschule
galten während des Bestehens der DDR international als hervor-
ragend.

Die Hochschule ist in vier Fachbereiche gegliedert (Malerei/Grafik,
Buchkunst/Grafrkdesign, Fotografie, Theorie) und verfügt über kü,nstle-
rische Werkstätten (Holzschnitt, LithogEfre, Radierung, Siebdruck) und
grafische Werkstätten (Buchdruck' Handsatz, Fotosatz' Offsetdruck,
Reprofotografie und Buchbinderei).

Bis 1989 wurden 5 bis 6 Studenten pro Fachklas.";eititi"tt aufgenom-
men. Die Zahl der Studierenden betrug im Wintersemester 1989/90 235'

davon 92 Direktstudenten. Am 1. 10. 1990 waren an der Hochschule ins-
gesamt 43 Lehrkräfte täitig (10 Professoren, 15 Dozenten, 11 Assistenten
und oberassistenten, 3 Lehrer im Hochschuldienst und 4 weitere Fach-
kräfte).

Seit der Wende ist rund ein Viertel des Lehrkölpers ausgeschieden. Im
Herbst 1991 waren an der Hochschule noch 10 Professoren (8 freie
Kunst, je 1 angewandte Kunst und 1 Kunstwissenschaft), 14 Dozenten (7
freie Kunst, 6 angewandte Kunst, 1 Kunstwissenschaft), 11 Assistenten
und Oberassistenten (9 freie Kunst, 2 angewandte Kunst)' ein Lehrer im
Hochschuldienst und 2 ktiLnstlerisch-wissenschaftliche Mitarbeiter tätig.
Vakanzen bestehen zur Zeit vor allem im theoretischen Bereich; sie wer-
den einstweilen hauptsächlich durch Gastdozenten überbrückt. Neu ein-
gerichtet wurden eine Werkstatt ftir elektronische Medien (Bild und
Textverarbeitung, Scantext, Video, Computeranimation, Multimedia)
mit einem Investitionsaufivand von ca. 700000 DM (bis Mitte 1991)

sowie experimentelle werkstätten ftir Plastik, Holz- und Metallverarbei-
tung. Die Zahl der Neuaufnahmen wurde erhöht; im Wintersemester
l99ll92 betrug sie 51, die Gesamtstudentenzahl 185, davon 173 Direkt-
studenten. Das Fernstudium läuft aus.

fV. 3.2. Planungen des Landes und der Hochschule

Das Land plant die weiterfi.ihrung der Hochschule als Kunsthochschule
mit den Studiengängen Malerei/Grafik, Buchkunst/Grafik-Design und
Fotografre. Das Studienangebot auf kgnsttheoretisehem und kqnsthisto-
rischem Gebiet soll ausgebaut werden.

Die Hochschule selbst beabsichtigl ebenfalls die Fortftihrung ihrer bis-
herigen Studiengänge. Dabei ist ihr daran gelegen, die handwerklich-
kiirrstlerische Komponente ihrer bisherigen Ausbildung ohne Qualitäts-



einbußen zu erhalten, insbesondere im grafischen Bereich. sorge macht
ihr in diesem Zusammenhang der drohende oder schon eingetretene
verlust von Praxiskontakten, namentlich zw offain Andersen Nexö
mit ihrem einzigartigen Bestand an äilteren schrift- und Druektypen; die
Zukunft dieser Druckerei und ihres Inventars sind zr.u Zeit ungeklärt. Im
Bereich der freien Kunst hiilt die Hochschule einen radikalen Bruch mit
ihrer Tradition ftir ebenso unnötig wie deren unveränderte weiterftih-
rung für unmöglich, schon wegen veränderter Erwartungen und Heraus-
forderungen seitens der studenten und externer Einflüsse, zum Beispiel
der Leipziger Kunstszene. sie beabsichtigt daher, auf vakante professu-
ren in der Malerei, aber auch im Grafikdesign K{irrstler zu berufen, die
konstruktive Reibungen innerhalb der Hochschule zu provozieren ver-
sprechen. um die Auseinandersetzung mit künsflerischen Ansätzen zu
ermöglichen, die bisher nicht vertreten waren, denkt sie auch an mehr-
jlihrige Gastprofessuren. Neu eingerichtet werden sollen professuren für
video und computer-Animation und verwandte Gebiete. Eine inhalt-
liche Neukonzeption ist für die theoretischen Ausbildungsanteile vorge-
sehen, mit besonderer Berücksichtigung der Theorie der visuellen
Kommunikation. Eine Erweiterung der Studienangebote um die Fach-
richtungen Plastik und Architektur wird für wünschenswert, aber inner-
halb der räumlichen Gegebenheiten fiiLr ausgeschlossen gehalten. Fort-
gesetzt werden soll die Erhöhung der jährlichen Neuzulassungen, aber
nur innerhalb der räumlichen und personellen Ausbildungsmöglich-
keiten.

IV. 3.3. Empfehlungen

Die Hochschule frir Grafft und Buchkunst in Leipzig besitzt ein beson-
deres Profil, das bereits ihr Name zum Ausdruck bringt; es wbd vom an-
wendungsorientierten grafischen Bereich geprägt. Dank erstklassiger
Lehrkräfte und hervorragender Ausstattung verfügt er über weit über-
durchschnittliche Leistungsftihigkeit und Ausbildungsqualität. Auch
der freik{instlerische Bereich der Hochschule genoß in der DDR hohes
Renommee und fand ebenfalls im westen Resonanz. Zwischen beiden
Bereichen besteht eine fruchtbare verbindung, wie sie sich an anderen
Kunsthochschulen nur selten findet.

Nach Auffassung des wissenschaftsrates sollte die Hochschule als
Kunsthochschule mit ihrem bisherigen Profil weitergeführt werden. Ins-
besondere ihre grafische Ttadition ist an deutschen Kunsthochschulen
einzigartig und sollte unbedingt bewahrt und weitergeführt werden.
Hierzu gehört auch, wenn irgend möglich, die Bewahrung entsprechen-
der Fraxiskontakte. Der wissenschaftsrat appelliert daher an Landes-
regierung, Bundesregierung trnd die Stadt Leipzig, daftir zu sorgen, daß
das Inventar der offizin Andersen Nexö in Leipzig geschlossen ärhalten
und fiin Ausbildungszwecke und die Herstellung bibliophiler Bücher
verwendungsf iihig bleibt.
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Fi.ir den Bereich der Freien Kunst empfiehlt der wissenschaftsrat eine

stärkere Durchmischung mit Repräsentanten ktinstlerischer Ansätze,

die bisher an der Hochschule nicht vertreten sind. Die Einrichtung von
Professuren für Neue Medien und computer-Animation und eventuell
entsprechender studienschwerpunkte wird befürwortet. FüLr die ent-
sprechenden Berufirngen wird die Einsetzung außerordentlicher Beru-
fungskommissionen gemäß §§ 125 Sächsisches Hochschulerneuerungs-
gesetz empfohlen.

Zur temporären Vertretung kürrstlerischer Ansätze, die an der Hoch-
schule personell nicht repräsentiert sind, wird im übrigen die Einrich-
tung mehrjähriger Gastprofessuren empfohlen'

IV. 4. Hochschule fü,r Musik,,Carl Maria von Weber" Dresden

IV. 4.1. Ausgangslage

Die Hochschule ftir Musik ,,Carl Maria von Weber" in Dresden besteht
seit 1952 und gtng aus einem 1856 gegrtindeten Privatkonservatorium
hervor. Sie bietet Studiengänge in den Instrumental- und Gesangs-

frchern an, ferner in Dirigieren/Korrepetition, Komposition, J azzlRackl
Pop sowie in Musikpädagogrk. Sie fl.ihren in acht bis zwölf Semestern zu
einem ki.i,nstlerischen Diplomabschluß (ohne Diplomarbeit) oder - in
den Fachrichtungen Dirigieren, Komposition und Musikpädagogik -
einem künstlerisch-wissenschaftlichen Diplomabschluß (mit Diplomar-
beit). In einem viersemestrigen Aufbaustudium kann die l«instlerische
um eine pädagogische Ausbildung ergänzt werden. Ein anderes, eben-
falls viersemestriges Aufbaustudium führt zum Konzert- bzw. Solisten-
exannen.

Die Hochschule unterhält besondere Studios fti'r Stimmforschung, für
Neue Musik und fi.ir elektronische Klangerzeugung, außerdem das Hein-
rich-schütz-Archiv, eine Forschungsstelle zur Musikgeschichte Mittel-
deutschlands im 16. und 17. Jahrhundert. Angeschlossen ist ihr eine
spezialschule ftiLr Musik, in welcher Kinder und Jugendliche neben all-
gemeinbildendem unterricht eine berufsorientierte Instrumentalausbil-
dung durch Lehrkräfte der Hochschule erhalten.

Die Gesamtzahl der Studierenden betrug im wintersemester 1989/90

796, davon 375 Direktstudenten. Am 1. 10. 1990 lehrten an der Hoch-
schule I Professoren, 28 Dozenten, 23 Assistenten und oberassistenten
sowie 31 Lektoren und Lehrer im Hochschuldienst. Hinzu kamen 82

weitere Fachkräfte.

seit 1989 wurde die zahl der Neuaufnahmen erhöht, zum winterseme-
ster 1991/92 betrug sie 215. Gleichzeitig belief sich die Gesamtzahl der
studierenden auf 999; von ihnen waren 583 Direktstudenten, 215 Fern-
studenten, 133 Spezialsch(iler, 46 externe vnd 22 VorschiiLler. Demge-
genüber war der Personalbestand leicht rückläufig.
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Die durch Abschaffung des obrigatorischen unterrichts in Marxismus-
Leninismus und Russisch gewonnene studienzeit kam der musikprakti-
schen Ausbildung zugute. Neu eingerichtet wwde 1gg1 ein Institut ftir
Musikwissenschaft. tr\ir das Fach Musikwissenschaft wwde das promo-
tionsrecht beantragt.

I\L 4.2. Planungen des Landes und der Hochschule

Der Fleistaat sachsen beabsichtigt die weiterführung der Musikhoch-
schule mit der bisherigen vokalen und instrumentaleriAusbildung. Das
studio fi.ir stimmforschung und das studio ftiLr elektronische Klänger-
zeugung sollen bestehen bleiben, die Bereiche wissenschaft und das
Heinrich-schütz-Archiv zum Institut ftir Musikwissenschaft zusarnmen-
gefaßt werden. Die spezialschule fitu: Musik soll Bestandteil eines musi-
schen Gymnasiums werden, unter Beibehaltung der küLnstlerischen
Ausbildung durch Angehörige der Musikhochschule.

Die Hochschule selbst beabsichtigt ebenfalls die weiterführung der bis-
lr_errgen Ausbildung von Instrumentalisten, Sängern, Dirigeäen und
Komponisten. Dabei soll die enge verbindung zur DresdneiStaatsoper
und zur Dresdner Philharmonie nach Möghchkeit bewahrt bleiben.
Stärkeres Gewicht soll die Solistenausbildung erhalten.

Eine Erweiterung des studienangebots ist geprant um Kirchenmusik,
Schulmusik (zunächst nur für die sekundäitufe II), Musiktherapie,
Rhythmik (als zweites Hauptfach) und historische a,ruhrungspraxis,
lerner um eine opernschule. Die Ausbildung in der Fachrichtäg hzzt
Rock/Pop soll inhaltlich ausgeweitet werden, eventuell auch um ein stu-
dienangebot Kulturmanagement. Beibehalten werden soll das Fach Kor-
repetition als eigenes Hauptfach, das es als solches an westdeutschen
Musikhochschulen nicht gibt. Nicht weitergeführt werden sollen die
Fernstudiengänge und Abendkurse. Dagegen legt die Hochschule gro-
ßen wert auf die weiterführung der Speiialschule; den veränderungen
im schulwesen der neuen Länder entsprechend, ist sie ab winterseme-
ster 1991/92 um eine Abiturstufe erweitert worden.

veränderungen wüLnscht die Hochschule in ihrer personalstruktur, vor
allem eine vermehrung der professorenstellen zu Lasten der Mitarbei-
terstellen und eine Berufung von hochqualifizierten Assistenten und
oberassistenten zu Professoren. Eine Ausweitung des Gesamtstellen-
volumens wird nicht angestrebt, wohl aber eine nrh<ihung der Llhrauf-
tragsmittel, um Mitglieder der Dresdner staatskapell" ,-id .rrd..". r"-
nommierter orchester a]s nebenamtliche Lehrkräfte zu gewinnen oder
zu halten.

Sorgen macht der Hochschule ihre räumliche unterbringung. schonjetzt herrscht nach ihren Angaben empfindlicher Mangä ai unt".-richts- und Übungsräumen, der mit steigenden studente"nzahlen noch
zunehmen werde. Ein eigener Konzertsaar und eine probebühne fehlen.
Überdies befindet sich das Hauptgebaud. ie, uoctrschule an einem der
verkehrsreichsten Punkte Dresdens und ist entsprechend lärmbelästigt.
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fV. 4.3. Empfehlungen

Der Wissenschaftsrat empfiehlt die weiterführung der Hochschule füLr

Musik ,,carl Maria von weber" als Musikhochschule mit ihren bisheri-
gen instrumentalen und vokalen Studiengängen.

Die beabsichtigte Erweiterung des Studienangebots um schulmusik
sollte möglichst bald aufgenommen werden. Empfohlen wird ebenfalls
die Aufnahme der Ausbildung in Kirchenmusik sowie in Historischer
Aufführungspraxis, femer die geplante Erweiterung des Studienange-
bots im studiengang JazzlPoplRack. Die Fortfi.ihrung eines Hauptfaches
Korepetition ist wtiLnschenswert.

Ein Aufbaustudiengang Musiktherapie, der neben musikpraktischen
und -theoretischen Fertigkeiten und Kenntnissen sozialwissenschaft-
liche, medizinische und musikpädagogische Qualifrkationen zu vermit-
teln hat, erscheint grundsätzlich sinnvoll, aueh angesichts der bereits
hierfür vorhandenen Ansätze, sofern die personelle Mindestausstattung
von zwei Frofessuren gegeben ist; von ihnen könnte eine mit Teilzeitpro-
fessoren besetzt werden. Er sollte in Kooperation mit der universität
Dresden angeboten werden.

Ftir die Zukunf't der spezialschule verweist der wissenschaftsrat auf
Rrnkt B. II. 1. der Allgemeinen Empfehlungen.

Die Einrichtung eines Instituts fi.ir Musikwissenschaft erscheint sinn-
voll, auch im Hinblick auf ein Studienangebot in Historischer Auffüh-
rungspraxis. Wegen seines angestrebten und wtirrschenswerten Praxis-
bezugs empfiehlt es sich, von der Einrichtung der Musikwissenschaft im
ILahmen der an der TU Dresden geplanten Philosophischen Fakultät ab-

zusehen und statt dessen eine Querverbindung des Instituts zur univer-
sität vorzusehen, zum Beispiel durch Lehraufträge und Honorarprofes-
suren.

Die WüLnsche der Hochschule nach Verbesserung ihrer räumlichen
Unterbringung, nach einem eigenen Konzertsaal und einer ProbebtiLhne

sind begrürndet und sollten in der Hochschulplanung des Landes mittel-
fristig berücksichtigt werden.

Die von der Hochschule angestrebte veränderung der Personalstruktur
ist grundsätzlich sinnvoll und wird empfohlen. Zur Frage ktinftiger
Berufrrngen und des Personalbedarfs verweist der wissenschaftsrat auf
seine Allgemeinen Empfehlungen unter B. II. 2.

fV. 5. Hochschule ftir Musik,,Felix Mendelssohn-Bartholdy" Leipzig

tV. 5.1. Ausgangslage

Die Hochschule wwde 1843 als Konservatorium fi.ir die professionelle
Nachwuchsausbildung des Leipziger Gewandhauses von seinem dama-
ligen Kapellmeister Felix Mendelssohn-Bartholdy gegrtindet. Die Ver-
bindung zum Gewandhaus ist nach wie vor eng. Noch 1990 waren 8590
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der Mitglieder des Gewandhausorchesters Absolventen dieser Hoch-
schule.

Die Hochschule bietet grundständige ktirrstlerische Diplom-Studiengän-
ge in den Instrumentalfächern, in Gesang, Komposition, Korrepetition,
Popularmusik und fi.ir die Lehrbeftihigung an Musikschulen an. Die
Regelstudienzeit beträgt für die musikpädagogische Ausbildung, Korre-
petition und Popularmusik acht Semester, für die Studiengänge Kompo-
sition, Orchestermusik und Gesang zehn Semester. Darüber hinaus gibt
es ktinstlerische Aufbaustudien, die in den Instrumental- und Gesangs-
fächern nach vier Semestern, in den Studiengängen Dirigieren und
Komposition nach sechs Semestern zum Konzert- bzw. Solistenexarnen
führen.

Untergliedert ist die Hochschule in Fachgruppen für Tasteninstrumente,
Streichinstrumente und Harfe, Blasinstrumente und Schlagzeug,
Gesang, Komposition/Tonsatz, Dirigieren und Korrepetition, popular-
musik sowie für Musikgeschichte, Pädagogik, Psychologie und musika-
lische Fltiherziehung. Angegliedert waren ihr eine Spezialschule in Hai-
le r:nd eine Außenstelle in Magdeburg mit den Ausbildungsschwerpunk-
ten Instrumentallehrer ftir Zupfinstrumente und Chorsänger.

Im Wintersemester 1989/90 betrug ihre Gesamtstudentenzahl 517, dar-
unter 431 Direktstudenten, die Zahl der Neuzulassungen 149, darunter
112 Direktstudenten. Ihr Lehrkörper umfaßte am 1. 10. 1991 19 professo-
ren,22 Dozenten, 37 Assistenten und Oberassistenten sowie 23 Lehrer
im Hochschuldienst (einschließIich Spezialschule Halle).

Seit der Wende hat sich die Studentenzahl der Hochschule kaum verän-
dert. Sie beträgt im Wintersemester l99ll92 436.420 Studierende befin-
den sich im grundständigen Studium, 16 im Aufbaustudium. Zusätzlich
werden 24 externe Schüler in Kinderklassen unterrichtet.

Das Fernstudium ist mit dem Sommersemester 1991 eingestellt worden;
den Studierenden wurden ein Direktstudium oder Gasthörerstatus ange-
boten. Die Spezialschule in Halle sowie die Außenstelle in Magdeburg
liegen seit der Konstituierung der neuen Länder in einem anderen Land
als Leipzig; die organisatorischen Verbindungen zu ihnen wurden daher
gelöst. Neu eingerichtet wurde 1990 ein Studiengang Instrumente/Ge-
sang des 17.lI8. Jahrhunderts.

Das Personal der Hochschule hat sich insbesondere infolge der Abtren-
nung der Außenstelle und der Spezialschule vermindert. Zu Beginn des
Wintersemester 1991/92 umfaßte es 17 Professoren, 18 Dozenten, 20
küLnstlerische und wissenschaftliche Mitarbeiter sowie 10 Lehrer im
Hoehschuldienst.

Anstelle des früheren marxistisch-leninistischen Grundlagenstudiums
bietet die Hochschule seit dem Wintersemester 1g90/g1 fakultativ ein
Studium generale mit Themen aus der Kunstgeschichte, Philosophie,
Psychologie, Kommunikationswissenschaft etc. an.
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fV. 5.2. Planungen des Landes und der Hochschule

Das Land beabsichtigt die Weiterfühmng der Musikhochschule mit den
bisherigen Studiengängen, ergänzt um Kirchenmusik (Abschluß A).

Organisatorisch soll die Musikhochschule mit der räumlich benachbar-
ten Theaterhochschule so bald wie möglich zusalnmengefaßt werden.

Die Vorstellungen der Hochschule gehen in dieselbe Richtung. Außer
der Fortfiihrung der bisherigen Studiengänge plant sie vor allem - über
die bereits erfolgte Einrichtung des Studiengangs Instrumente/Gesang
des 17./18. Jahrhunderts hinaus - die Wiederaufnahme der Ausbildung
in Kirchenmusik. Ein Institut für Kirchenmusik bestand an der Hoch-
schule seit 1919; es wurde 1956 aufgelöst. Seine Wiedereröffnung, die
Berufung des Leiters und die Eröffnung eines Studiengang§ Kirchenmu-
sik A sind so bald wie möglieh geplant.

Weiterhin strebt die Hochschule die Wiederaufnahme der Lehramtsaus-
bildung an, die ebenfalls bis 1956 bestand und dann an die Universität
Leipzig verlagert wurde. Die Ausbildung für das Lehramt an Gymnasien
soll so bald wie möglich aufgenommen werden.

Darüber hinaus beabsichtigt die Hochschule die Einrichtung eines Stu-
dios ftiLr elektronische und Computer-Musik sowie - gemeinsam mit der
benachbarten Theaterhochschule - die Einrichtung einer Musical-Klas-
se. Eine Kooperation mit der Opemballettschule (Fachschule fi.ir Tanz)
wird von ihr erwogen.

Beibehalten möchte die Hochschule eine Kinderklasse, die sie wegen
der Entfernung zur Spezialschule in Halle für etwa 25 hochbegabte Kin-
der aus der näheren Umgebung Leipzigs eingeriehtet hat; sie werden
von Hochschulangehörigen unterrichtet.

Nicht angestrebt werden musikwissenschaftliche Studienabschlüsse; sie
sollen wie bisher der Universität Leipzig vorbehalten bleiben.

An eine Fusion mit der Theaterhochschule denkt die Hochschule für
Musik zw Zelt nicht, steht jedoch einem organisatorischen Zusammen-
schluß zu einem späteren Zeitpunkt nicht generell ablehnend gegen-
über. Sie vertritt die Auffassung, daß die Aufgabenprofrle beider Hoch-
schulen unterschiedlich sind und augenblicklich die Konzentration
jeder Einrichtung auf ihren Kernbereich Vorrang habe.

Die Hochschule strebt eine Veränderung der Personalstruktur durch die
Vermehrung der Professuren zu Lasten von Mittelbau-Stellen an. Ki.inf-
tig soll jeder Fachklasse eine Professur zugeordnet sein. Bei den Beru-
fungen sollen hochqualifizierte Assistenten und Oberassistenten, deren
Berufung in der DDR über Jahre hinweg abgelehnt wutde, besondere
Berücksichtigung finden. Außerdem wüLnscht die Hochschulleitung eine
gleichmäßigere Ausstattung der einzelnen Fachrichtungen mit Mittel-
baustellen und eine angemessene Relation zwischen hauptamtlichen
Lehrkräften und Lehrbeauftragten.
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sie weist darauf hin, daß die Raumkapazität ftir die geplanten Erweite-
rungen des Studienangebots und eine wachsende Zahl von Studieren-
den mittelfristig nicht mehr ausreicht. Ihre Gebäude stammen aus dem
vorigen Jahrhundert und sind bereits den heutigen Bedürf'nissen nicht
mehr angemessen. Als vordringlich sieht sie einen Neubau fi.ir den im
Kriege zerstörten Konzertsaal an.

IV. 5.3. Empfehlungen

Die bisherigen Lehrangebote der Musikhochschule r,eipzig sollten wei-
tergeftihrt werden.

Die geplanten Erweiterungen des Studienangebots um Kirchenmusik
und Schulmusik werden als sinnvoll angesehen und beftirwortet. Emp-
fehlenswert ist ebenfalls die Einrichtung des studiengangs Instrumente/
Gesang des 17./18. Jahrhunderts sowie eines studios für elektronische
und Computer-Musik.

Zur Fortführung der Kinderklasse verweist der wissenschaftsrat auf sei-
ne Empfehlungen zur Zukunft der Spezialschulen ftir Musik unter
Punkt B. II. 1. der Allgemeinen Empfehlungen.

Das Mißverhältnis zwischen der Zahl der Stellen im Mittelbau und der
Anzahl der Professuren sollte im Stellenplan der Hochschule schritt-
weise korrigiert werden. Zur Flage der Hausberufungen wird auf punkt
B. I. 4. der Allgemeinen Empfehlungen verwiesen, zur Frage des perso-
nalbedarfs auf B. II. 2.

Der baldige Neubau des Konzertsaales wird als berechtigtes Anliegen
der Hochschule angeseheq es sollte in der Hochschulbauplanung des
Landes berücksichtigt werden.

Eine F\rsion von Musikhochschule und Theaterhochschule erscheint
nicht zwingend notwendig. Im Hinblick auf die aktuellen probleme der
Theaterhochschule Leipzig hiilt der Wissenschaftsrat die Absicht der
Landesregierung, beide Hochschulen unverzüglich organisatorisch
zusarnmenzuführen, jedoch für begrtindet und vertretbar. Er verweist
insoweit auf seine Empfehlungen zur Theaterhochschule Leipzig.

IV. 6. Theaterhochschule,,Hans Otto" Leipzig

IV. 6.1. Ausgangslage

Die Theaterhochschule ,,Hans Otto" in Leipzig entstand 1gb3 durch
Zusammenlegung des Deutschen Theaterinstituts Weimar-Belvedere
und der Leipziger Schauspielschule. Sie bietet Diplomstudiengänge in
den Fachrichtungen Schauspiel, Choreographie und Theaterwissen-
schaft an. Die Schauspielerausbildung umfaßt vier Jahre, von denen die
ersten beiden an der Hochschule, die letzten beiden in Studios an ftih-
renden Theatern absolviert werden (Deutsches Nationaltheater'Weimar,
Staatsschauspiel Dresden, Schauspielhaus Leipzig, BüLhnen der Stadt
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Magdeburg, Süidtisches Theater Chemnitz und Landestheater Halle).
Die Ausbildung zum Choreographen, die bis 1990 zehn Semester dauer-
te, erlaubt Spezialisierungen für Choreographie, Tanzpädagogtk (Ballett-
pädagoge/Ttainingsmeister) trnd Ensembleleitung im Amateurbereich.
Das Studium der Theaterwissenschaft umfaßte ebenfalls zehn Semester
einschließlich zwei Praktika von insgesamt etwa sechsmonatiger Dauer.
Dieses Studium konnte auch als Fernstudium absolviert werden. Die
Hochschule gibt eine eigene Schriftenreihe heraus. Promotions- und Ha-
bilitationsrecht hat sie nicht.

Die Gesamtzahl der Studierenden betrug im Wintersemester 1989/90
228, davon 195 Direktstudenten, die der Neuaufnahmen 52. 33 Absol-
venten verließen damals die Hochschule, 16 von ihnen Schauspieler, 8
Theaterwissenschaftler und 9 Choreographen. Das Lehrpersonal um-
faßte 3 Professoren (alte fi.ir Theaterwissenschaft), 6 Dozenten (4 für
Schauspiel, 2 füLr Theaterwissenschaft), 13 Assistenten und Oberassi-
stenten (6 Schauspiel,4 Choreographie, 3 Theaterwissenschaft) sowie 10

Lektoren und Lehrer im Hochschuldienst (7 Schauspiel, 2 Theaterwis-
senschaft, 1 Choreographie). Gegliedert ist die Hochschule in je eine
Fachabteilung füLr Schauspiel, Choreographie und Theaterwissenschaft.

Seit Ende 1989 hat sie begonnen, die Struktur ihrer Studiengänge den-
jenigen entsprechender westdeutscher Studiengänge anzunähern. Der
Studiengang Choreographie wurde von zehn auf acht Semester gestrafft,
der Studiengang Theaterwissenschaft als Magisterstudiengang mit zwei
Hauptfächern oder einem Hauptfach und zwei Nebenftichern neu konzi-
piert; das zweite Hauptfach soll an der Universität Leipzig studiert wer-
den können, die Nebenfächer Theatermarketing, Musiktheaterwissen-
schaft und Tanztheaterwissenschaft an der Theaterhochschule selbst.
Studienbewerber kommen seit dem Ende der DDR auch aus den alten
Bundesländern; umgekehrt finden Absolventen der Hochschule an
Biihnen und anderen Institutionen in Westdeutschland Beschäftigung.
Die Studentenzahlen zeigen aufgrund erhöhter Zulassungen steigende
Tendenz. Der Personalbestand hat sich kaum verändert. Aus den bereits
unter A. IL genannten allgemeinen Gründen stößt die Hochschule seit
der Wende auf Schwierigkeiten, geeignete Lehrbeauftragte - bisher vor-
nehmlich Schauspieler der erwähnten Bühnen - zur Abrundung des
Lehrangebots zu gewinnen. Gleichzeitig ist aufgrund der Veränderun-
gen in der Finanzierung der Theater der neuen Länder die Bereitschaft
der Btitrnen zur weiteren Subvention von Studentenstudios fraglich ge-
worden.

Die Landesregierung hat im Herbst 1991 den Rektor und andere Funk-
tionsträger abberufen. Seitdem wird die Hochschule von einem Staats-
kommissar geleitet.

IV. 6.2. Plamrngen des Landes und der Hochschule

Das Land beabsichtigt die Fortftihrung der Ausbildung in den Studien-
gängen Schauspiel und Choreographie, nicht aber eines grundständigen
Studiengangs Theaterwissenschaft. Es sieht gegenwärtig den I-ehr-
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betrieb durch das Fehlen von Professuren in zentralen Fächern als akut
geftlhrdet an, zugleich aufgrtrnd der Personalstmktur der Hochschule
die Voraussetzungen füLr eine personelle Selbstergänzung wie überhaupt
eine funktionsfähige Selbstverwaltung nicht als gegeben. Es beabsich-
tigt daher ihre unverzi§liche Integration mit den Fachbereichen Schau-
spiel und Choreographie in die Musikhochsehule und sodann einen kon-
zeptionellen und personellen Neubeginn. Der Fachbereich Theaterwis-
senschaft soll Bestandteil der Universität Leipzig werden.

Die Hochschule selbst möchte die Ausbildung in den bisherigen Fach-
richtungen weiterfütrren und inhaltlich ausweiten. Der Studiengang
Schauspiel soll um die Ausbildung von Akteuren ftir Musical, Lehrern
fi.iLr Chanson, Theaterkapellmeistern und Sprecherziehern ergänzt wer-
den, der Studiengang Choreographie um die Fächer Historischer Tanz,
Charaktertanz, Pas de deux und Deutsche Folklore, der theoretische
Bereich um die Zweitfächer Musiktheaterwissenschaft, Tanzwissen-
schaft und Theatermarketing. Neu eingerichtet werden soll ein Fach
Rhetorik/Körperausdruck ftir freie Angebote außerhalb der Hochschule.
Geplant sind ferner ein Regieinstitut und ein Institut für Grundlagenfor-
schung mit den Forschungsschwerpunkten Theorie und Geschichte des
Theaters sowie Theatralität und Alltag. Die Personalstruktur soll so ver-
ändert werden, daß auch die praktischen Fächer durch Professuren ver-
treten werden und generell deren Zahl erhöht und die der Mitarbeiter-
stellen vermindert wird, so daß die Lehre künftig überwiegend von
Hochschullehrern und nicht wie bisher vom Mittelbau getragen wird.

IV. 6.3. Empfehlungen

Mit den Fachrichtungen Schauspiel, Choreogpaphie und Theaterwissen-
schaft bietet die Theaterhochschule Leipzig von ihrer Anlage her ein
Modell einer praxisbezogenen Ausbildung fiir ktiLnstlerische r.rnd ktinst-
lerisch-wissenschaftliche Theaterberufe. Ihre Personalstruktur ent-
sprach dieser Anlage freilich kaum. Gleichwohl genoß vor allem die
Schauspielausbildung wegen ihrer professionellen Qualität überregiona-
leAnerkennung.

Die Ausbildung im Bereich Schauspiel und Choreographie sollte fort-
gesetzt werden, auch und gerade ihr Praxisbezug. Das Prinzip, daß
Schauspielstudenten ihr Hauptstudium an besonders eingerichteten
Studiobühnen absolvieren und hierdurch schrittweise in die praktische
Theaterarbeit einbezogen werden, ist überzeugend und sollte beibehal-
ten werden. Dies setzt voraus, daß die Landesregierung - gegebenenfalls
durch Vereinbarung mit den Bühnenträgern - entsprechende Regelun-
gen trifft.

Die vorgesehenen Ergänzungen der Choreographie-Ausbildung erschei-
nen sinnvoll, auch die Einrichtung eines Regieinstituts. Von einer
grundständigen Musical-Ausbildtrng rät der Wissenschaftsrat hingegen
ab. Eine solche Ausbildung erscheint allenfalls sinnvoll als Zusatzausbil-
dung für ausgebildete Tänzer und Sänger. Bis auf weiteres ist jedoch
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fraglich, ob in Deutschland die erforderlichen voraussetzungen hierftiLr

an Echauspiel- und/oder Musikhochschulen geschaffen werden können.

Die Ausbildung von Lehrern für chanson sollte nur als schwerpunkt in-
nerhalb der S-hauspielausbildung vorgesehen werden, gleichfalls die

Ausbildung von SPrecherziehern.

Theaterkapellmeister sollten wie bisher an Musikhochschulen im Rah-

men der studleng:inge Dirigieren/Korrepetition und Komposition/Ton-
satz ausgebildet werden und zusätzlich erforderliche Qualifikationen in
praktischer Theaterarbeit erwerben.

Generell jedoch empfrehlt der wissenschaftsrat gegenüber den von der

Hochschule geplanten Erweiterungen ihres Lehrangebots aufgrund der
gegenwäfiigJn personellen und institutionellen Probleme der Hoch-
schule einstweilen Zurückhaltung.

Mit Rücksicht auf die gegenwärtige situation der Theaterhochschule
und die rechtlichen vorgaben des sächsischen Hochschulerneu-
erungsgesetzes hält der wissenschaftsrat die Absicht der Landesregie-

rung, die Theaterhochschule mit den Fachbereichen schauspiel und
choreographie in die Musikhochschule zu integrieren, für begrtindet
und naheliegend. Auch die räumliche Nähe beider Hochschulen, in-
haitliche Bertiürrungspunkte sowie Einsparmöglichkeiten im admini-
strativen Bereich sprechen daftir. um einerseits die notwendige eigen-

ständige weiterentwicklung der Ausbildung im Bereich von schau-
spiel und choreographie zu ermöglichen, andererseits die innere Kon-

sälidie*rtg der bisher selbständigen Musikhochschule nicht zu beein-

trächtigen, empfiehlt der Wissenschaftsrat die organisatorische Weiter-
führung dieser studienangebote in (einem) eigenen Fachbereich(en).
Wie sc[on unter B. III. 3. der Allgemeinen Empfehlungen dargelegt,
sollte im übrigen durch geeignete vorkehrungen dafüLr gesorgt wer-
den, daß sie in Angelegenheiten, die sie unmittelbar betreffen, durch
die Musik-Fachbereiche hochschulintern nicht majorisiert und daß sie

in angemessener weise an der Hochschulleitung beteiligt werden.
Auch im Namen der ki.inftigen Hochschule sollte der Hinzutritt dieser

Bereiche zum Ausdruck kommen'

Das Land hat sich für die verlagerung der Theaterwissenschaft an die
universität Leipzig entschieden. HierfüLr spricht, daß dort auch die Nach-
bardisziplinen wie Literaturwissenschaft, Geschichte, soziologie und
Psychologie vertreten sind, zu denen in der Forschung zahlreiche Bezie-
hungen bestehen oder zumindest sinnvoll sind. Indessen sind auch ftiLr

die §chauspielausbildung theoretische Lehrangebote in gewissem Um-
fang erforderlich. Ebenso wie ftir die theoretischen Anteile der Aus-
bildung von bildenden Kü,nstlern und Musikern ist es wtinschenswert,
hierfi.ii eigene personalressourcen an der Theaterhochschule vor-
zusehen.

Auch die Erhaltung eines eigenständigen Studiengangs Theaterwissen-
schaft an der Theater- bzw. Musikhochsehule kann sinnvoll sein. Auf-
grund der Nähe zur Theater- und schauspielpraxis besteht hier die Mög-
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lichkeit, ein Profil zu entwickeln, das sich von dem entsprechender uni-versiflirer studiengänge unterscheidet, etwa indem där studiengang
auch die vermittlung praktischer Erfahrungen vorsieht - zurn Beispier
durch obligatorische praxisphasen - und stärker auf eine spatere ratis-
keit im Produktionsbereich angelegt wird als ein mehr theoretisch orien-
tiertes studium an der universität. wegen der Nähe zur choreographie
bietet sich eine Erweiterung des wissenschaftlichen Bereichs uri einen
schwerpunkt rheaterwissenschaft an. Ein derart praxisbezogener thea-
terwissenschaftlicher studiengang wäre singulär an den l«irr-silerischen
Hochschulen Deutschlands, aber gerade aestratu möglicherweise attrak-
tiv, freilich auch erheblich aufivendiger als ein theateirvissenschaffliches
universitätsstudium. Denn er wäre nur in kleinen Gruppen durchführ-
bar; daher müßten vorkehmngen gegen zu große studiänanfüngerzah
len getroffen werden, etwa in Form spezifischer Aufnahmäbeain-
gungen.

In Flage kommen könnte schließlich eine Angliederung der Fachschule
fi.ir Tanz an die Hochschure. Eine derartigä zrr."*äenfassung .,ron
schauspiel-, choreographie-, möglicherweise Tanz- und theaterrässen-
schaftlicher Ausbildung könnte auch unter veränderten institutionellen
Rahmenbedingungen ein interessantes Modell fiir eine praxisorientierte
Ausbildung ftir ]«instlerische und krinstlerisch-wissensähaftliche Thea_
terberufe darstellen.

Der wissenschaftsrat empfiehlt, zur vorbereitung der Entscheidungen
tibel die künftige Konzeption der studiengänge der Theaterabteilung
der Musikhochschule Leipzig eine Grtindungskommission gemäß § 126
sächsisches Hochschulerneuerungsgesetz zi berufen. sie sollte auch
Empfehlungen zu Modifikationen und Erweiterungen der studienange-
bote wie zur Flage eines grundständigen theaterwissenschafilichen stu-
diengangs erarbeiten.

V. Sachsen-Anhalt

V. 1. Allgemeine Ausgangslage und planungen des Landes

Das r,and Sachsen-Anhalt verfügt lediglich über eine ktiLnstlerische
Hochschule, die Hochschule ftir Kunst und Design Burg Giebichenstein
in Halle. Eine Hochschule füLr Musik und rheater in rraue wurde 195b
geschlossen. seit 1978 bestand eine Außenstelle der Musikhochschule
Leip-zig in Magdeburg, an der schwerpunktmäßig Instrumentallehrer für
Zupfinstrumente,nd chorsänger ausgebildet wurden. sie soll nicht wei-
tergeftitrt werden.

Die Hochschule füLr Kunst und Design beabsichtigt das Land als Kunst-
hochschule weiterzuftihren und weiterzuentwickeL:r. Die bisherigen
Design- und freikünstlerischen Studiengänge sollen beibehalten wer-
den, mit Schwerpunkt im Bereich aes pröautt-Designs, ,-a ergärrzt um
Kunsterziehung füLr: die Sekundarstufe II, eventuell äuch um Kämmuni
kationsdesign,nd Architektur. An der neu gegnirrdeten Fachhochschu-
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le Anhalt sollen in Dessau Studiengänge fü,r Innenarehitektur und
Design sowie für Bauingenieurwesen eingerichtet werden. Die genaue

Abgrenzung des Fächerspektrums beider Hochschulen steht noch aus.

Auätr tr'ormen der Kooperation zwischen der Kunsthochschule Halle-

Giebichenstein und der neuen Fachhochschule in Dessau hält das Land
ftir denkbar. Die Kapazitäten der Hochschule fü6 Kunst qnd Design sol-

len nicht wesentlich ausgeweitet werden.

Lehrer an allgemeinbildenden schulen ftir das Fach Musik werden in
sachsen-Anhalt gegenwärtig an der universität Halle und den Pädagogi-

schen Hochschulen Magdeburg und Halle-Köthen (hier nur fi.ir Primar-
stufe) ausgebildet.

V. 2. Hochschule ftiLr Kunst und Design, Burg Giebichenstein/Halle

V. 2.1. Ausgangslage

Die Hochschule geht zurück auf eine 1915 gegrtindete Handwerkerschu-
le der stadt Halle, die 1922 in Hallesche Kunstgewerbeschule umbe-
nannt wurde. 1961 erhielt sie Hochschulstatus und die Bezeichnung

,,Hochschule füLr industrielle Formgestaltung Halle/Burg Giebichen-
stein". Die Bereiche der freien Kunst wurden seitdem zurückgedrlingt'
der Studiengang Architektur 1 969 geschlossen.

1989 umfaßte die Hochschule je eine Fakultät ftir Kunst und Design.

Die Fakultät Kunst bot die Studiengänge Gebrauchsgraphik, GIas,

Handeinband, Keramik, Malerei/Graphik, Metall/Email, Plastik,
schmuck, Textil an, die Fakultät Design die studiengänge Industrie-
design, Innenarchitektur, Textil- und Modedesign, Spiel-, Lehr- und
Lemmitteldesign sowie Gefüßdesign. Alle studiengänge führten zu

einem Diplom; die Regelstudienzeit betrug einschließlich der Diplom-
prtifirng zehn semester. Gegliedert war das studium in Grundstudi-
um, Hauptstudium und Diplomarbeit. Eingangsvoraussetzungen waren
Abitur und abgeschlossene Lehre. In allen studiengängen konnte ein
zweijähriges Aufbaustudium bzw. ein Studium als Meisterschüler
absolviert werden.

Die Gesamtzahl der studierenden betrug im wintersemester 1989/90

426, darunter 368 Direktstudenten; von ihnen entfielen 27 auf die bilden-
de Kunst, 85 auf angewandte Kunst und 314 auf Design. Am 1. 10' 1991

betief sich die Gesamtzahl der Lehrenden auf 129. Von ihnen waren 20

Professoren, 24 Dozenten, 28 Assistenten und 57 Oberassistenten, Lekto-
ren und Lehrer im Hochschuldienst. Hinzu kamen 69 Stellen füLr Fach-

hilfspersonal und 102 stellen für verwaltungs- und technisches Per-
sonal.

Nach 1g89 hat die Hochschule mit der inhaltlichen Überprüfung ihrer
studiengänge und einer Neugestaltung der theoretischen Lehrangebo-
te begonnen. Eine Reihe angegliederber Kunstgewerbe-, Textil-, Glas-

und §pielzeugbetriebe wgrde von ihr getrennt und in eigenständige
Betriebe überftihrt. Gleichzeitig hat die Hochschule zahlreiche Kon-
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takte zu Industrieunternehmen in den alten Ländern aufgenommen.
Ende 1990 wt.ude ein Institut ftir Medientechnik an der Hochschule
gegnindet. Der Praxisbezug von studium und ktinstlerischer Entwick-
lung hat sich dementsprechend verlindert. Im übrigen hat die Hoch-
schule seit 1989 eine bemerkenswert rüLhrige öffentlichkeitsarbeit be-
trieben, u. a. mit einer Ausstellung in der Neuen Sammlung Miinchen
im Sommer 1991.

Ihr Lehrkörper hat sich vermindert; er umfaßte im August 1gg1 noch 106
hauptamtlich Beschäftigte. Ihre verteilung auf die einzelnen Fachrich-
tungen und die Veränderungen gegenüber dem Vorjahr sind folgender
Übersicht zu entnehmen:

übersicht 5

Personal der Hochschule für Kunst und Design
Burg Giebichenstein/Halle

Zugleich wurde die Zahl der Neuzulassungen erhöht; sie betrug 1gg0
128, 1991 184. Infolgedessen ist die Gesamtstudentenzahl zum Winter-
semester l99l/92 auf 542 gestiegen, darunter 4ZB Direktstudenten. Rund
20vo der Bewerber kommen nach Angabe der Hochschule mittlerweile
aus der alten Bundesrepublik. Die fachliche Zusammensetzung der Stu-
dentenschaft hat sich zuggnsten der freien und angewandten Kunst ver-
schoben, wie folgende Übersicht zeigt:

Übersicht 6

Studenten nach Fächern der Hochschule für Kunst und Design
Burg Giebichenstein/Halle

1989 und 1991

Bildende Kunst
Angewandte Kunst
Industrie-Design

Insgesamt
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542 100,0

50 9,3
158 zg,L
334 61,6

1991

Profes-
soren

1990 1991

Dozenten

1990 1991

Assi-
stenten

1990 1991

OAss.+
LHD

1990 1991

Fachhilfs-
personal

1990 1991

Verw.- u.
techn.
Pers.

1990 r99l

Industrie-Design
Angew. Kunst
BildendeKunst
Architektur
wiss. Fächer
sonstige

109
66
2L
11
11

12 11

53
43

138
22
33

109

15 15
96
45
11

24 16
44

69 62 r02 75

Insgesamt 20 18 24 19 28 22 57 47



V. 2.2. Planungen der Hochschule

Die Hochschule hat sich unter den Bedingungen der vergangenen Jahr-

zehnte in besonderem Maße der Bewahrung der Tbadition der 20er Jahre

und der Vermittlung solider handwerklich-künstlerischer Fertigkeiten

und Kenntnisse gewidmet. In allen Studiengängen kam daher der

Grundlagenausbildung besondere Bedeutung zu. Dieses Ausbildungs-
element wie überhaupt das bisherige Ausbildungskonzept soll bewahrt
bleiben. Ebenfalls das spektrum der Studienangebote möchte die Hoch-
schule beibehalten, allerdings mit breiterer Anlage und größerer Durch-
lässigkeit der Studiengänge und daftir Wahlmögliehkeiten füLr Studien-
schwerpunkte.

Neu eingerichtet werden soll ein Studiengang Architektur, sowohl im
Hinblick auf den außerordentlichen Bedarf an Rekonstruktion, um- und
Neubau von Gebäuden und auf die städteplanerischen Aufgaben in
sachsen-Anhalt als auch auf die eigene Ttadition der Hochschule, zu der
bis 1969 eine Abteilung Architektur gehörte. Ein besonderer schwer-
punkt dieses studiengangs soll im Entwurf und den kürrstlerischen
Aspekten der Arehitektur liegen (,,KtiLnstlerarchitekt"). Die Möglichkeit
einer Kooperation mit den bisher von einem Förderverein getragenen

weiterbildungs- und Ausstellungsaktivitäten im ehemaligen Bauhaus in
Dessau wird erwogen.

vorgesehen ist außerdem die Aufnahme der Kunsterzieherausbildung in
Kooperation mit der universität Halle-wittenberg (für die Sekundarstu-
fe II) und gegebenenfalls der Pädagogischen Hochschule Halle-Köthen
(ftir die Sekundarstufe I). Geplant ist schließlich die Einftihrung eines

studiengangs Medienkommunikation; er soll auf der Grundlage neuer
Medientechnologien (Holographie, Computergraphik, Animation,
l,asertechnik u. a.) Kürrste und neue Medien zusammenführen'

Neben der weiterführung des Meisterschtilerstudiums in allen Fachrich-
tungen sind Aufbaustudien füLr Design-Informatik und - mit Magisterab-
schluß - in Designwissenschaft geplant. Das fachübergreifende studien-
angebot soll um Fachgebiete wie Marketing und Management erweitert
werden.

Die stellenmäßigen voraussetzungen fü,r die Einrichtung der geplanten

studiengänge sind nach Angabe der Hochschule dadurch gegeben, daß

..rs ,6kartt n und noch freiwerdenden stellen eine Reserve hierfüLr ge-

schaffen wr.rde bzw. wird. Die räumliche unterbringung der studien-
gänge Kunsterziehung und Medienkommunikation ist nach ihren Anga-
U..1., den vorhandenen Gebäuden möglich. Für die Unterbringung des

studiengangs Architektur denkt sie in erster Linie an den Nordflügel des

ehemaligen Bauhauses in Dessau, in zweiter Linie an die umnutzung
von Gebäuden in Halle, die fti,r ihren bisherigen Zweck nicht mehr benö-

tigt werden (2.8. ehemaliges Institut für Lehrerbildung). sollten beide

v-arianten nicht realisierbar sein, wären allerdings höhere Aufwendun-
gen füLr Grunderwerb und Um- oder Neubau von Gebäuden erforderlich.
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Die Zahl der studierenden soll sich mit der Erweiterung des studienan-
gebots erhöhen; die obergrenze riegt nach Meinung aer"Hoctr-schute bei
700 bis 750.

V. 2.3. Empfehlungen

Die Hochschule ftiLr Kr:,st und Design zeigt weniger das profir einer
Kunsthochschure als das einer Hochsähule rü, c"rät .rg. DerEereich
des Indstriedesign dominiert, geforgt von der 

"rr*urarrr!*"i".tti".t".,Kunst. Die FYeie Kunst spiert nur eine naehgeordnete n"ir";-gl;..r."
an der Zahl der Lehrenden und studierenden stellt sie aenäeinsten
Teil der Hochschule. organisatorisch ist der studiengang rvrabÄ/Crafftmit anwend,ngsorientie{en studiengängen wie ctas, Handeinband,
Keramik, Plastik, Metall/Email, schmuck-und rextil in einer Fakuluit
zusarnmengefaßt. Ebenfalls qualitativ erscheint das Industriedesign als
stärkster Bereich der Hochschule. Er beeindruckt auch aurcrr slinä vita-lität und seine Bereitschaft zum Anknüpfen neuer Kontakte zu anderen
Kunsthochschulen, einzelnen KüLnstlern und Designern sowie r* rrrarr-strigaln der angewandten Kunst hingegen dominieren Kunsthandwerk
und K,nstgewerbe, die einer ktinstrerisähen Hochschul" *u"rs 

""t"p."-chen. Die künstlerisehe substanz der Fleien Kunst ist geschwääht.

Aufgrund dieser Ausgangslage und angesichts der Hochschullandschaft
in sachsen-Anhalt, wie sie sich bisheräbzeiehnet oder von der l,anaes_
regierung geplant ist, empfiehlt der wissenschaftsrat die Fortführung
der ,,Hochschule fi.ir Kunst und Design* als ktinstlerische Hochschule
für Gestaltung. Diese Ausrichtung sollie auch in ihrer eezeicrrnr g ru-Ausdruckkommen.

oie {nlase des Design-studiums sollte verändert werden. Der wissen-
schaftsrat empfiehlt, bisher getrennte studiengänge zusarnmenzufassen.
sinnvoll erscheint entweder die Zusammenrasiung aller bistrerigen
anwendungsorientierten studiengäinge mit Ausnahrrr]" rro., Gebrauchs-grafft und eventuel Handeinband zü einem breit angelegtu" ä"ai""-gang Produkt-Design, in dessen Rahmen verschiedeie s"ctrwerpuntte
gewählt werden können. Ars Artemative kommt eine Neugrieaerung rnmehrere neue Studiengänge in Frage. Die inhaltlich-verwandten
Studiengänge Textil und rextil- und Modedesign könnten ,,r.*r.,"rr-
gelegt werden, eng spezialisierte studiengänge wie Schmuck und Kera_mik in einem breiter angelegten Studiengang aufgehen. Ein weiterer
studiengang könnte fiir Grafft- oder Korimrinikat]onsde.ig. rro"g.r"-
henwerden.

E-igenständige studiengänge ftir die Herstellung von Gebrauchs- oder
Kunstgegenständen aus bestimmten Materiali.i *iu ctas, vreät unaKunststoff sollten nicht weitergeftihrt werden, auch nicht als studien-schwerpunkte; die Neubesetzung von professuren und a"ri.i""t""_
stellen hierflir sollte unterbleiben. FüLr: das Errernen oes umgangs mitdiesen Materialien sind spezielle werkstätten ausreichena - aueiaings
auch erforderlich -, die von Lehrliräften ftir besondere eurgauän-oaer
von Meistern geleitet werden.
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Schwerpunkte und Dimension des Grafik- oder Kommunikations-
designs sollten in Abstimmung mit den Plamrngen frir den Fachbereich
Design der Fachhochschule Anhalt in Dessau bestimmt werden. Die
Einrichtung eines studiengangs Innenarchitektur in Halle erscheint
nicht sinnvoll, wenn eine breit ausgebaute Innenarchitektur als Schwer-
punkt des Fachbereichs Design in Dessau aufgebaut wird, wie es der
Wissenschaftsrat vorgeschlagen hat. In diesem Fall sollte die Innenarchi-
tektur in Halle auf einen Studienschwerpunkt innerhalb des Studien-
gangs Produkt- oder Industriedesign oder auf Möbeldesign beschränkt
werden.

Der Wissenschaftsrat empfiehlt ferner eine Reform des Grundstudiums
der Design-Ausbildung. Die vermittlung handwerklich-kümstlerischer
Fertigkeiten und Kenntnisse ist notwendig und muß auch küLnftig einen
angemessenen Raum im studium behalten. sie sollte jedoch das Grund-
studium nicht so dominieren und nicht so verschult sein, wie es in del
bisherigen Grundlehre der Fall ist. Es wird empfohlen, diesen Teil der
Ausbildung zu komprimieren oder, falls nötig, vertiefende Teile ins
Hauptstudium zu verlagern und hierdr.uch im Grundstudium Freiräume
für Projektarbeiten und andere Möglichkeiten zur Entfaltung von Krea-
tivität und Phantasie bei der Lösung komplexer Aufgaben zu schaffen.

Als Mindestausstattung der hier skizzierten küLnftigen Design-Studien-
gänge erachtet der Wissenschaftsrat folgende Stellen:

Übersicht 7

Personelle Mindestausstattung fi.ir die Hochschule flir Kunst und Design
Burg Giebichenstein/Halle

Fach Professoren Dozenten/
Akad. Räte

Assistenten LfbA/Meister

Allgemeine
Grundlagen (für alle
Designstudiengänge
CAD-Institut
(für alle Studiengänge)
Innenarchitektur/
Möbeldesign
Industriedesign
Kommunikations-
design
Textildesign
Modedesign
Schmuckdesign

2

2

3

3

2

2

2

2

2

3

3

1

1

1

3

3

3
,
1

1

Insgesamt 16 2 11 13
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Die apparative Ausstattung der Design-Ausbildr.rng muß so verbessert
werden, daß die Hochsehule insoweit mit vergleichbaren Ausbildungs-
einrichtungen in den alten Ländem konkurrieren kann.

Der wissenschaftsrat empfiehlt ferner eine deutliche stärkung des
Bereichs der Fleien Kunst. sie ist nötig zur ktinstlerischen Anrägung
und Herausforderung des anwendungsorientierten Bereichs und r.rnab-
dingbar Ilir die Kunsterzieherausbildung. Deren Aufnahme wird vom
wissenschaftsrat gleichfalls nachdrücklich empfohlen. Als Mindestaus-
stattung für den Bereich der Fyeien Kunst hält der wissenschaftsrat 6 bis
8 Professuren für erforderlich. wichtiger als die vertretung bestimmter
Kunstrichtungen wie Malerei und plastik ist die Berufurrglr"r"rrr.gurr-
der künstlerischer Persönlichkeiten. Ftir die Einrichtungäines studien-
gangs Kunsterziehung müssen ferner mindestens 2 professuren für
Kunstpädagogik und -didaktik und Mitarbeiterstellen für die Betreuung
didaktischer und schulpraktischer veranstaltungen vorgesehen werden.

Zur Erweiteruag des Bereichs Freie Kunst und die Einrichtung der
Kunsterziehung sowie die hierzu notwendige konzeptionette Ärueit
empflehlt sich angesichts der gering en zahl vorhandener Hochschulleh-
rer die Einsetzung eines Gründungsdekans oder eirrer struktur- und
Berufungskommission mit überwiegend externen Mitgliedern.

Die Designtheorie der ,,Blrrg", auch vor der wende im westen beachtet,
sollte ihren stellenwert behalten. sie könnte mit den kunstbezogenen
wissenschaften in einem frir alle studiengänge verfügbaren Thäorie-
block zusammengefaßt werden. Die Fachei Design- luia Architektur-)
Geschichte, Wahrnehmungslehre/Semiotik, Designtheorie, Ergonomie,
Technologie sowie Darstellungs- und präsentationstechniken so*llten mit
mindestens einer Frofessur vertreten sein. Je nach stundenumfang der
Fächer im curriculum sind zusätzliche Hochschullehrer - und/oder Mit-
arbeiterstellen erforderlich. Für die vertretung der kunstbezogenen wis-
senschaften wird im übrigen auf punkt B. I. 2.äer Allgemeine"n Empfeh-
lungen verwiesen. In wirtschaftsbezogenen Fächern iarie vrarteung una
Management wird eine Kooperation mit der universität HaIe -emp-
fohlen.

trtir den vorgesehenen studiengang Medienkommunikation liegt noch
kein beurteilungsfähiges Konzept vor. Der wissenschaftsrat gib"f aller-
dings zu bedenken, daß eine stärkere Beschäftigung mit dän neuen
Technologien fi.ir die meisten Fachrichtungen der Hocüschule für Kunst
und Design unausweichlich sein wird und hierfrir vorkehrungen getrof-
fen werden müssen, etwa in Gestalt eines Medienzentrums. nä ersineint
daher bis auf weiteres sinnvoller, einen breiter angelegten studiengang
Komm-unikationsdesign einzurichten u,,d in seinÄ Rähmen ..rg"-.r-
senen Füaum für den umgang mit neuen Medien vorzusehen, eväntuell
auch einen eigenen studienschwerpunkt. Die planungen hierfür sollten
mit denen für verwandte studienangebote der Fachhoehschule Anhalt
abgestimmt werden.
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Die Fortsetzung der bisherigen Aufbaustudien erscheint sinnvoll; die
Empfehlungen zur Zusammenfassung mehrerer grundständiger Stu-

diengäinge gelten sinngemäß auch fiir sie. In anwendungsorientierten
Fachrichtungen sollte ein Zertifikat verliehen werden. ob ein Aufbau-
studium Designwissenschaft empfehlenswert ist, läßt sich erst nach Vor-
lage eines genaueren Konzeptes beurteilen, das auch die entsprechen-
den personellen Voraussetzr:ngen der Hochschule darlegen mtißte.

Die Einrichtung eines studiengangs Architektur im Füaum Halle ist auf-
grund des für absehbare Zeit enormen Sanierungs- und Neubaubedarfs
an allen Arten von Gebäuden sinnvoll. An der Hochschule ftiLr Kunst
und Design wurden sie 1969 eingestellt; an den Technischen Hochschu-
len Merseburg und Köthen war die Architektur nicht vertreten, auch das

Bauingenieurwesen nicht. Der Wissenschaftsrat hat es in seinen Emp-
fehlungen ztr Errichtung von Fachhochschulen in den neuen Ländern
fi.ir grundsätzlich vertretbar erklärt, die von ihm vorgeschlagene Fach-
hochschule Anhalt mit den Standorten Köthen und Bernburg um einen
dritten Standort Dessau zu ergänzen und hier die Fachrichtungen Bau-
ingenieurwesen und Architektur sowie Gestaltung/Design vorzusehen.
Außerdem einen Kunsthochschul-Studiengang Architektur in Halle ein-
zurichten, ist nicht sinnvoll. Wenn also im Raum Anhalt ein grundstän-
diger Studiengang Architektur eingerichtet wird, sollte dies vorzugswei-
se als Fachhochschulstudiengang in Dessau geschehen. Mittelfristig in
Flage kommen könnte die Einrichtung eines Aufbaustudiengangs
Architektur in Halle-Giebichenstein; er sollte auch für Absolventen ei-
nes einschlägigen Fachhochschulstudiums offen sein.

Die von der Hochschule angestrebte Gesamtkapazität von 700 bis 750

Studienplätzen (einschließlich Kunsterziehung) erscheint angemessen.

VI. Thüringen

VI. 1. Allgemeine Ausgangslage und Planungen des Landes

Im Gebiet des heutigen Landes Thti'ringen bestand in der DDR nur
eine ktiLnstlerische Hochschule, die Hochschule für Musik ,,FYanz
Liszt" in Weimar. Das Land ThüLringen hat sie übernommen und führt
sie als Musikhochsehule mit den bisherigen Studiengängen weiter.
Eine Erweiterung des Studienangebots ist vorgesehen und zum Teil
bereits realisiert.

An der Hochschule ftiLr Architektur und Bauwesen (HAB) in Weimar, zu
deren unmittelbaren Vorgängereinrichtungen das Bauhaus zählt, hat die
Empfehlung des wissenschaftsrates, sich auf ihre kiinstlerisch-gestal-
tenden Stärken zu besinnen und dieses Profrl bewußt zu pflegen und
auszubauen, Überlegungen über die Wiedereinrichtung ktiLnstlerischer
Fachbereiche ausgelöst. Das Land plant aufgrund dieser Empfehlung
die Einrichtung einer Kunstausbildung (Malerei, Plastik, Grafik) an der
HAB. Entscheidungen der Hochschule und des Landes liegen noch
nicht vor.
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Die Ausbildung von Musiklehrern fiir Gymnasien wie ftir Regelschulen
(Haupt- und Realschulen) soll in Thüringen ktinftig nur noch an der Mu-
sikhochschule weimar stattfinden; der Gruppenunterricht soll eventuell
weiterhin an der universität Jena und der pädagogischen Hochschule
Erfurt durchgeführt werden. Die Ausbildung von Grundschullehrern
mit dem Fach Musik erfolgt an der Pädagogischen Hochschule Erfurt;
die Lehrkräfte hierftir werden unter Beteiligung der Musikhochschule
weimar berufen. Kunsterzieher werden an der universität Jena (für
Gymnasium und Regelschule) und an der pädagogischen Hochschule
Erfurt (fiir Grundschule und Regelschule) ausgebildet.

VI. 2. Hochschule fi.irMusik,,Franz Liszt,, Weimar

VI. 2.1. Ausgangslage

Die heutige Musikhochschule ,,Franz Liszt,. Weimar wurde 1g?2 als Or-
chesterschule gegrümdet und hat seit 1g30 Hochschulstatus. sie bietet
studiengänge in den Fachrichtungen Instrumentalmusik (in allen In-
strumentengruppen), Gesang, Dirigieren und Komposition, popularmu_
slklJazz, in Instrumental- und Gesangspädagogik, Schulmusik sowie
Musikwissenschaft an. Die Regelstudienzeit beträgt fü die
Instrumentalausbildung acht, für Konzert- und opernsänger zwölf und
für die übrigen studiengänge zehn semester. In der Instrumental- und
Gesangsausbildung kann sowohl ein kilnstlerisches als auch ein pädago-
gisches Diplom erworben werden, in den Fachrichtungen Dirigieren,
Korrepetition und Komposition nur ein küLnstlerisches, in Musikwissen-
schaft nur ein wissenschaftliches Diplom. Die küLnstlerische Ausbildung
kann bei entsprechenden Leistungen um ein zweisemestriges Aufbau-
studium, das auf wunsch bescheinigt wird, oder um ein viersemestriges
Aufbaustudium, das mit dem Konzertexamen endet, ergänzt werden.
Angeschlossen war der Hochschule eine spezialschule fi.ir Musik in wei-
mar-Belvedere.

Die Gesamtzahl der studierenden betrug im wintersemester lggg/90
901' davon 135 Fernstudenten und 14T Jr.rngstudenten in der Spezial-
schule. Die Zahl der Absolventen betrug g2, die der Neuzulassungen 240,
davon 141 Direktstudenten.

Im Herbst 1990 beschäftigte die Hochschule insgesamt 2bb personen,
darunter 11 Professoren, 33 Dozenten,4T oberassistenten, 2g Assisten-
ten (13 von ihnen befristet) und 37 Lektoren und Lehrer im Hochschul-
dienst.

Nach 1989 neu eingerichtet wurden ein Studiengang Ktchenmusik A
sowie ein studio für Neue Musik, ferner ein Institut füLr Musikwissen-
schaft. 1990 erhielt die Hochschule das promotionsrecht zum Dr. paed.
Ihre Gliederung wurde reformiert. sie umfaßt jetzt vier Fachberäiche
(Instrumentalmusik; Gesang/Musiktheater, Dirigieren, Kirchenmusik;
Musikwissenschaft, Komposition/Musiktheorie, Schulmusik; popular_
musik/Jazz).
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Die Zahl der Studierenden hat sich kaum verändert' Sie betrug im

Wi.rt"o"-"rter 1991/92 insgesamt 881, davon 208 Jungstudenten'

Neuzulassungen axn Fernstudium wurden nicht mehr vorgenommen'

Auch der pÄonalbestand der Hochschule ist nahezu,nverändert ge-

blieben. Im August 1991 zählte der hauptamtliche Lehrkörper 10 Pro-

fessoren, 32 Dozenten, 49 Oberassistenten, 25 Assistenten und 37 Lek-

toren und Lehrer im Hochschuldienst, insgesamt 3 Personen weniger

als im Vorjahr.

VI. 2.2. Plamrngen des Landes und der Hochschule

Das Land plant eine weiterführung der Hochschule im bisherigen um-
i"rrg rror, *na ZOO Stellen. Innerhalb dieses Rahmens sollen die bisheri-

geristudienglinge weitergeftiürrt und zusätzliche eingerichtet werden.

?orgesehen sina eine Auiweitung der Ausbildung in Schulmusik und

Kirc-henmusik, ferner die Einrichtung eines studiengangs Tonmeister in
Kooperation mit der TH Ilmenau sowie eines studiengangs Musikwis-

,"rr."h.ft. Neu aufgebaut werden soll die Ausbildung von schauspie-

lern. Die Spezialscüde fi.i,r Musik w1d organisatorisch von der Hoch-

schule getrennt und als Musikgymnasium weitergefi.iLhrt; der spezielle

Musiku-nterricht wird weiterhin von Angehörigen der Musikhochschule

erteilt.

Die Planungen der Hochschule decken sich im wesentlichen mit denen

des Landes. Sie beabsichtigt außer der Fortführung der bisherigen Stu-

diengänge, in der schulmusikausbildung künftig Lehramtsstudiengänge
für d; Faeh Musik an Gymnasien und an Regelschulen anzubieten. In
der Fachrichtung Kirchenmusik soll die B-Ausbildung hinzukommen.

Neu eingerichtet-werden sollen ein studiengang fi.iLr Tonmeister und ein

Studiengang Musikalische Frtitrerziehung.

Erweitert werden soll das Spektrum der Studienangebote um einen stu-
diengang schauspiel, eventuell in Kooperation mit Bühnenbildnern der

Hocf,sctrute ftiLr Architektur und Bauwesen Weimar, falls dort ein Stu-

diengang F.reie Kunst eingerichtet werden und die Fachrichtung Büür-

.renbild-d.rin vertreten iein sollte. Die Hochschule begrüLndet den

wunsch nach Einrichtung dieses studiengangs vor allem mit der großen

Theatertradition des Landes und dem Nachwuchsbedarf der Bühnen in

ThtiLr:ingen. Über ein eigenes Studiotheater verfügt sie bereits.

Die Gesamtzahl der studierenden soll im Hinblick auf die räumlichen
Möglichkeiten der Hochschule im wesentlichen unverändert bleiben'

Der-stellenplan soll nach ihren vorstellungen auch künftig -rund 
200

Stellen,r-f""""rr. In diesem Rahmen ist nach ihrer Aussage die perso-

nelle Ausstattung auch der neu geplanten studiengänge realisierbar.

VI. 2.3. Empfehlungen

Die weiterfütrrung der Hochschule füLr Musik ,,Franz Liszt" als Musik-
hochschule mit ihren bisherigen studiengängen wird empfohlen. Der

wissenschaftsrat empfrehlt ebenfalls die geplante Ausweitung der Aus-

bildung in Schulmusikund in Kirchenmusik'



Ein grundständiger studiengang Musikwissenschaft sollte in Thüringen
nur an einer Hochschule eingerichtet werden, entweder an der Musik-
hochschule weimar oder an der universität Jena. Generell bestehen in
diesem Fach Defizite im praxisbezug. Er ist an einer Musikhochschule
leichter herzustellen als an einer universität. Deshalb hält der wissen-
schaftsrat die Einrichtung eines musikwissenschaftlichen studiengangs
an der Musikhochschule weimar ftir vorteilhafter als an der universität
Jena. Aus dem gleichen Grunde kann es sich empfehlen, den bisherigen
Diplomabschluß beizubehalten und nicht durcÄ den an universitäten
üblichen Magister-Abschtuß zu ersetzen. Das promotionsrecht der
Hochschule sollte um den Dr. phil. ergänzt werden.

Die Einrichtung eines studiengangs ftir Tonmeister hält der'wissen-
schaftsrat wegen der geringen Ausbildungsmöglichkeiten in den neuen
Ländern frir grundsätzlich vertretbar. Allerdings wäre ein Medienzen-
trum mit sendeanstalten und einschlägigen produktionsbetrieben als
standort vorteilhafter. Als Alternative sollte die Ausbildung zum Tonin-
genieur - in Kooperation mit der Technischen Hochschule rmenau - ge-
prüftwerden.

Ein Studiengang schauspier kann eine sinnvone Ergänzung des stu-
diengangspektrums einer Musikhochschule darstellen. Gnirdsatzuch
sind freilich für einen solchen studiengang größere städte mit einer viel_
ftiltigen Theaterlandschaft als Standort bessLr geeignet als kleinere ohne
eine vergleichbare kulturelle Infrastruktur, sowohl im Hinblick auf die
Gewinm.rng hervorragender schauspieler als nebenberuJliche Lehrbe-
auftragte als auch wegen der Möglichkeit berufspraktischer Erfahrun-
gen der studierenden. wie in den Allgemeinen Empfehl,ngen unter
P ry 4' dargelegt, ist unter überregionalen Bedarisgesichispunkten
die Einrichtung eines weiteren Hochschulstudiengangs= für scirauspiel
nicht erforderlich. Im Hinblick auf die regionale verteilung erscheint sie
gleichwohl in Thtiringen vertretbar, wenn sie sich ohnJ zusätzlichen
Stellen- und Raumbedarf realisieren läßt.

Nach dem Eindruck des wissenschaftsrates sind die inhaltlichen und
konzeptionellen vorstellungen des Landes und der Hochschule für die
vorgesehenen studiengänge Tonmeister bzw. Toningenieur und schau-
spiel noch wenig ausgereift und resultieren zunächst vornehmlich aus
der Absicht, den bisherigen Stellenbestand der Musikhochschule wei-
mar zu erhalten. Der wissenschaftsrat hält ihn jedoch selbst bei Realisie-
rung der vorgesehenen Ergänzungen des studienangebots für zu hoch.
rnsbesondere in der Instrumentalausbildung und in äinigen musiktheo-
retischen Fächern enthält der vom Land vorgelegte stellenplanentwurf
überhöhte Ansätze. Der wissenschaftsrat empnetrtt aem r-äna rhiirin-
gen, ftiLr die Musikhochschule w'eimar auch bei Ausweitung der studien-
angebote mittelfristig einen engeren stellenrah.n..rlro.rr-r"hen als bis-
her, es sei denn, die Zahl der studierenden wtirde erheblieh über den
bisherigen Umfang steigen.
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Zur ktiLnftigen Personalstruktur, zur Frage der Betreuungsrelationen
und der Späzialschulen wird auf die F,nkte B. II. 1. und 2. der Allgemei-
nen Empfehlungen ver-wiesen.
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Vorbemerkung

Der wissenschaftsrat hat am 5. Juli 1991 ,,Empfehlungen zur Errichtung
von Fachhochschulen in den neuen Ländern" ,rorgelegt und sich darin
zu den standorten, zur Größe und zu möglichen racnerangeboten der
insgesamt 20 vorgesehenen Fachhochschulen geäußert. oamit sollten
Leitlinien ftir die Entwicklung eines differenzierten Hochschulsystems
u,,d den raschen Aufbau leistungsfähiger Fachhochschulen in den
neuen Ländern als einem bisher dort nicht vorhandenen Hochschultyp
aufgezeigt werden.

Hinsichtlich der dort vorgeschlagenen studienangebote hatte der wis-
senschaftsrat füLr den Bereich Design/Gestaltung weiteren Klärungsbe-
darf und die Notwendigkeit einer länderübergreifenden Abstimmung
von standorten und spezialisierungen erkannt und sich deshalb dazu
gesonderte Empfehlungen vorbehalten.

Die hier vorliegenden Empfehlungen sollen diese Lücke schließen. Da-
mit bilden sie einerseits einen ergänzenden Nachtrag zu den im Juli ver-
abschiedeten Fachhochschulempfehlungen. Andererseits runden sie
aber auch die zeitgleich erarbeiteten Empfehlungen zur künftigen Ent-
wicklungder Kunsthochschulen in den neuen Ländern im dazulomple-
mentären Bereich der Fachhochschulen ab. wegen der überschneidun-
gen von studienangeboten der Kunsthochschulen und Fachhochschu-
len im Bereich DesigniGestaltung, die eine klare Aufgabentrennung
zwischen beiden Hochschularten erschweren, wurde .ür die Abstim-
mung und Koordination der Empfehlungen zu beiden Bereichen des
Hochschulwesens besonderer Wert gelegt.

Ile Empfehlungen wurden von einer Arbeitsgruppe vorbereitet, die am
19. und 20. september 1gg1 die ehemalige ,,Fachichule für Angewandte
Kunst" in Heiligendamm besuchte, welche als bisher einzige-Einrich-
tung dieser Art in den neuen Llindern seit dem wintersemester 1g91/92
eine Fachhochschulausbildung anbietet. Der Arbeitsgruppe gehörten
einige sachverständige an, die nicht Mitglieder des wissenschi,ftsrates
sind. Ihnen ist der wissenschaftsrat zu besonderem Dank fi.ir ihre Mit-
arbeit verpflichtet.

Diese Empfehlungen wurden am24. Januar 1gg2 vom wissenschaftsrat
verabschiedet.
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I. Ausgangslage

I. 1. Design/Gestaltungindenaltenländern

studiengänge im Bereich Design/Gestaltung werden - mit jeweils r.tnter-

schiedlichei Ausrichtung auf einzelne Themenbereiche, Gegenstände

und/oder Medien - im alten Bundesgebiet an zur Zeit insgesamt 37

Hochschulen, darunter 26 Fachhochschulen, angeboten. Pj:uf 7 226 fLä-

chenbezogene studienplätze der Fachhochschulen entfrelen im Jahre

1989 etwa 12000 studierende, von denen knapp 2200 studienanfänger
waren.

Die Designausbildung an Fachhochschulen, zu Beginn der ?0er-Jahre

zumeist äus werkkunstschulen hervorgegangen, ist von einer teilweise

sehr engen verbindung handwerklich-technischer und konzeptionell-
ki.irrstleriischer Lehrinhalte und Komponenten bestimmt. Angesichts

technischer Entwicklungen im Kommunikationsbereich und in der In-

dustrieproduktion (neue Medien, Produktionstechnologien und Produk-
te) einerseits sowie durch wirtschaftliche Faktoren (wachsende Bedeu-

tung der Gestaltung von Produlrten, der werbung und von unterneh-
meisprofilen im Sinne der,,corporate identity") andererseits haben sich

Anrage und Inhalte des Studiums, Anforderungen der Designpraxis fol-
gend]in den letzten Jahren allerdings rasch und erheblich verändert.

Insbesondere in der industriellen Produktion und in der medialen Kom-
munikation treten kunsthandwerkliche Komponenten, wie sie etwa für
den Entwurf von schmuck und Möbeln lange Zeit typisch waren, immer
mehr in den Hintergrund. Moderne Designprar<is llißt sich daher mit

,,Formgebung,, nicht mehr hinreichend beschreiben. vielmehr gewin-

nen Oäsignpiozesse durch die notwendige Berücksichtigung und Ver-

netzung unierschiedlichster Aspekte und Anliegen (Technik und Wirt-
schaft, Kommunikationsverhalten, Marketingtiberlegungen, _Gestal-
tungsqualität, Funktionsgerechtigkeit) eine Komplexität, die zu beherr-

schän-und abzuarbeiten die Ausbildung vor neue Herausforderungen
stellt.

Zugleich nimmt infotge dieser technologischen und wirtschaftlichen
nnlwicklungen der Bedarf sowohl der Industrie als auch des Dienstlei-

stungssektors an anspruchsvollen Desigyrertätigkeiten zu, damit aber

.1r"tid", an gut ausgebildeten Absolventen, die Designprozesse profes-

sionell gestalten und erfolgreich durchfiiihren können'

In den alten Ländern ist die Designausbildung über alle verschiedenen
Hochschularten hinweg (Fachhochschulen, Gesamthochschulen,
Kunst- bzw. Gestaltungshochschulen) grundsätzlich anwendungsorien-
tiert angelegt, wenn auch an den Fachhochschulen der Berufsbezug
deutlichler als an den übrigen Hochschularten in den Vordergrund tritt'
Infolge der schnellen veränderungen von Technik und Märkten und da-

mit iusammenhängend der höchst unterschiedlichen Anwendgngsfel-
der bietet sich heute sowohl in der organisation als auch in der Konzep-
tion der einzelnen studienangebote ein sehr heterogenes Bild. Ein Kon-



sens über allgemeine, verbindliche studieninhalte oder notwendige
Grundkenntnisse ist derzeit kaum zu erkennen-

Damit bleibt letztlich auch offen, worin die Einheit des ,,Faches Design*
begnindet liegt und ob es eine solche Einheit über die verschiedenen
Anwendungsbereiche, Methoden und Medien hinweg überhaupt geben
kann. Die seit längerem eingeforderte Neubestimmung des racrrei una
konzeptionelle vereinheitlichung der Designausbildung stehen noch
immer aus. statt dessen ist die szenerie durch ein jeweiis unterschied-
liches selbstverständnis, heterogene Arbeitsbereiche und Konzepte und
durch terminologische Vielfalt charakterisiert.

stark verallgemeinernd lassen sich dennoch folgende zwei Grundrich-
tungen in der Designausbildung trnterscheiden: die Gestaltung von pro-
dukten und objekten des Konsum- und Investitionsgriterbereichs einer-
seits und die Gestaltung von Kommunikationsmitteln und -program-
men andererseits. Zur ersten Richtung zählen studiengänge und -rich-
tungen mit den Bezeichnungen Produktdesign, Industriedesign/Indu-
strial Design und objektdesign, letzteres oftmals weiter differenziert als
Schmuckdesign, Modedesign, Textildesign, Keramik- und Kostüm-
design usw. Zur zweiten Richtung sind studienangebote wie Grafik-
design, visuelle Kommunikation, Film/Foto, Gestaltung und Kommuni_
kationsdesign zu zählen, bei denen es jeweils um den Entwurf visueller
und verbaler Kommunikationssysteme (einschließlich des,,corporate
Design") geht. Beide Grundrichtungen lassen sich am einfachsten durch
den jeweils allgemeinsten Terminus,,produktdesign.. und,,Kommuni_
kationsdesign" darstellen. Eine dem ,,Fach Design" nicht eindeutigzuzu-
ordnende Besonderheit bildet der studiengang Innenarchitektur, hinter
dem allerdings ein klar strukturiertes Berufsbild steht. Er vereinigt u. a.
Komponenten des objektdesign und des Grafikdesign mit techniichen
Inhalten des Diplomstudiengangs Architektur.

I. 2. AngewandteKunstinderDDR

Designausbildung und das,,Fach Design,,stehen in engem Zusammen_
hang mit der Marktwirtschaft: warenwelt, wettbewerb und die dafür ty-
pischen Kommunikationsprozesse sind ihr Bezugspunkt. Insofern ist es
nicht verwunderlich, daß die Designausbildung in der DDR ein Schat-
tendasein fristen mußte und sich weder quantitativ noch qualitativ in
ähnlicher Richtung und in ähnlichem Maße entwickeln konnte wie in
den westlichen Ländern.

unter dem Diktat der staatstragenden marxistisch-leninistischen Ideolo-
gie und einer daraus abgeleiteten dogmatischen listtretik galt Design als
,,trügerischer Schein", dem der wahre ,,Gebrauchswert,, der Gütei und
Dinge entgegengehalten w,rde. Hinzu kam, daß nicht nur die alten
werkkur»tschulen als Relikte der bürgerlichen Gesellschaft angesehen
und fast ausnahmslos geschlossen wurden, sondern daß sogar diä khssi-
sche Moderne des Designs (Bauhaus, werkbund) bestenfalls toleriert,
nicht aber aktiv geftrdert wurde. spielräume frir die l«iLnstlerische For-
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mulierung politisch unliebsamer oder nicht genehmer Anliegen wie
auch ftiLr Experimente mit neuen Medien bestanden nur sehr einge-

schränkt. Designpraxis und Designausbildung in der DDRblieben damit

- von wenigen Nischen freier Entfaltungsmöglichkeiten abgesehen - im
wesentlichen auf mehr oder weniger nützliche und gefüIlige ,'Formge-
bung" beschränkt. Entwürfe, die den vorgegebenen ästhetischen Nor-
men nicht entsprachen und sich dem Vorwurf des ,,Formalismus" ausge-

setzt sahen, hatten kaum eine Chance, in die Serienproduktion über-
norrunen zu werden, zumal es für die lletriebe keine Anreize flir nach-
haltige Produktinnovationen gab.

Ausbildungsmöglichkeiten im gesamten Spektnrm der,,Gestaltung", in
der Statistik ausgewiesen als ,,Angewandte Kunst" und ,,Industrielle
Formgestaltun§', bestanden in der DDR sowohl an den vier Kunsthoch-
schulen (Halle, Leipzig, Dresden, Berlin) als auch an drei Fachschulen
(Berlin, Heiligendamm, Schneeberg). Die gesamte Ausbildungskapazi-
tät blieb allerdings mit etwa 550 Direktstudierenden an den Kunsthoch-
schulen und etwa 280 an den Fachschulen im Jahre 1988 sehr be-
scheiden.

Die mit Abstand größte und prominenteste Ausbildungsstätte in diesem
Bereich bildete die 1961 aus einer Kunstgewerbeschule hervorgegange-
ne ,,Hochschule ftir industrielle Formgestaltung" in Halle/Burg Giebi-
chenstein. Neben einem breiten Bereich werkstofforientierter Studien-
gänge (Glas, Keramik, Metall, Textil usw.) und solchen der angewand-
ten Kunst wurden hier im engeren Bereich des Design die teilweise
hochspezialisierten Studienrichtungen Industriedesign, Innenarchitek-
tur, Textil- und Modedesign, Spiel-, Lehr- und L,ernmitteldesign sowie
Gef?ißdesign angeboten. Von den etwa 350 Studierenden, die im Jahre
19Bg fü-r diese beiden Studienbereiche eingeschrieben waren' entfrelen
zwei Drittel auf den der ,,industriellen Formgestaltung"'

Im Unterschied zu nur nominell vergleichbaren Ausbildungsrichtungen
an westdeutschen Hochschulen blieben alle diese Studienangebote al-
lerdings durch eine starke Betonung traditioneller kunsthandwerklicher
Fertigkeiten bestimmt, während die konzeptionellen, vor allem inte-
grativen Aspekte komplexer Designprozesse als besonderes Anliegen ei-
ner modemen Designausbildung nur geringere Beachtung fanden.

In einer ähnlichen Ausrichtung, doch mit deutlich geringeren Studen-
tenzahlen und umgekehrten Proportionen zwischen den beiden Stu-
dienbereichen, wurden,,Angewandte Kunst" (Btiürnenbild, Flächen-
design, Grafikdesign, Keramikdesign, Modedesign) und,,industrielle
Formgebung" auch von der 1946 gegrtindeten Kunsthochschule Berlin-
Weißensee angeboten.

Eine leistungsstarke, auch international anerkannte Designausbildung
gab es darüber hinaus, allerdings beschränkt auf das Grafikdesign' an
der 194? etablierten, auf die traditionsreiche ,,Zeichnungs-, Mahlerey-
und Architektur-Academie" zurückgehende Leipziger,,Hochschule ftiLr

Grafft und Buchkunst", an der weniger als 100 Studierende im Bereich
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der angewandten Kunst eingeschrieben waren. Die anwendungsbezoge-
ne Abteilung der kleinen ,,Hochschule für Bildende Künste" in-Dresdän,
deren urspniLnge in einer 1950 mit der 1764 gegnindeten Kunstakademie
zusarrrmengelegten werkkunstschule lagen, beschränkte sich hingegen
auf die stark handwerklich geprägten Fachrichtungen Bühnenbilä und
Restaurieren (Gemälde, Skulpturen). seit 1964 war dieser Kunsthoch-
schule auch eine Fachschule frir Ausstattungsberufe des Theaters (Thea-
termalerei und -plastik, Kostümgestaltung, Maskenbild) angegliedert.

Eine Fachschulausbildung in Form eines dreijährigen Direktstudiums
wurde von den beiden Fachschulen fiir angewandte Kunst in Heiligen-
damm (Mecklenburg-vorpommern) und schneeberg (sachsen) sowie
von der Berliner Fachschule fi.ir ,,werbung und Gestaltung" angeboten.
Letztere wurde vom Land Berlin gemäß Art. 18 Abs. t des Einigungsver-
trages zum 1. Januar 1991 nicht übernommen.

Die studienplätze an den beiden kleinen Fachschulen fiir angewandte
Kunst waren sehr begehrt. Ein größerer Teil der Bewerber besaß das Ab-
itur, doch war die Zulassung nicht daran, sondern an eine abgeschlosse-
ne, fachbezogene Berufsausbildung sowie eine erfolgreich bestandene
küLnstlerische Eignungsprtifung gebunden. viele der späteren Fach-
schulstudenten nahmen darüber hinaus an einem einjährigen vorkurs
zur künstlerischen Studienvorbereitung teil.

Die studienangebote der drei Fachschulen wiesen keine inhaltlichen
uberschneidungen oder Doppelungen auf. Konzentrierte sich die Berli-
ner Fachschule auf Grafik rlnd Restaurierung, wurden in Heiligendamm
bis 1990 die vier studienrichtungen Raumgestaltung, produktgestal-
tung, Schmuckgestaltung und Keramik angeboten. An der aus einer
ehemals,,Königlich-Sächsischen Spitzenklöppel-Musterschule.. hervor-
gegangenen Schneeberger Fachschule gab es die vier Fachklassen Tex-
til- und Bekleidungsgestaltung, Flächengestaltung, Holzgestaltung und
(seit 1988) Kunsthandwerklicher Musikinstrumentenbau. Die Kapaziui-
ten in Berlin betrugen rund 120, die in Heiligendamm rund g0 und in
Schneeberg rund 70 Studienplätze frir ein Direktstudium.

Neben diesen drei Spezialfachschulen gab es noch Abteilungen bzw. Aus-
bildungsgänge für,,angewandte Kunst" an vier Ingenieurschulen. An der
,,Ingenieurschule für Maschinenbau und Spielzeugformgestaltung,, in
sonneberg (Thüringen) erlernten etwa 30 studierende ein kunsthand-
werkliches spielzeugdesign. Produktgestaltung sowie Musterentwürfe
waren die zentralen Themen in den Fachrichtungen Bekleidungsgestal-
tung/Bekleidungskonstruktion an der 1989 in die Ingenieurhochschule
Lichtenberg integrierten,,Ingenieurschule für Bekleidungstechnik,, in
Berlin, Textilgestaltung an der ,,Ingenieurschule fi.ir Textiltechnik" in Rei-
chenbach (vogtland) und Erzeugnisgestaltung/Erzeugniskonstruktion an
der,,Ingenieurschule fi.iLr Lederverarbeitung,, in Weißenfels.

Tiotz teilweise beachtlicher künstlerischer und handwerklicher Leistun-
gen blieb die Ausbildungskonzeption dieser Faehschulen, zu großen Tei-
len aber auch die der Kunsthochschulen, der Vermittlung von Fertig-
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keiten in der Formgestaltung verhaftet. Den Anforderungen an eine zeit-
gemäße Designausbildung, die moderne Medien und Technologien
ebenso wie komplexe Planungsprozesse zum Beispiel im Bereich des

,,Corporate Design" und des Produktdesign berücksichtigt, wurde damit
in der DDR nur sehr unzureichend Genüge geleistet' F\ir eine Weiterftiür-
rung der bisher praktizierten Ausbildung werden insoweit neben techni-
schen Modernisierungen vor allem auch neue konzeptionelle Zugriffe
und Perspektiven erforderlich.

II. Empfehlungen

II. 1. Allgemeine Anforderungen an Design-Studiengänge

Infolge der unterschiedlichen Prämissen und Entwicklung der Gesell-
schaftssysteme wiesen Art und Umfang sowohl der küLnstlerischen als
auch der gestalterischen Hochschulausbildung in beiden Teilen
Deutschlands vor 1990 deutliche Diskrepanzen auf' Während in der
Btrndesrepublik, den Anforderungen des Marktes und der bemflichen
Tätigkeitsfelder folgend, die Ausbildung ftir gestalterische Berufe seit
Beginn der 70er Jahre stark reformiert wurde - 20 ehemalige Werk-
kunstschulen wurden in Fachhochschulen überflihrt, Designtätigkeiten
zunehmend,,professionalisiert" und zusätzliche Ausbildungskapazitäten
aufgebaut -, fand eine entsprechende Entwicklung in der DDR nicht
statt. Die dort ehemals bestehenden, teilweise sehr renommierten Werk-
kunstschulen wurden zumeist geschlossen, die eng begrenzte Zahl der
Ausbildungsplätze an den Kunsthochschulen und Fachschulen stagnier-
te, und eine grundlegende konzeptionelle wie technische Modernisie-
rung der ,,angewandten Kunst" und der ,,industrieilen Formgestaltung"
wurde unterlassen oder nur in ganz wenigen Ansätzen durchgefütrrt.

F\ir die neuen Länder ergibt sich daraus ein doppelter Nachholbedarf'
Zum einen bedarf es einer konzeptionellen Reform, einer inhaltlichen
und technischen Modernisierung bestehender Ausbildungsangebote,
um die historisch bedingten Rückstände aufzuholen und den aus der
Veränderung des Gesellschaftssystems resultierenden neuen Anforde-
rungen an eine Designtätigkeit gerecht werden zu können' Zum anderen
wächst mit der marktwirtschaftlich verfaßten Entwicklung der Indu-
strie, der Wirtschaft insgesamt und des Dienstleistungsbereichs im be-
sonderen in den neuen Ländern der Bedarf an Design- und Gestaltungs-
tätigkeiten, die auf die neuen Markt- und Kommunikationsstrukturen
ausgerichtet sind. Mehr denn je bilden ein gutes Produktdesigp, Wer-
bung, Public Relations und die Gestaltung des Unternehmensprofils als
Elemente der,,Marktkommunikation" notwendige Voraussetzungen füLr

eine erfolgreiche Wirtschaftsentwicklung. Diese ,,kreative Seite" ist heu-
te aus keinem Marktsegment mehr wegzudenken und kann einen wich-
tigen Beitrag zur Erschließung neuer Märkte und zur Durchsetzung wirt-
schaftlicher Leistungsangebote erbringen.
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Die vorhandenen, regional ungtinstig verteilten Ausbildungskapazitäten
im Bereich Design/Gestalttrng reichen jedoch nicht hin, um diesen vor-
aussichtlich wachsenden Qualifikationsbedarf zu befriedigen. Daher
wird es nicht zuletzt zur tr'örderung der wirtschaftlichen Entwickh.rng in
den neuen Ländern erforderlich, eine angemessene Zahl zusätzlicher
Einrichtungen und Studienplätze frir eine modeme Designausbildung
zu schaffen. Daniber hinaus können anwendungsorientierte Studienan-
gebote im Bereieh der kiiLnstlerischen Gestaltung nicht nur Impulse fi.ir
die wirtschaftliche, sondern auch für die kulturelle Entwicklung einer
Region geben. Als Teil der staatlichen Kultur{iirderung bilden sie daher
auch einen Beitrag ztrr kulturellen Grundversorgung einer Region.

Der Wissenschaftsrat hält es deshalb ftir sinnvoll und für erforderlich, in
den neuen Ländern ein flächendeckendes, auf regionale Besonderheiten
und Voraussetzungen abgestimmtes Netz von Fachbereichen Design/
Gestaltung an Fachhochschulen mit den fi.ir diese Hochschulart typi-
schen Strukturmerkmalen in der Ausbildung (starker Anwendungs-
bezug, Lehre durch praxiserfahrene Professoren, strukturierte Studien-
angebote, Praxissemester) aufzubauen. Dieser Neuau_fbau sollte in Ab-
stimmung mit der Weiterentwicklung der Kunsthochschulen (Hoch-
schulen ftir Gestaltung) erfolgen.

Auch wenn sieh in Studienprofilen und angestrebten Tätigkeitsfeldern
alvischen der Designausbildung an Kunsthochschulen und an Fach-
hochschulen gewisse überschneidungen ergeben, sollte dabei einerseits
eine hinreichende Differenzierung der Profile beider Hochschularten
gewährleistet, andererseits aber auch eine Verdoppelung von Ausbil-
dungsrichtungen in einem regionalen Großraum vermieden werden.

Als Ziel eines mittelfristig zu realisierenden Ausbaus des Fachhoch-
schulsystems schlägt der Wissenschaftsrat vor, in jedem der neuen Län-
der und in Berlin jeweils an einer Fachhochschule, in Sachsen an zwei
Fachhochschulen Design-Studiengänge einzurichten. Die entsprechen-
den Fachbereiche sollten überall ftirmlich neugegniLndet werden, unter
Beachtung der vom Wissenschaftsrat dafüLr empfohlenen Verfahren.l)

Mehr noch als für andere Fachrichtr.rngen der Fachhochschulen bildet
ein passendes wirtschaftliches, industrielles und vor allem urbanes Um-
feld in der Designausbildung eine notwendige Voraussetzung, um einer-
seits Praktika absolvieren und Tlansferleistungen erbringen, anderer-
seits aber auch Anregungen aufgreifen zu können. Deshalb empfiehlt es
sich, diese neuen Fachbereiche eher in städtischen Zentren als in länd-
lichen Regionen anzusiedeln.

Den allgemeinen Überlegungen für die Konzeption von Fachhochschul-
studienangeboten entsprechend sollten auch die Fachbereiche Design

I ) Vgl. Empfehlungen zur Emeuerung der Lehre und zur Förderung des wissenschaftli-
chen Nachwuchses an den Hochschulen der neuen Länder und im Ostteil von Berlin, in
diesem Band, Teil I, S. 17; Empfehlungen zur Errichtung von Fachhochschulen in den
neuen Ländern, in diesem Band, Teil II, Kap. II. A.1.

270



ein möglichst breites Ausbildungsprofil abdecken und eine möglichst
geringJSpezialisierung der Absolventen anstreben. Auch dieser Ge-

Ii"ntspr"t t legt eine Konzentration der Ausbildung auf einige wenige
größere Fachbereiche nahe, an denen neben einem möglichst breiten
§pektrum von Grundlagengebieten und Medien verschiedene, auf die

einzellen Anwendungsgebiete des Designs zugeschnittene Vertiefungs-
richtungen bzw. Studienschwerpunkte angeboten werden sollten'

Allerdings sollten die studienangebote so zugeschnitten sein, daß sie

den Gegebenheiten von wirtschaft und Industrie in der jeweiligen

Regron iechnung tragen können. Dies hat zur Folge, daß nicht an allen
.r"ü".r Fachbereichen für Design das volle Spektrum möglicher Design-

tätigkeiten qnd -bereiche abgedeckt, sondern jeweils eine dem standort
angämessene Auswahl getroffen werden muß. Dies gilt insbesondere für
die Ausbildung im Produktdesign (Industriedesign), die eine grÖßere

technisch-apparative Grundausstattung verlangt und auf eine enge Ko-
operation mii der Industrie angewiesen ist. Als eine an allen Standorten
mit alterdings jeweils unterschiedlicher Akzentuierung anzubietende
Grundstudienrichtung kann hingegen das Kommunikationsdesign
gelten.

FtiLr eine leistungsfähige qnd attraktive Fachhochschulausbildung im
Design sind darüber hinaus der verbund und die Zusammenarbeit mit
anderen Fächern der Fachhoehschule von großer Bedeutung, kann die
Ausbildung doch nur so der immer st,ärker zu beachtenden Kompledtät
der Designprozesse und -tätigkeiten angemessen Rechnung tragen. so
ist im Kämmunikationsdesign eine Verbindung mit dem Fachbereich
wirtschaft, im Produktdesign/Industriedesign mit den technischen
Fächem und in der Innenarchitektur mit der Architektur in hohem Ma-

ße wtiLnschenswert.

Insgesamt sollte die Fachhochschulausbildung in allen Rereichen des

Deslgns eine möglichst enge Verbindung gestalterisch-technischer Fer-

tigkeiten und konzeptionell-kürrstlerischer Fähigkeiten, die Integration
näuer Medien 1,nd Teehnologien und eine Beachtung systemischer Zu-

sammenhänge über die bloße Formgebung hinaus gewährleisten. unter
anderem erfördert dies auch möglichst breite Kenntnisse von und Erfah-
rungen im umgang mit verschiedenen Design-Materialien und werk-
stofien. FtiLr eine solche unverzichtbare ,,Grundlehre" oder Grundlagen-
ausbildung in handwerklich-technischen Fertigkeiten sind in den einzel-
nen Designfachbereichen Grafrkrverkstätten (unter Berücksichtigung
der jeweili angebotenen Speziatitäten) und ein möglichst breites Spek-

trum gUt ausgestatteter Werkstätten ftir verschiedene Materialien (Kera-

mik, Glas, Holz, Metall, Textil, Kunststoff) sowie ftir neue Medien vorzu-
halten.

Nach Maßgabe dieser Leitlinien empfrehlt der wissenschaftsrat für die

Fachhochschulausbildung im Bereich Design/Gestaltung in den einzel-
nen neuen Ländern folgende Studienorte und Studienrichtungen:
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IL 2. Einzelne Länder

II. 2.1. Berlin/Brandenburg

An den drei staatlichen Fachhochschulen im westteil Berlins werden
bisher noch keine Ausbildungsmöglichkeiten im Bereich des Designs
angeboten. Obwohl dieses Aufgabenfeld durch die große Hochschule
der KtiLnste (HdK) zumindest teilweise abgedeckt wird, stellt das Fehlen
einer Fachhochschulausbildung mit einem klaren inhaltlichen profil so-
wohl unter dem Gesichtspunkt einer sinnvollen Komplettierung der ört-
lichen studienmöglichkeiten als auch unter dem des wettbewerbs zwi-
schen den verschiedenen Hochschultypen ein Defizit der Berliner Hoch-
schullandschaft dar. Der Wissenschaftsrat empfiehlt deshalb, an der
neuen Fachhochschule fi.ir Technik und Wirtschaft (FHTW) einen lei-
stungsfähigen Designbereich mit den beiden Studienrichtungen Kom-
munikationsdesign und Modedesign zu etablieren. über den Bedarf an
einem weiteren Fachhochschulstudiengang produktdesign, wofür an
der FHTW mit der dort gesicherten Verbindung zu den technischen Fä-
chern und dr.rch das industrielle Umfeld Berlins an sich gtinstige Vor-
aussetzungen bestehen, wie auch über seine inhaltliche Ausrichtung
sollte erst nach Maßgabe der ktinftigen Weiterentwicklung und der
ktinftigen Studienangebote der Kr.rnsthochschule/Hochschule frir
Gestaltung Weißensee entschieden werden. Der Wissenschaftsrat emp-
fiehlt in diesem Zusammenhang dem Land Berlin, die Designausbil-
dung an der Hochschule füLr Gestaltung in Weißensee mit derjenigen an
der FTITW inhattlich und kapazitativ abzustimmen.

F\ir das Land Brandenburg hat der Wissenschaftsrat am T. Juli die Er-
richtung von vier Fachhochschulen an sechs Standorten empfohlen.z)
Eingedenk der allgemeinen Gesichtspr.rnkte für die Lokalisierung und
den Zuschnitt von Designfachbereichen kommt davon seiner Ansicht
nach nur Potsdam als geeigneter Ort eines dort völlig neu aufzubauen-
den Designstudiengangs in Flage.

Da Potsdam an der Peripherie Berlins gelegen ist, wird es mit Blick auf
die künftige Entwicklung und die mögliche Fusion der Länder Berlin
und Brandenburg auch im Bereich der Hochschulentwicklungsplanung
unumgänglich, Studienangebote im Bereich Design/Gestaltung über
derzeit bestehende Ländergrenzen hinweg im Großraum Berlin/Bran-
denburg zu koordinieren. Angesichts der Bevölkerungszahlen und der
zu erwartenden wirtschaftlichen Dynamik dieser Region ist der Bedarf
an einer größeren Zahlvon Fachhochschulstudienplätzen im Großraum
Berlin/Brandenburg grundsätzlich zu bejahen. Das problem einer mög-
lichen Verdoppelung von Ausbildungsangeboten und damit auch von
uberkapazitäten sollte allerdings nach Ansicht des wissenschaftsrates
durch eine Abstimmung der Länder Berlin und Brandenburg über die
an den neuen Fachbereichen in Berlin und in Potsdam im einzelnen an-

2) Empfehlungen zur Errichtung von Fachhochschulen in den neuen Ländern, in die-
sem Band, TeiI II, S. 88 ff.
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zubietenden studienrichtungen und studienplatzkapazitäten gelöst

werden.

unbeschadet dieses generellen Abstimmungsvorbehalts empfiehlt der
wissenschaftsrat, an der Fachhochschule Potsdam beide Grundrichtun-
gen des Designs, Kommunikationsdesign und Produktdesign, anzubie-

[en. Der Fachbereich Design sollte sich dabei in seinem inhaltlichen Zu-

schnitt und Anwendungsbezug an den fti,r diese Fachhochschule emp-
fohlenen fachübergreifenden Schwerpunktthemen Restaurierung, Sa-

nierung und Denkmalspflege orientieren und von vornherein auch Bei-
träge zur darauf ausgerichteten Ausbildung im Bauingenieurwesen und
in der Architektur erbringen können. Das Produktdesign wäre hier dem-
zufolge nicht als Industriedesign zu verstehen und zu konzipieren. Darin
könnte auch eine studien- oder vertiefungsrichtung Innenarchitektur
vorgesehen werden. unter Berücksichtigung der Ausbildungsangebote
,t d des Absolventenbedarfs im Großraum Berlin/Brandenburg wäire es

nach Ansicht des wissenschaftsrates aber auch vertretbar, an der Fach-

hochschule Potsdam neben Architektur und Produktdesign einen
grundständigen Studiengang Innenarchitektur zu fiitren.

Der Fortbestand der traditionsreichen Babelsberger FiIm- und Fem-
sehindustrie und die große Theaterdichte in Berlin lassen es als gerecht-

fertigt erscheinen, am Fachbereich Design in Potsdam ferner einen stär-

ker spezialisierten studiengang Film- und Fernsehausstattung/Bühnen-
bild vorzusehen. Eine solche designgeprägte Ausbildung könnte auch

eine wertvolle Ergänzung des von der Technischen Fachhochschule im
westteil Berlins angebotenen studiengangs Ttreater- und veranstal-
tungstechnik darstellen. Allerdings sollte die Zahl der Potsdamer Stu-
dienplätze mit Blick auf den nur geringen Bedarf an Absolventen sehr

klein bleiben. Es wäre aber auch möglich, anstelle eines eigenständigen
studiengangs eine vertiefungsrichtung FiIm- und Fernsehausstattung in
den studiengängen Produktdesign oder/und Innenarchitektur vorzuse-

hen. Im einzelnen wäre eine Abstimmung mit dem Kunsthochschul-
Studiengang szenografie (Filmarchitektur ftir Innen- und Außenaufnah-
men), der an der Hochschule ftir Film und Femsehen in Potsdam-

Babelsberg vorgesehen ist, notwendig.

Auch fii,r die beiden Fachhochschul-Studiengänge Schnitt und Ton, die
an der Hochschule ftir Film und Fernsehen eingerichtet werden sollen,

wird empfohlen, eine möglichst enge Abstimmung mit dem Fachbe-
reich Design der Fachhochschule Potsdam anzustreben und gegebenen-

falls bestehende Möglichkeiten ftiLr eine Kooperation (2. B. in gemeinsa-

men Lehrveranstaltungen/Projekten) zu nutzen.

II. 2.2. Mecklenburg-VorPommem

a) Ausgangslage

In diesem Land gibt es keine Kunsthochschule. Die einzige Ausbil-
dungsstätte im Bereich der bildenden Künste war bisher die sich selber

der Ttadition des werkbundes und Bauhauses zurechnende, 1949 in Wis-
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mar als Kunstschule ,,Güte und Form" des Landes Mecklenburg gegrün-
dete und 1952 nach Heiligendamm verlagerte ,,Fachschule ni, arrg"
wandte Kunst". Zur Jahresmitte 1gg0 waren dort 2g Lehrkräfte uitig und
etwa 90 studierende in den vier Studienrichtungen Raumgestaltung/
Möbeldesign, Produktdesign, schmuckgestaltung und Keramik eingä-
schrieben. Ende 1989 wurde die Ausbildung in einer zehn Jahre zuvor
eingestellten Fachriehtung,,Farb- und oberflächengestaltung im Bau-
wesen" als studienriehtung Farbdesign/Denkmalspflege wieäer aufge-
nommen.

Mit der ,,verordnung zur Errichtung von Fachhochschulen Neubran-
denburg und Stralsund" vom 2. Juli 1gg1 wurde diese Fachschule als
eine von nur zweien dieserArt in der frtiheren DDRvom Land Mecklen-
b,rg-vorpommern zum 1. september 1gg1 als Abteilung mit den beiden
Fachbereichen Innenarchitektur und Design in die Fachhochschule
stralsund übergeleitet. Eine institutionelle Anbindr.rng an eine näher ge-
legene Fachhochschule war damals nicht möglich. über die Errichtung
einer Fachhochschule im westen des Landes, für die der wissenschafts-
rat wismar als Standort vorgeschlagen hat, wurde erst später im sinne
dieses vorschlags entschieden. Allerdings beabsichtigt das Land, inner-
halb der nächsten Jahre eine verlagerung der Abteilung nach wismar zu
prüfen.

Mit der Überleitung der Fachschule an die Fachhochschule stralsund
wurde zwar das bisher dort tätige Fachpersonal übernommen, doch wur-
den die Fachlehrer nicht automatisch zu Fachhochschulprofessuren
übergeleitet. Für beide Fachbereiche wurden Gründungsdekane beru-
fen, die neue Studienkonzepte ausarbeiten und den weiteren Au1bau der
Fachhochschulausbildung verantwortlich begleiten sollen.

Nach den Planungen der Abteilung vom Herbst 1gg1 sollen ki.inftig im
Fachbereich Innenarchitektur jährlich etwa B0 studienanfänger im stu-
dienschwerpunkt,,Denkmalspflege/Restaurierung,, und in äer Vertie_
fungsrichtung,,Farbe/Farbgestaltung., ausgebildet werden. Auch für
den Fachbereieh Design sind danach B0 bis 40 Anfänger pro Jahr und
drei studienschwerpunkte bzw. vertiefungsrichtungen vorgesehen
(Produktdesign/Industriedesign, Grafrkdesign und Schmuckdesign). Es
wird daran gedacht, diese in der frtiheren Fachschulausbildung gru.a-
ständigen studienrichtungen zu einern späteren Zeitpunkt wiäder als
eigensttindige studiengänge anzubieten. von den an der Fachschule ge-
pflegten Fächern soll lediglich die Keramikausbildung auslaufen undin
Verbindung damit die Keramikwerkstatt geschlossen werden.

b) Stellungnahme

Der Bedarf an einer Fachhochschulausbildung im Bereich Design/Ge-
staltung in Mecklenburg-Vorpommern ist um so mehr zu bejahen, als es
dort derzeit keine weiteren entsprechenden Hochschulausbildungsmög-
Iichkeiten gibt und wohl auch auf absehbare Zeit nicht geben wiid. Ein
neuer Fachbereich Design und ein modernes eualifrkationsangebot kön-
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nen damit sowohl zur kultuellen Grundver§orgung des Landes als auch

zur wirtschaftlichen Entwicklung beitragen.

Der Wissenschaftsrat erkennt in der ehemaligen Fachschule für ange-

wandte Kunst in Heiligendamm grundsätzlich eine leistungsf?ihige und
bewahrenswerte Einrichtung, deren Potentiale und Fl,,essourcen nach
Maßgabe der allgemein empfohlenen Grundsätze fi.iLr die Errichtung von
Fachhochschulen aus FachschulenS) für den Aufbau einer Fachhoch-
schulausbildung genutzt werden sollten. Die vom Land bereits vollzoge-
ne überleitung der Fachschule in eine Fachhochschule hält er insofern
allerdings füLr problematisch. Auch bezüglich des derzeitigen Standortes
und gegenüber den vorgelegten Plänen fiir den küLnftigen Zuschnitt der
anzubietenden Designausbildung hat der Wissenschaftsrat Bedenken.

so ist zu bezweifeln, ob der kleine Badeort Heiligendamm das für eine
praxisorientierte Fachhochschulausbildung im Design notwendige wirt-
schaftliche und städtische Umfeld bieten oder dieses durch seine Intimi-
tät und die Möglichkeiten eines konzentrierben studiums ersetzen kann.
Auch fehlt hier jede Anbindung an und KooperationsmÖglichkeit mit
anderen Fachrichtungen, die sowohl in der Innenarchitektur als auch im
Produktdesign ftir eine moderne, leistungsfähige Ausbildung besonders
wichtig sind. Eine konstruktive, kontinuierliche und wechselseitig inter-
essantÄ Zusammenarbeit mit technischen Fachbereichen in Stralsund
ist schon wegen der Entfernqng von 80 km kaum realistisch. Ein Dozen-
tenaustausch könnte die geforderte Nähe nicht wettmachen.

Darüber hinaus werden die in Heiligendamm vorhandenen Gebäude
und Flächen ungeachtet ihres derzeitigen Zustandes schon auf mittlere
sicht nicht mehr ausreichen. Der Zustand der werkstätten ist zudem
überwiegend desolat, die räumliche unterbringung (zum Teil in Barak-
ken) absolut unzureichend und die apparative Ausstattung dringend er-

neuerungsbedtirftig. Insgesamt ergibt sich damit ein so erheblicher Ags-
bau- und Sanierungsbedarf am Standort Heiligendamm, daß Kosten-
gründe einer verlagerung des Fachbereichs an einen anderen standort
nicht im Wege stehen dtirften.

Die vorgelegten Konzepte ftiLr eine künftige Ausbildungvermögen eben-
falls nicht zu überzeugen. so bestehen erhebliche ungleichgewichte
zwischen den drei Studienrichtungen des Designs, die wohl nur damit zu

erklären sind, daß die bisher üblichen, hochspezialisierten produkt- bzw.

berufsorientierten Ausbildungsgäinge fortgeschrieben, aber noch keine
neuen problemorientierten, auf die vermittlung von Fähigkeiten statt
von Fertigkeiten abzielende studienkonzepte entworfen worden sind.
Die überwindung kunsthandwerklicher Verfahren und isolierber Ent-
wurfspraxis scheint noch nicht ganz geglückt, eine Öffnung gegenüber

breiteren konzeptionellen Anforderungen der Designtätigkeit noch
nicht erfolgt zu sein.

3) Vgl. Empfehlungen zur Errichtung von Fachhochschulen in den neuen Ländern, in
diesem Band, Teil IL S.56 ff.
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Insgesamt hält der lvissenschaftsrat somit eine gnindliche überarbei-
tung der Ausbildungskonzepte und eine Einbettung des Designs in ein
breiteres Fächerspektrum am ort für unverzichtbar.Zwar ist aizuerken-
nen, daß in Heiligendamm ein beachtlicher Nukleus fl.ir eine leistungs-
ftihige, moderne Fachhochschulausbildung im Design besteht und daß -gemessen an den gegebenen voraussetzungen - an der tr'achschule nicht
zuletzt dank des hohen Engagements der Fachlehrer bisher schon beein-
druckende Leistungen erbracht worden sind. Dennoch reicht dieses
Kapital auf längere Sicht nicht aus.

Der standort Heiligendamm ist damit bestenfalls auf mittlere sicht und
nur für eine startphase der Fachhochschurausbildung geeignet, hat aber
aus den besagten GniLnden längerfristig keine Zukunft. viälmehr sollte
die Designausbildung in Mecklenburg-vorpommern nach Ansicht des
wissenschaftsrates in das Fächerspektrum einer größeren Fachhoch-
schule an einem größeren ort eingebunden werden. Dort sollten auch
die ohnehin notwendigen Investitionen in werkstätten und Fläume er-
folgen. Als Standort kommt dafür infolge des vorgesehenen Fächerspek-
trums, der Entfernungen ,nd des wirtschaftlichen umfeldes nur die
vom wissenschaftsrat empfohlene Fachhochschule wismar in Betracht.

Im Ergebnis empfiehlt der wissenschaftsrat, die Fachbereiche Design
und Innenarchitektur zwar ftir eine startphase und übergangsweise in
Hsiligsndamm zu belassen, dort aber keine größeren Investitionen zu tä-
tigen. vielmehr sollten die Fachbereiche und die Ausbildungsangebote
an die Fachhochschule wismar überfiihrt und auch dort ausgebaut wer-
den. Auf mittlere sicht sollten unter Anknüpfung an vorarbeiten und
Potentiale in Heiligendarnm an der Fachhochschule wismar im Bereich
Design/Gestaltung drei Studiengänge angeboten werden: Innenarchi-
tektur, Kommunikationsdesign und produktdesign/Industriedesign.

Eine Fortführung und weiterentwicklung der Innenarchitektur häIt der
wissenschaftsrat bereits wegen der bisherigen Leistungen und erfolgrei-
chen Tiaditionen in Heiligendamm, aber auch mit Blick auf den
voraussichtlichen Absolventenbedarf zum Beispiel im Bereich des
Innenausbaus im Zusammenhang mit der Touristik-Industrie füLr: emp-
fehlenswert. Dieser studiengang sollte breit angelegt werden und keine
Spezialisierungen wie,,Farbgestaltung', vorsehen, um die beruflichen
Betätigungsmöglichkeiten der Absolventen nicht unnötig einzu-
schränken.

Als zweiter studiengang wäre die Gnrndrichtung Kommunikations-
design vorzusehen, für die in Anbetracht der schlechten voraussetzun-
gen und Ausstattung des Grafikdesigns in Heiligendamm ein vollständi-
ger konzeptioneller und technischer Neuaufbau notwendig sein wird.
Trotz der hohen Kosten fiir Ersteinrichtung und laufenden Betrieb
schlägt der wissenschaftsrat zur Komplettierung des Fächerangebotes
und als Beitrag zur Industrieentwicklung des Landes darüber hinaus als
dritten studiengang Produktdesign/Industriedesign vor. Dieser studien-
gang könnte zunächst auf die Innenarchitektur ausgerichtet und erst im
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Laufe der nächsten Jahre nach Maßgabe der wirtschaftlichen Entwick-
lung des Landes weiter ausgebaut werden. Konzeptionell wäre hier eine
öffnung gegenüber der Design- und Produktentwicklung in den nor-
dischen Ländern wünschenswert, in denen sich derzeit eine Fl,,enaissance

ihrer in den 60er Jahren starken internationalen Stellung abzuzeichnen
beginnt. In Ermangelung eines geeigneten industriellen und wirtschaft-
lichen Umfeldes sollte hingegen von einer Fortftihrung des Schmuck-
designs als eigener Studiengang abgesehen und dieses Gebiet statt des-
sen in das Produktdesign integriert werden.

II. 2.3. Sachsen

Für Sachsen empfiehlt der Wissenschaftsrat angesichts der Größe und
Wirtschaftsstruktur des Landes die Errichtung von zunächst zwei Fach-
bereichen Design/Gestaltung mit unterschiedlichem Fachprofrl an den
Fachhochschulen der beiden städtischen Zentren Dresden und Leipzig.

Der Fachbereich Design der Fachhochschule Dresden sollte neben dem
Kommunikationsdesign auch ein voll ausgebautes Produktdesign (ein-
schließlich des Industriedesigns) umfassen, für welches angemessene
Werkstätten und apparative Voraussetzungen zu schaffen sind. Beide
Studiengänge und Arbeitsbereiche des Design müßten, da am Ort keine
dafür nutzbaren Potentiale vorhanden sind, vollständig neu aufgebaut
werden.

Darüber hinaus empfrehlt der Wissenschaftsrat, den anwendungsorien-
tierten Bereich der Hochschule fi.ir bildende KüLnste (HbK), hervorge-
gangen aus der ehemaligen Kunstgewerbeschule in der Güntzstraße am
nördlichen Elbufer, in den Fachbereich Design der Fachhochschule
Dresden einzubringen und den schon an der HbK angebotenen Diplom-
studiengang Restaurierung dort künftig als dritten Fachhochschulstu-
diengang fortzufüLhren.4) Mit den drei Vertiefungsrichtungen/Studien-
schwerpunkten Restaurierung von Gemälden, von Skulpturen und von
Wandmalereien unterscheiden sich Profrl und Berufsbezug dieses Stu-
diengangs in Dresden deutlich von den ftir die Fachhochschule Potsdam
geplanten Studienangeboten im Bereich Restaurierung/Denkmalspfle-
ge, so daß auch kein Überangebot von Absolventen für einen nur sehr
schmalen Arbeitsmarkt zu befürchten ist. Im Unterschied dazu hält der
Wissenschaftsrat eine Fortftihrung des bisher von der HbK angebotenen
Diplomstudiengangs Bühnenbild vom Absolventenbedarf her gesehen
nicht für vertretbar. Statt als grundständiger Studiengang sollte dieser
Anwendungsbereich in der Fachhochschule als Vertiefungsrichtung/
Studienschwerpunkt innerhalb der Studiengäinge Produktdesign oder
Kommunikationsdesign Berücksichtigung flrnden, iedoch mit nur gerin-
gen Kapazitäten.

4) Vgl. Empfehlungen für die l«imftige Entwicklung der Kunst-, Musik- und Theater-
hochichulen in den neuen Ländern und im Ostteil von Berlin, in diesem Band, Teil I'
s.238.
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Die Fachhochschule Leipzrg sollte im unterschied zu Dresden kein pro-
duktdesign/Industriedesign anbieten, da diese Studienrichtung an der
nahegelegenen ,,Hochschule für Kunst und Design., Burg GiÄbichen-
stein/Halle fortgeführt wird, wo sie bisher schon vergleichsweise gut
ausgebaut und leistungsstark war. Eine Verdoppelung dieser Ausbil-
dungsrichtung innerhalb einer Region läßt sich nach Ansicht des wis-
senschaftsrates unter Bedarfs- und Kostengesichtspunkten auch dann
nicht empfehlen, wenn sie in dem einen Fall an einer Fachhochschule
und im anderen Fall an einer Kunsthochschule geführt wird.

Der Fachbereich Design der Fachhochschule Leipzig sollte statt dessen
ein breit ausgebautes Kommunikationsdesign umfassen, ftir das sich in
der wirtschaftlichen Tradition des standortes und in Ergänzung zu den
übrigen ftir die Fachhochschule vorgeschlagenen studienangeboten ein
deutlicher Schwerpunkt in den Bereichen Werbegfafik, Mediendesign,
Druck und Verpackung anbietet.

Obwohl in Leipzig mit der dortigen ,,Hochschule für Grafrk und Buch-
kunst" bereits eine sehr renommierte und leistungsfähige Ausbildungs-
stätte füLr das Grafikdesign besteht, erkennt der wissenschaftsrat einen
weiteren Bedarf an einer leistungsfühigen Fachhochschulausbildung an
diesem ort, sofern es trotz kaum zu vermeidender partieller überschnei-
dungen in einzelnen Leistungsbereichen beider Hochschulen gelingt,
flir beide Einrichtungen unterschiedliche Arbeitsaufträge und schwer-
punkte zu formulieren. unter dieserAnnahme könnte sich nach Ansicht
des \[issenschaftsrates ein produktiver wettbewerb beider Ausbildungs-
richtungen und Hochschultypen am Ort entwickeln. Mit den vorge-
schlagenen besonderen Akzenten des Kommunikationsdesigns an der
Fachhochschule Leipzig besteht dafür jedenfalls eine realistische
Chance.

Der Wissenschaftsrat empfiehlt dem Land Sachsen, bei den Entschei-
dungen über die Weiterentwicklung der ,,Hochschule fi.ir Grafik und
Buchkunst" und über die Etablierung eines Fachbereichs Design an der
Fachhochschule Leipzig in diesem Sinne auf eine Abgrenzung der Aus-
bildungsangebote und Arbeitsschwerpunkte zu achten.

Als möglicher dritter standort flir eine Designausbildung in sachsen
kommt außer Dresden und Leipzig aus Sicht des Landes eine Fachhoch-
schule Vogtland in Betracht (Textildesign). Allerdings ist noch offen, ob
und wann mit einer Verwirklichung der Pläne zur Gründung dieser wei-
teren sächsischen Fachhochschule gerechnet werden kann, so daß der-
zeit flir den Wissenschaftsrat kein Anlaß besteht, dazu Stellung zu
nehmen.

Die Fachschule füLr ,,Angewandte Kunst" in Schneeberg, die von ihren
bisherigen Ausbildungsangeboten ebenfalls als Nukleus für eine Fach-
hochschulausbildtrng im Design in Flage kommen könnte, soll nach den
vorschlägen der Landeshochschulstrukturkommission zwar als l«iLnstle-
rische Ausbildungsstätte erhalten bleiben, iedoch weder als eigenständi-
ge Spezialfachhochschule fortgeführt noch in die Designausbildung an
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einer anderen geplanten Fachhochschule des Landes - etwa als Abtei-
lung - eingebrächt werden. Sowohl von der geographischen Lage des

Ortäs (mangelndes Umfeld) als auch von der bisher stark kunsthand-

werklich geprägten Ausrichtung dieser Fachschule her hielte der wis-
senschaftJrat eine solche Lösung auch nicht füLr empfehlenswert, zumal
gerade das Design einer Einbettung in ein größeres Fächerspektrum be-

darf.

II. 2.4. Sachsen-Anhalt

In Sachsen-Anhait soltte nach Ansicht des wissenschaftsrates nur an ei-

ner der vier vorgesehenen Fachhochschulen eine moderne Designaus-

bildung angeboien werden. Als Standort dafiiLr kommen Magdeburg
oder Dessau (dort als Abteilung der Fachhochschule Anhalt) in Be-

tracht. Das Land beabsichtigt, die Designausbildung als dritten Fachbe-

reich neben dem Bauingenieurwesen und der Architektur in Dessau zu

etablieren, um damit zumindest symbolisch Leistungen und Tladitionen
des Bauhauses zu würdigen.

Diese Standorbentscheidung ist fiir den fachlichen Zuschnitt des Designs

insoweit folgenreich, als es nach Ansicht des Wissensehaftsrates nicht
vertretbar wäre, an diesem ort in relativer räumlicher Nähe zu Halle und
Leipzig ein voll ausgebautes Leistungsspektrum im Kommunikations-
design und Produktdesign anzubieten. vielmehr ist es schon zur ver-
meiäung von überkapazitäten und regionalen Disparitäten sinnvoll, die

drei Oftä als zu einem Großraum gehörend zu betrachten und das Profil
des Designs an allen daftir in Frage kommenden Hochschulen (Fach-

hochschule und Hochschule ftiLr Grafrk und Buchkunst in Leipzig, Hoch-

schule für Kunst und Design in Halle, Fachhochschule Dessau) aufein-
ander abzustimmen.

Der Bedarf an Ausbildungsplätzen in der Fachrichtung Produktdesign/
Industriedesign dürfte bereits von der ,,Hochschule fiir Kunst und
Design,, in Burg Giebichenstein/Halle abgedeckt werden. Auch die zwei-

te gräße Grundrichtung des Designs, Kommunikationsdesign, w1d so-

*oht dort als auch in Leipzig mit größeren Kapazitäten vertreten sein.

Daher sollte der Schwerpunkt eines Fachbereichs Design in Dessau auf
einer breit ausgebauten Innenarchitektur liegen, für die an diesem ort
mit Architektur und Bauingenieurwesen auch die notwendigen fachli-

chen Kooperationsmöglichkeiten und verknüpfungen gesichert sind.

Mit Blick auf die vielfältigen Beschäftigrrngsmöglichkeiten füT Absol-
venten kommt darüber hinaus auch ein studiengang Kommunikations-
design/Grafrkdesign in Frage, dessen Ausrichtung und Kapazitäten aber

erke-nnbar auf die des Kommunikationsdesigns an der ,,Hochschule ftiLr

Kunst und Design" in Burg Giebichenstein/Halle abgestimmt sein

sollten.

Mit der Hochschule fiirr Kunst und Design in Burg Giebichenstein/Halle
und der Innenarchitektur sowie gegebenenfalls dem Grafrkdesign an der
Fachhochschule in Dessau kann der Ausbildungsbedarf des Landes
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sachsen-Anhalt im Bereich Design/Gestaltung nach Ansicht des wis-
senschaftsrates auch mittelfristig ausreichend befriedigt werden.

II. 2.5. Thtiringen

Auch in Thtiringen erkennt der wissenschaftsrat grundsätzlich einen
hinreichenden Bedarf für den Aufbau einer Fachhochschulausbildung
t1 der Grundrichtung Kommunikationsdesign. Eine Einlösung diesei
Option im Land Thtiringen hält er aber nicht flir vordringlich.

Das Land hat noch nicht über studienangebote im Design entschieden,
überlegt aber, aus regionalpolitischen Grtinden die von lokaren Initiativ-
gruppen und dem verband bildender KiiLnstler vorgeschlagene Einrich-
tung einer Fachhochschulausbildung mit den Schwerpunkten Spiel-
zeugdesign, Glas und Keramik an einem Standort in Süd-Thi.idngen (et-
wa sonnenberg oder Neuhaus) aufzugreifen. Dieser Fachbereich Design
soll nach den Plänen des Landes im Falle einer Realisierung als Außen-
standort oder Abteilung der Fachhochschule Erfurt oder der Fachhoch-
schule schmalkalden geführt werden. Aus den oben bereils näher dar-
gelegten GrüLnden hätte der wissenschaftsrat gegenüber einer solchen
Abteilungslösung gerade für das Design, das nicht isoliert stehen kann
und eines entwickelten wirtschaftlichen und städtischen umfeldes be-
darf, erhebliche Bedenken und bittet das Land, die Konsequenzen einer
solchen Entscheidung zu berücksichtigen.

sofem das Land in den nächsten Jahren überhaupt Fachhochschulstu-
diengänge im Design einrichten möchte, wäre Erfurt nach Ansicht des
wissenschaftsrates unter Berücksichtigung der oben aufgezeigten Krite-
rien fi.ir eine moderne Designausbildung der beste Standort. Allerdings
sollte es zunächst die Möglichkeit prüfen, ob ein eventueller eualiffta-
tionsbedarf nicht auch durch einen gemeinsam mit einem anderen Bun-
desland zu tragenden, breit ausgebauten und leistungsfähigen Fachbe-
reich Design an einer Fachhochschule befriedigt werden könnte, an der
- anders als in Erfurt - das wünschenswerte fachliche umfeld (Technik
und Wirtschaft) gesichert ist.
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Mitglieder des Wissenschaftsrates

(Stand: September 1990 bis Dezember 1991)

I. Vom Bundespräsidenten berufene Mitglieder

1. Auf gemeinsamen Vorschlag der Deutschen Forschungsgemein-

schJt, der Max_planck-Gesäilschaft, der westdeutschen Rekto-

renkonferenzundderArbeitsgemeinschaftderGroßforschungs-
einrichtungen

Dr. rer. Pol. Klaus Brockhoff
Professor für Betriebswirtschaftslehre
an der Universität Kiel
Direktor des Instituts
ftir Betriebswirtschaftliche Innovationsforschung
Seit Juni 1991

Dr.-Ing. Dipl.-Wirt. Ing' Walter Eversheim
Professor für Produktionssystematik
an der Technischen Hochschule Aachen
Direktor des Laboratoriums füLr

Werkzeugmaschinen und Betriebslehre
Von Januar 1990 bis Januar 1991

Dr. rer. nat. Dipl'-Phys. Helmut Gabriel
Professor für Theoretische Physik
an der FreienUniversität Berlin
Seit Januar 1988

OIaf Harder
Professor für Bauingenieurwesen
an der Fachhochschule Konstanz
Seit Juni 1991

Dr. rer. nat. Gotthilf HemPel
Direktor des Alfred-Wegener-Instituts
füLr Polar- und Meeresforschung
Professor für Meereskunde,
insbesondere Fischereibiologie,
an der Universität Kiel (beurlaubt)
SeitJanuar 1990

Dr. rer. nat. Karl-Heinz Hoffmann
Professor für Angewandte Mathematik
an der Universität Augsburg
Seit Januar 1990

Dr. rer. pol. Dipl.-Volkswirt Max Kaase
Professor für Politische Wissenschaft
und International Vergleichende Sozialforschung
an der Universität Mannheim
Seit Januar 1987
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Dr. med. HorstFranz Kern
Professor ftiLr Zellbiologie und Zellpathologie
an der Universität Marburg
Seit Januar 1986

Dr. phil. JüLrgen Kocka
Professor fiir Geschichte der Industriellen Welt
an der FYeien Universität Berlin
SeitJanuar 1990

Dr. rer. pol. Dipl.-VolkswirtHeinz König
Professor für Volkswirtschaftslehre
an der Universität Mannheim
Gf. Direktor des Instituts für
Volkswirtschaftslehre und Statistik
Von März 1985 bis Januar 1991

Dr. phil. Lothar Kreiser
Professor ftiLr Logik
an der Universität Leipzig
SeitJuni 1991

Dr. phil. Lenelis Kruse-Graumann
Professorin für Psychologie
Schwerpunkt: ökologische Psychologie
an der Fernuniversität Hagen
Honorarprofessorin der Universität Heidelberg
Seit Januar 1991

Dr. med. JüLrgen van de Loo
Professor für Innere Medizin
an der Universität Münster
Direktor der Medizinischen Klinik
und Poliklinik
Seit Januar 1989

Dr.-Ing. FYanz Mayinger
Professor für Thermodynamik, Wärmeübertragung und
Gas -Flüssigkeits- Strömung
an der Technischen Universität Mürrchen
SeitJanuar 1991

Dr. phil. JüLrgen Mittelstraß
Professor für Philosophie
an der Universität Konstanz
Von Januar 1985 bis Januar 1991

Dr. rer. nat. Gerhard Neuweiler
Professor fiir Zoologse und Vergleichende Anatomie
an der Universität Mi.irrchen
SeitJanuar 1988

282



Dr. phil. Dr. phil. h. c. mult. Els Oksaar
Professorin ftir Allgemeine und Vergleichende Sprachwissen-
schaft an der Universität Hamburg
Gf. Direktorin des Instituts für Allgemeine
Sprachwissenschaft und Indogermanistik
Seit Januar 1988

Dr. rer. nat. habil. Benno Parthier
Professor fti,r Biochemie der Pflanzen
Präsident der Deutschen Akademie der Naturforscher
- Leopoldina-
SeitJuni 1991

Dr. sc. nat. Gerd Röpke
Professor flir Theoretische Physik
an der Universität Rostock
Seit Juni 1991

Dr. rer. nat. Dr. sc. pol. Harald Scherf
Professor fi.ir Wirtschaftstheorie, Ökonomie und Statistik
an der Universität Hamburg
Seit Januar 1991

Dr. sc. agr. Creorg Schönmuth
Professor für Tierzüchtung und Haustiergenetik
Direktor des Instituts ftir Tierzüchtung und Haustiergenetik
der Humboldt-Universität zu Berlin
Seit Juni 1991

Dr. rer. pol. Peter Schulte
Frofessor ftir Statistik,
Empirische Marketing-Forschung
und Wirtschaft smathematik
an der Fachhochschule Mürrster
SeitJanuar 1989

Dr. rer. nat. Max Schwab
Professor flir regionale Geologie
an der Universität Halle
Seit Juni 1991

Dr. med. Peter C. Scriba
Professor für Innere Medizin
an der Medizinischen I(linik Innenstadt
der Universität Mi.irrchen
Seit Januar 1986

Dr. iur. Dieter Simon
Gf. Direktor des Max-Planck-Instituts füLr

europäsche Rechtsgeschichte, Frankfurt am Main
Professor ftir Römisches Recht und Bürgerliches Recht
an der Universität Flankfurt am Main
Seit Januar 1985

283



Dr. rer. nat. Herbert Walther
Direktor am Max-Planck-Institut ftir euantenoptik
Professor ftir Experimentalphysik
an der Universität München
SeitJanuar 1990

2. Auf gemeinsamen Vorschlag der Bundesregierung und der
Länderregierungen

Dr. rer. pol. Doris Andr6
Mitglied des Vorstandes der
BAT Zigarettenfabriken
Seit Januar 1987

Dr. rer. nat. Dipl.-Chem. Ernst Biekert
Mitglied des Vorstandes und des Präsidiums
der Gesellschaft Deutscher Chemiker e.V.,
Frankfurt am Main
Apl. Professor füLr Organische Chemie
an der Universitilt Heidelberg
Seit Januar 1987

Dr. iur. Axel Freiherrvon Campenhausen
Staatssekretlir a. D.
Präsident der Klosterkammer, Hannover
Honorarprofessor für Staatsrecht, Verwaltungsrecht,
Kirchenrecht an der Universität Gtittingen
Leiter des Kirchenrechtlichen Instituts der EKD, Göttingen
SeitJanuar 1986

Dr. rer. nat. Hans Gtinter Danielmeyer
Professor für Experimentelle Festkörperphysik
Honorarprofessor der Technischen Universität Mi.inchen
Mitglied des Vorstandes der Siemens AG
Seit September 1991

Dr.-Ing. Herbert Gassert
Mitglied des Aufsichtsrats
der ASEA Brown Boveri Aktiengesellschaft, Mannheim
Seit Januar 1984

Dr. phil. Heinz Markmann
Professor
Leiter des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen
Instituts des Deutschen Gewerkschaftsbundes GmbH,
Düsseldorf (seit 28. Februar 1989 im Ruhestand)
Seit Juni 1971

Dr. theol. habil. Richard Schröder
Professor fliLr Philosophie
an der Humboldt-Universität Berlin
Seit September 1991
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Dr. rer. nat. Hansjörg Sinn
Senator a. D.
Professor ftir Technische Chemie und Chemische Reaktions-
technik an der Universität Hamburg
Gf. Direktor des Instituts ftir Technische und Makromolekulare
Chemie (ITMCh)
SeitJanuar 1986

II. Von den Regierungen des Bundes und der Länder entsandte Mit-
glieder

1. Bundesregierung

Dr. phil. FYitz Schaumann
Staatssekretär im Bundesministerium
für Bildung und Wissenschaft
Seit Mai 1988

Ständiger Stellvertreter:
Hans Rainer Friedrich
Ministerialdirigent im Bundesministerium
ftir Bildung und Wissenschaft
Seit September 1990

Dr. iur. Gebhard Ziller
Staatssekretär im Bundesministerium
für Forschung und Technologie
Seit Mai 1987

Ständiger Stellvertreter:
Dr. phil nat. Josef Rembser
Ministerialdirektor im Bundesministerium
für Foschung und Technologie
Von November 1982 bis Juli 1991

Dr.-Ing. Hermann Strub
Ministerialdirigent im Br.rndesministerium
für Forschung und Technologie
SeitAugust 1991

Dr. iur. Peter Klemm
Staatssekretär im Bundesministerium der Finanzen
Seit März 1989

Ständiger Stellvertreter:
Dr. rer. pol. Lothar Weichsel
Ministerialdirigent im Bundesministerium der Finanzen
Seit April 1988
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2.

Ftanz Kroppenstedt
Staatssekretär im Bundesministerium des Innem
Seit Juni 1983

Ständiger Stellvertreter:
Diethelm Banspach
Ministerialdirektor im Bundesministerium des Innern
SeitJanuar 1989

Dr. Kurt Eisenkrämer
Staatssekretär im Bundesministerium für
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten
Von Januar 1988 bis September 1991

Dr. Helmut Scholz
Staatssekretär im Bundesministerium fiir
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten
Seit Oktober 1991

Ständiger Stellvertreter:
Dr. agr. Herward Schmidt
Ministerialdirektor im Bundesministerium für
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten
SeitJuni 1983

Dr. rer. pol. Otto Schlecht
Staatssekretär im Bundesministerium für Wirtschaft
Von April 1973 bis April 1991

Professor Dr. rer. oec. Johann Eckhoff
Staatsselaetär im Bundesministerium für Wirtschaft
Seit Mai 1991

Ständiger Stellvertreter:
N. N.

Baden-Wtirttemberg

Professor Dr. jur. Helrnut Engler
Minister für Wissenschaft und Kunst
Von Mai 1978 bis Januar 1991

Klaus von Trotha
Minister fi.ir Wissenschaft und Kunst
Seit Februar 1991

Ständiger Stellvertreter :

Frofessor Dr. jur. Manfred Erhardt
Ministerialdirektor im Ministerium
für Wissenschaft und Kunst
Von August 1984 bis Januar 1991
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Dr. iur. Bernhard Bläsi
Ministerialdirektor im Ministerium
ftir Wissenschaft und Kunst
Seit Februar 1991

3. Bayem

Dr. iur. Otto Wiesheu
Staatssekretär im Staatsministerium füLr Unterricht, Kultus,
Wissenschaft und Kunst
Seit November 1990

Ständiger Stellvertreter:
Herbert Kießling
Ministerialdirektor im Staatsministerium füLr Unterricht,
Kultus, Wissenschaft und Kunst
SeitJuli 1989

4. Berlin

Professor Dr. phil. Barbara Riedmüller-Seel
Senatorin für Wissenschaft und Forschung
Von April 1989 bis Januar lggl

Professor Dr. iur. Manfred Erhardt
Senator füLr Wissenschaft und Forschung
Seit Januar 1991

Ständiger Stellvertreter:
Dr. phil. Hans Kremendahl
Staatsselaettir bei der Senatsverwaltung friLr
Wissenschaft und Forschung
Von April 1989 bis Januar 1991

Steffie Schnoor
Staatsselsetärin bei der Senatsverwaltung für
Wissenschaft und Forschung
Seit Januar 1991

5. Brandenbr.ug

Hinrich Enderlein
Minister füLr Forschung und Kultur
Seit Mai 1991

Ständiger Stellvertreter:
Professor Dr. phil. JtiLrgen Dittberner
Staatssekretär im Ministerium und Kultur
Seit Mai 1991

6. Bremen

Dr. iur. Hennnig Scherf
Senator für Bildung, Wissenschaft und Kunst
Seit Mai 1990
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Ständiger Stellvertreter:
Professor Dr. ir.r. Reinhard Hoffmann
Staatsrat beim Senator fiir Bildung'
Wissenschaft und Kunst
SeitJanuar 1980

7. Hamburg

Professor Dr. rer. pol. Hans-JtiLrgen Krupp
Senator und Präses der Finanzbehörde
Von Juni 1988 bis August 1991

Wolfgang Curilla
Senator und Präses der Finanzbehörde
Seit September 1991

Ständiger Stellvertreter :

Hartmuth Wrocklage
Staatsrat der Finanzbehörde
Seit JuIi 1984

8. Hessen

Dr. phil. Wolfgang Gerhardt
Minister ftiLr Wissenschaft und Kunst
Von April 1987 bis März 199i

Professor Dr. phil. Evelies MaYer
Ministerin für Wissenschaft und Kunst
SeitApril1991

Ständiger Stellvertreter:
Dr. iur. Hermann Kleinstück
Staatssekretär im Ministerium ftiLr

Wissenschaft und Kunst
Von September 1987 bis März 1991

Dr. iur. Bemd Kummer
Staatssekretär im Ministerium für
Wissenschaft und Kunst
SeitApril1991

9. Mecklenburg-Vorpommern

Oswald Wutzke
Minister für Bildung, Wissenschaft,
Kultur, Jugend und SPort
Seit Mai 1991

Ständiger Stellvertreter:
Dr. jur. Thomas de Maiziöre
Staatssekretär im Ministerium ftirr Bildung,
Wissenschaft, Kultur, Jugend und Sport
Seit Mai 1991
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l0.Niedersachsen

Helga Schuchardt
Ministerin friLr Wissenschaft und Kultur
Seit Juni 1990

Ständiger Stellvertreter:
Dr. iur. Uwe Reinhardt
Staatssekretär im Ministerium ftiLr

Wissenschaft und Kultur
Seit Juni 1990

1 1. Nordrhein-Westfalen

Diplom-Volkswirtin Anke Brunn
Ministerin ftir Wissenschaft und Forschung
Seit Juli 1985

Ständiger Stellvertreter:
Dr. iur. Gerhard Konow
Staatssekretär im Ministerium fü,r: Wissenschaft
und Forschung
Seit November 1983

12. Rheinland-Pfalz

Dr. phil. Georg Gölter
Kultusminister
Von Juli 1981 bis Mai i991

Professor Dr. med. E. JüLrgen Zöllner
Minister friLr Wissenschaft
und Weiterbildung
Seit Juni 1991

Ständiger Stellvertreter:
Erwin Heck
Staatsselaetär im Ministerium für Wissenschaft
und Weiterbildung
Seit Juni 1986

13. Saarland

Professor Dr. phil. Dipl.-Psych. Diether Breitenbach
Minister fl.iLr Wissenschaft und Kultur
Seit April 1985

Ständiger Stellvertreter:
Dr. iur. Rüdiger Pernice
Staatssekretlir im Ministerium fü,r
Wissenschaft und Kultur
Seit Mai 1986
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14. Sachsen

Professor Dr. phil. Hans-Joachim Meyer
Minister fiir Wissenschaft
Seit Mai 1991

Ständiger Stellvertreter :

Eckhard Noack
Staatssekretär im Ministerium ftir Wissenschaft
Seit Mai 1991

15. Sachsen-Anhalt

Dr. \[erner Sobetzko
Minister fl.ir Schule, Erwachsenenbildung und Kultur
Bis August 1991

Professor Dr. sc. techn. Rolf Frick
Minister für Wissenschaft und Forschung
Seit September 1991

Ständiger Stellvertreter :

Professor Dr. rer. nat. Hans Albrecht Freye
Staatssekretär im Ministerium ftir Wissenschaft
undForschung
Seit Mai 1991

16. Schleswig-Holstein

Marianne Tidick
Ministerin füLr Bildung, Wissenschaft, Jugend und Kultur
Seit Juni 1990

Ständiger Stellvertreter:
Dr. iur. Peter Kreyenberg
Staatssekretiir im Ministerium fiir
Bildung, Wissenschaft, Jugend und Kultur
Seit Juni 1988

17. Thürlngen

Dr. sc. nat. Ulrich Fickel
Minister füLr Wissenschaft und Kunst
Seit Mai 1991

Sttindiger Stellvertreter:
Dr. phil. Wemer Brans
Staatssekretär im Ministerium ftir
Wissenschaft und Kunst
Seit Mai 1991
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Vorsitzender des Wissenschaftsrates:

Frofessor Dr. iur. Dieter Simon
Seit Januar 1989

Vorsitzender der Wissenschaftlichen Kommission des
Wissenschaftsrates:

Professor Dr. med. Horst trYanz Kern
Seit Januar 1989

Stellvertretender Vorsitzender der Wissenschaftlichen
Kommission des Wissenschaftsrates:

Professor Dr. phil. Jürgen Mittelstraß
Von Januar 1989 bis Januar 1991

Professor Dr. rer. nat. Gerhard Neuweiler
Seit Januar 1991

Vorsitzende der Verwaltungskommission des
Wissenschaftsrates:

Minister Professor Dr. Diether Breitenbach
Von Januar 1987 bis Januar 1991

Ministerin Anke Brunn
Seit Januar 1991

Staatssekretär Dr. FYitz S ch au m ann
Seit JuIi 1988
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Geschäftsstelle (September 1990 bis Dezember 1991)

Generalsekretär: Ministerialdirektor Dr. Winfried B e n z

Referatsleiter:

Dr. Hans-Jürgen Block
Dr. Hans-Gerhard Hu s un g
Dr. Wilhelm Krull
Dr. Michael Maurer
Dr. FYiedrich Te ge Ib e kkers

Referenten/-innen:

Dr. Hans Afflerbach
Dr. Hartmut Berghoff
Dr. Hans-Joachim B i e b er
Jörg Bostel
Dr. Wolfgang Börner
Ursula Dettbarn
Bernhard Dotzler
Dr. Wolfgang Drechsler
Dr. Rainer Eichmann
Dr. Sabine Englich
Dr. Jochen Fried
Dr. Dietmar Go I I - B ickm ann
Peter Hanske
Dr. Bettina Hartwig
Dr. Werner Kleinhanß
Dr. Christoph Kronabel
Dr. Peter Offermann
Dr. Matthias P au I - Krum p h o I z
Dr. Michael Quirin
Dr. Susanne Reichrath
Hermann Schmitz
Gerhard Schreier
Dr. Ulrich S c hrei tere r - Frevert
Dr. Andreas Trepte
Ulrike Vieten
Dr. Martina Wächter
Dr. Daisy Weßel

Anschrift der Geschäftsstelle:
Marienburger Straße 8
5000 Köln 51
Telefon: (0221) 37 76-0
Telefax (0221) 388440

Weitere Mitarbeiter/-innen :

Heidi Behrens
Dr. Ursula Bittins
Edith Breuer
Werner Bund
Hans-Joachim Dahlke
Ute Donnermeyer
Sigrid Engels
Erika van Genabeck
Ellen Haaf
Gabriele Heis
Regina Korn
Helmut Kröner
Ursula Krüger
Petra Langhein
Ingeborg Laub
Horst Lenting
Peter Lindlar
Petra Lotzen
Karl Malo
Iris Meurers
Marlene Mirza
Monika Mürb
Annemarie Necker
Renate Pflanz
Myriam Pickel
Irmgard Pokahr
Hedwig Ponitka
Jutta Rambo
Bianca Rosenau
Berghild Rohde
Hannelore Schaden
Helga Schmidt
Astrid Schulte
Reinhold Schulte
Ulrike Schulte
Karin Simnonia
Martina Sonntag
Helma Strauch
Renate Vöhringer
Renate Wicharz
Manfred Willutzki
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Veröffentlichungen des Wissenschaftsrates:

Empfehlungen und Stellungnahmen, die nicht gesondert veröffentlicht
wurden, sind in dem seit 1972 jährlich erscheinenden Band ,,Empfeh-
Iungen und Stellungnahmen" zusarnmengefaßt. Dieser Band enthält
auch den Allgemeinen Teil der Empfehlungen zu den Rahmenplänen
nach dem Hochschulbauftirderungsgesetz (seit dem 3. Rahmenplan).
Ein Verzeichnis der bis 1986 veröffentlichten Schriften enthält der Band
,,Empfehlungen und Stetlungnahmen 1986". Im folgenden sind nur die
nicht vergriffenen Veröffentlichungen aufgeftitrt.

- Empfehlungen und Stellungnahmen aus den Jahren 1958 bis 1971,

1978.

- Stellungnahmen zu geisteswissenschaftlichen Forschungseinrichtun-
gen außerhalb der Hochschulen, 1981.

- Empfehlungen zur Verbesser.rng der Lage von Forschung und Lehre
in der Zahnmedizin, 1981.

- Stellungnahmen zu den Wirtschaftsforschungsinstituten und zum
Forschungsinstitut ftiLr Rationalisierung, 1982.

- Wissenschaftsrat 1957-1982, 1983.

- Empfehlungen zum Wettbewerb im deutschen Hochschulsystem,
1985.

- Empfehlungen zur Struktur des Studiums, 1986.

- Empfehlungen zur klinischen Forschung in den Hochschulen, 1986.

- Empfehlungen zum Magazinbedarf wissenschaftlicher Bibliotheken,
1986.

- Stellungrrahme zu den Zentralen Fachbibliotheken in der Bundes-
republik Deutschland, 1988.

- Empfehlungen zu den Perspektiven der Hochschulen in den 90er
Jahren, 1988.

- Stellungnahmen zur Meeresforschung, 1989.

- Stellungnahme zur Förderung der Meeresforschung in den norddeut-
schen Ländern, Allgemeiner Teil, 1989.

- Empfehlungen zur Informatik an den Hochschulen, 1989.

- Stellungnahmen zu Einrichtungen der Information und Dokumenta-
tion, 1990.

- Empfehlungen zur Entwicklung der Fachhochschulen in den 90er
Jahren, 1991.
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Stellungnahmen zu biologischen Forschungseinrichtungen außer-
halb der Hochschulen, 1991.

Empfehlungen zur Zusammenarbeit von Großforschungseinrich-
tungen und Hochschulen, 1991.

Stellungnahmen zu den außeruniversitären Forschungseinrichtun-
gen der ehemaligen DDR, 10 Bde., 1992.

Empfehlungen zur Internationalisierung der Wissenschaftsbeziehun-
gen, 1992.

Stellungnahmen zu den Einrichtungen des Sektors Museen der
Blauen Liste, 1992.

Leitlinien zur Reform des Medizinstudiums, 1992.
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